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Yorwort. 


Die pofitiven Beſtimmungen, welche für die Staats- 


‘verwaltung in Bayern maßgebend find, haben allmäh- 


lich einen ſolchen Umfang erreicht, daß es felbft dann, 
wenn biefelben unter fi in innerem Zufammenhange 
flünden und einander nicht widerſprächen, höchſt ſchwierig 
wäre, fie ohne foftematifche Verarbeitung zu bewältigen. 
Grwägt man aber, daß die Verwaltungdnormen vielfach 
unbeftimmt und lückenhaft in fich find, und nicht felten 
mit einander in Widerſpruch flehen, fo wird man bie 
Nothwendigkeit erkennen, dad Verwaltungsrecht einer 
wiſſenſchaftlichen Behandlung zu unterftellen; denn bie 
Zweifel zu heben und die Lüden zu ergänzen, kann 
nur dann gelingen, wenn man ſich die Staatöverwaltung 
als ein Spftem denft, deſſen einzelne Säge von gewiſſen 
allgemeinen, dad Ganze beherrfchenden Principien abgeleitet 
find. Dabei verftcht es ſich von jelbft, daß wir dad 
Syſtem der Staatöverwaltung nicht ald ein rein logiſches 
Schema betradptet wiffen wollen, das zu allen Zeiten 
und unter allen Verhältniſſen ſich völlig gleich liche. 
Die Natur der Dinge bringt es vielmehr mit fi, daß 
die Mittel und Wege, welde zur Verwirklichung ber 
Aufgaben des Staates betreten werden, je nach den zeit— 
lich und örtlich verſchiedenen thatjächlichen DVerhält- 
niffen wechſeln Fönnen, ja in vielen Fällen wechſeln 
möffen. — 

Die Arbeit, welde ich hiermit dem Publicum vors 
lege, ift ein Verſuch, dem Bebürfniffe wiffenfchaftlicher 
Bearbeitung bed Verwaltungsrechtes zu genügen. Wie 
unvollfommen derſelbe fey, bin ih mir klar bewußt. 


v Borwort. 


Infoweit die Gründe diefer Unvollfommenheit mir zur 
Laſt fallen, Habe ich fie natürlich auch allein zu ver- 
antworten. Allein manche Tiegen in- Berhältniffen, bie 
ich nicht vertreten kann. Dahin gehört insbeſondere die be» 
ſtaͤndige Fluͤſſigkeit des Stoffes, mit dem wir eö hier zu 
tun haben. Während des Drudes find mehrere Be 
flimmungen, die in früheren Bogen ald geltende darge 
ftellt wurden, geändert oder aufgehoben worden, und 
find anderſeits neue hinzugekommen, bie ih bei ber 
Entwerfung des Manuferipted noch nicht kannte. Ich 
hielt e8 nicht für nöthig diefe Veränderungen hier gleich 
einzeln aufzuzählen; denn einerſeits weiß ich nicht, ob fich 
nicht, während ich die Nachträge fehreibe, Veranlaffung 
ergibt, auch dieſe wieder zu berichtigen; anderſeits ging 
mein Beftreben überhaupt nicht dahin, im Detail voll« 
ſtaͤndig und erfchöpfend feyn zu wollen, und ſchließlich 
bieten mir meine Vorträge an ber Univerfität die Ge— 
legenheit, meine Zuhörer auf ſolche Veränderungen aufe 
merffam zu machen. 

Daß mich jede Berichtigung von Irrthuͤmern nur 
zu Danf verpflichten wird, braude ich wohl kaum 
ausbrüdlich zu verfihern; wen es gleih mir um bie 
Förderung der Wiffenfchaft unſeres Verwaltungsrechtes 
zu thun iſt, den erfuhe ih um Mitwirkung zu bem 
gemeinfamen Ziele. 


Münden, am 19 März 1856. 
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Einleitung. 


8. 1. 
J. Degriff und Inhalt des Verwaltungs - Kechts. 


Staatöverwaltung ijt ber Inbegriff jener Thätigfeit, welche ben 
Staatszwed in ben einzelnen in einem gegebenen Stante thatfächlich 
beſtehenden Verhältniffen und etwa vorfallenden Ereigniffen zu vers 
wirklichen beftimmt iſt ). Zu dieſem Behufe bedarf. es ber Natur 
ber Sache nad; einer Reihe von Einrichtungen und Organen, wel 
hen die erwähnte Aufgabe innerhalb gewiſſer durch pofitive Geſetze 
gegogener formeller und materieller Schranken im Namen des 
Souveraͤns zu Töfen übertragen iſt. Faßt man nun die Rechter 
geunbfäge, nach welchen jene Einrichtungen in einem beftimmten 
Staate gebildet, jene Organe beſtellt, befegt und inſtruirt find, 
in ein foftematifches Ganzes zufammen, fo ift biefes das Verwal⸗ 
tungsrecht des betreffenden Staates 2). 

Hiernach bleiben jedenfalls vom Verwaltungorechte ausge⸗ 
ſchloſſen: 

a) Die Grundſaͤtze, auf welchen bie Verfafſung des Staates 
beruht; 

b) jene, welche über die Ausübung ber gefeßgebenden Gewalt 
entſcheiden; dann 


4) Da bie Realifirung bes Staatezwedes mittels Ausübung der verfchiebenen 
‚Sobeitsrechte bewirkt wirb, fo fagt man wohl auch, Gtaats-Berwaltung ſey bie 
Ausübung ber Hoheitsredhte durch die vom Staatsoberhaupte beauftragten Organe. 

2) Werben bie Grunbfäge, auf welde bie Verwaltung bes Staates im 
Allgemeinen zu bauen ift, wiffenfcpaftlich entwidelt, fo erhält man bie Ber- 
waltungs · Politif. Das Verwaltungsrecht im fubjectiven Sinne ift im Syſtem 
rs beftunmen; vgl. Schmitthenner, Grundl. bes allgem. Staats-R. @ 


Boeql, bayer. Bermaltungsret, 1 
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c) jene, welche für das Verhaͤltniß und ben Verkehr mit frem⸗ 
ben Staaten maßgebend find; und endlich 

d) die Normen über die Verwaltung ber Gemeinde» Angelegen- 
heiten als folcher. 

In ber Theorie ſowohl, als in ber Gefeggebung und Praxis 
fommen die Worte „Verwaltung oder Abminiftration® (und daher auch 
das Verwaltungsrecht) noch in einer engeren Bedeutung vor, wornach 
man bie Handhabung ber Rechtsordnung durch bie Gerichte davon 
ausfchließt, und vorzugsweiſe nur die Ausübung ber Poligei- und 
Binanghoheit darunter verfteht, und dem entfprechend auch ben 
Begriff des Verwaltungsrechts befchränft?), Wir legen bei unferer 
Darftellung den weiteren Begriff zu Grunde, und werben den Stoff 
in zwei Theile zerlegen, indem mir zunörberft die Außeren Anord⸗ 
nungen und Organe, durch welche bie Staatsgewalt ihre Thaͤtig⸗ 
feit äußert, und bann bie Grundfäge darlegen, nach benen biefe 
Thaͤtigkeit mit Rüdficht auf ihre verſchiedenen Zwede und Gegen⸗ 
ſtaͤnde vor ſich zu gehen hat. 


8. 2. 
1. Ouellen und Hülfsmittel des Verwaltungsrechts. 


1) Quellen des Verwaltungsrechts find: 

8) Die Gefege, welche fich mit ber Regelung ber Staatsver⸗ 
waltung in dem oben angegebenen Sinne befchäftigen; unter 
gleicher Vorausfegung 

b) bie Verfügungen des Staatsoberhauptes, und zwar ſowohl 
jene, welche allgemeine Vorſchriften enthalten — die Ver- 
ordbnungen — als jene, welche aus Anlaß und zur Erler 
bigung einzelner Fälle ergehen — k. Decrete und Reſcripte ij. 

e) Die Anordnungen und Entjcheibungen ber oberiten Ver— 
waltungsftellen — die Minifterialreferipte — infoweit 


2) In diefem Sinne fpricht man von Verwaltungsſachen, ſie gegenüberftellend 
den Suftigfacfen, von Trennung der Fufiz und Verwaltung m. f. w. Bgl. über 
biefen engeren Begriff Hoffmann, in ber Zeiticprift für die gefammte Staatsw. 
Jahrg. 1844. ©. 190 fi. 

4) Ueber das Recht bes Königs ſolche Berfügungen zu erlaffen, ſ. mein 
Lehrb. des Verf. I. A. ©. 357 ff. . 


Einfeltung. . 3 


“fie den Vollzug der in den beiden erften Arten von Quellen 
enthaltenen Normen genauer beftimmen, oder in einzelnen 
Fällen, wo die Geſetzesanwendung ftreitig wird, entfcheiden?). 
Daß die pofitiven Vorfchriften der einen wie ber andern Art, 
um verbindlich zu fen, in gehöriger Weife publiciet werben müffen, 
ift duch die Natur der Sache geboten. — In welcher Form bie 
Geſetze und Verordnungen befannt gemacht werben, habe ich bereits 
im Berfaffungsrechte angeführt?). Für die Art ber Befanntmachung 
der Minifterial-Entfchliegungen gibt e8 Feine allgemeine Beftimmung; 
infoweit fie bie fämmtlichen Staatsangehörigen berühren, müffen fie ent- 
weber im Regierungsblatte oder in ben Kreisamtsblätternt) verfündet 
werben. 

2) Zu den Hülfsmitteln für das Stubium und bie Bearbei- 
tung bed Verwaltungsrechts gehört: 

8) Die Kenntniß der Quellen und ihrer Sammlungen’). 


2) Die Gebote und Verbote, welche etwa untergeorbnete Behörben zu erlaflen 
befugt find, lönnen nicht Duellen des Verwaltungsrechts genannt werben; fie 
find die Ausftüfe ihrer Berwaltungsbefugniß, welde in allgemeinen Gefegen ober 
Verordnungen begrlnbet feyn muß (f. unten $. 79). 

3) ©. mein Berf-Recht $. 14 Note 7 und 8, und 9. 144 Mr. 2. Ber 
bunben das Geje- und Regierungsblatt zu halten find bie fämmtlichen Staate- 
Behörden, bie unmittelbaren Stiftungsabminiftrationen, bie Pfarreien und Gtabt- 
gemeinden; ben Lanbgemeinten ift mur bie Haftung des Gefegblaties zur Pflicht 
gemacht; Verord. v. 29 Dechr. 1817 rt. V. (©. Bl. von 1818 ©. 12.) 

A) Ihr Beſtehen ift geboten feit ber Berorbn. v. 7 März 1814 (Beg.-Bl. 
©. 673 f.), und fie find dazu befimmt, alle amtlichen Anorbnungen und Bere 
fügungen fümmtfider abminiftrativen, gerichtlichen und finanziellen Ober- und 
Unterbehörben bes Kreifes, deren öffentliche Bekanntmachung nothiwenbig ift, und 
fonft feinem Anftande unterfiegt, aufzunehmen vnd zu verbreiten. Durd)Refeript 
des Minifteriums d. I. vom 24 Nov. 1853 wurde bie frühere Bezeichnung 
Kreis-Intelligeny-Vlatt in bie von Kreisamtsblatt umgervanbelt; wegen ber Plalz 
f. mein Berf.-R. 9. 17 Note 4. 

5) Bgl. meinBerf-R. 8. 17 Note 4. In Bezug auf bie angeführten Samm- 
lungen iſt zu bemerfen: 

a) Die Döllinger'fce Sammlung wird vom Staatsrath Freihrn. v. Strauß fortge- 
ſetzt, und ift bie Fortfegung Bis heute (Ende Februar 1855) in 18 Theilen 
tefp. 15 Bänden 4, mit einem chronologifgen und alppabetifchen Regifter 
vollänbig erſchienen ” 

b) Die Hanbbibfiotgel bes bayr. Staatsb. ift gleichfalls weiter fortgefllget wor- 
ben, fo baf num ber II. Suppfementband vollfländig, vom III. die erfte 
Lieferung iu ben Hänben bes Publicums ift. 

1* 
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b) Die Vertrautheit mit ben Leiſtungen der Wiſſenſchaft auf 
dem Gebiete bes Verwaltungsrechtes. Freilich ift die Litera⸗ 
tur unferes DVerwaltungsrechtes Feine veichliche zu nennen, 
und das, was in bemfelben bisher verfucht wurde, Tann auf 
Vollfommenheit feinen Anſpruch machen; allein ber Grund 
bievon liegt in der Neuheit ber Disciplin, dann in der Biel 
geſtaltigleit und Fülle bes Stoffes. Jedenfalls braucht aber 
unfer Particularrecht in dieſem Fache ben Vergleich mit dem 
ber übrigen beutfchen Staaten nicht zu ſcheuen. Abgefehen 
von den Werfen über einzelne Theile und Bragen des Ver- 
waltungsrechts, von benen wir im Verlaufe ber Darftelung 
dem Lefer Meldung zu thun nicht verfäumen werden, ift ſchon 
tieberholt verfucht worden, das Gefammtgebiet besfelben ſyſte⸗ 
matifch zu bearbeiten®). Cine Zeitfehrift macht ſichs in jüng⸗ 
fter Zeit zur Aufgabe, die Berwaltungs-Praris durch bie Wiffen- 
ſchaft zu laͤutern und zu unterftügen, und die Süden, welche 
bie Geſetzgebung offen laͤßt, aus berfelben zu ergänzen”). 


- 9) S. daruber mein Ber. ©. 33 Note 5. 
7) Es find biefes bie Blätter für abminiftrative Praxis v. €. Brater, Io- 
von fit 1851 jähsfich ein Band erfgeint. 
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Die Einrichtungen und Organe der Verwaltung. 


Erfter Abfchnitt: 
Allgemeine Grundfäge. 
J. Die Eintheilung des Landes‘). 


8.3. 


1) Das in Bezug auf feine Verfaffung einheitliche und uns 
theilbare Staatögebiet zerfällt feit ber Verordnung v. 20 Bebr. 
1817 im Intereffe der Gteichförmigfeit und der Erleichterung ber 
Eontrole ber innern Verwaltung in acht Kreife, bezüglich beren 
bie Verordnung v. 29 November 1837 die Namen unb zum Theil 
auch den Gebietsumfang geändert hat, „um bie Benennung und 
Eintheilung der einzelnen Hauptlandestheile auf Die Grundlage ber 
Gefchichte zuruͤctzuführen“ ). An ber Spitze eines jeden Kteifes 


4) Noch am Anfarige bes I. Jahrhunderts richtete fi bie Verwaltung nach 
ber Berfaffungsverfchiebenheit ber einzelnen Provinzen. Demnach theilte fi das 
Ehurfürftenthum Bayern zuvörderſt in das Hauptland umb in mehrere Neben- 
länder, jenes dann in 4 Regierungsbezirte (Münden, Burghaufen, Landehut ımb 
Gtraubing); dgl. Feßzmaier, Staatsreht S. 54 ff. — DieBerorbn, v. 21 Iumi 
1808 (R.-Bl. S. 1481) verlief zuerft biefes Syſtem und Bilbete aus dem ge- 
fammten dande, nachdem bie älteren eigentöilmfichen Berfaffungen aufgehoben waren, 
und die Eonftitution von 1808 Einheit Hergeftellt hatte, für bie Bivede der Ber- 
waltung 15 Kreife; ihr folgte bie Verord. v. 23 Sept. 1810, melde aus bem 
damals bayeriſchen Gebietseomplere 9 Kreife machte. 

2) S. bie Berord. v. 187 im 9.8.1.8. 9. 
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fteht ein Appellationsgericht und eine Kreisregierung. Jeder ber- 
felben bildet zubem jegt feit dem Landrathögefege vom 28 Mai 
1852 zugleich eine juriftifche Perfon unter dem Namen Kreisge⸗ 
meinde. In Folge defien iſt bei jeber Aenderung in dem Umfange 
eines Kreifed das Gutachten ber Kreisvertretung nöthig?). 

2) vie Unterabtheilung dev Kreife in bie eigentlichen Ver⸗ 
waltungsbezirke ift in den Kreiſen dieſſeits des Rheins eine andere 
als in ber Pfalz. Die exfteren zerfallen zunächft in Gerichts- 
(Kreis: und Stabtgerichts-t) und Landgerichtöfprengel), in Polis 
zeidiſtricte und in Rentamtsbezirke, fo jedoch, daß biefe für ver- 
ſchiedene Zwede gebildeten Bezixfe in ihrem geographifchen Umfange 
in ber Regel zuiammenfallend), Die Polizeibiftricte zerfallen ges 
mwöhnlich wieder in mehrere Polizeigemeinden. — Die Pfalz ift für 
die Juftizoerwaltung in vier Gerichtöbezivke, beren jeder mehrere 
Landgerichte®) in ſich begreift”), für die Polizeiverwaltung in 12 
Landeommiffariate und für die Finanzverwaltung in 4 Infpecs 
tionsbezirke getheilt. 

3) Außer diefer dauernden Eintheilung bed Landes zum Zwecke 


der Verwaltung fann eine foldhe auch für eine gewiffe einzefne 


Handlung und zur Erreichung eines einzelnen Zweckes in bloß vors 
übergehender Weife angeordnet werden, wie 3.8. für die Vornahme 
von Wahlen zum Landtage u. ſ. w. Wer biefe vorzunehmen. Habe, 
und nad; welchen Grundjägen dabei zu verfahren fen, ift nad) ben 
befonberen bepfallfigen Gefegen zu beurtheilen®). 


3) S. mein Berf.-R. ©. 298 ff. u. ©. 308. — für gewiffe Zweige ber 
Berwaltung befteht eine eigene Einiheilung, wie 3. B. für die Zollvermaltung. 

%) Die Sprengel ber Kreis- und Stabigerichte find verſchieden, je nachdem 
fie als orbentliche ober als privifegirte erſte Juſtanz zufländig find. 

5) Für bie Staatsforfiverwaltung find bie Kreife in Forſtämter getheilt, deren 
Umfang mit feiner bev obigen Eintheilungen zufommenfält; ſ. Verordu. v. 1 Juli 
1853 (R.-BL. ©. 929 ff.) 

9 Bis zur Erlaſſung der Verorbn, v. 17 Mai 1854 (R-Bl, S. 337) Frie⸗ 
densgerichte genannt, 

7) Die vier Gerichtöbezirke find nämlich: Frankenthal mit 6, Landau mit 6, 
Zweibrücken mit 8, Kaiferslautern mit 10 Lanbgerichten. 

+) Bon ber Eintheilung bes Landes in kirchl. Beziehung f. das Concordat 
Art. II, dann das Ebict über die inneren kirch. Angelegenfeiten ber proteftant, 
@ejammtgemeinte v. 26 Mai 1818 $. 4. 
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I. Die Organe der Berwaltung. 


4 
1) Im Allgemeinen‘). 


Der Inhaber der Stantögemalt ift ber Natur ber Sache nad 
nicht im Stande in allen Fällen, wo fein Handeln zur Erreichung 
der Zwede des Staates nothwendig wäre, felbft zu handeln. Es 
ift daher nöthig, daß er Organe einfege, welche in feinem Namen 
bie Hoheitörechte in einem gewiſſen geographijch und gegenftändlich 
begrängten Umfange ausüben. Man bezeichnet biefelben im allge, 
meinen mit dem Namen von Behörben oder Nemtern?), beren 
Gefammtheit in einem beftimmten Staate feinen BehördensOrga- 
nismus bildet. Die Grundfäge, welche über die Gliederung und 
©eftaltung besfelben in Bayern maßgeben, find vorzüglich folgende: 

4) In Bezug auf die DVertheilung der Gefchäfte unter bie 
verfchiebenen Behörben-Zweige entfcheibet vor allem die Befchaffen- 
heit ber Gegenftände, fo baß bie ihrer Natur nach verwandten 
Angelegenheiten einem und bemfelben Zweige und nur biefem zu» 
gewieſen werben. Man pflegt dieſes Princip dad Real- (au 
wohl Eentral-) Syſtem zu nennen, im Gegenfage zu dem älteren 
Provinzialfgfteme. 

2) Die Behörden eines und besfelben Zweiges find in ber 
Regel in brei Abftufungen über, reſp. unter einander geftellt, einers 
feits damit ein Inftanzenzug für die Unterthanen gefichert fey, und 
andrerſeits weil erſt auf biefe Weife die genauere Sonderung ber 
verfchiebenen Tätigkeiten, bie bei ber Verwaltung weſentlich in 
Betracht kommen — Leitung, Controle und wirklicher Vollzug — 
au ermöglichen ift. Es beftehen nämlich für jeden Geſchaͤftszweig 
regelmäßig oberfte, mittlere und untere Behörden, — oder ba fih . 


H Bal. H. A. Zaharid, deutſches Stants- und Bundesr. II. A. B. IL. 
S. 3 fi; Schmitthenner, allgem. Staatsr. S. 498 ff. 

2) Bei der Bezeichnung „Behörde““ ift die Rüdficht auf bie Gegenſtände 
unb Befuguiffe, bie einem Organe angehören, bei ber Bezeichnung „Amt“ dagegen 
bie auf bie Pflichten entfcheibend, 
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bie Abftufung an bie Landes Eintheilung anfchließt, fo werben fie 
aud mit dem Namen: Gentral-, Kreis-, Diſtricts-(oder Bezirks⸗) 
und Localbehörben bezeichnet. Die unteren Behörden find bie 
eigentlichen Vollzugs- Organe, die mittleren controliven und über- 


u wachen ben Bollug, die oberſten ordnen an und leiten®). — Eine 


Mobification erleiden bie obigen Regeln bann, wenn der oberften 
Verwaltungsftele für geroiffe Gefchäfte, bie eine eigenthimliche 
QDualification erfordern, befondere Behörden untergeben find, deren 
Zuftändigfeit ſich über das ganze Land erftredt, die vorzugsweiſe 
Gentralftellen genannt werben. 


85. 


2) Die Seftellung und Befehung der Berwaltungs - Organe 
überhaupt !). 


1) Die Beftelung der Staatsbehörben ift Sache des Monarchen, 
in beffen Namen diefelben handeln follen; er beftimmt in ber Regel im 
Verordnungswege ihren Wirfungsfreis in geographifcher und mate- 
rieller Beziehung, dann bie Art und Weife ihrer Befegung mit den 
dazu nöthigen Perfonen und das Verhältniß berfelben zu einander. 
Derfelbe Grundfag gilt in Bezug auf bie Aufhebung und Beräns 
derung ber beftehenden Behörden, Beſchraͤnlt iſt biefes Recht 
a) infoweit die Verfaffungsgefege das Beftehen gewiſſer Organe 
gewährleiften?), ober ausfchließen®), und 
b) infoweit Eorporationen und Privatperfonen bie Ausübung von 
hoheitsrechtlichen Befugniffen gefeglich überlaffen ift, und diefen 
darum auch bie Beftellung ber Behörden unter Einhaltung ber 
deßfallſigen gefeglichen Vorſchriften zufteht. 
2) Sowie die Beftellung, fo ift auch bie Befegung ber Behörs 


®) Die höheren Behörben heißen in unferem Verwaltungsrechte „Stellen“; 
für dieſeiben Behörden kommt auch bie Bezeichnung „Collegien" in einer fingu- 
laren Bebentung vor; f. unten $. 7 Note 2. 

) S. A. Zachariä, a. a. O. B. 1. S. 11. 

2) Bgl. mein Verf.⸗R. 1. A. ©. 420 und Note 3 — 6. 

3) Bgl. 3. B. Berf.-Urk, Tit. IV. $. 8 Abſ. 2, womit bie Beſtellung von 
fog. Specialgericpten unvereinbar if. 
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ben mit ben erforderlichen Perfönen, ſowie jede in biefer Beziehung 

als nothivendig ober zweckmaͤßig erfcheinende Veränderung, alfo die 

erſte Anſtellung als Staatöbiener, fowie bie Verfegung dem freien 

Ermeſſen des Monarchen anheimgegeben, Eine formelle Befchrän- 
fung erleidet dieſe Befugniß 

a) durch bie Vorfehrift ber Verfaffungs- Urkunde, wornach 

Fremde als folche zu Eipilftaatsbienften nicht gelangen fönnen 4). 

b) Wenn Eorporationen oder Privatperfonen bei ber Belegung 

öffentlicher Behörden mitzuwirken berechtigt find, wie biefes 

zur Zeit namentlich bezüglich ber Gemeinde- Behörden in ihrer 

Eigenfchaft als Polizei-Behörben der Fall iſt. — Mit wieviel 

Berfonen bie einzelne Behörde zu befegen ſey, ift in ber Regel 

ebenfalls ber freien Beftimmung des Monarchen nad Map- 

gabe der obwaltenden thatfächlichen Verhältniffe überlaffen, 
wo nicht beftehende Geſetze bezüglich gemwiffer Arten von Ber 
börben eine Ausnahme begrünben?). 

Die Bedingungen, deren Erfüllung jene nachzuweifen Haben, 
welche fih um ein Staatsamt bewerben wollen, hat die Staats- 
tegierung in Verordnungen feftgefegt (Dualificationd-Vorfchriften), 
bie theils allgemein für bie fämmtlichen Zweige ber inneren Ber 
waltung im weiteren Sinne gültig find, theils fich bloß auf bie 
Beamten gewiſſer einzelner Behörden-Kategorien befchränfen, Bon ben 
erfteren wird zwedmäßig gleich hier in biefem Abfchnitte, von ben 
legteren fpäter an ben betreffenden Orten gefprochen werben können. 
Worin die rechtlichen Wirkungen ber Anftellung für den Ange— 
ftellten beftchen, darüber Haben wir das Wefentliche im Verfaſſungs⸗ 
recht mitgetheift, worauf wir hier einfach verweifen®). 


8. 6. 
3) Die @unlifications - Bedingungen zur Anſtellung insbeſondere N. 


- 4) Fähig, bei den Behörden ber inneren Verwaltung anges 
ſtellt zu werden, ift in der Regel nur derjenige, welcher das Rechts⸗ 





) S. Beil. I. $. 7; vgl. indeſſen ebenda $. 3 c. 
5) Bgl. mein Berf-R. II. U. S. 367 Nr. 5. 
» 9) Bgl. mein Berf.-R. ©. 426 — 436. 
4) Hanptquelle hiefür iſt bie Verordn. v. 6 März 1830, bie Concure- 
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ſtudium vollendet, ober mit andern Worten, ber bie theoretiſche 
Schlußprüfung der Rechtscandidaten mit Erfolg, d. h. mit der 
Note der Befähigung zur Praris beftanden hat, — Um zu biefer 
Prüfung zugelaffen zu, werden, hat ber Candidat nachzuweiſen: 
a) daß er nach vollendeten Gymnaſialſtudien die vorgefchriebene 

Zeit — gegenwärtig 4 Jahre — ben Uniperfitätsftubien über- 

Haupt und dem Fachſtudium insbeſondere gewidmet und 

davon menigftens ein Jahr an einer inlänbifchen Hochſchule 

ſtudirt, und 
b) während feiner Studien ein den Satzungen entſprechendes 

Betragen beobachtet habe. 

2) Nach Erftehung dieſer Prüfung Hat jeder Candidat durch 
eine zweijährige Praris und zwar 1 Jahr im Juſtiz- und 1 Jahr 
im Adminiſtrativfache Cim Polizei» oder Finanzbienfte) fich weiter 
für den öffentlichen Dienft zu befähigen, um auf Grund beffen 
zu der zweiten, praftifchen Prüfung zugelafen zu werben, 
Bei berfelben fol der Candidat erproben, „daß er ſich mährend 
feiner Praris mit dem inneren Staatsorganismus und mit dem 
Geſchaͤftsgange näher befannt gemacht, bie erforderlichen praftifchen 
Kenntniffe erworben, und babei das Stubium ber Theorie fortge- 
fest habe"), — Nach dem Ergebniffe diefer Prüfung werden bie 
Eanbidaten in vier Claſſen geordnet?); wer in bie vierte einges 
reiht wird, und ſonach die Note ber unzureichenden Befähigung 
erhalten hat, Tann fich ber Prüfung nur noch einmal unterziehen. 

3) Die Candidaten, welche bei biefer Prüfung [für befähigt 


Prüfung ber zum Staatsbienft adſpirenden Rechtscandidaten betr. (Reg.-Bl. S. 
581 fi. mb D. 8. XVII. S. 1. 

2) Jene Candidaten, welche ſich für bie Anftellung im höheren Finanzbienfle 
qualificiren wollen, haben außer ben übrigen Aufgaben noch befonbers einen prakt. 
Ball aus ber Finanz zu bearbeiten. — Für bie niederen Finanzdienſtesſtellen 
(Secretäre, Regiftratoren, Rechnungscommiſſäre) genügt der Nachweis bes vollen- 
beten Gymnafial- Stubiums und bes mit Erfolg beftanbenen nieberen Finanz- 
Coneurſes. Del. B. v. 5 Aug. 1840 (R.-Bl. ©. 537 fi.) 

3) Ueber die Beurtheilung der Arbeiten und bie Bilbung,ber Claſſen ent- 
ſcheiden nun die M. €. v. 29 Nov. 1852 (R.-Bl. ©. 1189) und v. 28 Det. 
1854 (R.- 31. ©. 1009). Nach Refer. des M. d. I. v. 5 Dec. 1853 con- 
eurriven bie Canbibaten bei ber Anfiellung nach Maßgabe ihrer Noten, nicht nach 
dem Alter. 
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erklärt wurden, find, wenn fie im Staatöbienfie angeſtellt werden 
wollen, gehalten, auch nach dem Eoncurfe unausgefegt bei ben kgl. 
Stellen und Behörden, reſp. bei Advocaten ihre Ausbildung fort- 
zuſetzen ). Der Erfolg ber Prüfung und dieſer fortgefegten prak⸗ 
tifchen Ausbildung wird in einer genau vorgezeichneten Dualifir 
cationd- Tabelle von Jahr zu Jahr eingetrager und enident ges 
halten?), 

Ueber die Zulaffung zum Acceſſe bei den Appellationsgerichten 
und bei ben Kreis- und Stadtgerichten, bann bei ben Kreids 
tegierungen find befonbere Verordnungen ergangen, benen zufolge 
überhaupt nur ſolche Candidaten bei den höheren Stellen zum Acceß 
zugelaſſen werben follen, welche bie I. oder Il. Note im praftifchen 
Eoncurfe erhalten haben; jene mit dev I. Note Tonnen unmittelbar 
nad) der Erlangung der Concursnote, jene mit ber II. Rote erft 
dann ſich bewerben, wenn fie ein Jahr lang die Praris bei einer 
unteren Behörde mit günftigem Erfolge fortgefegt haben ®). 


7. 
4) Allgemeine Regeln über die formelle Gefchäftsbehandlung. 
3) Die Behandlung ber Geſchäfte innerhalb ber Behörbent). 


1) Die einzelnen Gefchäfte werben entweder nach bem Gollegials 
Syſtem, ober nach dem fog. bureaufratifchen (oder Bureau-) Syſtem 


) Ein M-Befer. (d. 3.) v. 17 Jan. 1853 bat die Verfhriften bezüglich 

ber Fortbildung für den Dienft der inneren Verwaltung umb bes gemifchten 
Reſſorts zufammengeftelt; vgl. Wunder, Handb. der Polizei - Berwaltung 
e.4. . - 
5) Usber die Dualifications - Tabellen vgl. A. R. v. 5 Mai 1852, dann 
bie Inftruction v. TI Aug. 1838 (D. XV. ©. 188 ff. und ©. 1110 fi), 
und bie M. €. v. 9 Mai 1849 (R.-81.©. 417); Die lebtere geflattet den Ein- 
getragenen von den ihre Perfon bettefſenden Roten eine Abſchriſt zu verlangen. 

%) Bgt. bie Verorbn., den Acceß bei ‚den Kreisregierungen, Kammern ber 
Finangen betr. v. 26. Jul. 1831 (bei Geret, 8. ©. Bd XVI. ©. 156), dan 
bie Berorbn. den Aeceß bei ben Kreisregierungen X. d. 9. betr. v. 6 Dec. 1850 
R-&. S. 945 ff.), und die Verordu., ben Acceß bei ben Appellationegerichten, 
den Kreis ⸗ und Stabtgerichten und bie Pragis bei der Gtantsanwaltichaft betr. 
% 24 Mai 1852 (R.-l. ©. 553 ff.). 

Bl. 9. A. Zacharia, a. a0, ©. 18 ff. Um bie bei jeber eimelnen 
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behandelt, beziehungsweiſe erledigt. Das Wefen des erfteren beſteht 
darin, daß eine mit mehreren (mindeſtens brei) Beamten befepte 
Behörde ihre Gefchäfte regelmäßig durch und nach Beſchluß ber 
Mehrheit der Mitglieder der Behörde erlebigt?), während bei bem 
Iegteren das Recht ber Entſcheidung, und daher auch bie Laft der 
Berantiwortlichkeit nur auf Einem ruht, fey ed, daß bie Behörde 
von Anfang an !nur mit Einem Beamten befegt ift, ober daß fie 
zwar aus mehreren befteht und nur dem Vorftand die Entfcheidung 
zufommt, dem bie übrigen Beamten als Gehülfen zur Vorbereitung 
ber Gefchäfte und ald Rathgeber zur Abgabe ihres Gutachtens beis 
gegeben find. Die Trage, bei welchen Gefchäften das eine, bei 
welchen bas andere Syftem das für deren Behandlung und Erle⸗ 
Digung ziwedmäßigere fey, beantwortet das bayerifche Recht ber 
Natur der Sache entfprechend zunäcft je nach bem Wefen ber 
Gegenftände und bed babei primär im Auge zu behaltenden Zweckes 
der Verwaltung, und dann mit Rüdficht auf die Stufe, welche 
die Behörde in ber Hierarchie einnimmt. Bei jenen Gegenftänden, 
bei beren Erlebigung vorzugsweiſe alfeitige und gründliche Er— 
_wägung gefordert werden muß, wie 3. B. bei ben Juftisfachen, ijt 
das Eollegial-Syftem geboten, jene dagegen, bei welchen bie Raſch⸗ 
heit und Energie, fowie die Einheit des Vollzugs ein unmittelbar 
perfönliches Einftehen und Eingreifen des Beamten in bie wirklichen 
Berhältniffe des Lebens das vorherrfchende Erforderniß bildet, wie 
z. B. bei den Polizei- und Finanzſachen, Mm nach dem Bureau» 
Sem zu behandein®). 


VBehörbe anfallenden Geſchäfte volftänbig zu überſehen, unb über bie Zeit unb 
Art ihrer Crlebigung einen ſummariſchen Ueberbiid zu Haben, bazır bient bie 
Führung eines genauen Einlauf- und Auslauf: Journals; vgl. Döllinger, ©. 
XVIII. ©. 355 und Freudel, Wirkungskreis ber Igl. Landgerichte S. 184. 

2) Die in folder Weiſe eingerichteten Behörben beißen im allgemeinen Eolle- 
gien. &s Iommt biejes Wort übrigens nod) in einem engeren hiſtoriſch herge- 
brachten Sinne vor, und zwar zur Bezeichnung;ber höheren gegeniiber ben unteren 
oder Vollzugebehörben; in biefem Sinne fpricht bie Verf.-Urk. von Eollegialräthen ; 
vgl. Feßmaier, a. a. O. ©. 209. 

) Jede Verfaſſungsform iſt mit ben beiden bezeichneten Syſtemen vereinbar, 
und e& ift nicht richtig, wenn neuerlich behaupiet wurde (v. Wolzogen, 
Preußens Staats» Verwaltung mit Rüdficht auf feine Verfaffung. Berlin, 1854. 
©. 1), das Burean- Syſtem entſpreche ber autokratiſchen und monarchiſchen, das 
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Auch bei Angelegenheiten biefer Art ift das Eollegial- Syſtem 
dann vollfommen am Plage, wenn bie Behörbe Feine unmittelbar 
verantwortliche ober vollziehende, fonbern eine controlivenbe ift, 
wie dieſes bei unferen SKreißregierungen ber Fall ift, bie eine 
Reihe von Polizei» und Finanzfachen insbeſondere dann collegial 
zu behandeln haben, wenn es ſich um die Entfcheidung von Recur⸗ 
fen gegen die Verfügungen ber Unterbehörden handelt. 

2 Der Gefchäftsgang aller öffentlichen Behörden beruht in 
der Regel auf dem Grunbfage ber Schriftlichkeit. Wie biefer 
Grundfag bei ben einzelnen Hauptzweigen der Verwaltung fi " 
geltend mache, fann erſt bei ber Erörterung berfelben genauer ent- 
widelt werben‘). Die bei ben Behörden erlaufenden irgenb erheb⸗ 
lichen Acten werben nad} einer genauen Regel gefammelt, georbnet 
und aufbewahrt (Regiftratur)), 


8. 8. J 


b) Der Berkehr der Behörben mit andern ober mit Unterthanen. 


4) Die VBerwaltungsbehörben verkehren fomohl unter fich, 
als mit den Unterthanen in ber Regel mittelft ber Schrift, was 
jedoch ein perfönliches, mündliche Benehmen, wo biefes bem 
Zwede entfpricht, nicht ausfchließt. Beim Verkehr der Behörden 
unter ſich hängt die Form besfelben von ber Stellung ab, welche 
die verfehrenden Behörden im Aemter- Syftem fowohl an ſich als 
zu einander einnehmen. Die vorgefegte Behörde correfponbirt mit 
den ihr untergebenen Organen — nicht überhaupt die höheren mit 
den niederen — in ber Form bes Befehls (Refcripts), bie 





Collegial ⸗ Syſtem ber repubfifanif—en Verfaſſung. Der Berfaffer warb zu feiner 
Behauptung durch bie Darftellung Welders im Staatsleriton s. v. „Collegium“ 
verfeitet, wo mit der am ſich rein formellen Frage über bie Einrichtung ber Be- 
hörden ber Inhalt und der Geift ihrer Thätigkeit vermengt wird. Wären Bel- 
ders Säge wahr, jo könnte ein Collegium nicht deſpotiſch ſeyn. 
m) Bol. die A. €. v. 29 Dec. 1836, bie Geſchäftsvereinfachung bei ber 
inneren Verwaltung betr. (9. ®. III. S. 293 fi.) 
5) Die Regiftratur theift ſich vor allem in bie reponirte und currente, 
und biefe wieder in die General- und Speciat:Kegiftratur; vgl. eine Regiſttatur- 
Ordnung der Regierung von Oberfcanken v. 24 Oct. 1897 bei Freudel, 
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untergeordnete mit ber vorgefegten in ber des Berichtes), — 
Coordinirte Behörden verkehren unter ſich in der Form von Schreis 
ben, die je nach ihrem Inhalte mit verfchiedenen Namen bezeichnet 
werden (Requifitionen, Notificationen u. ſ. w.). Sollen Behörden 
verſchiedener Dienftzweige mit einander in Verlehr treten, fo muͤſſen 
es in der Regel coordinirte, d. h. dem Range nach einander gleich 
ſtehende Organe ſeyn. — Ob auch mit auswärtigen Behörden 
gleicher Kategorie ein directer Verkehr zuläffig ſey, ober ob, wie 
es bie Regel forbert, ber biplomatifche Weg betreten werben müffe, 
hängt von ben etwa beftehenden Staatöverträgen ab, 

2) Die Geſuche, Beſchwerden?) u. f. w., welche von ben Un- 
terthanen an bieBehörben gebracht werben wollen, Tönnen bei ben 
Außeren Behörden entweder mündlich zu Protokoll gegeben ober 
ſchriftlich überreicht werben; bei ben höhern und höchften Stellen 
iſt die fehriftliche Eingabe Die Regel. Bezüglich der fehriftlichen Ein- 
gaben ift nur noch zu bemerfen, daß fie ben pofitiven Vorfchriften, 
welche ihre Form betreffen, entfprechenb abgefaßt, gefchrieben und 
eingerichtet ſeyn müffen. Cine regelmäßige Auflage, welche bie 
Parteien bei ihren ſchriftlichen Eingaben zu erfüllen haben, befteht 
insbefonbere darin, daß fie auf gefegmäßiges Stempelpapier ges 
ſchrieben feyen. Nur wirklich Arme, bie den Beweis ihrer Armut 
durch Zeugniffe ihrer Polizeibehörbe geliefert haben, find bavon frei). 
Wirkungstreis der Landgerichte, Beil. ©. 187 ff. Ueber bie verfhiebenen Ab⸗ 
theilungen ber Regiſtratur find genane Repertorien zu führen. Wegen ber Archive 
f. unten 95. 18 und 20. 

4) Es liegt in ber Natur ber Sache, daß dieſe Formen bes Verlehrs nur 
umter ben Behörden eines unb besjelben Dienftzweiges vortommen können; denn 
bie zwar dem Range nach Höhere aber einem anbern Geſchäftskreiſe angehörige 
Behörde Tann feine Befehle an bie Unterbehörben eines ganz verſchiedenen Refforts 
exlaffen. x 
1 Recurfe jeber Art follen bei der einſchlägigen erſten Inſtanz gegen ſchrift- 
liche Empfangſcheine eingereicht und von biefer mit ben Acten und ben etwa nöthie 
gen Erläuterungen an die höhere Iuftanz einbeförbert werden. Damit auch mind- 
lche Beſchwerden bei den höheren Stellen angebradt werben können, ift ſowohl 
bei ben Kreisregierungen als bei bem Minifterium bes Iımeru ein Befchwerbeprototoll 
eröffnet; bie A. E. Geſchäftsvereinfachung betr. v. 29 Dec, 1836. Art XI und 
XV (9. 8. II. ©. 295 und 299), - 

>) Die Vorſchriften Über fcpriftliche Eingaben beziehen ſich z. B. auf das 
Format des Papiers (17 Zoll hoch unb 14 breit), auf bie Ueberreichung aller 


Zweiter Abſchn. Der Behörhen-Organiemus, 18 


Was bie Führung der Angelegenheiten bei den Behörden angeht, 
fo ift es im Zweifel jedem freigeftellt, ob er feine Angelegenheiten 
bei ben öffentlichen Behörden in Perfon anbringen und führen 
wolle, ober burch einen Stellvertreter oder Anwalt). — Die Bes 
hörben verfehren aber im Allgemeinen direct nur mit ihren Amts- 
“angehörigen, nicht mit fonftigen Unterthanen außerhalb ihres Amts- 
bezirls. Befehle und Mittheilungen an ſolche Fönnen nur buch 
Requifition ber Behörde, in deren Amtsfphäre biefe wohnen, beftellt 
werben. — Die gewöhnliche Borm, in welcher ber Verkehr mit 
den Amtsangehörigen ftattfindet, ift bie Schrift, und zwar in 
Verfchaff-Zetteln, in offenen Signaturen ober in verfchloffenen 
Schreiben, je nach ber gefelfchaftlichen Stellung des Adreflaten?). 


Zweiter Abfchnitt. 
Der Behörden-Organismus im Einzelnen. 


8.9. 
Augemeine Aeberficht. 


, Die oberften, unmittelbar mit dem Monarchen verfehrenden 
Organe, deren Wirfungsfreis ſich über das ganze Staatögebiet 
erſtreckt, find: 

1. Der Staatsrath als das oberfte berathende Organ, bem 
jedoch in mehreren Fällen auch ein Entſcheidungsrecht zufommt 1), 





commmunicabeln Schriften in duplo u. |. w. S. bie einfchlägigen Berorbnungen 
bei Döll. 8. XVII. ©. 83 fi. Was insbefondere das Stempelpapier betrifft, 
ſ. das Geſetz, die Stempelordnung betr. v. 11 Sept. 1825. (©. Bl. S. 176 ff.) 
und V. v. 18 Dec. 1812 (®. Bl. v. 1813 ©. 65 fi). Claffen- Stempel und 
Gradetions · Stempel. 

) Das Genauere Über bie Fälle, wo ein Anwalt mitwirlen muß, ſowie 
über jene, wo berjelbe nicht zugelafien wirb, Tann erft fpäter bei bec Lehre vom 
ben Abbocaten erdıtert werben. " 

5) Zgl. Annot. ad Cod. jud. c. 5 $. 2.N. 1 uud 2, dann Berorbn. v. 
17 Juni 1809 (®. Bl. ©. 1033) und v. 19 Oct. 1812 (R. Bl. ©. 1833), 

4) &. das Genauere barüber unten 95. 51 — 54. 
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II. Das Geſammtminiſterium als bie oberſte vollziehende 
Stelle, dem alle einzelnen zur Ausuͤbung von Hoheitsrechten beſtehen⸗ 
ben Behörden untergeorbnet find, und von’ welchem aus beren 
Thätigfeit überhaupt ihre Anregung und Richtung erhält. Das 
Gefammtminifterium zerfällt nach dem Real» Spfteme in mehrere 
Einzeln-Minifterien ober Departements, indem’ die ganze Maffe 
der Verwaltungsgeſchaͤfte vorzugsweiſe nach ihrer inneren Ber- 
wanbtſchaft unter fie vertheift wird, bie einzelnen Minifterien aber 
"ihre Wirffamfeit im ganzen Lande gleichmäßig zu äußern befugt 
“find. Jedem berfelben ift dann eine Reihe von Organen zum 
Zwece der wirklichen Ausführung ihrer Aufgabe untergeorpnet — 
in ber Regel zunächft die Kreisſtellen (ausnahmsweiſe die Central 
ſtellen) und mittelbar bie äußeren Behörben ?). 

Um ben bayerifchen Behörben-Organismus zu überfehen, wer⸗ 
ben wir daher mit einer Darftelung bes Gefammtminifteriums 
beginnen, bann biefes in feine einzelnen Departements zerlegen 
und bei jedem berfelben, nachdem fein befonderer Wirfungskreis 
beſtimmt ift, fofort, bie ihm zur Vollführung feiner Aufgabe unter 
georbneten Behörden mit ihrer Gefchäftsfphäre bezeichnen. 


A. Das Gefammtminifterium und feine Beftandtheile im 
Allgemeinen, 


8. 10. J 
1. Geſchichtliche Einleitung. 


Eine eigene unmittelbar unter bem Landesherrn ftehende voll- 
siehende Stelle war zuerft von dem Churfürften Carl Albrecht im 
Jahre 1726 angeorbnet worden, indem er aus bem geheimen Rathe 
einen engeren Ausſchuß under dem Namen „ber geheimen Raths⸗Con⸗ 
ferenz“, beftehend aus vier Conferenz-Räthen (wovon ‚einer zugleich 
ber Rathskanzler war) bildetet). Die Eonferenz theilte fich in bie 


2) Ueber bie Stellung ber Kammern zur Verwaltung f. mein Berf.-R. ©. 
89, dann ©. 357 unb 372 ff.; über bie bes Landraths f. ebend, ©. 308, unb 
bie des Diftrichsrathe S. 292. Bgl. €. X. Freih. v. Malchus, Polnit ber 
inneren Staatsverwaltung. 3 Theile. Heidelberg, 1823 B. I. ©, 22 fi. 

4) Der geheime Rath teilte fh in eine Ritter» umb in eine Gelehrten 
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ſaͤmmtlichen Staatsgeſchaͤfte und zerfiel zu dieſem Zwecke ſeit dem Jahre 
1764 in vier Departements, nämlich in das ber auswärtigen Angele⸗ 
genheiten, ber Finanzen, der Juſtiz- (und Polizeis) und der geiftlichen 
Sachen. — Diefes oberfte Organ, dem fpäter Die Bezeichnung „geheimes 
Staats» und Eonferenz-Minifterium“ beigelegt ward, erhielt im 
Jahre 1799 eine genaue Inftruction über ben Umfang feines 
Wirfens?), indem bie zu jedem ber vier Deparlnents gehörigen 
Gefchäfte einzeln aufgezählt wurden. Die Gefchäftswertheilung 
geſchieht hier zum erftenmale vorzugsweife nach dem Real-Spfteme; 
die Staatsgeſchaͤfte „in ben fämmtlichen hurfürftlichen Landen und 
Befigungen“ follen ihr zufolge von ben Minijterien behandelt wer⸗ 
den. Indeſſen blieben immer Ausnahmen bievon übrig, fo daß 
einzelne Provinzen in Bezug auf alle ihre Angelegenheiten unter 
der oberften Leitung eines einzigen Minifters ftanden®). 

Erſt die Verordnung vom 29 October 1806, die Minifterials 
Drganifation betr., führte das Realfyftem volftändig durch. Ihr 
aufolge follte das k. geheime Minifterium in vier Departements 
abgetheilt werden, nämlich a) der auswärtigen Angelegenheiten, 
b) bes Innern, c) ber Finanzen und d) ber Juſtiz 9, und ber 
einem jeben Departement zugewieſene Gefchäftsfreis fih auf bie 
gefammten königlichen Provinzen beziehen, fo baß Feine berfelben 
ausſchließlich unter ber Leitung eines befonderen Departements ftehe. 

Die Eonftitution vom 1 Mai 1808 verfügte in ihrem FI. Titel 
„von ber Verwaltung des Reiche": Das Minifterium theilt ſich in 
fünf Departements, ber auswärtigen Verhältniffe, ber Juftiz, ber 
Binanzen, des Innern und bes Kriegsweſens, änderte alfo einerjeits 
die Ordnung ber Eingel-Minifterien und ſchuf ein gang neues, das bes 
Kriege. Dabei beließ es im Wefentlichen auch bie Verordnung 
vom 2 Febr. 1817, dieBildung und Einrichtung der oberften Stellen 
Bank, und bie Räthe ber erfleren waren entweder frequentivenbe ober bloße Titu⸗ 
lar-Rätge; vgl. Dr. Andr. Buchner, Geſchichte von Bayern, 8. IX. ©. 1%. 

2) ©. biefelbe in ber Sammlung ber bayer. Lanbes-Berorbn. unter Mar 
Joſeph IV. v. 8. Mayr, 8. J. ©. 31 ff. | 

.3) So war namentfich bie Rheinpfalz und das Herzogthum Berg ausjcließ- 
Kid) ber oberften Leitung bes Minifteriums ber auswärtigen Angelegenheiten unter- 
eben. 
ö A) Neugebildet ift das Departement bes Innern, an welches bie Geſchäſte 
des bisherigen Minifleriums ber geiflichen Sachen mit übergingen. 

Boezl, bayer. Verwaltungsrecht. 2 
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des Staates betr., indem fie nur das Minifterium bes Innern 
vor jenes ber Finanzen ftelteS), und bie Verordnung vom 9 Der, 
1825, die Formation ber Minifterien betr., erkennt den Fortbeſtand 
ber fünf Minifterien in biefer Reihenfolge an. Die einzige Ab» 
weichung befteht darin, daß nun das Minifterium bes Aeußern 
Miniſterium bes Föniglichen Haufes und bes Aeußern genannt 
wird. Erſt die neuefie Zeit (feit 1847) hat hierin Aenderungen 
gebracht und dem Minifterium feine gegenwärtige Geftalt gegeben. 


8. 11. 


11. Die gegenwärtige Buſammenſetzung und derſaſſung des Gefammt- 
Miniſteriums. 


1) Zur Zeit beſteht das Geſammt/ Miniſterium aus folgenden 
Einzel - Minifterien: 

a) Aus dem Staats - Minifterium bes Föniglichen Haufes und 
bed Aeußern; b) ber Juſtiz; c) des Innern; d) des Innern für 
Kirchen» und Schulangelegenheiten'); e) der Finanzen; I) bes 
Handels und ber öffentlichen Arbeiten?); g) der Armee. - 

2) Im Bezug auf die innere Einrichtung biefer Minifterien 
gelten zunächft gewiffe allgemeine Grundfäge, bie wir, um uns 
fpäter klarer und kuͤrzer faſſen zu fönnen, hier vorauszufenden für 
zwedmäßig-erachten. An ber Spige eines jeden jteht ein birigi- 
render Minifter, jedoch fo, daß diefelbe Berfon mehrere Minifterien 
dirigiren fann?). Ihm ift eine dem Gefchäftsumfange des einzel- 
nen Minifteriums angemeffene Zahl von Gehülfen mit ber Bezeich- 
nung von Minifterialräthen und Minifterial » Affefforen zur Seite 
gegeben. Sie bereiten bie einzelnen Gefchäfte für die Erledigung 
vor, und geben auf Anfordern des Minifters ihr Gutachten ab; 


5) Die Berorbmng v. 1817 iſt ber Darflellung des Verwaltungsrechtes 
von Schmelzing (Staatsrecht, Theil II.), Leipzig, 1821 zu Grunde gelegt. 

4) Zuerſt buch B. v. 27 Behr. 1847 (H. B. V. ©. 223) ins Leben 
getufen, born durch ®. d. I1 Nobbr. 1848 ($. ©. VI. ©. 288) aufgehoben, 
ward € wtter dem 16 Mär) 1849 (9. ©. VI. ©, 241) wieder hergeftelt. 

2) Gebitbet durch B. d. 11 Nobbr. 1848 (9. 8. VI. ©. 237 ff.) 

3) Die Formations-Berorbnung v. 9 Dechr, 1825 befkft dem Donarchen 
biefes Recht in $. 3 ausdrüclich vor. 
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jedenfalls find ſie biefem file die richtige Darftellung ber Thatfachen 
verantwortlich. Jeder Minifter Fann feine Käthe auch zu Confe—⸗ 
renzen berufen, ift jedoch an beren Beſchluß nicht gebunden‘). 
Außerdem befteht jedes Minifterium in ber Regel a) aus einem 
General = Secretärd), b) aus einem Archivar (ſ. jedoch $. 13.) 
und ber erforderlichen Anzahl von Regitratoren, c) aus der erforber- 
lichen Zahl vor geheimen Serretären, Minifterial > Secretären 
und Erpeditoren, ſowie d) von Buchhaltern und Rechnungs - Com⸗ 
miffären, e) aus zwei Kanzelliften und f) aus einer dem Beduͤrf⸗ 
niffe entfprechenben Anzahl von Boten und Dienern®), 


3) Das die aufgezählten einzelnen Minijterien umfaffende 
Gefammt + Miniftertum ift fein Collegium in der engeren Bebeu- 
tung des Wortes. Es iſt zwar den Minittern das Recht einge 
geräumt, bei ben wichtigften Gegenftänden ber Vollziehung, wenn 
diefe den Wirkungskreis mehrerer oder aller Minifterien berühren, 
mit F. Genehmigung zu einer Minifterial » Conferenz zufammenzu- 
treten, ſowie es felbftverftänblich dem Monarchen zufteht, in allen 
ihm geeignet ſcheinenden Fällen folche Conferenzen anzuordnen; als 
fein der Zwechk berfelben ift immer nur der der Berathung, ihr Res 
fultat daher nur ein Gutachten”). Der Borfig im Minifterrathe 
iſt zur Zeit bem Minifter bes kgl. Haufes übertragen ®). 


) ©. die Formations - ®. v. 1825. $. 117 — 120. 


5) Er wird in der Regel aus ber Reihe ber Minifterialräthe ernannt (For⸗ 
mat. Berorb, $. 4.); im Minifterium d. J., danu des Handels und ber öffentl, 
Arbeiten wird bie Bunction einem ber Minifterinfräthe je nah bem Ermeflen des 
Minifters übertragen (A. E. v. 20 Aug. 1849. u. 8. v. 11 Nov. 1848, 
in H. B. VI. ©, 236 u. 240). Dem General - Secretär kommt die ummittel- 
bare Leitung und Aufficht über bie Erpebition, das Secretariat, bie Regiſtratur 
und bie Kanzlei mit ber Dienerſchaft zu (Format. Berord. $. 125), 

©) Die Kategorie unter d) findet ſich nicht im Juſtiz - Minifterium und im 
Minifterium des Innern. 

7) Das Recht bindende Beſchlüſſe zu faflen, wäre unvereinbar mit ber Raatke 
ehrlichen Stellung ber Minifter zum Monarchen und zur Vollswertretung; vgl. 
die angef. 8. 98. 114— 116. Bergl. noch Maldus, a. a. O. Ob. I. vorrede 
©. XU. u. S. 30, Ueber die befondere Function bes Gejammt - Staatemini - 
feriums im Falle einer Reicheverweſung |. mein Berf. Recht &, 387. 

%) A. R. v. 22 Dechr. 1849. (R. Bl. ©, 1367.) 
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5. 12. 


I. Bie rechtliche Stellung der dirigirenden Staatsminifler insbe- 
fondere. 


Da die Grundfäge, welche über die Rechte und Pflichten ber 
Minifter Maß geben, im Wefentlichen für alle gleich‘ find, fo wird 
es im Intereſſe der Klarheit und Bündigfeit der Darftellung zwed- 
mäßig erfcheinen, wenn wir biefe Grunbfäge der Erörterung über 
die einzelnen Minifterien vorausfchiden 1). 

1) Jeder Minifter ift der ausfchließliche Referent in Staates 
angelegenheiten feines Wirfungsfreifes bei der Perfon des Monar- 
chen; ein Zwifchen Organ befteht nicht), Er hat ben Vorſchlag bei 
allen auf Gegenftänbe feines Reſſorts fich beziehenden Gefegen und 
Verordnungen, fowie den Vorſchlag bei Belegung der ihm unter- 
georbneten Behörben, 

2) Die Minifter find die ausfchließlichen und nothwenbigen 
Drgane für ben Vollzug ber f. Verfügungen und Befehle. Um 
vollziehbar zu ſeyn, bebarf jede Regierungs » Anordnung der Gegen- 
zeichnung bed ober ber betreffenden Minifter?). 

3) Jeder Minifter leitet den Vollzug ber Geſetze, Verordnun- 
gen und ber fperiellen k. Befehle, und ordnet unter feiner Verant⸗ 
wortlichkeit felbftändig alle jene Maßregeln an, welche dazu noth- 
wendig ober zweckmaͤßig erfcheinen, unb entfcheibet die bei einzelnen 
Bollzugsfällen entftehenden Anjtände und Zweifel‘). 

4) Er fertigt bie Etats über den Staatsaufwand, welchen bie 
feiner Leitung untergebenen Dienftzweige erfordern, und ebenfo fteht 
jedem bie unmittelbare Verfügung über bie ihm zugewieſenen Etats⸗ 


4) Bgl. die Gormations « Berord. v. 9 Dechr. 1825 99. 20 — 29, dan 
C. 9. v. Malchus, Politit der innern Staatsverw. B. I. ©. 47. 

2) Die B. v. 15 Nov. 1848, (R. Bl. ©. 1121) hob bas Cabinetsſecretariat 
für „alle Angelegenheiten, welche nicht unmittelbar zur Privatbispofition des ab⸗ 
nigs Belangen“, auf. 

3) Bgl. das Gef., bie Verantwortlichfeit ber Minifter betr, v. 4 Juui 
1848 Act. IV. (9. 8. VI. ©. 53.) 

4) Seber Minifter erläßt zu biefem Zwede Heferipte an bie ihm untergeord» 
neten Organe; eine Ausnahme erleibet indeß biefer Sat bezügl, des Juftig - Min 
ſters (f. unten $. 15.); ſ. bie Format.-Verordn. 9. 28. 
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fummen zu, wie fie durch die jährlichen auf Grund des Finanzge⸗ 
ſehes feftgefegten Generaletats beftimmt find; für deren Einhaltung 
iſt jeder perfönlich verantwortlich). 

5) Ieder Minifter übt die Disciplin über das in feinem Miniftes 
rium unb bei ben ihm untergeorhneten Stellen und Behörden ange- 
ſtellte Perfonale nach Maßgabe ber beftehenden Gefege, und contro⸗ 
lirt die Dienftführung ber zu feinem Reffort gehörigen Beamten ®). 

6) Für jegliches Verwaltungsjahr hat jeder Minifter dem 
Monarchen einen umfaffenden Bericht über ben Zuftand ber Vers 
waltung feines Minifteriums und ber dazu gehörigen Zweige zu 
erftatten, Hierin insbefondere über ben Vollzug allgemeiner Anord» 
mungen fich zu verbreiten und über bie ihm zur Dispofition geftells 
ten Gtatöfummen Rechenſchaft abzulegen ?). 

Bon ber rechtlichen Stellung ber Staatminifter in ihrer Eigen» 
ſchaft als Staatsdiener, fowie dem Landtage gegemiber if ſchon 
im Verfaffungs - Rechte das Nöthige bemerkt ®), 


B. Die einzelnen Staatsminiſterien und die ihnen unters 
geordneten Organe. 


8. 13. 
J. Das Staatsminiſterium des kgl. Hauſes und des Aeußern. 


1) Seine Zuſammenſetzung weicht nur darin von der Regel 
G. 11 Nr. 2.) ab, daß unter die Beamten des Miniſteriums als eine 
Zroifchenftufe zwifchen ben Minifterial- Räthen und Aſſeſſoren bie 
Kategorie ber Regationsräthe befteht. Ein Archivar ift bei biefem 
Minifterium nicht nöthig, da für das Archiv eigene Organe be 
ſtellt find, 

2) Der Wirkungskreis des in Frage ftehenden Minifteriums 
umfaßt, wie fehon ber Name andeutet, zwei Hauptgattungen von 





9) ©. die Format. » Berord. 98. 21, 2 und 28. 

6) Format, « Verord. $. 27; jebem kommt hiernach auch bie Aufnahme u, Ente 
laffung der anf Ruf - uud Widerruf angeftellten Gefülfen feines Minifleriums zu. 

7) Sormat, + Berord. 8. 29. 

9) S. mein Berf, - Recht S. 430. Note 3 u. ©, 521 fi 
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Geſchaͤften ). Im feiner Eigenfchaft als Minifterlum bes k. Haufes 
gehören zu feiner Eompetenz 

a) alle Gegenftände, welche fih auf Familien » Verträge und 
das Privatfürftenrecht im k. Haufe beziehen, wie 3. B. bie 
Verhandlungen über Geburts⸗, Verehelichungs - und Sterbfälle 
im k. Haufe u. ſ. m); 

b) bie Adelsſachen, inſoweit es namentlich um Verleihung bes 
Adels und um Führung dev Adelömatrifel fich Handelt; 

c) die Ordensſachen, d. i. bie auf Verleihung inländifcher und 
auf die Genehmigung fremder bezüglichen Handlungen ; 

d) bie Thronlehen im Benehmen mit bem Finanz» Minifterium; 

e) bie Gefchäfte bed ehemaligen Reichöherolden - Amtes, wie 
fie im Edicte vom 1 November 1808 88. 14 — 14 angeführt 
find), wie 3. B. die Verfünbigung großer Begebenheiten, die 
Anführung feierlicher Züge, der Vortrag in Bezug auf bie 
Kronämter, das Ceremoniell, die Rangverhältniffe, das Uni- 
formmwefen u. f. w. 

Als Minifterium des Aeußern beforgt es alle völferrechtlichen 
Angelegenheiten, wohin gehören: 

a) Die Eorrefpondenz mit fremden Staaten und ihren Bevoll- 
mächtigten, fey es direct oder durch feine Organe — die bayes 
riſchen Gefandten — im Auslande, bei deren Anftelung und 
Infteuirung ihm der Vorfchlag zukommt, 

b) Die Unterhandlung, Abſchließung und Wahrung aller Vers 
träge mit fremden Mächten, baher namentlich auch die Bundes» 
angelegenheiten hieher zu zählen find. 

©, Die Wahrung aller Gerechtſamen des Staats im Auslande, 
die Behandlung ber Stantöprätenfionen, ber Gränzfachen for 
wie aller fonftigen Differenzen mit benachbarten Staaten, im 
Benehmen mit ben etwa nad) Maßgabe des Gegenftandes 
einfchlagenden Minifterien 9. 


%) Berf., bie Format. » Verorb, v. 9. Dec. 1825. 66. 20 —48 (9. 8. III. 
©. 231. 

2) Bol. auch das Format. » Statut v. 1819 Tit. X. $. 2; dgl. unten 9. 14 
Nr. 6.2 

®) ©. dasfelbe än dem Handbuche ber Stantsverf. v. 1813 8. II. &. 57. fi. 

*) Daraus folgt von ſelbſt, daß bie Abrigen Miniſterien in Saqhen, bei 
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d) Die Beforgung unb Bertretung ber Unterthanen und ihrer 
Angelegenheiten im Auslande, daher bie für das Ausland be- 
ſtimmten Päfle, fowie die Beglaubigung der Acte, bie im 
Auslande gültig ſeyn follen, hieher reffortiven 4). 

e) Der Antrag auf Naturalifation eines Ausländers im Bench- 
men mit dem Minifterium des Innern (vgl. unten $. 19). 
3) Für bie Verwirklichung feiner Aufgabe find dem Miniftes 

rium als Organe untergeordnet: 

3) Die bei ben fremden Staaten beftellten biplomatifchen Agen- 
ten — Gefandte der II, IH u. IV Rangelafe‘), Eommiffäre 
und Eonfuln. 

b) Im Innern des Staates find die ihm für bie innere Vers 
waltung beftimmten Stellen nnd Behörden — alfo bie Kreis- 
tegierungen und bie Diſtrictspolheibehörden ) — als Vollzugs⸗ 
Organe untergeben. Außerdem ftehen Direct unter dem Minis 
fterium zwei Central» Stellen, nämlich bes geheimen Haus 
und bes geheimen Staatsarchivs, wovon das erftere bie auf 
die Verhältniffe des regierenden Haufes bezüglichen Urkunden 
und Acten, das letztere aber jene Urkunden und Acten geord- 
net aufzubewahren Bat, welche fich auf Die völferrechtlichen Ver⸗ 
bältniffe des Staates, alfo namentlich auch auf bie Bunbesr 
Verhaͤltniſſe beziehen?). 


welchen anemärtige Staaten betheiligt finb, nur im Benehmen mit bem Dinifte- 
rium bes Aenfern verfügen können, 

9 Der Verkehr bes Tath. Clerus und bes Volles mit dem röm. Stuhle in 
allen geifll. Dingen u, kirchl. Angelegenheiten ift frei, umb finbet bie Bermittelung 
des Minifterimms nicht flat. Vgl. M. E. vom 25 März 1841 bei Permaneder, 
Kicchenret II. Aufl, &. 55 Rr. 3, 

5) Bayern ift bei ben meiften europäiſchen Staaten durch fläubige Geſandte 
vertreten; feine Vetretung beſteht zur Zeit z. B. in Dänemark, Portugal, Schwe- 
ben. 

6) Bgl. das k. Familien - Statut vom 15 Aug. 1819 Tit. II. 88. 2 u. 3, 
(nene Sammlung ber Berf. - &ef. S. 9.) 

?) Bgl. das Generale v. 26 Juni 1799, bie Einrichtung ber Archive und 
Regiſtraturen betr. (Mayr, Sammlung ber Berorbiumgen v. Kurfütſten May 
Soſeph IV B. J. S. 82 ff. 
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N. Das Stantsminiflerium der Iufiz. 
8. 14. 
1) Der Wirkungskreis besfelben. 


Da bie innere Einrichtung und Befegung des Staats - Mini- 
ſteriums der Juſtiz in feinem wefentlichen Punkte von der Regel 
abweicht, fo wenden wir uns fofort zur Angabe feines Wirkunges 
freifes, der in folgenden Hauptgefchäften hefteht!). 

41) Zum Juftizminifterium gehört vor allem die Ausarbeitung 
der Entwürfe zu bürgerlichen und peinlichen Gefegen, ohne Unter 
ſchied, ob es fih um neue Gefege, oder um Aenderung ober Auf- 
hebung ber beftehenben Hanbelt?). 

2) Der Vorſchlag bei Feſtſtellung der Grundſaͤtze über bie 
Ausübung der Gerichtöbarfeit — über die Verfaffung und Belegung 
der Gerichte, die Auffiht und Handhabung der in biefer Be 
ziehung erlaffenen Gefege, und baher namentlich auch ber Bor 
ſchlag bei der Befegung der Gerichte, die Sorge für Herftellung 
und die Aufficht auf die beftehenden Attribute der Rechtspflege, wie 
3 2. die Unterfuhungsgefängniffe. 

3) Die oberfte Aufficht über alle beftehenden Gerichte in Ber 
zug auf ihre Gefchäftsführung in allen Gegenftänden ihrer vichterlis 
Gen Zuftänbdigfeit, und die Anwendung von Maßregeln, um biefe 
Aufficht wirkſam zu üben, wie z. B. die Anordnung von Bifitas 
tionen. “ 

4) Die Anträge bei Ernennung von Abvocaten und Notaren, 
bann bie oberfte Aufficht und Disciplin über diefelben, infoweit 
fie in Juftigfachen thätig find). 

5) Die Anträge zu einer Reihe von Special» Decreten des 
Königs, welche ſich auf die Rechtöpflege beziehen, insbefondere 

a) bei der Begnabigung in Straffachen, ſowie bei ber Rehabis 
litation, 


4) Bol. die Format. Verord. 88. 49 — 60 incl. 

2) Die durch Berorbn. v. 10 1844 März angeorbnete Geſetzeommiſſion wurde 
durch A. E. v. 6 April 1847 wieher aufgehoben, und bie Gefeßgebung wieder 
init dem Juftizminiſterium vereinigt (R. Bl. v. 1847. S. 449). 

2») Daher fühet das Juſtizminiſterium auch bie Oberaufficht über bie Advocaten -⸗ 
Venfions - Anftalt; f unten $. 71. 
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b) bei &roßjährigfeits - Erflärungen, Legitimationen und Adops 
tionen, 

ce) bei den nach ben beftehenden Gefegen dem Monarchen vor 
behaltenen Dispofitionen®). 

6) Außer dieſen, ben wefentlichen Wirkungsfreis bes Juſtizmini⸗ 
fteriums bildenden Gefchäften find ihm noch durch befondere Ver⸗ 
faſſungs » Beftimmungen gewiſſe einzelne Functionen übertragen, 
nämlii 

a) Ber Juſtizminiſter hat im F. Bamilienrathe ben Vortrag, und 
wenn ber König in perfönlichen Klagefachen gegen Mitglieder 
bes Haufes felbft entfcheibet, fo wird der Juſtizminiſter ges 
meinfchaftlih mit dem Minifter bes k. Hauſes vorher mit 
feinem Gutachten gehört‘). 

b) In Bezug auf bie Standesherren führt ber Juftigminifter bei 
dem  außerorbentlichen ben’ Häuptern zugeftandenen Gerichte 

von Ebenbürtigen in II. Inftanz den Borfig, und ihm Fommt 
bie Oberaufficht über alle ſtandeshertlichen Bormunbfchaften zu). 

e) Das Juftizminifterium hat für Die Anlegung und Fortfegung ber 
Matrifel über die Familienfibeicommiffe Sorge’ zu tragen ®). 


8.15. 
2) Die bemfelben untergeorbneten Organe. 
a) Im Allgemeinen. 


Dem Juftizminifterium find zwei Categorien von Organen 
untergeordnet naͤmlich: 

1) diejenigen, welchen bie] Ausübung der dem Staatsober⸗ 
haupte zufommenben bürgerlichen und Straf » Gerichtöbarfeit übers 
tragen ift, Die Gerichte, und 

2) jene, welche. zur Vermittlung ber Aufficht auf bie gefammte 
Rechtöpflege,, insbefondere zur Einwirkung auf die Befchleunigung, 


3) Das früher hieher gehörige R. Moratorien zu erteilen, ift durch Geſet 
v. 25 Juli 1850 aufgehoben worben. 

*) ©. Familienſtatut Tit, X. 9.2.47. 

5) Zeil. IV. zur Berf. - Url. 98. 8 u. 10, 

H Beil, III. zur Berf. - Urt. 9. 165 vergl. auch $. 31. —- Die Befuguiß 
bei Eompetenzconflicten ber Gerichte unter einander zu entfcheiben ift feit dem Geſ. 
v. 28 Mai 1850 an bie Gerichte übergegangen. 
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bie Bolkänbigfeit und ben gefeglichen Gang ber LUnterfuchungen, 
zur Durchführung ber Anklagen, zur Aufrechthaltung der Disci⸗ 
plin und Dienſtes ⸗Ordnung beftimmt find — die Staatsanwälte. 
Sie ſollen nach dem Inhalte des fogen. Grundlagen Gefeges vom 
4 Juni 1848 (Art. 13) bei allen Eollegial- Gerichten beſtellt 
werben. Bisher find ſolche nur für bie Strafrechtöpflege, und 
zwar beim oberften Gerichtöhofe und bei jedem Appellations = Ger 
richte, dann bei jebem Kreis - und Stabtgerichte aufgeftellt, fo daß 
die legteren dem Staatsanmwalte beim Appell. = Gerichte (dem Ober 
ſtaatsanwalte), die beiden erfteren Kategorien aber (bie Oberſtaats⸗ 
anmwälte und ber Generalftaatsanwalt) unmittelbar dem Staatd- 
minifter der Juſtiz untergeorbnet find ). 

Die beiden genannten Behörden » Syfteme unterfcheiben ſich 
aber nicht bloß durch bie Verfchiebenheit ihres Zweckes und ihrer 
Aufgabe, fondern auch durch Die Stellung, welche fie bei Erfüllung 
ihres Amtes gegenüber dem Staatsminifterium einnehmen. Die 
Gerichte find nämlich innerhalb der Gränzen ihrer amtlichen Bes 
fugniffe unabhängig, die Richter inamovibel?); die Staatsanwälte 
dagegen find verpflichtet, ben von ihren Obern erhaltenen Weifun- 
gen zu gehorchen, und fie werben in Bezug auf ihre Standes- und 
Gehaltsverhältniffe als Adminiſtrativ - Beamte behanbelt?). 

3) In gewiffem Betrachte kann man auch bie Gerichtsärzte, 
infoweit fie in gerichtlichen Fällen thätig find, ald Organe des 
Zuftizminifteriums bezeichnen; fie ftehen jedoch nach der beſtehenden 
Einrichtung zunächft nur unter dem Minifterium des Imern. — 


1) Vgl. bie Verord. v. 27. Febr. 1851, die Bejolbungs - und Rangverhäft: 
niffe, dann bie Amtskleidung der Staasanwälte betr. (R. Bl. S.145ff), u.8. 0.20 
April 1851, bie Aufftelung vonfunctionivenden Subfituten ber Staatsanwälte betr. 
G. ©. S. 401.) Während die den Staateanwälten beigegebenen Stellvertreter (bie 
als 1, IU. Staatsanwälte bezeichnet werben) bie Staatedienerrechte genießen, 
ift die Ernennung zum Subftituten widerruflich und begründet an ſich keinen 
Auſpruch auf Gehalt. 

2) Vgl. mein Berf. - Recht S. 366 u. 367. 

3) Bol. das Gefe, bie Gerichtsverfaffung Betreff. v. Juni 1850 Art. 55 
(9. 8. VI. S. 485) und bie angef. Verorb. v. 27 Febr. 1851 Art. 1. Als eine 
allgemeine Bemerkung verbient noch erwähnt zu werben: bie Gerichte find num, 
abgefehen von einer Ausnahme (f. mein Verf.-Recht ©. 181) alle k. Behörden; 
in Folge davon find biefelben auch rückfichtlich ihrer Verfaffung und Zuflänbigkeit 
einander gleichförmiger als früher. 
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Die Abvocaten und Rotare werden zwar auf Antrag des Juſtiz⸗ 
Minifteriums vom König ernannt, und ftehen unter ber Controle 
beöfelben; allein bie Advocatie ift Feine Stantsbehörbe, bie Advo⸗ 
caten und Notare feine Staats -, fondern nur öffentliche Diener, bie 
vom Staatöoberhaupte öffentlich autorifirt find, ben Staatsgenoſſen 
in ihren Rechtöangelegenheiten rechtslundigen Beifland zu leiften. Ihre 
vechtliche Stellung Tann baher erft im H. Buche genauer erörtert 


und bargeftellt werben. . 


b) Der Organismus der Serichte h. 
5. 16. 
@) Der oberfe Serichtehoſ 


1) An ber Spige ber fänmtlichen k. Gerichte, unmittelbar 
dem Staatöminifterium ber Juſtiz untergeordnet, ſieht ber oberfie 
Gerichtshof — das Oberappellationsgericht, reſp. ber Kaffationshof2). 
Es befteht zur Zeit aus zwei Präfidenten, 4 Direstoren und 44 
Raͤthen. Beider Erledigung ber einzelnen Gefchäfte betheiligt ſich in der 
Regel nicht der ganze Gerichtshofs), fondern er theilt fich zu dieſem 
Behufe in Senate, deren jeber mindeſtens aus 6 Räthen und einem 
Borftande zufammengefegt feyn muß. Die Bildung der Senate ift 
Sache des Präfidenten, fie erfolgt übrigens immer nur auf die 
Dauer eines Jahres; jährlich treten aus jedem Senate 3 Räthe 
nach dem Dienftesalter aus, und gehen in einen andern über. — 
Eigene durch befondere Gefege beftimmte ftändige Senate beftehen 
a) für die Entſcheidung der Competenzconflicte zwifchen Juſtiz / und 

%) Die Berfoffungsbeftimmungen in Bezug auf bie Einrichtung und Ber 
jegung ber Gerichte |, im Verf. R. ©. 365 ff. 

) Die Bereinigung ber Functionen bes Caffationshofes mit dem Ober- 
App. » Gerichte beruht auf Berorbn. v. 29 Juni 1832 (R. Bl.S. 437). In dem 
Sefelg über die Gerichtsverfaſſung ©. 25 Juli 1850, das zwar fanctioniet und 
publicirt, aber bisher nicht vollgogen ift, wird biefe Etelle „Oberlanbesgericht® 
genannt; vgl. Art, 4. 43 bie 48, 

3) Fälle, in melden das Plenum entſcheidet, f. Geſetz über bie Berhil- 
tung ungleihförmiger Erfenntniffe in Cioilfachen (v. 17 Novbr. 1837. Art. Iu. 
1. Geſ. &. ©. 105.), dann das Gef. die Mbänberungen bes II. Theile bes 
Gtrafgefetgbuches v. 1813 Betr. v. 10 Novbr, 1848, Art. 251. (©. Bl. ©. 341.) 


J 
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Berwaltungsbehörben‘); b) für Bergfachen (der oberberggerichtliche 
Senat)d); c) für Austrägalfachen®). d) Außerdem befteht ein durch 
das Directorium gebildeter fändiger Criminal-Senat?), und end» 
lich iſt e) ein ſtaͤndiger Senat zufammengefegt, der als Eaffationd« 
Hof für die Pfalz fungirt®), 

Außerdem find einzelne Senate für gewiſſe Faͤlle nach befon- 
deren Erwägungen zu bilden, und zwar «) der Senat für Ent- 
ſcheidung der Competenzeonflicte zwiſchen Eivil- und Militärgerichten, 
4) für die Competenzconflicte zwiſchen bießrheinifchen und pfälzi- 
fchen Gerichten‘), und y) für Entfheidung ber Ehefcheidungsflagen 
unter Proteftanten 10). 

2) Seine Zuftändigfeit umfaßt folgende Gegenlänbe: 

3) In Eivilfachen, welche aus ben Lanbestheilen dieſſeits bes 
Rheines dahin kommen, entfcheidet er, die Zuläffigfeit eines 
Rechtsmittels nad) Maßgabe ber Gerichtsorbnung vorausgefegt, 
in ber Regel als dritte, jebenfalls als letzte (Revifions-) In- 
ſtanz, in Bezug auf die Pfalz ift er vegelmäßig ‚nur Caffa- 
tionshof 1). 

b) In Straffachen fungirt der oberfte Gerichtshof als Caſſa—⸗ 
tiondhof mit ber Beftimmung, duch Vernichtung ber Strafs 
urtheile, welche eine Verlegung ober eine unrichtige Anwendung 
ber Gefepe enthalten, die Einheit der Rechtsfprechung im ganzen 
Reiche Herzuftellen, reſp. zu erhalten ®). 





2) Bol. das Geſetz, die Competenzconflicte betr. v. 28 Mai 1850. Art. I. 
(9. 8. VI. ©, 231.) 

5) Bgl. Seuffert’s Commentar, II. Aufl. ©. 148 u. 149. 

%) Bgl. ben Bundesſchluß v. 19 Detbr. 1838 bei v. Meyer, Staatsacten, 
2. II. ©. 583. , 

7) Bol, das Strafprocei- Gef. v. 4 Nov. 1848, Art. 18 (©. Bl. S. 239). 

®) Berorbn. v. 29 Juni 1832 (R. Bl. ©. 437.) 

9) Zu @. u. 4. vgl, bas Gef. bie Competenzconflicte betr. v. 28 Mai 1850 
At, 14 u. 22. 

10) Bgl. Berorbn. v. 12 Dec. 1822. V. (R. Bl. ©. 1318.) u. Seuffer’s 
Commentar B. I. ©. 299. 

4) ©. jedoch Gef., bie Eompetenz bes Caffationshofes fiir bie Pfalz betr. 
b. 25 Aug. 1843 Art. 1 u. 3. (Gef. Bl. ©. 93.) 

22) S. das f. g. Grundlagen Gefe Art. 12 (meine Samlung S. 60). 
Weber bie finguläre Befugniß durch Plenarbeſchluß die Unterfuchung ober auch 
bie Aburtheilung in einzelnen Füllen an anbere Gerichte zu übertragen ſ. das 
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Falls Eompetenzconflicte zwifchen zwei Appellations + Gerichten, 
ober zwiſchen Untergerichten verfchiebener Kreife entftehen, fo fteht dem 
Ober» Appellationd» Gericht nun das Recht zu, über bie Zuftändig« 
leit zu entſcheiden is). — Die Stellung an ber Spipe ber Gerichte 
bringt es ferner mit ſich, daß ber oberfte Gerichtshof bie Aufficht 
über die ihm untergeordneten Gerichte, alfo zunächft bie Appellations- 
Gerichte, übe, baher 3. B. Vifitationen berfelben beantrage, und bie 
Disciplin in Bezug auf bie Richter nach Maßgabe ber Beftimmm- 
gen ber Verfaſſung handhabe 4). 


8 17. 


P) Die AppellationdsBeriätet), 


Dem oberften Gerichtöhofe untergeordnet befteht für jeben 
Kreis des Landes ein Appellationd- Gericht, das mit einem Praͤ⸗ 
fibenten, einem oder zwei Directoren und einer entfprechenden Zahl 
von Räthen und Affefioren?) befegt ift. — Die Appellationsgerichte 
theilen fih alle Rathötage in Senate, bie aus nicht weniger als 
fünf Mitgliedern, den Vorſtand eingefchloffen, beftehen fönnen, und 
deren Bildung dem Präfidenten zufommt®), 


Geſ., den II. Th, des Strafgeſetzbuches v. 1813 betr. v. 10. Nobbr. 1848, Art. 
458 

1) S. das Geſ., bie Competenz -Conflicte betr. v. 28 Mai 1850 Art. 14, 
GG. 8. VI. ©. 233.) 

#3) Ueber einige finguläre Befugniffe vgl. Beil. IV. zur Ber.» Urt. $. 8; dan 
insbefondere das Geſetz, ben Staatögerichtehof und das Verfahren bei Anlagen 
gegen Minifter betr. v. 30 März 1850. (9. 8. VL. ©. 55. fi.) 

4) Sie beſtehen als veine Juftiz- Behörden feit dem organ. -Edict vom 24 
Juli 1808, (R. B. ©. 1785 ff.) Das angef. Gef. über bie Gerichtsverf. nennt 
dieſelben „Rreisgerigte.“ 

2) Die Aſſeſſoren beſtehen feit ber k. Eutſchließgung v. 30 März 1817; ihre 
Dienftes-, Gehalts. und Nangverhäftniffe find durch verordn. v. 9 Febr. 1818 
genauer geregelt (©. BL. v. 1818, &, 25 ff). 

5) Eine Eigenthimlichkeit hat in biefer Beziehung das Appellationsgericht für 
die Pfalz; basjelbe zerfällt auf Grund einer Verfligung ber Landesabminiftration 
».27 Juli 1815 in 3 Kammern: bie Civil -/Zuchtpofigei » und Anklage - Kammer 
(Siebenpfeiffer, Handbuch B. III. S. 52). — Ein flänbiger Senat it bei den 
dießtheiniſchen Appellationsgerihten a) fr bie Fideicommißſachen gebildet (f. A. 
€. 2 Dec. 918, und bie Inf. g 1m 2. im #. Wi. v. 1819 
©. 19); b) für Bergischen (Geuffert’s Eommentar B. I. ©. 149). Wegen des 
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Zum Wirkungskreis ber Appellationsgerichte gehören vorzugs⸗ 
weiße folgende Geſchaͤfte: 

3) In Civilſachen bilden fie regelmäßig bie II. (Berufungs -) 
Inftanz, wo bie Berufung auf Grund ber beftehenden Gefege 
zulaͤſſig iſt. Ausnahmsweiſe entſcheiden die Appellationsgerichte 
in den Landestheilen dieſſeits des Rheins bei Klagen gegen 
gewiſſe privilegirte Perſonen in erſter Inſtanz). — Sie 
beſorgen zudem bie auf Familienfideicommiſſe bezuͤglichen Ge⸗ 
ſchaͤfte, ſofern fie nicht ſtreitig fnb®). 

b) In Strafſachen find fie bei Vergehen und bloß mit Arbeits⸗ 
hausftrafe bedrohten Verbrechen die Berufungsinftanz bezüglich 
ber Beſchwerden gegen bie Exfenntniffe ber Freis- und Stabt- 
Gerichte, bei ſchwereren Verbrechen ‚erkennen fie über bie Zus 
läffigfeit ber Anklage‘). 


s. 18. 
y) Die Untergerihte 


Als Untergerichte in birecter Unterordnung unter die Appels 
Iationsgerichte wirken in ben Kreifen dieſſeits bes Rheins 
- 4) die Kreis» und Stadtgerichte, bie ebenfalls ſämmt⸗ 
lich collegiale Verfaſſung haben, und je nach der Menge ihrer Ges 
ſchaͤfte mehr oder minder zahlreich befegt find. Auch fie theilen 
fh zum Behufe ber Erfenntnißfällung in Senate von minbdeftens 
3 Mitgliedern‘). 
Was ihren Wirkungsfteis anlangt, fo bilden fie 
a) in Eivilfachen in der Regel bie I. Inftanz als ſorum commune 
für die Bewohner bes Stadtbezirkes?), außerdem aber die pri- 


Senats beim Appellationsgerichte von Oberfranken in feiner Eigenſchaft als prote- 
Rantifches Chegericht |. Seuffert, Comment. B. I. S. 299. 

®) Ueber bie zur Ausnahme gehörigen Fälle vgl. mein Verf. R. S. 187, 
198 u. 214. 

5) Beil. VII zur Berf. Urkunde. $. 14. 

©) Geſ. v. 10 Nov. 1848. Ark 11, 49, 51 u. 52. . 

H Bol. das angef. Eb. 99. 5 umb 13. Die Eintkeilung in brei Claffen 
hängt ebenfalls mit bem Umfange ber Gefdjäfte zufaunmen. 

2) Eine Ausnahme machen bie Kreis- und Stadtgerichta Aichach, Wafler- 
burg, benen überhaupt feine Civiljurisdiction zulommt. 
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vilegirte I. Inftanz für jene, welche, obwohl nicht im Stabt- 
Bezirke wohnend, verfaffungsmäßig von ber landgerichtlichen 
Jurisdiction befreit find®). 

b) In Straffachen Haben fie die Eigenfchaft als Unterfuchungs- 
Gerichte für ihren Sprengel, und in Bezug auf Vergehen und 
geringere Verbrechen gebührt ihnen regelmäßig auch bas 
Recht der Entfcheidung in I. Inftanz, und zwar ſowohl über 
die Frage der Verweifung, als das Endurtheil 2). 

2) Die Shwurgerichtetreten in jedem Kreiſe regelmäßig alle 
drei Monate an dem Sige eines Stadt - und Berirfögerichts zuſam⸗ 
men; fürjede einzelne Sigung werben ihre Beftandtheile — ber Gerichte» 
Hof und bie Geſchworenen — neu gebildet. Der Staatöminifter der 

„Juſtiz ernennt einen Rath; des Appellationsgerichtes des betieffen» 
den Kreifes zum Präfidenten und ein Mitglied bes Kreis = und 
Stabtgerichts, bei welchem das Schwurgericht gehalten wird, zu 
befien Stellvertreter. Der Director dieſes Kreis-und Stadtgerichts 
beftimmt bie Mitglieder feines Gerichts, welche mit dem Präfidenten 
ben Schwurgerichtshof bilden. Dazu kommen für jede Sigungsperiobe 
30 Gefchworene und 6 Erfagmänner, aus welchen für jeden eins 
zelnen Fall 12 Gefchworne durchs 2008 beftellt werden )). Den 
Schwurgerichten find bie mit Todes-, Ketten» oder Zuchthausftrafe 
bedrohten Verbrechen, beßgleichen bie durch Mißbrauch der Preffe 
verübten Verbrechen und Vergehen zugemiefen®). 

3) Die Landgerichte in ihrer Eigenfchaft als Juftizbehörben. 
Da übrigens ber Wirfungsfreis der Landgerichte noch viele andere 
Geſchaͤfte umfaßt, fo werden wir, um Wiederholungen zu vermeiden, dar⸗ 


3) Um ben geographiſchen Umfang ber Competenz in biefer Ieteren Begie- 
bung zu beſtimmen, find beſondere Kreisgerichtsfprengel auf Grund ber Land» 
gerichtsbezirle gebildet (f. ®. v. 7 Dec. 1837. im R. Bl. S. 905); vgl. insbe» 
fonbere wegen ber Kreisgerichtäfprengel ber beiden Kreis- und Stabtgerichte Min« 
Gen V. v. 29 Juli 1854, Art. TIL. (R. B. ©. 569 fi.) 

A) Die Führung der Unterfuchung unter Leitung des Gerichts iſt Sache der 
beſonders bezeichneten Unterfuchungsrichter. — Keine Strafgerichtsbarleit haben 
die Kreis. und Stadtgericpte Erlangen und Fürth. , 

5) Das Genauere Über bie Bildung ber Sawurgerichte f. in dem Geſ., bie 
Einführung der Schtourgerichte betr. v. 3 Aug. 1848. (©. Bl. S. 193 fi.) 

6) ©. Geſ., einige Abänderungen bes Strafgeſetzbuches v. 1813 betr. v. 12 
Mai 1848, Art. 3 (G. Bl. ©. 85.) 
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über fowohl, als über ihre Verfaffung an einem fpätern Orte im 
Zufammenhange fprechen. 

In der Pfalz find dem Appellationdgerichte vier, collegial ver- 
faßte Bezirfögerichte ald regelmäßige I. Inftanz untergeordnet, beren 
jedem eine gewiffe Zahl von Landgerichten, die nur mit Einem 
Beamten, dem Landrichter, befegt find, für geringere Streitfachen 
untergeben ift”). 

In mehreren Kreifen find für Wechſelſachen, in einigen 
zugleich für Mercantilfachen befondere Gerichte I. und U. Inftanz 
angeorbnet, beren genauere Erörterung wir aber den fpecielleren 
Disciplinen überlaffen müffen®). 


IM. Bas Staatsminiflerium des Innern '). 


8.19. 
1) Berfaffung und Wirkungskreis besfelben. 


4) Im Minifterium des Innern befteht neben ber regelmäßis 
gen Perfonalbefegung eine beſondere Gefchäftsabtheilung einmal für 
das Mebicinalwefen des ganzen Königreiches, an deſſen Spige 
fatusmäßig ein Obermedicinalrath als ftänbiger Referent in Medir 
einalangelegenheiten fteht, und ferner für bie Rebaction des Gefep- 
und Regierungsblattes, dann des Hof- und Staatöhandbuches?). 





7) Bl. das Nähere im Handbuch ber Verfaffung, Gerichtsorduung und ge» 
fammten Verwaltung v. Rheinbayern v. Siebenpfeiffer 8. III.S. 1— 70 
fortgefeßt ». Auttringepaufen. 8. I. S. 467; wegen ber Bezeichnung Landgerickte 
f. oben $. 3; 2) Note 5. 

®) Bgt. darüber Seufferte Commentar Il. A. B. I. ©. 145 ff. Nach den 
Borfihriften bes öfter erwähnten Gefeyes über die Gerichtöverfaffung v. 1850 follten als 
regelmäßige Untergerichte collegiale „Bezirtögerichte” beftehen; ausnahmsweiſe aber 
Eingefnrichter — Stadt» und dandrichter — zue Gntfeeibung von Bilrgerlicen 
Rechtsſtreiten zuflänbig ſeyn. 

4) Es beſteht als eigenes Miniſterium ſeit ber V. v. 29 Oct. 1806 (. 
oben $. 10.), während bis dahin feine Geſchäfte vom Juſtizminiſter mitbeſorgt wor⸗ 
den waren. 

2) Die Spedition, dann bie Erhebung und Verrechnung ber Pränumerationg- 
gelber beforgt bie Zeitungserpebiton bes Oberpoftamts in Münden; M. R. v. 
25 Sept, 1826 (9. 8. III. S. 234). — Außerdem ift im Staatehandbuch noch 
im diefer Stellung aufgeführt: ber Pfleger des Damenſtifts St. Anna in München, 
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2) Dem Wirkungsfreife des Minifteriums bes Innern find 
zugewieſen 9): . 

a) Die Regiminal-Berwaltung, oder, wie bie Forma— 
tionsverordnung von 1825 fi) ausbrüdt, ale Gegenftände des 
innern Staatsrechts und ber Lanbeöhoheit. Seine Aufgabe ift 
es baher, bie Hoheitsrechte des Staatsoberhauptes zu wahren 
und geltend zu machen. Daher kommt ihm insbefondere zu: 

«) Die Geltendmachung ber allgemeinen perfönlichen Untertha⸗ 
nenpflichten — das Eonferiptionswefen, dad Einquartierungs⸗ 
und Vorfpannswefen für bie im Marfche befindlichen inläns 
diſchen Truppen, bie Landwehr: Angelegenheiten, das Aus⸗ 
wanderungs⸗ und Nachfteuerwefen; 

0) Die Aufrechthaltung und Verfolgung ber Rechte der Staats⸗ 
gewalt gegenüber ben privilegirten Unterthanen, namentlich 
den Stanbeöherren und ben Abeligen überhaupt ;3*) 

7) Die Auffiht auf die Gemeinden, ihre Verfaſſung und Vers 
waltung, theils an ſich, theils zur Wahrung ber Rechte und 
Intereffen des Staates im Ganzen, daher das Minifterium des 
Innern die oberfte Euratelftelle für bie Gemeinden bildet, und 

d) die Aufficht auf die Diſtricts- und Kreisgemeinden und 
die fie vertretenden Organe, die Gefchäftsführung mit diefen 
im Benehmen mit ben einfchlägigen anderen Minifterien, 

b) Die oberfte Leitung der Polizeiverwaltung des ganzen 
Landes ift ein weiterer Hauptgegenftand bes Wirkungskreiſes 
bes Minifteriumd bes Innern. Da nun die Aufgabe ber 
Polizei vorzugsweiſe in Erhaltung uud Förderung der öffent» 
lichen und privaten Ordnung im Staate durch Befehl und wirk⸗ 
fames Eingreifen ins Leben befteht*), fo befaßt diefer Zweig bes 
Wirfungskreifes insbefonbere folgende einzelne Angelegenheiten: 

3) Bgl. bie Gormat.»Berorbn. v. 1825. 89. 61— 83; ein großer Theil ber 

bier aufgezählten Geſchäfte ift Übrigens jet ben zwei nengebilbeten Minifterien (des 


für Kirchen ⸗ und Schulangelegenheiten, dann bes Handels und ber öffentlichen 
Arbeiten) Überwiefen. 

>») Diefer Zweig ber Wirkfamfeit des Miniſteriums iſt feit bem Wegfallen ber 
obrigkeitlichen Rechte der Standes. und Gutsherren nur nod don umtergeorbneter 
Bebentung. 

) Die Sörderung und Pflege ber religibſen, geiftigen und materiellen Inter» 

effen burch den Staat gehört nicht hieher; f. unten 88. 22 und 31. 

Boezl, Bayer, Verwaltungsrecht. 8 
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a) Die oberfte Leitung ber Sicherheits Polizei (4. B. die Aufs 
ficht auf die Preffe und den Buchhandel, die Vereine, Die 
Paß⸗ und Frembenpofizei) und baher au, aller der hiefür 
beftehenden öffentlichen Anftalten und Einrichtungen (bev 
Gendarmerie, ber Polizeigefängniffe, Zwangsarbeitsanftal- 
ten, dann, im Benehmen mit dem Miniftertum der Juftig, 
der Strafarbeits⸗ und Zuchthäufer); 

0) das gefammte Mebicinalmefen, und 

) das Armenmwefen, baher die Armen -, Kranken-, dann Be 
fchäftigungs - und Verpflegungs - Anftalten, fowie die Stif- 
tungen für wohlthätige Zwecke unter feiner Obexleitung ſtehen. 

3) Da die bürgerlichen und peinlichen Gefege vielfältig auf 
polizeilichen Motiven beruhen, und polizeiliche Zwede vers 
folgen, fo nimmt ber Minifter des Innern an ber Vor 
berathung biefer Gefege Theil. 

e) Die Feftfegung und Aufrechthaltung der erforderlichen Vor⸗ 
bedingungen zur Erlangung der öffentlichen Stellen in ber in⸗ 
neren Verwaltung, und zwar was bie adfpirirenden Rechts- 
candidaten betrifft, unter Mitwirfung des Minifteriums ber 
Juſtiz 3). 

d) Der Antrag bei Belegung ber ihm untergeorbneten Stellen 
und Aemter, entweber allein ober im Benehmen mit bem 
Minifterium, zu deſſen Reſſort die betreffende Behörde mitge- 
hört, die Aufficht auf die Geſchäftsfuͤhrung, ſowie die Disci— 
plin über die bei biefen Stellen und Aemtern fungirenden 
Beamten nad) demfelben Grundfage®). — In Verbindung damit 
kommt ihm die Aufficht und Disciplin über die öffentlichen 
Anwälte und ihre Beziehungen zu ben adminifttativen Stellen 
und Geſchaͤften zu). 

- e) Die Entfcheidung von Competenzconflicten zwifchen ben ihm 








5) Infoweit es ſich gleichjeitig um Befähigung für ben Finanzbienft handelt, 
hat Ginvernahme bes Finanzminifteriums fattzufinden. 

6) D. i. auch diefe fteht ihm entweder ausſchließlich ober gemeinfam mit einem 
andern Minifterium zu; in beiden Bezichungen kommt aber jebenfalls dem Mini- 
ſterium bes Innern die Initiative zu. 

7) Bsl. oben 9. 14 Nr. 4. 
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untergeorbneten Behörden, und bie Erledigung der Eonflicte 
mit ben Behörden anderer Dienfieszweige®). 

N Die Aufficht auf die Rebaction bes Gefep - und Regierungss 
blattes, 


2) Die ihm untergeorbneten Behörben. 


"820. 
a) Allgemeine Heberficht. 


4) Dem Minifterium iſt zuvörderſt als Centralftelle das 
Reich sarch iv untergeorhnet, das bie fämmtlichen Urkunden und 
Acten aufzuberoahren und zum Behufe ihrer Benigung zu ordnen 
bat, welche bie früheren und jegigen ſtaatsrechtlichen Berhältnifie 
der verſchiedenen Beftandtheile des Staats und die Verhäftniffe 
des Staatsguts (alfo insbefondere die Urkunden über beren Er—⸗ 
werbung) zum Inhalte haben. Urkunden über bie rechtlichen Bes 
siehungen zu anderen Staaten gehören regelmäßig ins geheime 
Staatsarchiv; davon find jedoch die Urkunden und Acten über 
Grängdifferengen mit den benachbarten Staaten ausgenommen 9). 

2) An ber Spige eines jeden Kreifes ſteht als Drgan zur 
Leitung des Vollzugs der inneren Verwaltung die Kreisregie 
rung, und zwar in ihrer Abtheilung ald Kammer bes Innern. 
Da jedoch die Kreisregierungen mehreren Minifterien zu gleichem 
Zwecke fubordinirt find, fo werben fie fpäter im Ganzen in ihrer 
Verfaſſung und in ihrem Wirfungsfreife erörtert werben. ($. 38 ff.) 

3) Den Kreisregierungen find zum Zwecke ber unmittelbaren 
Erfüllung ber Aufgabe der inneren Verwaltung im Leben ald Voll 
zugs/ ober äußere Behörben, bie Diſtrietspolizeibehörden 
untergeben. Als folche wirfen aber zur Zeit im dießrheiniſchen Theile 


©) Ueber bie Entſcheidung ber Conflicte zwiſchen Berwaltungsbehörben und 
Gerichten ſ. unten $. 55. 

4) Bol. Verordu. das allgemeine Reichsarchis betr. v. 21 April 1812 (R. Bl. 
©. 808.); es ſtand Eis zum Jahre .1825 nnter dem Miniſterium bes Aeufern, 
Dem Reichsarchiv find als Filialen bie Ardiv » Eonfervatorien zu Amberg, Bam⸗ 
berg, Minden, Neuburg, Nürnberg, Speyer, Lrausnit bei Landehut umb 
Würzburg unmittelbar untergeorbnet. |. Berorbn. v. 21 Januar 1837 (K. Dt. 
©. 94), während fie feit dem 17 Dee. 1825 dem Kreisregierungen (Kammern bed 
Sumern) untergeben waren, gr 
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3) In den größern fogenannten unmittelbaren Stäbten die Mag i⸗ 
rate, denen ein Föniglicher Stadtcommiffär zur Seite geftellt 
if, deſſen Aufgabe es vorzugsweiſe ift, eine ununterbrochene 
Aufmerkſamkeit auf bie Verhältniffe ber Localpolizei zu richten. 
Als Gegenftände feiner befonderen Thätigfeit bezeichnet bie 
Verordnung vom 15 Sept. 1818 die Sicherheits und Sani— 
taͤts⸗Polizei?). — 

b) Fuͤr die Fleineren Städte und Märkte, fowie fürs flache 
Land die Landgerichte, bie demnach ſtets einen über mehrere 
Gemeinden fich erſtreckenden Wirkungskreis haben. In Unter 
ordnung unter biefelben üben bie Borftände ber Gemeinden — 
die Magiftrate und Gemeinbevorfteher bie Ortspolizei aus®). 
Die Feſtſtellung des Wirfungsfreifes der Landgerichte in ihrer 
Eigenschaft als Diftricts-Polizeibehörben wird die Aufgabe 
fpäterer Paragraphen ſeyn. ($. 47 ff.) 

Unter ber Kreisregierung ber Pfalz ſtehen als Bolzugs- Organe 
für Die Regiminal» und Polizeiverrvaltung zwölf Landeommiffariate, 
beftehend aus einem Landeommiffär und einem Actuar, zwei Schrei- 
bern und einem Boten‘), Dem Landeommiffär find dann die Bors 
fände der Gemeinden, die Bürgermeifter in ihrer Cigenfchaft als 
Beamte ber inneren Verwaltung und ber Ortöpolizei untergeben >). 


2) Bgl, mein Berf. Recht S. 271 und Blätter für adminiſtrative Pragis 
8. IV. ©. 145 ff. — Befondere Beftimmungen gelten in biefer Beziehung für 
die Hanpt- und Hefibenzflabt Miihuchen, indem hier zwei felflänbige, einander 
goorbinirte Behörden ııter der unmittelbaren Aufſicht und Leitung ber Kreis 
tegierung bie Polizei verwalten, — bie Polipeibirection nämlich und ber Magiftrat. 
Die Verordn. v. 15 Sept. 1818, das Verhältnih zwiſchen der Poligeibirection 
und dem Magiftrate ber Haupt und Refibenzfiabt München betr. (Gef. Bl. ©, 
573 ff.) verteilt bie Gefcäfte unter beide, indem fie gewiſſe Angelegenheiten zur 
felsfänbigen Erledigung ber Pofigeibirection (wie 3. B. Bremben-, resp. Bafpolizei, 
Preßpolizei, Handhabung der Dienftboten- Orduuug), andere in gleicher Weife ben 
Magifttate zuweist (3. B. bie Geiwerbe- Polizei), während eine britte Claſſe vom 
beiden Behörben gemeinfchaftlich zu beſorgen ift (mie z. B. bie Bietualienpolizei). 

3) Bol, mein Berf. Recht ©. AI, Nr. 2 u. ©. 25 Nr. 2, 

) Sie find durch Verordn. v. 6 Nov. 1817 (Amtebl, v. 1818 ©. 155) 
an bie Stelle ber früheren vier Kreisbirectionen gefegt worden; ihren Wirkungs- 
kreis beftimmt bie Inftruction vom 22 März 1826 (Siebenpfeiffer, Hanbb, V. 
L ©, 364 ff) 

) ©, mein Ber. Recht S. 279. In größeren Städten iR überhaupt in 
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4) Für die Leitung und Beſorgung des Medicinalweſens 


beſtehen beſondere techniſche Organe, die wir geſondert darzuſtellen 
fuͤr zweckmaͤßig erachten. 


8. 21. 


b) Die Mebieinalbehörden insbefonbere '). 


Die Staatsregierung muß ſowohl bei der Ausübung ber 
Rechtspflege als bei ber Polizeiverwaltung vielfach ihre Entfcheis 
dungen und Verfügungen auf das fachverftändige Urtheil von Medi⸗ 
cinern bauen. Um nun -in folhen Fällen ein möglichft verläffiges 
Gutachten als Grundlage zu erhalten, beftellt fie eine Reihe von 
Organen, welche die Verpflichtung haben, überall wo ihre Thätige 
feit gefordert wird, biefelbe eintreten zu laſſen, und befegt biefe 
mit Beamten, welche den beftehenden Qualificationsbebingungen in 
Bezug auf mediciniſche Bildung vollfommen Genüge geleiftet 
haben®). 

1) An der Spige bes gefammten Medicinalweſens ſteht ber 
dem Minifterium des Innern als Referent in Mebicinal- Angelegen- 
heiten beigegebene ODbermebicinalrath. Dem Miniſterium unmit⸗ 
telbar untergeorbnet ift der Obermebicinal-Ausfchuß, gebilbet 
unter ber Vorſtandſchaft bes Obermebicinalrathes aus vier vom 
Könige ernannten Beifigern®), Seine Beftimmung ift einerfeits in 
allen mebicinifch gerichtlichen Fällen, wo bie Gerichtshöfe eine 
Revifion des von einem Medicinal» Comit6 abgegebenen Gutachtens 
für nöthig erachten, ein Superarbitrium auszuftellen, und bann in 
Gegenftänden ber Sanitäts- Polizei, ber bienftlichen Oberaufficht 


ber Regel bie Ortspoligei befonberen von ber Regierung ernannten, von den 
Gemeinden befolbeten Bolizeicommiffären übertragen; vgl. Blätt, f. ab. Pr. B. J. 
S. 320 fi. 

4) Im Weſentlichen entſcheidet darüber noch immer das organiſche Edict Über 
das Medicinalwefen vom 8 Sept. 1808 (N. BI. S. 2189). 

2) Bol. bie Verordn. v. 30 Mai 1843, das Stubinm ber Mebicin betr, 
(RR. Bl. S. 435 ff.) 

3) Bol, Verordn., bie Erritung eines Obermedicinal -Aueſchuſſes betr. v. 
24 Juli 1830 (8. 8. ©. 1013). Eine ähnliche Beftimmung hatte bas durch 
Berorbn. v. 16 April 1817 (R. Bl. ©. 369 ff.) errichtete Obermebicinal -Colle- 
gium, das jedoch durch Verordn. v. 27 Nov. 1825 wieder aufgelöst worden war. 
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und Dieciplin, fo oft das Staatsminifterium des Innern die col⸗ 
Tegiale Prüfung und Entſcheidung arzneiwiſſenſchaftlicher Fragen 
babei für angemefien befindet, zu prüfen und zu entſcheiden. 

2) Jeder Kreisregierung ift als fachverftändiger Referent in 
Medicinalfachen ein Kreis-Medicinalrath beigegeben, dem ein 
Medicinal-Ausfhuß zur Abgabe von Gutachten in Gegenftänden ber 
mebicinifchen Polizei zur Seite geftelft ft). Die Abgabe von 
Obergutachten in mebicinifch- gerichtlichen Faͤllen iſt den mebicini- 
ſchen Facultäten der drei Landes - Univerfitäten überwiefen, fo daß 
unter dem Borfige bes jeweiligen Defans ein aus vier Beifigern 
beftehender Senat ald Medicinalcomite durch Fönigliche Ernennung 
zufammengefegt wird). 


3) Als Äußere Vollzugs-Organe find ben SKreisregierungen bie 
(Stabdt- und Land-) Gerichtsärzte untergeordnet, und zwar 
ſowohl in Angelegenheiten der gerichtlichen Medicin als ber mebicini- 
fchen Polizei; nur ausnahmsweiſe find bie beiden Functionen getrennt. 
Sie controliren das fämmtliche ärztliche Perfonal ihres Bezirkes 
forie Die Apotheken, beauffichtigen die mebicinifchen Anftalten und 
wachen über ben Vollzug aller, das Mebicinal -Wefen betreffenden 
poftiven Anordnungen‘). 


9) Der Ausfguß wird unter dem Borfig bes Kreis - Mebicinal»Hathes ger 
bilbet aus zwei praftijchen Xerzten, einem Chirurgen, einem Geburtöhelfer, einem “ 
Chemiler und einem Veterinärarzt; die beiden letzteren Mitglieder ſollen nur zu 
jenen Sigungen beigezogen werben, die ihr Fach betreffen. S. die Berorbn. v. 
10 Januar 1833 (R. BL. S. 57 fi) Ein M. €, v. 21 Sept. 1853 geflattet, 
daß in jenen Kreishauptftäbten, in welchen das homöopathiſche Heilverfahren aus⸗ 
geübt wird, ein biefem Verfahren huldigender Arzt bei jenen Gegenfländen, bei 
welchen eine fpecielle Wahrnehmung ber Intereffen biefes Verfahrens nothwendig 
eder zweckmäßig ericheint, als Mitglied des Medicinal-Ausſchuſſes beftellt werbe 
(Dölinger, Fortf. 8, XXX. ©. 305. . 

5) Berorbn. v. 23 Aug. 1843 (R. Bl. S. 585 fi.) Ihr Wirkungskreis und 
ihre Geſchäftsbehandlung beſtimmt ſich nach $. 5. der V., bie Organifation der 
Medicinal » Comit6s betr. v. 8. Der. 1808 (R. BL. ©. 2889 ff.). Die 
Cempetenz bes Mebieinal-Comite’s in München erftredt fih über bie Kreife 
Sber - und Niederbayern, bann Schwaben und Neuburg, bie des Erlanger über 
Mittelfcanten, Oberpfalz und Regensburg, bie bes Würzburger über Oberfranfen 
ab Unterfranken und Aſchaffenburg. Die Wirkfamfeit der Mebieinal- Eomit6s 
eofratt ſich ſo nach nicht auf bie Pfalz 

©) Boel. das Ebict d. 8 Sept. 1808 55. 8 — 12. — Den Diſtricis ⸗Pochei⸗ 
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In der Pfalz werden biefe Functionen von den vom Könige anges 
Kelten Kantonsärzten verfehen; auch fie find zugleich Beamte 
der gerichtlichen Medicin und der mebicinifhen Polizei, und als 
ſolche ben Gerichtsbehörben und Lanbeommiflariaten coordinirt 7). 


IV. Das Stantsminiflerium des Innern für Aircen- und Schul- 
Angelegenheiten. 


\ $. 22. 
1) Wirkungskreis besfelben. 


Da die innere Einrichtung dieſes Minifteriums nicht von 
ber Regel Abweichende bietet!), fo können wir füglich fofort feinen. 
Wirfungsfreis darlegend). Zu bemfelben gehört nun 

1) die Ausübung aller ber Rechte, welche dem Könige ver- 
foffungsmäßig in Bezug auf Religion und Religionsgeſelſchaften 
u alfo namentlich 

) die Handhabung und Ausübung ber gicchenhoheit (jus eirea 

N alfo die Aufnahme neuer Religionsgefelfchaften und 

bie Aufrechthaltung und Geltendmachung ber dem Könige durch 

bie Verfaſſung gewährleifteten Rechte bezüglich ber beftehenben 

Kirchen ) ; 


Behörben find fie coordinirt; bie ärztlichen Diſtrietsbehörden werben wohl auch 
nPhofifate” genannt. 

7) Bol. Über ihren Wirkungskreis namentlich in Angelegenheiten bee mebici- 

niſchen Polizei die Iuftruction vom 20 Dec. 1820 (Siebenpfeiffer, B. II. 
©. 447 ff) und über ihr Verhalten im gerichtlichen Fällen bie Iuftruction v. 
1819 (a. a. O. S. 451 ff). 
Als eine Mobification verbient nur hervorgehoben zu werben, daß hier 
auf das veligidfe Belenntniß ber Referenten Rüdfict genommen werben muß; 
vgl. die in der folgenden Note angeführte Verordn. v. 27 Febr. 1847 8.6 
Abſ. 3. 

2) Bl. über bie früheren Verhältniſſe oben $. 10; über ben jehigen 
Birkungstreis entfcheibet bie Verordu., bie oberſte Leitung ber Kirchen- und Schul- 
Angelegenheiten betr. o. 27 Febr. 1847 (H. B. V. ©. 223). Durch Verordu. 
v. 11 Nov. 1848 aufgehoben, warb das Minifterium durch Berorbn. v. 16 hr 
1849 wieber ins Leben gerufen (9. B. V. ©. 237 und 341). 


®) Ausflüffe hievon find bie Angelegenheiten, welche ſich Bestehen auf bie os 
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b) die Bewahrung und Behandlung ber dem Lanbeöheren gegen 
über ber proteftantifchen Kirche zufommenden Episcopalgewalt 
(jus in sacra); 

c) die Bewahrung und Vertretung ber Iandesfürftlichen Ernens 
nungs⸗ und Patronatrechte‘). 

2) Alles, was für Erziehung, Unterricht, fittliche, geiftige 
und fünftlerifche Bildung zur Leitung und Pflege von Seite des 
Staates nöthig oder nüglich erfcheint; baher alle Hiefür beftehenden 
Anftalten ihm untergeorbnet find. 

3) Die Wahrung und Ausübung der Rechte des Staates 
gegenüber den Stiftungen für Cultus und Unterricht, alfo bie 
Beftätigung neuer und bie oberfte Curatel über bie beftehenden, 
— in foftematifchen und principiellen Fragen gemeinſchaftlich mit 
dem Minifterium des Innern, 

4) Selbfiverftändlich kommt auch diefem Minifterium ber Antrag 
bei Befegung ber ihm untergebenen Behörden und Anftalten, ſowie 
die. Disciplin über die Angeftellten zu. 


8. 23. 


2) Die ihm untergeordneten Behörden und Anftalten. 


Dem Minifterium find theild Behörden, welche in feinem Aufs 
trage obrigfeitliche Rechte, namentlich ber Aufficht und Controle 
üben, theils Direct für Eultus- und Unterrichtszwecke beftimmte 
Anftalten untergeorbnet. 

4) Die zur Verwirklichung feiner Aufgabe dem Minifterium 
untergeordneten Behörden find regelmäßig Feine befonberen, fondern 
die für bie innere Verwaltung angeorbneten Kreisſtellen ) und 
äußern Aemter find auch in ben Gefchäften unſeres Minifteriums 
entweber allein oder in Concurrenz mit ben Organen zufländig, 


bung neuer Gemeinden ober neuer Klöfter, auf bie Pfarrconcurfe, den Reeurs 
gegen Mißbrauch ber geiſtlichen Gewalt u. ſ. w.; vgl. mein Verf. Recht ©. 381. 

%) Bol. das Concordat Art, IX., X. und XI. 

4) Im ber Regel ift jeder Rreisregierung für bie Angelegenheiten ber Schulen 
ein befonberer Referent beigegeben. Für Entſcheidung prineipieller ragen auf 
dem Gebiete bes öffentlichen Unterrichts in am Sitze jeder Rreisregierung ein aus 
$ Mitgliedern beftehendes Kreis- Scholarchat eingefegt, 
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welche etwa für gewiſſe einzelne Gefchäfte beftellt find, wie biefes 
namentlich in Bezug auf die Schulangelegenheiten ber Fall if. — 
Nur für die Ausübung ber Episcopalgemalt find eigene ausſchließ⸗ 
lich dafür eingeführte Organe beftellt (f. $. 24). 

2) Die Anftalten für Erziehung und Unterricht fiehen unter 
ber Controle und Aufficht des Staates. Diefe wird aber entweber 
unmittelbar vom Minifterium des Innern für Kirchen und Schul 
Angelegenheiten ober unter feiner Leitung von ben Kreistegierungen 
oder von ben Diftrictö-Polizeibehörben ausgeübt?). Der birecten 
Aufficht des Minifteriums find unterflellt: 

a) die Akademie ber Wiflenfchaften; 
b) das General Confervatorium: ber wiſſenſchaftlichen Samm- 
Tungen bed Staates; 
c) die Univerfitäten; 
1) bie Afademie der bildenden Künfte, und 
e) das Confervatorium für Mufif in Münden; 
f) ber Eentral - Schulbücher -Verlag®). 
Den Kreisregierungen fteht bie Aufficht au: 
g) über bie Lyceen, Gymnaſien und Lateinfchulen innerhalb ihres 
Kreiſes; 
b) über bie königlichen Erziehungs⸗Inſtitute; 
über bie Schullehrer- Seminarien; 
k) über die Blinden- und Taubftummen- Inftitute; 
1) über die Central⸗Forſtſchule in Aſchaffenburg im Benehmen mit 
dem Finanz Minifterium ; 
m) über die Hebammenfchulen. 
Die Diftrictsbehörden, d. h. bie Diftrictö-Poligeibehörben und die 





- Diftrict® «Schul s Infpectoren‘) führen bie Aufficht 





2) Ausgenommen bievon find bie Anftakten für techniſche Bilbung (f. unten 
8. 32). 

3) Dur churfürſtl Refer. v. 12 0ct. 1785 (Mair, General, Samml. 8. IV. 
©. 835) ward dem Schutfonds das Brivilegium eingeräumt, alle planmäfigen 
Schulbücher, ſowie anbere zur Erziehung bienfidhe Schriften aufzulegen, bruden 
zu laffen und zu verkaufen, und biefes Privilegium warb durch f. Verord. v. 
15 April 1808 (R. BL. ©. 909) erneuert und auf alle bayeriſchen Provinzen 
ausgebehnt; vgl. noch Döllinger, B. ©. B. XXIV. &. 597 fi.). 

%) Zum Diftricts-Shul-Imfpector wird in ber Kegel ein Dechant ober ein 
Pfarrer des Bezirks ernannt, Cr handelt theils ſelbſtändig (in Sachen ber rein 
techniſchen Leitung bes Unterrichts ſowie ber Religionslehre), teils in Gemein- 


42 Erſies Buch. 


n) über die deutſchen Schulen ihres Bezirke. Den Diſtricts⸗ 
behörben find bie Local- Schul-Infpectionen, davon eine für 
jede einzelne Schulgemeinde zu beftehen hat, untergeorhnet®). 


$. 24. 


3) Die Organe für Ausübung ber landesherrlichen Episcopalr 
Gewalt. 


Die Leitung ber inneren Angelegenheiten ber proteftantifchen 
Kirche in ben Kreifen bieffeit des Rheins geht von einem felbftän- 
digen Oberconfiftorium aus, welches dem Staatsminifterium des 
Innern für Kirchen» und Schul Angelegenheiten unmittelbar als 
Gentrafftele untergeordnet ift, und daher an biefed Bericht zu 
erftatten und von ihm Aufträge und Befehle zu empfangen hat), 
Es befteht aus einem Präfidenten proteftantifcher Eonfeffion, aus 
vier geiftlichen Oberconfiftorialräthen, unter benen Einer ber vefor- 
mirten Kirche angehört, und aus einem weltlichen Rathe. Ihm 
find die beiden Eonfiftorien zu Ansbach und Bayreuth fubordinixt?), 
und jedes Confiftorium begreift eine gewiffe Zahl von Diftricte- 
Decanaten?) in fi, unter denen die Pfarrer als Prediger und 
Spender ber Heilmittel wirken. - 

Gür Die vereinigte proteftantifche Kirche dev Pfalz übt das 


ſchaſt mit ber Polizei-Behörbe (bei Beſetzung ber Lehrftellen, Bildung neuer ober 





*Beränberung beſtehender Schulen); f. bie Inſtr. flr die Diftricts- Schul Infpec- 


toren v. 15 Sept. 1808. 

5) Bgl. bie Inftr. fr Local- Schuf- Infpectionen v. 15 Sept. 1808 (R.-Bl. 
©. 2493 ff.). Jede Infpection befteht a) aus bem Pfarrer als bem beftänbigen 
Inſpector feiner Schule reſp. Schulen, und b) aus bem Gemeinbeborfteher. 

4) ©. das Ebict Über bie innern kirchlichen Angelegenheiten ber proteftan- 
“chen Gefammtgemeinde v. 26 Mai 1818 (meine Sammlung ber Berfaffungs- 
Belege ©. 107 ff.). 

2) Zur Berathung ber kirchlichen Angelegenheiten verſammeln fich periodiſch bie 
allgemeinen Synoden entweder getrennt für jeden Conſiſtorialbezirk ober vereinigt für 
beide; f. das angef. Ed. 8. 7 und Gef., die proteſt. General- Symoben betr. v. 
4 Juni 1848 Art. I. und III. (meine Sammlung ©. 114). 

3) Frei vom Confiftorialverbande und ummittelbar bem Oberconfiftorium 
untergeorbnet iſt das Decanat München nach Verorbn. v. 29 Der. 1819 ımb 
7 Mär 1838. 
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proteſtantiſche Conſiſtorium zu Speyer die landesherrlichen Episco⸗ 
paltrechte nach denſelben Grundſätzen aus, welche für das Ober⸗ 
conſiſtorium in ben dieſſeitigen Gebietstheilen gelten; dasſelbe iſt 
demnach gleichfalls unmittelbar dem Miniſterium untergeordnetet ). 

Unter ber Leitung bes Conſiſtoriums zu Anbbach und ber 
DOberaufficht des Oberconfiftoriums fteht bie Pfarr - Unterftügungs« 
und Pfarr-Wittmen- Caſſe zu Nürnberg. 


V. Das Stantsminifterium der Finanyen. 


8. 25. 
1) Berfaſſung und Wirkungokreis. 


1) Das Staatöminifterium ber Finanzen iſt zwar im Ganzen 
nach den allgemeinen Örunbfägen gebildet. Allein bei der Mannich⸗ 
faltigfeit und Verſchiedenheit ber zu ihm reſſortirenden Gefchäfte 
iſt es nothwendig, dem Miniſterium bie erforderlichen fachverftän 
digen Perfonen einzuverleiben, und biefe von Anfang als ſolche zu 
bezeichnen, welchen beftimmte Gefchäfte zur Vorbereitung und Begut- 
achtung vom Minifter zu überweifen find. Solche find nun bie 
beiden Kronanwaͤlte, ber Oberforftrath, der Oberaufichlags-Infpertor 
und als befonderer Beftandtheil desfelben die Gentral » Staatscaffe, 
in welcher die Rechnungsrefte aller Staatsrenten zufammenfließen!). 

2) Das Finanz Minifterium hat bie oberfte Leitung bes 
gefammten Staatshaushaltes. Daher kommt ihm 

a) vor allem bie Initiative bei ber Bearbeitung bes Wirthſchafts⸗ 
planes (des Bubgets) für die verfaffungsmäßige Finanzperiode 
zu). Iſt das Budget beftimmt und find auf Grund bes- 
felben bie General-Etats für je ein Jahr feftgefegt, fo affige 
nirt das Finanzminifterium Die dem einzelnen Minifterium 
zugewieſene Etatöfumme in einem nicht zu überfchreitenben 

Betrage mit Bezeichnung ber Zahlungs - Haupt» Epochen an 





) S. Geſetz, bie proteft, General. Synoden und ben Tonfiftoriel-Bezirt Speyer 
betr., Art. II. und 9, €. v. 17 Mai 1849 (H. 8. VI. S. 145). 

4) Format. Berord. 88. 84 — 97 incl.; vgl. bei. $. 90 lit. m. 

2) Die Ausgaben» Giats betr., ſ. oben $. 12 Nr. 4, 
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bie betreffenden Caſſen, fo daß ihm bezüglich ber Veraus⸗ 
gabung ber Staatseinfünfte die Oberaufficht und Leitung 
zulommtꝰ). 

b) Einen zweiten Hauptgegenſtand ber Thätigfeit des Finanz⸗ 
Minifteriums bildet bie Bewahrung und Benigung ber vor 
handenen Staats - Einnahme- Quellen, dann insbefondere bie 
Regelung ber Perception und Verrechnung ber fämmtlichen 
Staats-Einfünfte, und wo diefes nöthig erfcheint, die Initia- 
tive bei Befchaffung neuer ordentlicher oder außerorbentlicher 
Dedungsmittel, ſowie bei Veränderung ber beftehenden. In 
Bolge hievon hat es 

a) bie Subftanz bes Etaatd- Vermögens zur Kenntnig zu 
nehmen und für deſſen Erhaltung zu forgen, namentlich 
durch Anlage und Evidenthaltung von Inventarien +); baher 
bat es auch bie oberfte Leitung und Vertretung der Staats⸗ 
caſſe als juriftifcher Perfon — des Fiscus5); 


3) Bgl. bie Format, Berorhn. 89. 21 — 4. 

9) Wo nach Mafigabe bes Berfaffungsrechtes eine Veräußerung von Befland- 
tbeilen des Staatsgutes zuläffig ift, wirft das Finanzminiſterium zur Realiſtrung 
derſelben, durch Contrafignirung ber betreffenden k. Referipte mit; f. Format, 
Beroron. $. 98, 

5) Zur Vertretung bes Fiscus vor Gericht find eigene Beamte — bie 
Fiscale — beftellt, bie ben Kreisregierungen, Kammern ber Finanzen, angehören, 
— ein Fiscalrath und eine gewiffe Zahl von Fiscalabjuneten, — beren einer 
vorbem feine Wohnung am Site besAppellationsgerichtes zu nehmen hatte, eine 
Vorſchriſt, bie feit der Einführung ber Staatsanwälte weggefallen ift. Ueber ben 
Unfang ihrer Bolfmacht entſcheidet die Verordn., die Auflöfung des Generalfiscalate 
betr. v. 27 Nov. 1825 (Meg.-©l. ©. 924) in ihren 98. 4—6. Beſondere Fis— 
eale find beftellt: für bie Angelegenheiten bes Mititärfiscus und ber Militärfonde- 
Commilfion, für die Staatsfhulbentilgungs-Commiffion, für bie General» Berg- 
werts- und Salinen- Abminiftration und bie Verkehrs. Anftaften des Staates (f. 
8. 31 Note 2). In ber Reſidenzſtadt find dem Finanz · Minifterium unmittelbar 
untergeorbnet 2 Kronanmwälte, namentlich um 

a) auf Verlangen ben Miniftern ſchrifuiche ober mundliche Redtsgutadhten zu 
ben; 
» in wichtigen Yällen ans befonberem Auftrage ber Minifter bie Fiscalpro-⸗ 
eeffe zu führen; 
©) auf befondern Befehl den Berfammfungen beizuwohnen, welche zur Liquida- 
tion befonberer Rechtstitel des Staats, ber Corporationen ober Privaten allen- 
falle angeorbnet werben; f. bie augef. Berord. dv. 27 Rob. 1825 8. 7. 
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P) die Erhebung ber aus dem Staatögute — ben Domänen 
und Regalien — fließenden Einnahmen zu regeln und zu 
leiten); . 

’) bie gleiche Befugniß ift ihm bezüglich der beſtehenden direc 
ten und indiresten Steuern eingeräumt. 

6) Bei Regulirung neuer Steuern kommt ihm die Ynitiative 
ſowohl bezüglich der Objecte ald der Modalitäten der Ber- 
theilung und Erhebung, ſowie endlich 

&) bie Regelung bes Caſſen- und Rechnungswefens und bie 

Oberaufficht über basfelbe zu. 


e) Eine weitere Hauptaufgabe des Finanz-Minifteriums bildet die 
Verwaltung des Staatsfchuldenwefens. Es führt die Oberaufs 
ficht über die Verwaltung ber beftehenden Staatsſchulden und 
beantragt und verwirklicht etwa erforderliche neue Staates 

“ Anlehen — in beiden Beziehungen unter genauer Beobachtung 
der Berfaffungs - Beftimmungen. 

d) Die Mitwirfung bei ber Anordnung von Kreis-Umlagen, und 

gemeinſchaftlich mit bem Minifterium bes Innern, bie Geſchaͤfts⸗ 
leitung in ben Verhandlungen mit dem Landrathe. 


e) Die Aufficht auf die Geichäftsführung ber fämmtlichen Finanz⸗ 
Drgane, die Disciplin über bie babei angeftellten Beamten 
und die Sorge für bie Erfüllung ihrer gefeglichen Obliegen- 
heiten”), bann die Beantragung und Volzugsüberwachung der⸗ 


6) Eine Ausnahme hievon machen die Einnahmen ans bem Poſtregale un) 
aus ben Zöllen; ſ. unten $. 34. 

7) Zu ben befenberen Obliegenheiten ber Finanzbeamten gehört bie Leiftung 
von Amtoblirgſchaflen (Tautionen), wozu namentlich) alle Beamten verpflichtet find, 
welche einen Theil des finanzvermögene zunäcft und unmittelbar Behandeln, 
einnehmen, ausgeben, verwahren ober verwalten. Im Folge beffen find z. B. 
eautionspflihtig: a) Die eigentlichen Caffen-Beamten, b) bie allgemeinen Rent. 
beamten, c) bie befonberen Rentbeamten ober bie Verwalter einzelner Gefälle, 
d) bie Landrichter, imfofern fie Depofiten, Zaren u. f. iv. behandeln und ver- 
walten, S. 8. bie Wiebereinführung ber Amtsbürgſchaften (Cautionen) betr, 
v. 19 Febr. 1819 (.-Bl. S. 865 fj.). Die Caution kann entweder durch 
Erlegung ber Cautionsſumme in Baarem ober in mindeſtens 8!/, procen · 
tigen Staatepapieren aufrecht gemacht werben; ſ. B. v. 22 Det, 1861 (RB. S. 
1181). 
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jenigen Vorſchriften, welche bie Dualification für ben Finanz⸗ 
Dienft betreffen®). 


2) Die ihm untergeorbneten Organe, 
$. 26. 


a) Allgemeine Ueberficht. 


4) Bei der Finanz Verwaltung macht fih das Bebürfnig, 
befonberen unmittelbar unter dem Minifterium ſtehenden Centralſtellen 
mit eignen ihnen untergeorbneten Vollzugs-Organen bie, Vers 
waltung geroiffer Gefchäftszweige anzuvertrauen, am bringenbften 
und am öfteflen geltend). Die Gründe, welche bieBeftellung folder 
Gentralftellen veranlaffen Fönnen, legen entiweber 

8) in den Beftimmungen ber Berfaffung, wo biefe für gewiſſe Zweige 
ber Finanz-Berwaltung eine gefonderte Behandlung nothwendig 
macht. Dieß ift namentlich der Fall bezüglich ber Staãtsſchulden. 
Für fie befteht als Centralſtelle die Staatsfhuldentilgungs-Eom- 
miffton in mehreren Sectionen?). Ihr ift bie Staatsfchulden- 
Hlgungs-Hauptcaffe, dann mehrere Specialcaffen (zu Augsburg, 
Bamberg, München, Nürnberg, Regensburg und Wuͤrzburg) unters 
geordnet. — Damit fteht die gefonderte Erhebung der Malzauf⸗ 
ſchlagsgefaͤlle in Verbindung. Diefelbe gefchieht nämlich durch 
bezirloweiſe in jedem Kreife beftellte Unterauffchläger, während am 
Sige jeber Kreisregierung ein Oberauffchlagamt zur Eontrofe ber 
Erhebung. und zur Verrechnung ber Gefälle befteltt iſt. 

b) Das Beftehen einer befonderen unabhängigen Revifions- und 
Eontrolftelle ift zwar durch Die Verfaſſung nicht ausbrüdlich 
und Direct geboten, allein zur Verwirklichung ihres Geiftes 
und mehrerer wefentlicher Einzel-Normen ift ein ſolche uner- 
laͤßlich noͤthig. Diefem Zwede bient ber oberfte Rechnungshof 
und die Rechnungsfammer ($. 30). 


®) Bgl. darüber oben $. 6 Note 6 und unten $. 38 Note 6. 

4) Man kann zwar benfelben Zweck aud durch Bildung von Sectionen im 
Minifterium zu erreichen ſuchen; daß aber bie Errichtung von Centralſtellen ben 
Borzug verdiene, vgl. Rau, Grunbjäge der Finanzwirthſchaft III. Aufl, Heidel- 
berg 1850 9. II. S. 348 ($. 535 und 536). 

2) Eine ſolche ift inehefonbere bie Grunbrenten -Ablöſungs-Caſſe; |. das 
Ablbſ. Geſetz v. 4 Juni 1848 Art, 36, 
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e) In allen anderen Fällen find es lediglich Zweckmaͤßigleits⸗ 
Rüdfichten, welche die Einfegung befonberer Eentralftellen vers 
anlaßten. Je nach ber Befchaffenheit des Gegenſtandes, für 
ben fie beſtellt find, find ihnen entweder befondere Behörben 
als Vollzugs » Organe untergeorbnet, ober nicht. Zu ben 
legteren gehören &) bie Adminiftration bes Föniglichen Staats · 
gutes Schleißheim, 9) das Haupt: Münz» und Stempel» Amt, 
) das Haupt- Stempel, Verwaltungs- und Verlags - Amt >), 
und 9) die Steuer» Katafter- Commiffion®); zu ben erſteren: 
a) bie General» Bergwerfs - uud Salinen -Adminiftration, 8) 
bie General Lotto -Ahminiftration, y) bie königliche Bank zu 
Nürnberg d).- . 

2) Zur Leitung ber Finanz: Verwaltung in den Kreifen find 
allgemein, infoferne nicht für einzelne Gefchäfte Eentralftellen ein 
gefegt find, die Kreisregierungen, und zwar bie Sammern der 
Finanzen, berufen, deren Berfaffung und Wirkungsfreis wir, wie 
ſchon bemerkt, an einem fpätern Orte zu erörtern ung vorbehalten, 
— AS Äußere Vollzugs- Organe für bie Finanzgeſchäfte dienen 
egelmäßig die allgemeinen Rentämter, welche bie gewöhnlichen Per: 


) Den Kreisregierungen ift entweber ein Kreis. Stempel- Berwaltungs- und 
Berlags-Amt (Oberbayern), ober bloß ein Stempel» Berwaltunge- (Pfalz), ober 
ein Stempel» Verlags · Amt (Oberpfalz), ober ein Stempelamt beigegehen (für 
Mittelfranten und Nürnberg); in ber Hälfte ber Kreife befteht bafür feine beſondere 
Behörbe, 

%%) Die Stener- Kataſter · Commiſſion, durch königl. Entjepfiegung v. 13 März 
1811 (R. Bl. 412.) ins Leben gerufen (ſeit dem 27 Juni 1808 hatte nur eine 
Steuer-Bermeffungs- Iommiffien befanden), iR vorzugateife beftimmt, Bei ber Anlae 
der Grundſteuer mitzuwirken, und befteht ihre Aufgabe dabei barin, daß fie nicht 
bloß dasganze Land zn vermeffen, fondern auch die einzelnen Grunbftüde zu boni ⸗ 
tiren und zu kataſtriren hat, nachdem fie die gegen bie Mefjung ober Bonitirung 
etwa erhobenen Reclamationen erledigt hat. Sie befteht aus einem Vorſtande, brei 
Nätgen, vier Affefforen, einem Seeretär und Regiftrator und einem Caffier fir 
die eigentliche Verwaltung. Die techniſchen Arbeiten find einem Deffinatenr, einem 
Graveur, zwei Trigonometern und einer gewiſſen Zahl von Obergeometern (im 
Jahre 1853 deren 8) Übertragen, 

s) Unter ber Hauptbant Nürnberg ſiehen Filialbanken in Ausbach, Bamberg, 
Bayreuth, Ludwigshafen, Regensbnrg und Nürnberg. Wir werben nur jene 

- Gentralftellen ſpecieller Betradhtenf, deren Wirkungekreis wichtiger und denen darum 
auch ein befonberes Aemter⸗Syſtem untergeorbnet iſt. 
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ceptiond » Organe für bie fämmtlichen unftreitigen Staatögefälle 
bifden, und zwar mit ber Befugniß ber Execution®). Ausgefchloffen 
von ihrer Competenz ift die Exhebung folder Staatögefälle, für 
welche befonbere Behörden beftehen (gl. 3. B. 8. 28), ſowie bie 
Verwaltung jener Zweige der Staatswirthſchaft, zu welchen fpecielle 
technische Kenntniffe erfordert werden, wie namentlich bie Bewirth⸗ 
fchaftung der Staatsforften. Jedes berfelben befteht nur aus Einem 
Beamten (dem Rentbeamten) ?). \ 


$. 27. 
b) Die @taatöforft-Behörbe. h 


4) Die oberfte Leitung des Staatsforſtweſens, der Staatd- 
jagden und der Triftanftalten iſt Sache bes Finanz - Minifteriums, 
dem zu biefem Behufe ein Cherforftrath ald Referent in Forſtſachen 
beigegeben ift. 

2) Unter dem Sinanzminifterium fteht die Direction und Vers 
waltung regelmäßig den Kreisregierungen, Kammern ber Finanzen, 
und für bie oberbayerifchen Salinenforfted) ber General» Bergmerts- 
und Salinen-Adminiftration zu. Die verwaltenden Beamten bei 
diefen Stellen find: ber Regierungs- und Kreisforſtrath, beziehungs⸗ 
weife ber Oberberg» und Salinen - Forftrath;, als Referent, und ein 
ober zwei Forftmeifter (ſtatt ber bisherigen Forftcommiffäre). 

3) In Unterorbnung unter bie Kreißregierungen, resp. bie 
General» Bergwerfs- und Salinen-Adminiftration, wirken für ben 
Außeren Verwaltungsbienft die Forftämter, bie mit einem Forſt⸗ 


©) Bol. Über die Erecutionsbefugnifje der Rentämter Blätter fir abminiften- 
tive Pragis B. I. ©. 27 ff. und ©. 33 ff. 

?) Die Rentämter wurben als befonbere Behörden eingeführt durch bie 
Verordn., die Einrichtung ber Lanbgerichte betr, v. 24 März 1802 (R. Bl. ©. 
236 fi), Wie die percipirten Gefälle zu verrechnen unb zu verwenden feyen, davon 
fann erft im II. Buche geſprochen werben. — Beſondere Rentämter beftehen 3. 8, 
für bie ürariafifchen Brauereien. 

4) Darüber entſcheidet für bie Gegentwart bie Verordn., die Orgamifation der 
Staatsforfiverwvaltung betr. v. 1 Juli 1853 (#. Bl. ©. 929 fi. 

2) Der Salinen- Forſtbezirk begreift bie 7 Korflämter: Berchteegaden, Mar - 
quartflein, Reichenhall, Roſenheim, Ruhpolding, das ber Saalforfte auf Bfter- 
reichiſcher Gebiete und Tegernſee. 
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meifter und regelmäßig mit Einem Borflamts- Actuar befept find). 
Der Borftmeifter hat die Leitungber höheren forſtwirthſchaftlichen Dienſt⸗ 
Gefchäfte, die Ueberwachung des Vollzugso ber Wirthfchaftspläne, 
die Eontrole über bie Verwertung ber Forſtproducte, bie Feſt⸗ 
ftellung ber Einnahme» und Ausgabe » Ueberfichten und Liften und 
bie Ausübung ber forftpoligeilichen Zufänbigfeit‘). 

4) Die Forſtaͤmter zerfallen in Reviere), für beren jedes 
ein Revierförfter aufgeſtellt if. Ihm iſt der unmittelbare Vollzug 
des Forſt⸗, Jagd» und Triftbetriebs nach ben feſtgeſtellten Grund» 
fügen und ben genehmigten Etats, dem periobifchen Wirthſchafts⸗ 
und Eulturplänen, dann die Abgabe und Verwerthung der Forſtpro⸗ 
ducte nach Maßgabe ber beftehenden Normen anvertraut; bie Aus- 
übung bes Forftfchuges iſt unter feine Leitung geflellt). — Als 
Drgane bes Forft= und Jagbfchuges in ben Staatswaldungen find 
bem Revierförfter die Forftwärter, die Borfigehülfen und bie Wald⸗ 
Auffeher untergeordnet ). 

5) Die Bedingungen, um bei einer Staats / Forſlbehode fuͤr den 
dorſwerwaltungsdienſt angeſtellt zu werben, und um namentlich in 
dieſer Beziehung bie erſte Stufe — bie Unftelung als Forſtamts⸗ 
Actuar erlangen zu Können, find: 

a) Die Beibringung bes Abfolutoriums ber Forſtlehranſtalt ®) 
und nach zurüdgelegter hinreichender Praris im Forſt⸗ unb 
Jagdweſen das Beftehen ber Eoncursprüfung für ben Staates 
forſtdienſt. 


3) Die Yetnare gehören zu dem nicht Aabiten Hulffeperſonale. 

) S. bie angef. Berorbn, v. 1858 Art. 7; in Bezug auf bie Forſtpolqzei · 
auflänbigfeit vgl. das Forfigeſeh v. 28 März 1852 Art. 112: „Den Linigl, Gorf- 
Hintern ſteht bie Mntragftellung und bas amtliche Gutachten bei ben Forftpoligeie 
behörden zu, ohne Unterſchied, ob es ſich biebei um Staats- ober andere Waldum- 
‚gen handelt“; vgl. Art. 37, 42, 46, 47. 

5) S. bie Ueberſicht ber Forflämter und ber Reviere im R. Bl. v. 1852 
S. 969 fi. 

" 9.8. bie angef. ®. v. 1853 Art. 3, 4 und 10, 

7) S. die angef. V. Art. 5 und 12. Nur bie Forſtwärter erlangen nach 
10 mit Zufriebenheit zurlcgelegten Dienftjahren bie Vortheile ber Stabilität — 
pragmatiſche Rechte, 

©) Bgl. die Berorbn. v. 14 Sept. 1848, die Borbildung für ben Gtaate- 

Betr. ($. 8. VI. S. 117 fi). 
Woeal, bayer. Verwaltungereqht. 4 
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b) Die mit Zufriebenheit geleifteten Dienſte als Forſtgehuͤlfe. 

Nur jene, welche in ber Eigenfchaft von Borftamts-Actuaren 
mehrere Jahre gebient und fich hiebei Die I. Qualificationsnote erwor⸗ 
ben haben, follenzu Revierförftern befördert werden, und aus ber Zahl 
ber Revierförfter, welche in biefer Eigenſchaft mehrere Jahre mit 
Auszeichnung gebient und die Note I. erlangt Haben, follen bie 
Forſtmeiſter genommen werben?). Die Revierförfter und höheren 
Forftbeamten werden in Bezug auf ihren Stand und Gehalt im 
Algemeinen nad) den Normen ber Staatöbiener-Pragmatif behandelt. 
Ihr Gehalt befteht in ber Regel in einem Hauptgeldbezuge und in 
Nebenbezügen (freie Wohnung, Dienftgründe, Holzdeputat und 
Functions s Averfum) 19, 


8. 28. 
‘ © Die Bergwerkär und Salinen · Behörden 


1) Die Verwaltung des Berg- und Salzregals ift einer beſonde⸗ 
zen dem Finanzminiſterium unmittelbar untergeorhneten Gentralftelle — 
ber General» Bergwerts - und Salinen - Abminiftration, übertragen), 
Diefelbe befteht aus einem General» Adminiftrator, einem Director, 
ſechs Räthen, einem Afleffor, ber zugleich Salinenhauptbuchhalter 
it, und dem nöthigen fonftigen Berfonale an Secretären, Regiftta- 
toren, Rechnungscommiflären, einem Hauptcaffier und einem Caſſa⸗ 
Eontroleur?). 

Der Wirkungskreis ber General» Bergwerfd- und Salinen- 
Abminiftration umfaßt alle Geſchaͤfte, melde bie Handhabung und 


9) Bl. bie angef. Verorbn, v. 1853 Art, 23 B. 

40) Ebenda Art, 13—21. Der Stanbesgehalt für ben SKreisforftreferenten 
fol ſich nad) der Verordn. v. 20 Juli 1848, der der Übrigen Nabilen Forfibeam- 
ten nach) $. 8. ber IX. Beil, zur Verf,» Urt, beftimmen. 

4) Durch k. Entfäl, v. 8 Febr. 1807 ward bie Abminiftration bes Berg. 
und Salinen- Wefens von einander getrennt (R. Bl. S. 300 ff.); unter bem 27 
Sept, 1820 erging jedoch eine k. Entfhliegung, welche bie beiben Gegenſtäude 
wieber unter Eine Oberleitung, bie zur Zeit noch beſtehende Abminiftration ver- 
einigt (MR. BL. S. 824 fi.) 

2) Die Normen’ über bie Befegung ſ. in ber Verordn. v. 30 Sept. 1826 
(R. Bl. ©, 687). Zwei Käthe find zugleich Mitglieber bes oberberggerichtlichen 
Senats (. oben $.16.1.), einer Referent in Bezug auf bie Galinenforfte ($, 27), 
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Ausübung des Berg- nnd Salzregals betreffen; er erſtreckt fich daher 
zunaͤchſt über bie Berg- und Hüttenwerfe, dann die Salinen, bie 
der Staat in eigener Regie betreibt, fowie über die Salinenforfte, 
als auf die Privativerfe, inſoweit bem Staat das Recht der Auf 
ficht und der Erhebung gewiffer Abgaben zukommt. 

2) Der General» Bergwerfö- und Salinen- Adminiftration find 
als Vollzugsorgane direct — alfo regelmäßig ohne Unterordnung 
unter bie Kreisftellen untergeben : 

» 3) für den Bergbau und das Hüttenwefen bie Berg- und Huͤtten⸗ 
Aemter, Zu biefem Zmede ift das Gebiet in 14 Bergreviere 
eingetheilt®), für deren jedes ein Amt (Berg- und Hüttenamt 
oder bloß Bergamt mit eigenem Hüttenamt, ober auch ohne 
dieſes) beftellt iſt. 

b) Für bie Salinen die ſieben Haupt- und Salzämtert) mit 
ber Aufgabe, bie Erzeugung und Verwerthung des Salzes zu 
leiten, unter welchen bie Spebitions- und Verfaufsämter (Salze 
Aemter, Oberfactorien, Factorien genannt) für ben Vertrieb 
bes Salzes wirken; 

c) für die Verwaltung ber Salinenforfte die oben ſchon ange 
führten Salinen » Forftämter, - 
Mit der Generals Bergwerfs uud Salinen-Abminiftration if 
die Glasmalerei-Anftalt in München verbunden, 


8. 29. 
d) Die Organe für Ausübung des Eottotesales 1) 


Die oberfte Leitung des Lotto's fteht der dem Finanzminiſterium 
als Centralftele untergeordneten General Lotto- Adminiftration zu, 


*) ©, Berorbn. v.7 Mob, 1822 (R. Bl. S. 1082 — 1087), Die Reviere 
find: Amberg, Bergen, Bobenmais, Bobentwöhr, Fichtelberg, Kahl, Kaiſerslautern, 
Kiffingen, Königehütte, Miinchen, Sonthofen, Stadtſteinach, Stebenund Wunſiedel. 
Dazu kommt noch das Bergamt St, Ingbert (f. unten $. 38). Ueber bie Bor- 
bildung für ben Berg- und Hittenbienft vgl. die Verordu. v. 30 Nov. 1808 
(&. 8. v. 1804 S. 9); Dann Berorbn, d. 2 April 1807 (R. Bl. ©, 639) 
und bei. bie B. v. 8 Nov. 1839 bie Stantebienft -Adſpiranten des Berg-, Hütten 
und Salinenbienfte betr. (R. Bl. ©. 929 ff.). 

%) Berchtesgaben, Dürkheim Kiſſingen, Orb, Reichenhall, Roſenheim und 
Trauuſtein. 

H Es warb bekanntlich zuerſt in Bayern eingeführt im Jahre 1735 unter 

4* 
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Sie beſteht aus einem General⸗Adminiſtrator als Vorſtand, einem 
Hauptbuchhalter, ber zugleich Secretaͤr iſt, aus drei Rechnungds 
Commiffären und einem Hauptcaſſier. — Sie hat bie ganze Anſtalt 
zu leiten, über genaue Dienftpflichten von Seite bes Perfonals zu 
machen und bie beſtehenden Geſetze über das Lotto aufrecht zu er⸗ 


halten. 

In Unterordnung unter bie General, Adminiftration find vier 
Rotto » Oberämter (zu Afchaffenburg, München, Nürnberg und 
Regensburg) angeorbnet, fo daß an den brei legten Orten in gewiſ-— 
fen Zwifchenräumen bie Nummern gezogen werben?). 

Die Einfäge der Epielenden werben von ben Lotto» Eollecteurd 
entgegengenommen, bie übrigens nur in wiberruflicher Eigenfchaft 
von ber General- Adminiftration beſtellt find, und bie Vergütung 
für ihre Dienfte in der Form einer Tantieme erhalten®). 


8. 30. 
© Die Reoifiond Behörden‘). 


1) Für bie primitive Revifion ber Finanzrechnungen und bie 
definitive Verbefcheidung berfelben in I. Inftanz beftehen im Allge- 


Karl Albert, vgl. Buchner, Geſchichte Bayerns B. IX. S. 194, nachdem es bie 
zum Jahre 1773 verpachtet war, übernahm ber Landesherr in biefem Jahre ben 
Betrieb desſelben auf eigene Rechnung unter ber Leitung einer eigenen General» 
Direetion (f. Mayr'ſche Gen. Sammlung v. 1784 &. 340), und durch Ent 
ſchließung v. 22 April 1799 (Mayr'ſche Samml. v. 1799 S. 38) ertlärt ber 
Kurfürft, die Lotterie in ber bisherigen Weiſe auf eigene Rechnung fortführen zu 
laſſen. Diefer Stand der Dinge wird in Folge ber fönigl. Verordu. v. 1 Mai 
1807 (R. Bl. S. 790) in fofern verändert, als bie Lotto-Anftalt auf alle Theile 
bes Königreichs ansgebehnt wird, und bie leitende Stelle bie Bezeichnung General- 
Lotto· Adminiſtration erhält. Ueber bie Aufpebung und proviſoriſche Wieder-Beibehal- 
tung vgl. mein Berf. Recht S. 481. 

2) Andere Unterbehörben führt das Staatshandbuch von 1853 nicht auf. Die 
Oberãmter find mit einem Oberbeamten und vier Reviforen, das zu München, das 
zugleich Hauptlottocaffe if, auferbem noch mit einem Caſſacontroleur beſetzt. 

3) Während bie Berorbn, v. 1799 bie Generalbirection ermädhtigte, „aller 
Orten santionsfähige Collectents aufzuftellen”, verheißt ber Sanbtags- Abſchied v. 
1852 (©. Bl. ©, 210), daß von ber Errichtung neuer Collecten überall, wo 
ſolche vermeiblih, Umgang genommen werbe, 

4) Bol, Verorbn, v. 11 Ian, 1826 R, BL. ©. 169 ff). 
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meinen keine befonderen Organe , fonbern beides iſt Sache ber Kreisregies 
rungen unb ber Eentralftellen, unter deren Leitung und Curatel bie 
Rechnung ftellenden Gaffen und Aemter ftehen. — Nur für bie Revis 
ſion und erftinftanzliche Beſcheidung ber bem Staats- Minifterium ber 
Finanzen unmittelbar untergeorbneten Caſſen, insbeſondere a) ber Een- 
tralſtaatscaſſe, b) der Afademie ber Wiflenfchaften und Künfte, ſowie 
ber damit in Verbindung ftehenden Inftitute, infofern letztere aus 
dem Stantövermögen botirt werben; c) ber Regier-Berwaltungen ber 
Eentralftellen und des Ober-Appellationsgerichts, inſofein benfelben 
Teine Averfalfummen zur Dispofition geſtellt find; d) der unmittelbaren 
Güter» Adminiftration zu Schleißheim; e) der Hauptmuͤnzamtscaſſe; 
N) ber Kaflen der drei Landesuniverfitäten befteht, eine eigene Stelle 
— die Rehnungsfammer?) mit einem Director, zwei Räthen, 
einem Secretär und Regiftrator und ſechs Rechnungs-Commiffären 3), 
Bei Verbefcheidung ber Rechnungen hat collegiale Berathung und Bes 
ſchlußfaſſung fattzufinden; im übrigen ift ver Gefchäftögangbureaumäßig. 

2) Die Superrevifion und bie zweite und letzte Rechnungss - 
Inſtanz fteht dem oberften Rechnungs ho fe zus er befteht aus einem 
Praͤſidenten, acht Räthen, einem Secretär, ber zugleich bie Gefchäfte 
bes Regiftrators zu verfehen hat, und einem Rechnungscommiſſaͤr. 

Außer ber Superrevifion‘) und bem Rechte in letzter Inftanz 





2) Sie ift durch bie angef. Verordu. v, 11 Jan. 1826.10, dann $. 34 — 45 
begrändet. Die Revifion und Beſcheidung der Rechnungen ber Hof- und Eabinets- 
„Caffe, bann ber Caſſen ber Hoffläbe und Iutenbangen, welche bisher ebenfalls der 
* Redmungstammer oblagen, iſt num einer eigenen Hofeechnungs:Revifionsftelle über» 
tragen, Nur folgende Redimungen verbleiben ber Redhnungstammer: 

a) bes Oberfihofmeifterftabs über bie bejonberen Hofeultusſtifumgen, 
b), bes Oberfiftallmeifterftabs über bie Hof Liorde» Privat-Wittwen- und Waifen- 

Cafe, 

©) ber Königt. Hofthenter - Intenbanz Über fümmtliche Verwaltungezweige berfelben, 
einjhläffig der Penfionsanftalt des Hofthenter-Perfonals, und 

d) die Rechnungen ber koönigl. Schlöffer und Hofgärten. S. Verordu. bie Be 
handlung bes Hofrechnungsweſens betr. v. 17 April 1853 (R. Bl. ©. 625 ff.). 

3) Im Falle der Verhinderung eines ber beiden Räthe tritt ber alteſte 
Rechunngscommiffär mit entſcheidender Stimme ins Collegium. 

%) Er übt biefe mittelſt jährlicher Abordnung feiner Räte an bie Site ber 
Kreisregierungen und Centralftellen. Zur Zeit bes jährlichen Rechnungeſchluſſes 
ſoll ex imsbefonbere bei jenen Memtern, welche Naturalien zu verrechnen haben, 


54 Erſtes Bud. 
über bie Recurfe in Rechnungsfachen zu entfcheiben Tommi dem 
oberften Rechnungshofe zu: 

a) Die Aufficht darauf, daß bie für die Minifterien feftgefepten 
General» Etat8 und Generals Erebite nicht überfchritten werben, 
und die Pflicht von jeder Ueberfchreitung dem Monarchen 
Anzeige zu machen. 

b) Die Wachfamkeit für Beobachtung ber Normen über Beräußes 
tung von Staatsdomänen und Verwendung bed Erlöfes. 

e) Die Sorge, daß der Schuldentilgungsanftalt ale ihr gefeplich 
zugewieſenen Staatögefälle abgeliefert werben. 

d) Nachdem ber Abrechnungs > Act für jeden Kreis befinitiv erle⸗ 
digt und über bie eingelegien Recurfe entfchieben ift, und 
gleichzeitig das Abrechnungsbuch fammt ben darauf gegruͤnde⸗ 
ten zur Belegung ber General-Finanz- Rechnung beftimmten 
Ueberfichten feftgefegt ift, ſtellt der Rechnungshof die Generals 
Binanz- Rechnung bes Reichs, und ein Dualificationd- Tableau 
der Caffiere, Rentbeamten und Rechnungscommiſſaͤre her, 
und legt biefe mit umftänblichem Berichte dem Finanzminifte⸗ 
rium vor. 

6) Die General ⸗Ueberſicht ber Operationen ber Staate-Schuldens 
Tilgungsanftalt unterzieht ber Rechnungshof einer Superrevifion 
und ſetzt fie definitiv unabhängig vom Binanzminifterium feſt. 

N Wahrgenommene Gebrechen ber Finanz» Verwaltung fol ber 
Rechnungshof dem Binanzminifterlum zur Anzeige bringen. Ihm 
Hegt die Bearbeitung der Entwürfe zur möglichften Verein— 
fahung und Beichleunigung des Rechnungswefens 065). 

Sowohl bie erfte ald zweite Rechnungsinftang Hat nad) ben 


bem Betrag und das wirkliche Vorhandeuſeyn eomflatirem zu laſſent ſ. bie ange. 
Berorbn. v. 1826 $. 54. 

5) Bol. bezüglich des Wirkungsfreifes die Verorbn, v. 11 Ian. 1826 95. 48 — 
62. Die Vorſchrift bes $. 63, daß alle Berorbmungen, Decrete und General- 
Verfügungen, welche bie Finanzverwaltung und bie Realificung ber Etats des Stants- 
Aufwandes betreffen, oder auf bie Rechnungsablage ber befonberen Berwaltungs- 
ſtellen Bezug haben, jeberzeit bem oberften Rednungshofe zur Wiſſenſchaft und 
zu feinem Gefchäftsbetriebe mitgetheilt werben follen, ift eine nothwendige Vor- 
ausfegung ber Berantwortlichleit bes Mechmungehofes für ben Vollzug ber Rech- 
aumgeuormen, 
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Geſehen ber Comptabilität über bie jährlich abzulegenden Rechnungen 
unabhängig vom Miniſterium ber Finanzen zu erfennen. 


VI. Das Staatsminifterium des Handels und der öffentlichen 
Arbeiten‘). 


8. 31. 
2) Berfaffung und Wirfungstreie 


4) Das Staatsminifterium des Handels und der öffentlichen 
Arbeiten iſt im Ganzen aus benfelben Elementen zufammengefegt, 
wie die übrigen Minifterien®). Innerhalb desſelben find jeboch für 
einzelne Geſchaͤftszweige befonbere Sectionen gebildet, nämlich 

8) die oberfte Baubehörbe, beftehend unter einem Direc⸗ 
tor aus 5 Oberbauräthen, einem Oberingenieur und dbemSub- 
alternperfonale. 

b) Die Generalbirection ber Verfehrsanftalten®), 
gebildet aus einem VBorftande, neun Räthen, zwei Aſſeſſoren, 
mit einer eigenen Centralcaſſe ber Föniglichen Verkehrs-Anſtal⸗ 
ten (befegt mit einem Caffter, Controleur und Officianten) 
und dem entfprechenden Subalternperfonale. Ihr find unters 
georbnet die Poften, bie Eifenbahnen, bas Telegraphens Amt, 
bas Betriebs Amt ber Donau» Dampffchifffahrt Cin Regens⸗ 
burg) und das Ganal-Amt (in Nürnberg). 

c) Das ftatiftifehe Bureau. 

2) Der Wirkungsfreis des Minifterums umfaßt nachftehende 
Gegenftände: 


4) Dasfelbe warb als beſonderes Minifterium begründet durch bie V. v. 
11 Nov. 1848 (R. Bl. S, 1105). 

2) Als eine Mobification, die jedoch keine weſentliche Aenderung in ber Ber- 
faſſung zur Folge hat, erſcheint, daß Bier ein Miniferialbirector nach dem Mir 
ſter beftellt iſt. 

) Sie iſt durch ®. v. 6 Febr. 1851 am bie Stelle mehrerer getrennten 
Centralſtellen ins Leben gerufen worden (9. B. VII: &. 108); über ihren 
BWirkungstrei enthält bie Verörbi, bie Verwaltung und ben Betrieb ber konigl. 
Berkehrsanftalten betr. v. 14 Nov. 1851 |. 8 (R. BL. S. 1281 ff.) die fpeciel- 
leren Beſtimmungen. Gin befonberes Fisealat ift für bie k. Berlehrsanſtalten 
durch Berorbn, v. 2 Juni 1851 (R. Bl. &, 611) beſtellt. 


6 Eifes Bud. 


1. Alle auf bie (landwirthſchaftliche ober gewerbliche) Bros 
duction, Babrication und ben Handel Bezug habenden Gegenftände, 
alle Anoronungen und Einrichtungen, welche die Unterftügung und 
Börderung biefer Geſchaͤfte zum Zwecke haben; alfo 

a) in Bezug auf Landwirthſchaft die Förderung ihrer Intereffen 
buch Verbreitung von Kenntniffen (Landwirthſchafts- und 
Aderbaufchulen, dann bie Thier- Arznei» Schule), durch Eres 
bit» und Verfiherungs-Anftalten, durch Vereine, Prämien 
uf mwN 

b) Ale Anftalten und Einrichtungen zur Förderung ber Gewerbe 
und Fabriken mit Einfchluß der Gewerböpolizei und ber Gewerbes 
privilegien, Credit», Leih-Anftalten, Gewerbs⸗ und polytech⸗ 
niſche Schulen, 

e) Die Pflege der Hanbelsintereffen fowohl im Innern als mit 
dem Auslande, daher «) bie Aufficht auf Münze, Maaß und 
Gewicht, dann bie Aufficht auf alle zur Beförderung bes 
Handels bienenden Anftalten, insbefondere auf Land- und 
Waſſerſtraßen, auf Mefien und Märkte, und endlich die Auf⸗ 
ſicht auf die Handelsſchulen; 4) die Sorge für neue Her⸗ 
ftellung von folchen Anftalten, daher die Eiſenbahn-, Waſſer⸗, 
Brücken⸗ und Straßenbauten mit Ausnahme derjenigen, deren 
Aufwand buch Diftricts- und Gemeinde-Umlagen ober aus 
Gemeindes und Stiftungscaffen beftritten wird, unb deren 
Leitung darum bem Staatsminifterium bes Innern im Bes 
nehmen mit bem Staatsminifterium des Handels und ber 
öffentlichen Arbeiten zuſteht. 

U. Die Landbauten bes Staates mit Ausnahme ber 
Militärgebäubed), bie oberfte Aufficht auf das Baumefen über 
haupt und über bie plaftifchen Dentmäler des Staates. 

DI. Die oberfte Leitung ber fämmtlichen Verkehrsanftalten, 
namentlich jener, bie dem Staate felbft gehören — insbefondere 
der Poft und Eifenbahn, ber Donau Dampfchifffahrt und bes 
Ludwig⸗ Canals. 


%) Nicht hieher, ſondern zum Miniſterium des Innern gehört die Forſt- 
und Feldpolizei. 

5) Die Lanbbauten werben im unſeren Werorbit. auch Civilbauten genannt; 
umb fiehen gegenüber ben Gteafien-, Brücen - und Wafferbanten. 
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IV. Das gefammte Zollweſen fammt ber Aufficht auf bie 
Einführung umd eibehaltung ber Weg» und Brüdengelber im 
Benehmen mit dem Staatöminifterium ber Finanzen. 

V. Die Herſtellung einer vollſtaͤndigen Statiftif des König. 
reichs 


2) Die ihm untergeordneten Behörben- nnd Anſtalten. 


6. 32. 
a) Mligemeine Ueberficht, 


1) Dem Staatöminifterium bes Handels und der öffentlichen 
Arbeiten find zwei Eentralftellen untergeorbnet, welche ben ihnen 
übertragenen Gefchäftszweig mit befonberen Vollzugöorganen vers 
walten, nämlich 

a) bie Eifenbahnbau-Eommiffion in München, beren Organe an ben 
verfchiebenen Sectionen ber Eifenbahn» Linie unter Leitung ber 

Eommiffion den Bau zu führen und zu beauffichtigen berufen find; 

b) die General-Zollabminiftration (f. $. 35). 

2) Für bie übrigen Gegenftände bes Wirfungsfreifes bes 
Minifteriums fliehen die leitenden Organe an ber Spige ber Kreife, 
und zwar find es regelmäßig bie Kreiregierungen, K. d. J., welche 
im Auftrage des Handelsminiſteriums zu wirken haben. Für das 
Bauweſen find derſelben Sacverftändige — Bauräthe — zur Abgabe 
von Gutachten beigegeben. Eigene Kreisftellen find für bie Vers 
waltung ber Poften und Eiſenbahnen errichtet (ſ. $. 34). 

3) Die gewöhnlichen äußeren Vollzugsbehoͤrden find die Diſtricts⸗ 
Bolizeis-Behörden, alfo in ben unmittelbaren Stäbten die Magiftrate, 
fonft bie Landgerichte, infoweit nicht Gegenftänbe in Frage find, für 
welche befondere Eentralftellen beftehen, ober bei benen es fih nur 
um ben technifchen Betrieb einer Staatsanſtalt, nicht um bie 
Uebung obrigfeitlicher Rechte Handelt. Infoweit das erſtere ber 
Tau if, gehören die Gegenftände nicht zum Wirkungskreiſe ber 
äußeren Vollzugsbehörben, wie namentlich ber Betrieb ber Vers 
kehrsanſtalten. 

4) Die Unterrichts⸗ und Bildungs-Anſtalten, welche in ben 
Wirkungfreis des Staatsminifteriums des Handels und ber öffent 
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lichen Arbeiten gehören, find enimeber unmittelbar dem Miniſterium 
untergeorbnet, wie 
8) die landwirthſchaftliche Centralſchule in Beißenfepfan‘) und 
b) die Eentral»Thier» Arznei» Schule in Muͤnchen?), beide ben 
Interefien der Landivirthfchaft gewidmet ꝰ), 
ober fie ftehen unter ber Leitung der Kreißregierungen, wie 
e) bie polytechniſchen Schulen in Münden, Augsburg und 
Nürnberg; 
d) die Landwirthſchafts ⸗ und Gewerbſchulen, ſowie die Gewerbes 
und Handelsſchule in Fürth; 
e) bie Aderbaufhulen Cin Schleißheim, Triesborf und Lich—⸗ 
tenhof) ; 
f) die Baugewerlsſchule in München. 


8. 33. 
b) Die Baubehörben‘). 


4) Die oberfte technifche Stelle für Baufachen bildet Die bereits 
erwähnte oberfte Baubehörbe. Ihr Wirkungskreis erftredt ſich 
über das gefammte Baumefen bes Staates, ber Stiftungen und - 
Gemeinden), eventuell auch über das Privatbaumefen. Sie if 


4) Bgl. bie Verordn. die Verlegung ber landwirthſchaftlichen Centralſchule 
nach Weihenftephan unb deren Reorganifation betr. v. 18 Gept. 1852 (MR. Bl. 
S. 1009 fi). 

2) S. Berorbn. ben Unterritsplan und bie Errichtung ber Eentral»Thier- 
Arznei- Schule (vordem feit bem organifchen Ebicte v. 1 Febr. 1810 über das 
Beterinärtvefen Central-Veterinärfchule genannt) zu München betr. v. 29 Mai 
1852 (8. Bl. ©. 665 fi.). 

3) Zu den Centralanfalten für Förderung ber Intereffen ber Lanbtvirthfceft 
gehört noch das Land u. Stammgeftüt (f. Verordn. v. 19 Gebr. 1844 (H. B. IV. S. 
277). Das vertvenbete Perfonal befteht aus Militärperfonen, die darum in Bezug 
auf Dienftesverhäftniffe, Disciplin u. f. w. unter bem Kriegsminifterium ftehen. 

4) Bgl. insbefondere bie Verordn. v. 14 Febr. 1830, die Einrichtung bes 
Bauwefens betr. (R. Bl. ©. 179 ff.) 

2) Die Baubehörde ift daher nicht bloß bem Miniſterium bes Handels und 
ber öffentlichen Arbeiten als techniſche Abibeifng beigeorbnet, fonbern fie gibt auch 
für bie übrigen Minifterien Gutachten ab, infofern e8 jch um Gebäude handelt, 
die zum Wirkungstreife berfelben gehören, alfo namentlich bei Gemeinde- umb 
Stiftunge-Baufacpen Reht fie dem Mirifterium bes Inmern bei Salinen-, Forft und - 
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jedoch in Bezug auf alle dieſe Gegenſtaͤnde bloß ein dem Mini⸗ 
ſterium beigegebenes Collegium von Sachverſtaͤndigen zur Abgabe 
von Gutachten und zur technifchen Leitung und Beauffichtigung 
des Bauweſens beftimmt; bie Ausführuug Bat fie ben äußeren 
Drganen zu überlaffen. In Bezug auf das Bauweſen des Staates 
ſelbſt kommt ihm inöbefondere die Prüfung, Richtigfelung und 
Evidenthaltung ber jährlichen Baus Etats, bie techniſche Super 
zevifiun ber von ben äußeren Behörden angefertigten Baupläne und 
Ueberfchläge, und wo nöthig beren Verbeſſerung und Umänberung 
ud. Das Baufatafter ift ſtets zu ergänzen und insbefondere ber 
Eonfervation ber Baupläne, ber Fluß⸗ und Straßenfarten bie 
größte Sorgfalt zu wibmen. 

Die Ueberfchläge von Gemeinde und Stiftungebauten gehören 
zur Competenz ber Baubehörde, wenn fie einen Aufwand von 
20/M fl. und mehr erfordern, oder wenn es fich um Gebäude von 
Stiftungen Handelt, welche unmittelbar unter ben Minifterien ſtehen. 

In Bauconcurrenz- und Baupolizeifachen wird die oberfte Baus 
behörde mit ihren Erinnerungen gehört‘). 

2) Jeder Kreisregierung find ein Kreisbaurath, ber in allen 
"zur collegialen Beratung geeigneten Baufachen referirt, und das 
gefammte Baumefen bes Kreifes überwacht und leitet, bann ein 
ober auch zwei Eivilbau-Infpectoren, einige Kreishaus» Ingenieure 
nnd einige Civilbau⸗Conducteure beigegeben. — Dem Eivilbaus 
Infpector Tiegt inebefondere ob, ben Kreisbaurath im Civilbau— 
weſen zu unterſtuͤtzen, baher fteht ihm 3. B. bie Bearbeitung ber 
Entwürfe zu jenen Civilbauten im Kreife, welche auf Staatsfoften 





Rentamtegebäuben bem Minifterium ber finanzen ebenfo zur Seite, wie bei Staate- 
Banten unferem Minifterium. S. Berorbn. bie dienſtliche Stellung ber oberſten Bau- 
behörbe betr. v. 30 Der. 1848 (R. Bl. v. 1849 S. 17 fi). Ausgenommen vom 
ihrer Einwirkung find bie Miitärgebäube unb bie Eifenbahnen mit ihren Zuge» 
hörungen. 

3) Zur Prüfung der Pläne der Staatsgebäude, welche in bie Neubau - Etats 
aufgenommen werben follen, orbnete bie Verordn. v. 31 Oct, 1829 (DEI. 8. 
XVI. ©, 14) einen befonderen Bautunft- Ansſchuß an. 

%) Diefe Beſtimmung ber ange. B. v. 1830 Art, VI. Nr, 17 fiefert ben 
auch fonft noch leicht zu erbringenben Beweis, wie verlehrt bie Spflematif im Moye 
ſchen Lehrbuche Th. I. 8. 1. ©. 216 ifl, wo bie Lehre von bem Baubehörben 
unter ber allgemeinen Rubrik von „Baupolizei" vorgetragen wird, 
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ausgeführt werben, dann bie Revifion ber Entwürfe für Gemeinde⸗ 
und Stiftungsgebäube zu. Die KreisbausIngenieure Haben bie 
analoge Beſtimmung in Bezug auf ben Straßen, Brüden- und 
Wafferbau. 

3) Jeder Kreis zerfällt in Bezug auf bie Verwaltung bes 
Bauweſens in mehrere Infpertionsbezirke, z. B. Oberbayern in 6, 
Nieberbayern in 4, bie Pfalz in 3 u. f. w., deren jeder mit einem 
Bau-Infpector und mehreren Bau-InfpecttionssIngenieuren beſetzt 
iſt. — Die Bau-Infpectionen haben theild die Vorarbeiten bei ber 
Entwerfung von Eivilneubauten zu liefern, theild die Ausführung 
ber genehmigten Neubauten unmittelbar zu leiten und zu über 
wachen, theild eine beftänbige Aufficht auf den Zuftand ber fämmts 
lichen in ihrem Bezirke vorhandenen öffentlichen Bauwerke zu führen. 
Die ihnen beigegebenen Gonbucteure find eine felbftändigen Beam⸗ 
ten, fondern Gehülfen und Commiffäre bes Inſpectors, reſp. 
Ingenieurs®), 

Seit dem Gefege, bie Beuerverficherungs »Anftalt für Gebäude 
betr., v. 28 Mai 1852 (H. 3. VO. ©. 205 ff.), ift jeder Baus 
Infpection ein befonderer Brandverficherungs  Infpector beigegeben, 
ber insbeſondere bei ber Schätung ber Gebäude zum Behufe des 
Eintritts, ſowie bei ber Ermittelung bes eingetretenen Brandfchabens 
mitzuwirken hat‘). 

Zur Herſtellung und Erhaltung ber Straßen find in Unter 
ordnung unter bie Infpectionen die Weg» und Werfmeifter beftelt, 
fo daß jedem berfelben eine Straßenftrede von 20 — 30 Stunden 
zugewieſen iſt. Unter ber Aufficht und nach der Anordnung ber 
Wegmeifter arbeiten die Wegmacher (in ber Pfalz Straßenwaͤrter), 
deren Arbeitsbezirk ſich nicht über 2 Stunden erftreden foll?). 


5) Die angef. V. v. 1830 ſtelt in $. VIIL. Nr. 1 als Grumbfat auf, daß 
fe den Außern Dienft bie Bauverwaltung nad; ben zwei Hauptfähern — ber 
CGrilbaulunſt und der Straßen-, Brüden-, unb Waſſerbaukunde — zu trennen 
ſey. ©. über die Vildung ber Infpectionsbezirte bie A. €, v. 12 März 1838 
(Siebenpfeiffer, 8. VI. ©, 161. 

6) Bgl, das angef. Gef. Art. 31 — 33, Art, 54, 84 und 92. 

7) Ihre Befolbungs- und Penfionsrechte find geregelt durch X. €, v. 27 In, 
1849, bie Berhäftniffe ber Wert- und Wegmeifter, dann ber Wegmacher auf ben 
Staateſtrahen betr. (R. BL. S. 57 fi). Die Wegmeifter follen hiernach bie 
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Das gefammte ſtaͤdtiſche Bauweſen ſteht unter ber Aufficht 
und Leitung der Magiſtrate, zu deſſen Verwaltung innerhalb der⸗ 
ſelben eine beſondere Geſchaͤftsabtheilung — die Localbaucommiſſion 
— gebildet id). 

4) Faͤhig im Staats-Baubienfte angeftellt zu werden find nur 
diejenigen, welche bie verorbnungsmäßigen Prüfungen hiefür mit 
Erfolg beftanden. Diefe Prüfung fol in ber Regel alle 2 Jahre 
amd zwar in zwei Abtheilungen, nämlich für bie Civilbaulunſt und 
ben Straßen, Brüden» und Wafletbau abgehalten werben, unb 
es fteht den Ganbibaten frei, ſich der einen ober andern ber beis 
ben Prüfungen zu unterziehen. Letzteres iſt nothwendig, wenn ber 
Candidat zu ben höheren Stellen in ber Bauverwaltung, alfo bei 
ber Kreißregierung ober ber oberften Baubehörbe abfpiriten will ). 
— Zur praftifchen Prüfung werden nur jene Candidaten abmittirt, 
welche bie theoretifche erftanden und inbefien mindeſtens zwei Jahre 
lang prakticirt haben, 


8 34. 
€) Die Organe für ben Betrieb der Berkehräanftalten!), 


1) Der Generaldirection der Verkehrsanſtalten find fir bie 
verſchiedenen Anftalten auch verſchiedene Betrieböorgane untergeord- 
net, Nur die Poſt und die Eifenbahn find vereinigt, und tft 
ihr Betrieb benfelben Behörden übertragen?). Als äußere Vollzugs⸗ 


Bortfle ber Sasintit erlangen, wenn fie 10 Jahre Tang im biefer Eigenfchaft 
tabelloß gebient haben, 

®) Bgl. das Gemeinbe-Edict $. 64, dann bie Inftruction über bie Geſchäfts- 
führung ber Magiftrate betr. 6. 21 Sept. 1818 $. 5 (. 8. ©, 1053). Eie 
beſteht aus einem Bürgermeiſter, einem vechtshmbigen und zwei bilrgerlichen 
Magiftratsrätpen und dem techniſchen Baurathe, wozu noch einer ober zwei Bau- 
verflänbige aus ber Gemeinde gerufen werben, 

9) S. Berorbn,, bie Prüfungen jür ben Staatsbaudienſt betr. v. 29 April 
1841 (R. Bl. ©, 285 ff). 

4) Vgl, bie Verordu. bie Verwaltung unb ben Betrieb ber Verlehrsanſtalten 
betr. v. 14 Nov. 1851 (8, Bl. ©, 1281 ff.). 

2) Die Etats, dann bie au unb Rechmungsführung bleibt für bie beiden 
Zweige getreunt. 


[23 Efes Ba. 


Drgane und eigentliche Berwaltungsbehörben find nun ber General 
Direstion untergeordnet: 

a) Im jebem der acht Kreiſe jeein Oberamt für ben Poſt und 
beziehungsweife Eifenbahnbetrieb, befegt mit einem Vorſtande 
und einem Bezirkscaffier und der erforderlichen Zahl von Spes 
eialcaffieren und Officialen, wozu, wenn Eifenbahndienft damit 
verbunden ift, bie Techniker (Infpectoren, Ingenieure und 
ein Mafchinenmeifter) kommen‘). Die ihnen "untergebenen 
Drgane werben je nach ber Bebeutung ber Verkehrspunkte 
eingetheilt in Aemter, Verwaltungen‘) und Erpebitionen. 

b) Sür den Telegraphenbetrieb im ganzen Königreiche ein Teles 
graphenamt in Münden, (befegt unter einem Vorftand 
mit einem Caſſier und Official), dem bie einzelnen Stationen 
untergeorbnet find; . 

e) für den Betrieb der Donau-Dampfichifffahrt das Betriebsamt 
in Regensburg, beftehend aus einem Vorftande, einem Werfts 
Infpector, Mafchinenmeifter und einem Officialen; 

d) für die Verwaltung bes Ludwig» Donau- Main» Canals das 
Canalamt in Nürnberg, beftehend aus einem Borftand, 
einem Betriebs» Infpector, Eaffier, Controleur und Secretär mit 
dem erforderlichen technifchen Perſonale. Ihm find fieben Eins 
nehmereiend) untergeordnet. 


$. 35. 
4) Die Sollbehörben. 


4) Die Leitung des gefammten Zollwefens in unmitt@lbarer 
Unterordnung unter das Minifterium des Handels und ber öffent- 
lichen Arbeiten iſt einer Centralſtelle — der General⸗Zoll-Ad⸗ 
minifration— übertragen‘). Sie ift zufammengefept aus einem 


3) Der Sit biefer Oberämter find: Münden, Landshut, Speyer, Regens- 
burg, Bamberg, Nürnberg, Wirzbırg, Augsburg. 

%) Der Hemter follen 8, ber Verwaltungen 12 beftehen; bie Verwaltungen 
Mer und 3ter Claſſe in Erpebitonen verwandelt werben, 

5) Zu Relfeim, Beilngrieis, Neumarkt, Nürnberg, Fürth, Erlangen und 


1) Bereits unter bem 2 Nat, 1807 G. ©. ©, 1825) war für die 
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General⸗Zoll⸗Adminiſtrator als Vorſtand, 4 Oberzollräthen, 3 Ober: 
zoll⸗Aſſeſſoren, 2 Serretären, 2 Regiftratoren und 16 Rechnungs: 
Commiflären. Beftandtheile berfelben find: Das Infpections- und 
Adminiftrationsbureau ber Zollgraͤnzwache, bie Material-Berwaltung 
und bie Eentral-Zolkaffe, befegt mit einem Central- Zollcaffier, 
einem Eontroleur und zwei Officianten. 

Zum Wirkungsfreis ber General = Zol-Adminiftration gehört 
die Aufficht auf das Staatseinfommen aus ben Zöllen und ben 
übrigen, ihrer Verwaltung anvertrauten Gefällen, wie das Waag- 
geld, bie Niederlagsgebuͤhren; die Aufficht über den aus biefen 
Gefällen zu beftreitenden Staatsaufwand (an Gehalten, PBenfionen 
u. ſ. w.); bie Direetion ber Zollcaflen, 3. B. bern Bifitation; 
das einfchlägige Etatsweſen; die Buchhaltung; das Rechnungs 
wefen; bie Aufficht über das gefammte Dienfiperfonal der Zollver⸗ 
waltung; bie Wachfamfeit für die Aufrechthaltung ber Rechte bes 
Staates und feiner Unterthanen in Zollſachen gegen andere Staaten 
und die Wahrnehmung ber Mängel und Fehler in den Zollgefegen 
ſowohl als in der Zollverwaltung. 

2) Der General: Zol-Abminiftration find für die Verwirk⸗ 
lichung ihrer Aufgabe zunächkt Bevollmaͤchtigte und Stations-Eontro- 
Teure untergeorbnet, welche in bie übrigen Zollvereins Staaten 
abgeordnet find, um bort über ben Vollzug der Zollereinsverträge 
im bieffeitigen Intereſſe zu wachen), 

Im Lande felbft find Zollämter zum Vollzug ber Zollgefege 
beftelt, und zwar entweber 

a) an ber Graͤnze des Landes, wo biefes an Staaten grängt, 
die nicht zum Zollverein gehören, Innerhalb des Graͤnzbezirles 
beftehen Graͤnz⸗ Zolämter, bie entweder Hauptzollämter ober 


oberſte Verwaltung ber Zölle eine eigene General Zol- und Mauth- Direction 
errichtet worben, ber im Jahre 1811 auch bie Direction ber Tabakregie über- 
tragen warb. Die Berorbn. v. 16 Sept. 1819 (R. BL. S. 889 fi.) Hat bie 
Beftimmungen über Formation, Wirkungsfreis und Geſchäftegang biefer Stelle 
rebibirt und ihr bie jegige Benennung gegeben, 

2) Nach bem jüngſten Staatspanbbuch (1853) find Bevollmãchtigte beftellt: 
bei ber Steuer-Direction in Köln und bei bem Centralbureau in Berlin, dann 
8 Siations · Controleure. S. über ihre Beſtimmung ben Vertrag über bie Fort- 
bauer und Grmeiterung bes Zolloereins v. 4 April 1868 Art 31 und 32 (M, 

B. ©, 1210). 
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biefen untergeorbnete Nebenzollämter J ober HI. Elaffe finb®). 
Sie find einerfeits die Stationen zur Erhebung ber Zölle, 
anberfeitö die Organe für die fonft erforderliche zollordnungs⸗ 
mäßige Behandlung ber ein- und ausgehenden Güter, und 
für die Benuffichtigung des Verkehrs mit bem Auslanbe. 
Diefe Aufficht wird länge ber Zollgraͤnze und im Grängs 
bezirke durch eine uniformirte und bewaffnete Graͤnzwache 
geübt ). 

b) Auch im Innern bes Landes find Haupt⸗ und Nebenzoll⸗ 
Aemter angeorbnet, wovon bie erfteren zu jeglicher, überhaupt 
im Innern zuläffigen Zollerhebung ermächtigt find, die Iegteren 
aber nur bie Beftimmung haben, ben Zoll von ben mit ber 
Por eingehenden Waaren zu erheben und bei der Waaren⸗ 
sontrole mitzuwirken, 


VO. Dos Ariegs - Miniſterium 


$. 36, 
1) Berfoffung und Wirkungstreie, 
1) Das Kriegs-Minifterium beflcht unter Keitung bes 
dirigirenden Staatsminiſters bes Kriegs aus 6 Sectionen, beren 


jede ihren befonberen Chef und Referenten hat, bann einer Com- 
miſſion für die Bildungsanftalten, und einer Revifions-Abtheilung, 


wozu noch der Kriegstath kommt, in welchem in ber Regel folgende‘ 


Berfonen Sig und Stimme haben: Der General» Duartiermeifter, 
ber Artillerie⸗Corps⸗Commandant, der Ingenieur⸗Corps⸗Commandant, 


5) Dgl. das Zollgeſet v. 17 Mob. 1887 55. 24, 25 und 26. Wo bie 
Grängoflämter nicht nahe genug am ber Zolllinie fiegen, ſollen an biefer Befon- 
dere Anfagepoflen errichtet werben. — Der Ganbels- umb Zollvertrag mit Defter- 
weil. 19 Febr. 1858 (M. BL. S. 1227 ff) Kefimmt als hieher exehlich: 


„Die contrahivenden Theile werben ihre gegenüberliegenden Gränggollämter, wo - 


es bie Verhältniſſe geftatten, je an Einen Ort verlegen, fo daß bie Amtepaub» 
luugen bei dem Uebertritte ber Waaren aus einem Zollgebiete in das andere gleiche 
zeitig flattfinden können“. 

%) Das angef. Geſetz $. 27; fe ſteht unter einem Befonberen mit ber General 
Bollabminiftration verbunbenen Juſpections · und Adminiſtrationebureau, beſtehend aus 


einem Obergollrah als Infpections-Comniffär, einem Snfpectoe unb einem Controlez,. 
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ber Ingenieur» Corps» Eommandant, ein General ber Infanterie, 
ein General ber Gavallerie, der Chef bes Gendarmerie - Corps, 
der General-Berwaltungs» Director, der Präfident des General- 
Aubitoriats, ein Referent im Militär Juftiziwefen ; ein Stabsoffi⸗ 
eier hat das Protokoll zu führen. 

2) Dem Wirfungsfreife des Miniſteriums ber Armee ge 
hören ant): 

a) bie Organifation und Leitung bed gefammten ftehenden 
Heeres, bie Beftimmung über feine Bewegungen?) und deſſen 
Verwendung. Auch das Genbarmerie-Eorps fteht in perfo- 
neller und abminiftrativer Beziehung unter im, während es 
bezüglich feiner Verwendung zur Verfügung bes Miniftertums 
bes Innern geftellt iſt; — bie Landwehr, wenn fle ſich unter 
ben Waffen befinbet. 

b) Die oberfte Leitung über die gefammten Dienftbehörben der 
Armee, 

e) Die Aufrehthaltung der ftrengen Mannszucht in allen Theilen 
bes Heeres, bie Cartelsentwürfe (im Benehmen mit bem 
Miniſterium des Aeußern) und bie Behandlung ber Krieger 
gefangenen, dann die Beftimmung ber General» Pardons. 

d) Die Befoldung und Verpflegung der Armee, dann bie Mili- 
tär-Adminiftrationd- und Confiscations /Gegenſtaͤnde. 

€) Das ganze Sanitätöwefen ber Armee. 

N Me zur Armee gehörigen Wohlthätigfeitsanftalten, wie Ins 

. validen-, Wittwen-, Waifen- und fonfige milde Stiftungs- 
fonds, dann die Aufficht auf die beftehende Militärfonde- 
Commiſſion ꝰ). 

8) Die oberſte Aufſicht auf die Militaͤrgerichte unter genauer 


4) Bol. darliber bie ange. Verorbn. v. 9 Dee. 1825 55. 98-111, Nicht 
dahin gehört ber Oberbefefl ber bewaffnelen act und bie Veitwirkung bei ber 
Ausübung bes Rechtes des Kriegs und des Friedens. 

2) Daher gehören bie Militärtransporte und Etappen, jedoch im Benehmen 
mit dem Minifterium des Innern, ebenfalls hieher. 

®) Bol. über bie Militärfonds Rudhart, Zuftand 2c. B. mn. ©. 256. 
Die genannte Commiffton befleht unter einem (Oberften als) Vorſtand aus zwei 
ber äfteften Oberfien ber Garnifon München, aus einem Ober» Kriegscommiffär, 
einem Militärfiscal (j. oben $. 25 Note 3) mit einem Abjuncten, einem Caſſier, 
zwei Controleuren und mehreren Secretären, 

Boczl, hayer. Verwaltungsrecht, 5 
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Beobachtung ber verfaffungsmäßigen Beftimmungen, insbeſon⸗ 
dere des Lit. IX. $. 7 der Verfaffungs-Urkunde, 

b) Die Erbauung, Verbefferung und Erhaltung ber Beftungen 
und Waffenpläge, ber Militärgebäude und fonftigen Anftal- 
ten für militaͤriſche Zwecke. 

i) Die oberfte Leitung über das Salpeterwefen und alle zur 
beffern Benützung biefes Regals erforderlichen Verfügungen, 
die Anorhnungen über die Pulvermühlen, den Abfag und 
Verkauf bes erzeugten Pulvers; — dieſe Gegenftände im Ein- 
vernehmen mit ben einfchlägigen Miniſterien. 

k) Die oberfte Leitung ber topographifchen Bureaur 4) zur Be⸗ 
nügung ſowohl für das Miniſterium der Armee ſelbſt, als für 
alle anderen Minifterien, 

1) Die oberfte Leitung der Militärs Hauptcaffed), über beren 
Rechnung dem oberften Rechnungshofe die Superrevifion zus 
fommt, 


8. 37. 
2) Die ihm untergeordneten Organe, 


4) Für die Leitung der Bewegungen und Operationen ber 
Armee, ber Märfche, Lagerungen, Dislocationen, bie Verpflegung 
derſelben u. f. w. ift der Generalquartiermeifterftab ber 
Armee beftellt), zu bem das topographifche Bureau zur Herftels 
lung eines vollftändigen topographiſchen Atlaſſes bes Königreichs 
und das Hauptconfervatorium der Armee, beftimmt bie nöthigen 
Karten, Pläne und Bücher anzufchaffen und aufzubewahren, als 
untergeorbnete Beftanbtheile gehören. 


%) Bal. die Verordn., bie Organifation bes ſtatiſtiſch- topographiſch. Bureau 
bett., v. 8 Sept, 1808 (N. Bl. ©. 2164 ff.); über feine Leiftungen, vergl. 
Aubhart, a. a O. B. II. ©. 257. 

6) Im Staats-Hanbb. führt fie ben Namen Haupt» Kriegs Caſſe; fie iſt 
beſebt mit einem Haupteaſſier, einem Controleur, Buchhalter, Penſions - Zahlmeiſter, 
Seeretär, Officianten und zwei Actuaren. 

4) Er befteht aus zwei Generalen, von benen einer als General-Duartier- 
meifter Vorſtand ift, 3 Oberfien, 2 Oberftlientenants, 4 Majoren, einem Woju- 
tanten, einem Gecretär unb einem Kanzlei-Secretär. 
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2) Für die Ausübung der Militärgerichtsbarkeit tft als oberfte 
Stelle die in HI. Inftanz in allen Disciplinar -, dann in Vergehend- 
und Verbrechensfällen der Militärperfonen entfcheidet, dad Gene 
talaubitoriat angeordnet, das mit einem General ald Präfi- 
denten, einem zweiten ald Bicepräftdenten, aus 7 Oberaubitoren unb- 
ber erforderlichen Anzahl von Secretären und Dienern befteht?). Ihm 
find als Militär-Juftizbehörden II. Inftanz die Diviſtonscommandos 
und als 1. Inftanz regelmäßig die Commandos ber einfchlägigen 
Heeresabtheilung — da, wo befondere Stadt- ober Feftungs - Coms 
mandos beftehen, diefe untergeordnet. In Gegenftänden ber frei- 
willigen und fteeitigen Civilgerichtsbarkeit find auch gegenüber ben 
Militärperfonen bie gewöhnlichen Gerichte zuftändig. Nur kommt 
den einfchlägigen Regiments-, Bataillons- und Corps» Comman- 
banten, ſowie ben angeführten Stabt- und Beftungscommandants 
ſchaften das Recht zu, in allen Perfonalflagen gegen active Mili- 
tärperfonen mit Zuziehung eines Auditors das Vermittlungsamt zu 
üben?). 

3) Die übrigen Militär -Eentralbehörben find insbeſondere: 
Die General-Infpection der Armee, das Gendar 
merie- Corp8- Commando, die beiden Armee-Corps— 
Eommandos, dad Artillerie» Eorp8- Commando, das 
Ingenieur» Eorps » Commando, das Monturbepot, 
die Sohlenhofsverwaltung, und als Eentralbildungsanftalt 
für die Armee das Eabetten + Corps unter einem befonderen 
Commando 4), 


3) Dog, die Tmfünfl, Entf. ©. 22 April 1804, die Organtion bes 
Mititärgefcäftsganges betr. (R. U. ©. 427). 

+) Dal. Gef, die Miltirgeißtähuteit Ber. d. 15 Hug. 1898 $. 6. (0. 
8. ©. 4). 


4) Diefes Inftitut, zuerft im Jahre 1756 gegründet, nach mehrfachen Wende» 
zungen im Jahre 1805 neu gebilbet (R. Bl. v. 1805 ©. 850 ff.), erhielt im Iahre 
1851 eine neue Organifation; ſ. Verorbn. v. 3 Sept. 1851 (R. Bi. S. 1041 ff.). 
Die Zahl der Zöglinge beträgt 200, worunter 60 ganze, 20 brei Biertel-, 40 
halbe, 30 Biertel - Freiſtellen find, während 50 das ganze Koſtgeld (408 fl.) ent- 
richten. 


68 Erſtes Bad. 


©. Die Bollzugeorgane mit gemifchtem Wirkungskreiſe 9. 
1. Die Areisregierungen?). 
$. 38. 
)) Berfaffung und Wirkungskreis im Allgemeinen. 


1) Für jeden der acht Kreiſe bes Königreichs befteht feit ber 
Verordnung vom 27 März 18173) zur Leitung ber Verwaltung im 
KreifeeineKreisregierung; fie bildet für den betreffenden Kreis 
das vollgiehende Organ der Staatöminifterien bes Aeußern, bes Innern, 
des Innern für Kirchen» und Schulangelegenheiten, ber Finanzen, 
bann bed Handels und ber öffentlichen Arbeiten in Bezug auf alle jene 
Gegenftände, welche zum Wirkungskreiſe der genannten Minifterien 
gehören, infofern nicht fuͤr gewiſſe Angelegenheiten befonbere Een- 
tralftellen mit eigenen Lollugsorganen gebildet find ®. 


4) Wir haben dabei jene Stellen und Behörden im Auge, welche mehreren 
Minifterien als Bollzugsorgane untergeorbnet finb. 

2) Bis zum Jahr 1808 war bie Verwaltung im ben verſchiedenen Vrovien 
bes Landes duch Landes⸗Direetionen geleitet (es beſtand eine General-Lanbes- 
Direction für bie churfurſt Bayerifcpen Sande zu Münden, für bie Oberpfalz u. 
Sulzbach eine Lanbesbirection zu Amberg, für Neuburg zu Neuburg, wozu fpäter 
die Landesdireetionen in Bamberg, Würzburg und Ulm kamen). Die Conftitution 
dom 1 Mai 1808 beſtimmte, daß das ganze Königreich nach gleichen Grunbfägen 
verwaltet, daher vor allem ohne Rüdſicht auf bie Bisher beſtandene Eintheilung 
in Provinzen in möglichft gleiche Kreiſe abgetheilt werden, und daß jedem SKreife 
ein General - Commmifftr mit 3 — 5 Rreisräthen vorgeſeht werben folle, Ueber 
bie Formation, ben Wirkungstreis unb ben Geihäftsgang ber General- Kreis 
Commiſſariate warb unter bem 17 Juli 1808 eine ansführfiche Verordnung erlaſ⸗ 
fen (R. OL ©. 1649 ff.). Ihr Wirkungekreis erftredte ſich micht auf bie Finanz ⸗ 
Berwaltung; für biefe wurden befonbere Kreis-Finangbirectionen, je eine für jeden 
Kreis, errichtet; |. Organ. Ed. v. 8 Ang. 1808, bie Anorbnung von Kreisfinange 
Directionen betr. (R. BI. S. 1869 ff.). — Ueber bie jegige Einrichtung, Eompe- 
tenz u, ſ. w. ber Kreisregierungen entſcheidet bie Berorbnung, bie Formation, ben 
Wirkungskreis und Gefcäftsgang ber oberften Vermaltungsftellen in ben Kreifen 
betr. v. 17 Dee. 1825 (9. 8. IH. ©. 243 ff.), bie in allen weſenilichen Ber 
Fehungen mif jener von 1817 übereinftimmt, 

3) 9. 8. ©. 283 fe; für bie Pfalz war ſchon durch Verordn. v. 18 Aug. 
1816 (R. Bl. &, 568) eine Kreisregierung errichtet worben. 

Es gehören daher z. B. nicht zu ihrem Wirkungsfreife bie Bergwerle umb 
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.2) Jede Kreiöregierung theilt fich in zwei Kammern, in 
die bes Innern und in bie ber Finanzen. Der erfte Bor 
fand im Kreife if der Negierungs-Präfident?). Jede ber 
beiden Kammern befteht nach ber Verordnung von 1825 aus folgen- 
dem Berfonale: 

a) Die Kammer bes Innern aus einem Direetor, aus 4— 6 
Näthen in ber Art, daß bie Gefammtheit berfelben bei allen 
acht Regierungen bie Zahl von 40 nicht überfteigt®), aus einem 
Medieinalrathe, einem Kreisbaurathe, aus zwei Regiftratoren 
und 3 Rechnungscommiffären?), Dem Medieinafrathe fteht 
zu dem oben. 21, Nr, 2 bemerften Zwede der Kreismedicinal- 
Ausſchuß zur Seite, 


b) Die Kammer der Finanzen bildet ſich aus einem Director, 
aus 3 — 4 Raͤthen, in ber Art, daß bie Geſammtheit derſel⸗ 
ben bei. allen acht Regierungen die Zahl von 30 nicht überfteigt, 
aus mehreren Affeforen, aus einem Fiscalrathe und mehre- 
ven Fiscaladjuncten, aus einem Kreisforſtrathe mit einer ent- 
ſprechenden Zahl von Forftmeiftern, aus 2 Regifttatoren, und 
aus 5 — 8 Recdinungscommiffären, aus welchen jedesmal ber 
Binanz » Buchhalter zu wählen iſt b). 


J 


Salinenangelegenheiten einſchließlich der Salinenforſte, bie Lotto» und bie Bl 
Angelegenheiten, 

5) Die frühere Bezeichnung besfelben als Generalcommiffär iſt durch de 
Berordu. v. 29 Nov. 1837 aufgehoben (H. BL. I. ©. 10). 

6) Yet find den Kreisregierungen auch Affefforen und in mehreren Kreiſen 
beſondere Schulreferenten beigegeben. 

7) Dazu kommt ein beſonderer Rechnungscommiſſär fir bie Brandaſſecuranz 
und ein ſtändiger, d. i. pragmatiſch angeſtellter Rechnungsgehülfe. S. A. E. v. 
16 Jan. 1851. (S. Dillinger B. XXI. S. 196). Ueber, das Kreisſcho- 
larchat ſ. oben $. 23 Note 1. Die Mitglieder desſelben werben aus den im 
der Kreishauptftabt ober beren Nähe wohnenben Rectoren, Profeſſoren, ober 
fonftigen ausgezeichneten Päbagogen auf Voꝛſchlag des Regierungspräfidenten mit 
Genehmigung bes Königs vom Miniſterium ernannt. DIL. B. IX. ©. 720. 

®) Außer dem bisher genannten flabilen Perſonale können bei jeber ber 
beiden Kammern vom Präfidenten 10—12 Individuen auf Ruf und Widerruf 
aufgenommen und ben Borftänden, Räthen, Secretäen, Regifttatoren und Rech- 
nungscommiſſären als Gehlilfen zugetheilt werben, Drei biefer Gehülfen bei ber 
Kammer bes Innern find in jebem Kreife für ben Rechnungsdienſt der Stiftungen 
und Gemeinden beftimmt ; angef, Format.» Berorbn. 5. 4 g. d. E. 
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Außerdem beftehen in Unterordnung unter bie Sammer ber 
Finanzen: 

a) Die Kreiscaffe, befegt mit einem Kreiscaffier, einem 
Eontroleur, einem Zahlmeifter und zwei Officianten. 

B) Das Oberauffchlagsamt, befegt mit einem Oberaufſchlags⸗ 
Beamten, einem Eontroleur und einem Diener. 

) Bei mehreren Kreifen findet ſich außerdem ein Stempel 
Amt (ſ. oben $. 26) 9). 

Außerdem find bei jeder Kreisregierung ſtatusmaͤßig fünf 
Secretäre beftellt. Aus benfelben wählt ſich der Regierungspräfident 
einen PräfidialsSecretär, welcher unter beffen Befehlen die Aufficht 
auf die für beide Kammern gemeinfchaftliche Kanzlei und das beiden 
Kammern gemeinfame Unterperfonale, fowie die Polizei bes Haufes 
zu führen Hat. Von den vier anderen Secretären theilt der Präfident 
im Benehmen Mit ben beiden Directoren einer jeden Kammer zwei 
zu'9). Sowie bie Kanzlei für beide Kammern gemeinfchaftlich ift, fo 
it auch die Regiftrafur für beide Kammern vereinigt; bie Acten find 
indeffen für jede Kammer ausgefchieden zu behandeln. Secretariat und 
Rechnungscommiſſariat find jedoch getrennt, und zwar find jene für die 
Kammer ber Finanzen der fpeciellen Leitung ihres Director untergeben. 


$. 39. 


2) Der Wirtungstreis ber Kammer bes Innern‘), * 


Zu ben Gefchäften, in Bezug auf welche die Kammern bes 
Innern ben Vollzug innerhalb ihres Kreiſes zu leiten haben, gehören: 





9) Der pfälziſchen Regierung ift außerdem noch ein beſonderes Bergamt zu 
St. Ingbert untergeorbnet, bem bie Ausbeutung ber Steinkohlen- Gruben zu 
St. Ingbert, zu Mittelberbach und bei Odenbach und Roth übertragen iſt. 

40) Die Bedingung, wornach zur Anftellung als Secretär, Regiſtrator und 
Redmumgscommiffär ber Nachweis ber vollenbeten Univerfitits- resp. Rechts⸗ 
Stubien erforberlich war, ift durch Verordn. v. 5 Aug. 1840 aufgehoben, und können 
fi um die genannten Stellen auch ſolche Imbividuen bewerben, welde ſich über 
ben ef der nötigen praftiigen Befähigung un) über bie Vollendung bes 
Gymnafial- Studiums durch ein Gymnaſial-Abſolutorium ausweilen. Die Ber 
werber um echnungscommiſſariatsſtellen bei der Kammer ber Finanzen milſſen 
die Prüfung für ben nieberen Finanzdienſt nach Mafigabe der Verordu. v. 8. 
Aug. 1809 (R. 81. ©. 1330) mit Erfolg beftanben haben. 

4) Die Hauptquelle zur Beftimmuug biefes Wirlungekreiſes ift bie angef. 
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4) gewiffe Goͤlkerrechtliche) Angelegenheiten aus 
dem Wirkungskreiſe des Minifteriums des Aeußern, insbeſondere 
die Aufſicht auf bie Landesgräänzen und Bewahrung ber landes⸗ 
herrlichen Gerechtſame gegen benachbarte Staaten, bie Ein» und 
Auswanderungen, bie Vermögens -, Ein» und Ausführungen und 
bie damit in Verbindung ftehenden Nachſteuer⸗ (und Abfchoß-) 
Angelegenheiten. 

2) In ihrer Eigenfchaft als Vollzugsorgane des Minifteriums 
des Innern gehören zu ihrer Competenz vor allem 

a) die Gefhäfte der Regiminal- Verwaltung, alfo 

Die Bewahrung, Handhabung und Verwirklichung ber Berfafs 
fung und ber verfaffungsmäßigen Rechte des Monarchen gegen- 
über den Unterthanen, beziehungsweife bie Geltendmachung ber 
biefen als folchen (abgefehen von ber Steuerpflicht) obliegens 
ben Berbinblichfeiten®). Die wichtigeren, hieher gehörigen eins 
zelnen Gefchäftszweige find: 


a) bie Leitung ber Wahlen zur IL Kammer bes Landtags 


ebenfo 

EP) Die Leitung der Wahlen zum Landrathe und bie Vermitts 
lung der Gefchäftöbeziejungen des verfammelten Landrathes 
zur Staatsregierung, fo baß ber Landrath mit Feinem andes 
ren Organe irgendeiner Art in Gefchäftäberührung treten 
darf. ! 

y) Die Beſcheidung der Verhandlungen ber Diftricsräthe des 
Bezirkes und die Wahrung der Rechte des Staates gegen- 
über der Diftrictögemeinde®), 


Formations-Berorbmung v. 17 Dec. 1825 65. 21-86 ($. 8. II. ©, 249 — 
273); vgl. dazu noch das Dinifteriol-Ausfcreißen v:m 10 Aug. 1848, durqh 
welches mehrere feit 1825 verfügte Competenzbefchräntungen zurlickgenommen 
worben find (D. B. XXI. S. 193 ff.). — Die Kreißregierung als ein Ganzes 
betrachtet, ift zugleich das Organ für ben Vollzug ber Beſchlüſſe der Kreisvertre- 
tung, f. mein Verf.Recht ©. 315. 

. 9 Die Format, Verord. zählt bie hieher gehörigen Geſchäfte vorzugsweiſe 
unter bie zwei Rubrifen „faatsrechtliche und militäriſche Angelegenheiten". Die 
letztere Bezeichnung foll aber nur anbeuten, welchem Zwecke mittelbar bie Hand» 
kungen ber Kreisregierung gewidmet finb; ſie beforgt unmittelbar nur bürgerliche 

e. 
3) Bol. das Gef, die Diſtrietsräthe betr. v. 28 Mai 1852 Art, 28 (H. B. 
VIL 6. 83, 
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6) Die Obercuratel über fämmtliche Gemeinden und Stiftuns 
gen, und die Uebung ber Rechte, welche bie Gemeinbeorb- 
nung der Kreisregierung einräumt, 

&) Die Bewahrung ber verfaffungsmäßigen Rechte des Staates 
gegenüber ben im Kreife etwa anfäffigen Privilegirten — 
ben Stanbeöherren und Gutöherren überhaupt, 

3) Die Geltendmachung der allgemeinen Unterthanenpflichten, 
namentlid, ‘der Mititärpfliht und gewiffer damit in Verbindung 
ſtehender Obliegenheiten. Vorzugsweiſe zählen hieher: 

a) Die Leitung der Militärconfeription und die Entſcheidung 
ber Reclamationen gegen bie deßfallſigen Verfügungen ber Unter 
behörden — im Zufammenhange damit 

b) bie Aufficht zur Verhütung bes unbefugten Üebertretens in 
fremde Kriegsbienfte, die Erlaffung allgemeiner Verfügun- 
gen zur Abhaltung bes Defertirens von Inländern und bie 
Auffiht gegen fremde Deferteurs, — bie polizeiliche Ober: 
aufficht auf Die beurlaubten Soldaten, und die Sorge dafür, 
daß biefelben auf Verlangen ber Mititärbehörben unverzüglich 

‚einberufen werben‘). 

<) Die Leitung der Marfch-, Vorfpanns und Einquartierungs- 
Angelegenheiten, infofern es fih um inländifhe Truppen 
handelt). 

d) Die Ausgleichung der Kriegslaften nach Maßgabe der Beftim- 
mungen bes Geſetzes über die Peräquation berfelben vom 22 
Juli 1819 (H. 2. 1. ©. 397 ff.). 

©) Leitung der Landwehr im Kreife, benehmlich mit ben befon- . 
ders aufgeftellten Kreis /Commandos. 


) Als eine finguläre Angelegenheit, welche ben Kreisregierungen im Jutereſſe 
des Militäre Übertragen if, eiſcheim bie Sorge für bie Vollziepung ber Über das 
Salpererwefen und bie Pulverfabrication beftehenden Verordnungen und die Ent 
ſcheidung über deßfallſige Defraubationen in UI. Inſtanz ſ. Format. Verordn. 6. 32. 

6) Fremden Truppen kann ber Durchmarſch nur vom Monarchen geflattet 
werben; vgl. Gef. bie Einquartierungs- und Vorfpannglaften betr. v. 25 Yuli 
1850 Art, 16 (5,8. VI. ©. 385 ff.). 
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8. 40, 
Fortſetzung. 


Einen weiteren Hauptzweig bes Wirkungskreiſes der Kammer- 
des Innern in ihrer Eigenfchaft als Vollzugs- Organ des Mini⸗ 
ſteriums des Innern bilben: 

b) die Gefchäfte ber Polizeive rwal iung, alſo 

a) die allgemeinen Anordnungen zur Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe und Sicherheit, die Wachfamfeit gegenüber ben Vers 
einen und Verfammlungen, über die Fremden (Paßweſen), 
Borforge gegen öffentliche Ruheftörung, Tumulte und fchnelle 
Unterdrüdung berfelben, Aufficht auf die Preffe und jene 
Anftalten, welche literarifche ober fünftlerifche Erzeugniſſe 
vervielfältigen und verbreiten. 

B) Sorge für den Schug der Rechte und Intereffen ber Pris 
vaten, Maßregeln gegen Diebftahl, Raub und Betrug, Auf- 
fiht auf die Handhabung ber Verordnungen über Bertler 
und Vaganten, Auffiht auf die Volziehung der Verord⸗ 
nungen über dad Gefinde, die Aufficht auf die Victualien⸗ 
und Theurungs + Polizei‘). 

y) Die Handhabung ber Forſt⸗ und Feldpolizei, beziehungs⸗ 
weife die Beauffichtigung derfelben 2), 

6) Die Leitung bed Armenweſens im Kreife?) und in Verbin 
dung damit bie Sorge für ben Vollzug der Geſetze vom 
11 Sept. 1825 über bie Heimath, dann über Anfäffig 
machung und Verehelichung. 





4) Borzugaweife zur Verwirklichung dieſer Aufgaben der Polizei (a und 4) 
befteht bie Genbarmerie; ber Kammer bes Innern kommt baher beren Leitung 
in allen polizeilichen Dienflverrichtungen zu, benehmlich wit ben Compagnie-Com« 
mandanten, welche zur Bermeibung aller unnðthigen Schreibereien in ber Regel 
mit dem Borflanbe der Kreisregierung mündlich Rüdfprade pflegen follen; f. 
Format. Berorbn. $. 57. 

2) Bl. die Berorbm. v. 11 Non. 1848 5.7. Nr. 1. (G. 8 VI. ©, 
239), daun die Forfigef. d. 28 März 1852 Art. 108 (9. ©. VII. ©. 349). 

3) Die Leitung ift theils eine unmittelbare — in Bezug auf bie Kreis⸗ 
Armenpflege — theils eine bloß mittelbare — bezüglich ber Local» und Diftrite- 
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e) Die Leitung des geſammten Medicinalweſens im Kreife, 
Aufrechthaltung und Beförderung ber Sanitätsanftalten, 
DOberaufficht über die im Kreife beftehenden, Aufficht auf 
das gefammte ärztliche Perfonal, bie Zulaflung zur Arzt: 
lichen Praxis; oberfte Aufficht auf die Begräbnifftätten, 
Sorge für deren zwedmäßige Anlegung und notwendige 
Erweiterung ober Verlegung; — allgemeine Vorkehrungen 
gegen anftedende Kranlheiten und Seuchen, und gegen beren 
Verbreitung; allgemeine Anorbnungen zur Unterbrüdung 
mebicinifcher Pfuſcherei. 

) Die Aufficht auf die allgemeinen und befonberen Wohl 
thätigfeit- Anftalten im Kreiſe, die obere Leitung berfelben; 
Sorge für ihre Erhaltung und Verbeſſerung und Aufficht 
gegen bie Vernachlaͤſſigung ihrer Zwede und gegen faäbtiche 
Mißbraͤuche. 

m) Die Vollziehung ber Polizei-⸗Strafgeſetze und Entſcheidung 
ber Polizei⸗Straffälle in II. Inſtanz, inſoferne nach den 
Geſetzen ein Recurs zuläffig iſt. 

9) Die Oberaufſicht auf die Poligeigefängniffe, auf die Befchäf- 
tigungs» und Zmangsarbeitsanftalten, Zucht» und Straf- 
Arbeitshäufer, bei letzteren vorbehaltlich ber Mitwirfung ber 
Juftigbehörben; obere Leitung und Eontrole ihrer Verwal 

‚ tung, fachgemäße Verfügung über die zu biefem Behufe 
feftgefegte Etatsfumme; Mitwirkung bei ber durch die Finanz⸗ 
kammer vorzunehmenden Revifion und Verbefcheidung der 
Rechnungen biefer Verwaltungen). 


$. 41. 
Fortſetzung. 


3) Die Sammer des Inneren hat ferner bie Leitung aller jener 
Geſchaͤfte und Anfalten, welche in bie Sphäre des Minifteriums 


Armenpflege; vgl. die Verordn. Über das Armenweſen v. 17 Nov. 1816 (9. B. 
Vv.&,1f. 8. ©, 124 fi). 

%) Die dieſe Anftaften leitenden Beamten führen darum ben Namen Polijzei- 
Commiffäre. Wer [als folder angeftellt werben will, hat neben ben allgemeinen 
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bes Innern für Kirchen» und Schulmmgelegenheiten fallen, infor 
ferne nicht gewiſſe Geſchaͤfte unmittelbar das Minifterium beforgt 
ober für andere eigene Centralftellen mit befonderen Vollzugs⸗ 
Organen beftehen, Daher 
8) in Bezug auf Religions- und Kirden-Angelegen- 
heiten bie Aufrechthaltung ber grundgefeglichen Befimmuns 
gen (Beilage 11. zur Berfaffungs - Urkunde), insbefondere 
Handhabung ber gefeglichen Gränzen zwiſchen weltlicher und 
geiftlicher Gewalt; Bewahrung und Vertretung ber landes⸗ 
herrlichen Rechte und Intereffen gegenüber allen Eonfeffionen, 
deren Anftalten und Gütern, bemgemäß die Aufficht auf bie 
Beobachtung ber Verordnungen über bie geiftliche Gerichtsbar⸗ 
feit und bie Amortifationsgefege 1). Beſonders find ihr übers 
tragen 

0) die Einleitungen zur Wieberbefegung erledigter Pfründen, 
die Regulirung ber Intercalarfrüchte und die Abhörung ber 
Intercalarfrüchte- Rechnungen. 

EB) Die Beftätigung ber Päfentationen zu allen geiftlichen und 
weltlichen Kicchenbienften, beren Patronatrechte vom Könige 
bereits ſpeciell anerkannt find, mit Ansnahme der Domcas 
pitelfehen Pfrunden. 

y) Die Erlaffung der Befehle zu der von ben Unterbehörben 
vorzunehmenden Einfegung der Kirchendiener in bie Tem- 
poralien. 

d) Die Vereinigung oder Vertheilung ber Pfarrſprengel, infos 
fern die Gemeinden, die Patronen und die geiftliche Ober- 
behörde damit übereinftimmen, und infofern das Patro⸗ 





Bedingungen nachzuweiſen, baß er bei einem Commiſſär biefer Art practieirt habe 
ſ. A. E. v. 7 Mai 1846 angef. bei Wunder, Hanbb. der Polizeiverwaltung. 

4) Nicht zur Gejgäftsführung ber Kreisregierung gehört die Ausilbung des 
Tandesherrlichen Episcopats in Bezug auf bie proteftantifche Kirche (f. oben $. 24). 
Ob bie Kreisregierung in ben Gegenftänben, welge im Allgemeinen zu ihrem 
BVirkungskreife gehören, felbftändig zu verfügen befugt ſey, ober bie Verfügung 
dem vorgefeten Minifterium, resp. bem Könige zu überlaffen habe, hängt, abge» 
fehen von ben allgemeinen Grunbfägen über die Stellung ber Kreißregierungen, _ 
G. $. 45) von den Beflimmungen ber II. Verfaffungsbeilage ab, welche in mehre- 
ven Fällen bie Verfügung bem Könige vorbehält; vgl. z. B. das Relig. Ebiet 
$$. 53, 55, 56, 58 61, 
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natrecht nicht dem König zukommt; in gleicher Weife bie 
Umpfarrung einzelner Orte. 

&) Die Revifion und Evidenthaltung ber Pfarrei und Pfruͤnden⸗ 
Faſſionen und Anlegung, resp. Evidenthaltung bes betref- 
fenden Cataſters?). 

b) In Bezug auf Erziehung, Bildung, Unterricht und 
Öffentliche Sitten fommt ber Kammer bed Innern zu 
bie Aufficht auf den Vollzug ber beſtehenden Unterrichtögefege, 
ber Lehrorbnung, bann theil bie unmittelbar, theild mittelbar 
uch die untergeorbneten Behörden) geübte Aufficht auf die 
fämmtlichen Unterrichts, Erziehungs: und Bildungsanftalten 
bes Kreifes, inſoweit biefe nicht direct vom Minifterium 
geübt wird (f oben $. 23), In Folge beffen liegt ihr insbe 
fondere ob: 

a) Die Sorge für Verwahrung der ben Zwecken der Erziehung 
und des Unterrichts gewidmeten Fonds; dieunmittelbare Leitung 
der Verwaltung des Kreisfchulfonds; bie Verfügung über Die 
budgetmäßige Kreisſchuldotation; Tegtere mit Zuftimmung bes 
Landrathes 9). 

4) Die Sorge für Erhaltung und Ergänzung ber zum Unter 
richt Dienenden Requiftte und Attribute, für Ausmittelung und 
Erhaltung der Schulgebäude. 

7) Die Bildung der Schulfprengel, ſowohl bie Errichtung 
neuer als die Veränderung und Berichtigung der beftehenden. 

9) Prüfung der Individuen, die fi dem Lehramte für bie 
Volksſchulen und die ihnen gleichftehenden Lehranftalter 
wibmen wollen, bann bie Anftellung ber Lehrer an biefen 
Anftalten‘), ihre Verfegung, Quiescirung und Entlaffung; 


2) Inhaltlich der A. €, v. 29 Dec, 1836, Gefchäftsnereinfachung bei ber 
inneren Berwaltung betr, Art. XXV., ift bie Richtigftellung vollendet, In gleicher 
Weife if} den NKreisregierungen bie Evibentftellung der Baupflicht bezliglich ber 
Cultuegebãude zur Pflicht gemacht und in ber angef. E. v. 1836 biefe Pflicht 
twieberholt eingefcärft (5. 8. III. S. 302). Ueber die Sicherung, Firirung 
und Ablöfung der Krchfichen Vaupfliht ſ. das Gef. v. 28 Mai 1852 (9. 2. 
VI. ©. 68). 

®) Bgl. barliber mein Berf.-Reht II. A. S. 301. Note 7. 

*) Infofern nicht einer Gemeinde, Körperſchaft ober einem Privaten das 
Präfentationsregt zufteft, in welgem Falle die Regierung bloß das Beflätigungs- 
Recht hat, 
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die Aufnahme in die Schullehrer-Seminarien und bie Sorge 
für Handhabung der Ordnung in benfelben. 

&) Die Oberauffiht auf das Betragen und ben Fleiß ber 
Lehrer. 

5) Die Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Schullehrern 
und Pfarrern oder Gemeinden in Bezug auf die Verhält- 
niffe ber Schule und die Schulordnung in U. Inſtanz. 


sr 
Fortfegung. 


Die Kammer des Innern ift weiter 
4) das Vollzugsorgan des Minifteriumd bes Handels und 
der öffentlichen Arbeiten in Bezug auf alle nicht fpeciell dem Minis 
fterium vorbehaltenen ober an befondere Central, resp. Kreis⸗ 
Stellen zur Verwaltung übertragenen Gegenftände‘). Sie leitet 
daher 
a) bie fämmtlichen wirthfchaftspolizeilihen Anorbnuns 
gen und Maßregeln innerhalb bes Kreifed, In Bolge deſ— 
fen fleht ihr zu 
a) bie Erlaffung allgemeiner Anordnungen zur Beförderung 
bes Aderbaues, ber Viehzucht oder anderer einzelner Zweige der 
Landwirthſchaft; die Wachfamfeit beim Vollzuge und ber 
Aufrechthaltung der Eufturgefege?) und die Entfcheidung ber 
Eulturftreitigfeiten in U. Inftanz; bie Aufficht auf die für 
landwirthſchaftlichen Unterricht beftehenden Schulen, 
PM) Die Leitung des Gewerbs- und Fabrikweſens nah Maß 
gabe des Gewerbögefeges und ber dazu erfchienenen Voll 
zugs⸗ Inſtructionen unter Mitwirfung ber Gewerbe» und 


4) Darum gehört nicht zur Geſchäftsſphäre ber Kreisregierungen bie Ver⸗ 
waltung ber Zölle, bie Verwaltung ber, Eifenbahnen und Poften; bie Handhabung 
ber Polizei in Bezug anf Eiſenbahnen und Poſten füllt aber allerdings in 
biefe Sphäre; ebenfo zäplt hieher bie zweitinſtanzliche Entfepibung der Poſtdefrau- 
bationen, 


2) Solche find namentlich das Grunblaften- Ablöfungsgejeg d. 4 Juni 1848, 
dann das Geſetz über Abldfung der Weide v. 28. Mai 1852 bie Waſſergeſetze 
von bemfelben Jahr, 
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Fafrifräthe®); die Aufficht auf die für gewerbliche Bildung 
beftehenden Anftalten. 

y) Die Beförderung des Handels, Aufficht auf Münze, Map 
und Gewicht, auf alle zum Zwede ber Förderung bes 
Handels beftehenden Anftalten in biefer und polizeilicher 
Beziehung, insbefondere auf Land- und Waſſerſtraßen, auf 
Jahrmärkte, Meffen, bie Bewilligung ber Bictualien, 
Getreide» und Viehmärfte, dann von Jahrmärkten für 
inlaͤndiſche rohe Stoffe; Handhabung ber Marktorinungen, 
dann ber Berorbnungen über das Landfrachtwefen und 
der Floß⸗ und Schifffahrts » Ordnungen, 

6) Die Sorge für alle jene Anftalten und Einrichtungen, 
welche im Intereffe des einen ober bed andern ber genannten 
Zweige ber Privatwirthfchaft ober aller förderlich ober 
nothwendig erfheinen, — alfo das Creditweſen, die Leih— 
und Afferuranzanftalten und bie Actiengefellfhaften über 
haupt. 

b) Die Leitung des gefammten Baumwefens, gleichviel ob es 
fih um Gebäude des Staates oder ber Gemeinden und 
Stiftungen ober der Privaten handelt; ausgenommen find 
nur die Militärgebäube. Sie haben darum 

a) Die Leitung bes Straßen -, Brüden- und Wafferbaues ) 
ofme Unterſchied, aus welchen Bonds ber Bau beftritten 
wird; Sorge für Anfegung und Unterhaltung zweckmäßiger 
Vicinal⸗ und Communicationswege und Entſcheidung ber 
Recurfe in Fragen der deßfallſigen Concurrenzverbindlichkeiten. 

4) Die obere Leitung der Bauführung in Bezug auf neue 
Staats -, Stiftungs- und Gemeingggebäube, und zwar in 
Bezug auf die beiden letzteren nach ben Euratelverhältniffen 
in der Art, daß fie fih nur die Pläne für neue Gebäude 
zur Genehmigung vorlegen Iaffen®); bei Staatögebäuben 





3) Welche Gewerbsconeeffionen von den Kreisregierungen ertheilt werben, 
darüber ſ. die Inftruction zum Gewerbsgeſetze v. 17 Dec. 1853 $. 209 (9. ©. 
VII. ©. 60), 

*) Wegen bes Eiſenbahnbaues |. oben $. 32. 

5) Die M. E. v. 10 Aug. 1348 zu 5. 61. der Format. Verordn. räumt 
den Rreißvegierungen das Recht ein, bie Pläne fur alle Stiftung und Gemeinde 
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fteht ihnen jedoch ſowohl bei Neubauten ald bei Repara- 
turen die Genehmigung ber Bauart und bie Feftfegung des 
Koftenpunftes zug). 


7) Aufrechthaltung ber Bauordnungen, und theils birecte Hands 
habung berfelben, theils Aufficht auf deren Handhabung 
durch bie äußeren Behörden”); Sorge für Einführung und 
Unterhaltung der Straßenbeleuchtung in ben Stäbten und 
Märkten. — In divecter Verbindung damit fteht 


6) die Handhabung der Feuerpolizei ; Vorforge für Anfchaffung 
und Unterhaltung ber Löfch- und Nettungögeräthe, für 
Einrichtung zweckmaͤßiger Löfchanftalten und Löſchordnungen; 
die Leitung der Gefchäfte der Brandaſſecuranz im Kreife®), 
— unter ber Gontrole der Mitglieder der Anftalt, resp, 
der zur Vertretung ihrer Intereffen berufenen Organe, 
nämlich der befonderen Brandverficherungs - Ausfhüfie in 
den Gemeinden, bann ber orbentlichen Diftrictd - und 
Kreisvertretung‘). 


Bauten zu genehmigen, fofern fie mit der Monumental- ober Kicchen-Auhiteftur 
angehören, ober ber Koſtenanſchlag 20,000 fl. ober mehr answeist, 

6) Die unmittelbare Leitung und Auffiht ift ben Technilern zu Überlaffen; ſ. 
oben $. 83. . 

7) Die Pläne zu neuen Gebäuben in Stäbten I. und II. Claſſe bedürfen ber 
Genehmigung der Kreisregierung; bie Diepenfationen von baupofizeilichen Bor- 
ſchriften in biefen Stäbten gehören ebenfalls zu ihrer Competenz. 

5) Die Verwaltung Feuer · Verſicherungs · Anſtalt wird ven den Diftricte- 
Polizeibehörben beſorgt; bIE"Auffiht und Leitung liegt den Kreisregierungen K. 
d. 3. ob, die oberfte Aufficht dem Staatsminifterium bes Handels unb ber 
Öffentlichen Arbeiten. Außer ben oben (5.33 Nr. 3) ſchon erwähnten eigenen Brand» 
Berfigerunge-Infpectoren find als befondere Beamte für bie Geſchäfte der Feuer⸗ 
Berficherung beflelt: je ein ben fieben Sreisregierumgen K. d. 9, bieffeits bes 
Rheins beigegebener Nechnungscommiffär, umb ein beim Minifterium fr bie 
Rechnungsgeſchäfte der Brandverficherungs-Anftalt aufgeftellter Central ⸗Rechnungs ⸗ 
Commiſſär ſ. das Gef, die Feuerberfiherungs-Anftalt 2. . . .» . betr. vom 
28 Mai 1852 Art. 82-0 ($. B. VII. ©. 221). 


9) ©. das angef. Gef. Art, 105-111, (G. 2. VII. &, 225). 
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8. 43, 
Fortfegung. 


Die Kammern bed Innern üben in geroiffen Faͤllen ausnahms⸗ 
weiſe richterliche Functionen; fie bilden nämlich 

5) bei den fogenannten abminifttativ-contentiöfen 
Gegenftänben, d. i. in Streitigfeiten, welche, weil fie Privat 
echte betreffen, an ſich vor bie Gerichte gehören wären, bie 
I. Inſtanz. Es fallen daher ale jene Fälle nicht unter biefe 
exceptionelle Gompetenz, in welchen bie Kammern bes Innern 
innerhalb ihres bisher behandelten regelmäßigen Wirkungsfreifes 
über Recurfe gegen bie Verfügungen ber Unterbehörden zu ent- 
ſcheiden haben, 

6) Endlich kommt den Kammern bes Innern allgemein eine 
Reihe von Befugniffen zu, welche bie Erfüllung ihrer eigentlichen 
Aufgabe zu erleichtern und zu fichern beftimmt find, die aber eben 
darum für fie zugleich Verbindlichkeiten find. Dahin zählen nun: 

a) Die Sammlung und Ordnung aller Materialien zur Hew 
ſtellung einer Statiftif des Kreiſes; die Ergebniffe diefer Thä- 
tigfeit find, inſoweit es fich bloß um Ergänzungen und Ders 
änderungen ber bereits vollendeten Statiftif handelt, in ben 
von drei zu drei Jahren zu erflattenden Hauptberichten vorzu⸗ 


legen). 

b) Die Anordnung und Leitung der Concurs- Prüfungen ber 
zum Dienfte ber Polizei und ber inneren Verwaltung adfpis 
ritenden Candidaten, und zwar was die Rechtscandidaten 
betrifft, im Benehmen mit den Appellgtionsgerichten. 

e) Die Handhabung ber Dienft- und Geſchaͤftsordnung bei allen 
untergeorbneten Aemtern und Behörden, Beilegung ber Irrun⸗ 
gen und Eonflicte zwiſchen benfelben; Sorge für ordnungsmäßige 
Mebernahme und Uebergabe ber Aemter, dann Verpflichtung 
und Einweiſung der Beamten, 


4) Diefes gift namentlich auch bezüglich der Anzeigen über bie Geburte- 
Trauungs⸗ und Tobesfälle der Abeligen an das Minifterium bes f. Haufes und 
des Aeußern; die allgemeinen Geburts-, Trauungs- und Sterbeliften find bagegen 
lljäprlich einzufenben. Format. Verordu. 95. 76 und 78, 





Zweiter Abſchn. Die Kammern ber Finanzen. 8 


d) Die Handhabung der Disciplin über die untergeorhneten 
Staatsbiener unter Einhaltung ber Vorfchriften ber IX. Vers 
faflungsbeilage; — dann über die Abvocaten in ben abminis 

ſtrativen Angelegenheiten und Beziehungen; Aufficht gegen 
Winleladvocaten. 

e) Die Ertheilung von Verehelichungsbewilligungen an das Sub⸗ 
alternperfonale, dann an bie bei ben ihnen untergebenen 
Behörben angeftellten Beamten). 

4) Die Ertheilung der Urlaubslicenzen für das ber Kreißregies 
rung unmittelbar untergeordnete Dienftperfonal bis zur Dauer 
von 6 Wochen, Licenzen zu Reifen ins Ausland können 
jeboch die Kreisregierungen aus eigener Competenz nur auf 
14 Tage ertheilen. Bei dem Iandgerichtlihen Perfonale muß 
zubem das geeignete Benehmen mit dem einfchlägigen Appellas 
tiondgerichte gepflogen werben. 

O Die Kammern des Innern haben innerhalb ber Gränzen ber 
feftgefegten Etatöfummen die Anweifungen zum Behufe bes 
für die innere Verwaltung zu machenden Staatsaufwandes 
unmittelbar auf bie Kreiscaffen auszuftelen, unter Contra 
fignirung derſelben durch ben Director ber Kammer ber 
Finanzen 9). 


6. 44. 
3) Der Wirkungskreis der Kammer ber Finanzen), 


Die Kammer ber Finanzen bildet in jedem Kreife das 
oberfte Vollgugs-Organ für alle jene Angelegenheiten, welche dem 
Wirkungskreiſe des Minifteriums ber Finanzen angehören, foferne 
nicht für einzelne berfelben befondere Centralſtellen mit eigenen 
Unterbehörben beſtellt find; f. oben $. 25 — 29. Diefelbe nimmt 
daher 

1) in Bezug auf ihren Kreis Theil an der Anfertigung der 


2) S. V. v. 2 Febr. 1845 Art. IV. (H. B. II. S. 41 Note 22.) 

8) Außerdem ift noch des Rechtes zu erwähnen, das niedere Perfonal anzu⸗ 
Rellen, das beiben Kammern gleichmäßig, und infoweit das Perſonal gemein 
ſchafilich if, gemeinfam zulommt; ſ. Format. Verordn. $. 20 Abſ. 2. 

4) Bl, barüber bie Format. Verordu. 95. 88 — 121, 

Poezl, bayer, Verwaltungerecht. 6 
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Etats (fie entwirft ben Kreis -Hauptfinang » Etat)2), und forgt 
und wacht über bie Verwirllichung der Einnahme-Etate, — nament⸗ 
lich durch Obforge für richtige und rechtzeitige Anfertigung. ber 
MonatösErtracte und Confpecte über ben Stand ber Kaflen, ber 
Effectuirung ber Einnahmen und ihrer Verwendung. Sie hat 
2) bie Direction ber Kaffen; bie Sorge für bie rechtzeitige 
Einlieferung der etatd- und rechnungsmäßigen Ueberfhüffe von ben 
Aemtern an bie Kreisfaffen und für fonft vorgefchriebene Verwen⸗ 
dung; die Aufficht und Unterſuchung der Kaffen in Hinficht auf 
ben Baarbeftanb?) und die Amtsbuhführung; bie Aufficht auf das 
Kafien-Perfonal. Daher fie namentlich auch die Amts, Ein» und 
Ausantwortungen beforgt, und das Amtsbuͤrgſchaftsweſen ber ben 
Kreidregierungen untergeorbneten Beamten leitet. Ihr liegt ferner 
3) ob die Erhaltung und Verbefferung deg Staatsvermögens ) 
(infoweit Staatsrealitäten veräußert werben, fteht ihr bie Leitung 
des Berfaufes zud); Behandlung bes Pachtweſens von Staats⸗ 
tealitäten; die Leitung und Aufſicht über die Staats, Forſt- unb 
Jagd: Verwaltung im Kreife (f. oben $. 27)%); bie Mitwirkung 
bei ber Fixirung und Ablöfung der grundherrlichen Gefälle bes 
Staates; die Leitung und Führung ber fiscalifchen Proceffe, infomeit 
nicht beſondẽre Fiscale beſtellt find, durch die eigenen Fiscalbeamten. 


2) Die Hauptetats für den Staatsaufwand und bie ſtändigen Gefälle werben 
von 6 zu 6 Zaren angefertigt. 

®) Zu biefem Zwecke foll vierteljährlich, jedoch zur unbeftimmten Zeit ein 
Kaffefturz vorgenommen werben, f. $. 112; bie Rent und Tarämter follen jähr- 
fich wenigftens breitmal zu unbeftimmmter Zeit vifitirt werben; ſ. $. 125 Abſ. 2. 
Bejonbers ift den Finanzlammern zur Pflicht gemacht, unvorhergefehene Bifita- 
tionen ber Depoſitalbuch- und Kaffeführung anzuordnen; vgl. die Depofiten-Orbnung 
2.22 Dec. 1840, (R.-Bl. v. 1841 ©, 33) Art. 74, 

»3) Daher hat fie insbeſondere die Oberaufficht ber Verwaltung fämmtficher 
Lehengefälle und bie Sorge für bie Eonfervation ber nicht zur Allobification geeige 
neten Lehencompfege; Format, Berorbn. $. 91. 

5) Bol. Berorbn., die Normen bei ben Beräußerungen von Staatsrealitäten 
betr. v. 19 April 1852 (9. B. VIL ©. 1 fj.). Darnach hat der Anordnung 
bes Verlaufs einer Staatsrealität in ber Regel bie königliche Bewilligung vorher» 
nugehen. 

6) Die V. bie Organiſation ber Staateforfiverwaltung Betr, v. 1 Zuli 
1853 beſtimmt in Art, 6 genauer, welches ber Wirkungstreis ber Kammer ber 
Finangen im Unfehung biefes Gegenftandes ſey (R. BL, ©. 935). 
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Diefe führen bie Fiscalproceſſe in der Regel felbftändig, jedoch mit 
folgenden Befchränfungen: 


a) Sie duͤrfen feinen Rechtöftreit beginnen ober ſich in einen 
ſolchen einlaffen, ohne zuvor bie Ermächtigung ber Kreis— 
tegierung erhalten zu haben, welcher, wenn ber Fiscus Kläger 
iſt, ber Proceßplan, wenn er Bellagter it, ber Erceptionds 
plan vorgelegt werben muß. Sollte dort durch bie Erception 
oder Hier durch die Neplif eine Abänderung biefes Planes 
nothwenbig werben, fo ift hiezu neuerlich bie Genehmigung 
zu erholen, 


b) Die Definitiourtheile find ber Sreisregierung vorzulegen, und 
ihr fteht bie Genehmigung ber Appelationsfchrift ober bie 
Ermächtigung zur Defiftenz von ber Appellation zu. 


c) Vergleiche können fie nur umter Vorbehalt ber Regierungs⸗ 
Genehmigung abfehließen, infoferne fie für einen einzelnen 
Fall ſchon fperielle Vollmacht erhalten haben”). 

4) Die Sorge für den Vollzug der Gefege wegen Behandlung 
und Erhebung ber directen Steuernd), des Tar- und Sportels 
wefens, ber Stempelgefege, dann ber Gefege über bie Malzaufſchlags- 
gefälle, 

5) Die Leitung des Rechnungsweſens; — Wachfamfeit und 
Sorge für rechtzeitige Anfertigung und Stellung der Rechnungen 
von Seiten ber untergeordneten Aemter und Kaflen, Prüfung und 
Verbeſcheidung berfelben in I. Inftanz?). 


7) Diefe Grundfäge über bie rechtliche Stellung ber Fiscale gelten auch filr 
bie oben angeführten befonberen Fiscale; bezüglich ifrer üben bie Stellen, benen 
fie beigegeber find, bie Rechte der Kreisregierungen, 

5) In Bezug auf bie birecten Stenern kommt ihr namentlich auch bie Be⸗ 
handlung bes Nachlaßweſens zu; f. das Geſetz bie Steuernachläſſe betr. v. 1 Juli 
1834 ($. 8. IV. &, 91 fi). 

9) Ueber bie Rechte in Bezug auf bie Prüfung ber Abfpiranten, bie Zulaffung 
zum Acceeſſe u. ſ. w. ſ. oben $. 6. Note 2. 


6* 
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8. 45. 


4) Die rehtlihe Stellung ber Kreisregierungen im Behörben- 
Syſteme. 


Die Kreisregierungen ſtehen zwiſchen ben oberſten Ders 
waltungs / Organen, ben Miniſterien, und den äußeren Vollzugs⸗ 
behörden in Mitte, jenen unter-, dieſen uͤbergeordnet. Was 
zuvoörbderft 

1) ihre Stellung zu den vorgeſetzten Miniſterien betrifft, fo 
find fie vollziehende Organe ber Iegteren. Sie bürfen daher ſelbſt⸗ 
verftänblich nicht nur nichts verfügen, was ber beftehenben Vers 
faffung, den Gefegen, ben k. Verordnungen und allgemeinen 
Reglements entgegenftände, fondern fie haben vielmehr biefe 
bei ihren Handlungen genau zu beobachten und dafür zu forgen, 
baß ihnen innerhalb des Kreifes nachgelebt werde. Inſoweit fie 
aber innerhalb biefer Schranken fich bewegen, — fey es nun, daß 
fie den Vollzug im Allgemeinen regeln, ober daß fie in einzelnen 
ftreitigen Fällen über die Recurfe gegen bie Verfügungen ber Unter⸗ 
behörden entfcheiden, in beiden Fällen handeln und verfügen fie 
felbftändig, ohne daß es einer Genehmigung von, oder einer Anfrage 
ober Anzeige bei dem vorgefegten Minifterium bebürfte. Diefer 
Sag leidet übrigens in mehreren Fällen Ausnahmen, indem bald 
eine Genehmigung zu erholen, bald ein Bericht über bie Ergebniffe 
ihrer Ihätigfeit zu erſtatten if. Das erftere hat namentlich zu 
gefhehen ) : 


a) wenn bie Berfaffungs+ ober fonftigen Gefege ober allgemeine - 


Verordnungen eine Sache der ausfchlieglichen Competenz ber 
Minifterien vorbehalten?), 





) S. $. 17 der Format, Verordn.; Über bie Fälle, in welchen bloß Bericht 
zu erftatten iſt, ſ. $. 18 derſ., (ber unter e) genannte Fall ceffivt inhaltlich ber 
M: €, dv. 10 Aug. 1848). Ueber ben alle Theile ber Bertwaltung umfaffenben, 
falle 8 Jahre zu erftattenden Rechenſchaftsbericht ſ. ebenb. $. 79; über bie Art 
einer Abfa fung und über feinen Inhalt f. die A. €. v. 29 Dec. 1836 Art. 
XXX. (S. 8. UL. &. 306.) 

2) Bgl. 3. 8. oben $. 41 Note 1; val. noch Beil. V. zur Verf. Urt, 95. 3 
u. 4, bafın das Geiwerbögefeg vom 11 Sept. 1825 Art, 10 Nr. Im. ſ. m 
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b) über Errichtung neuer Gefellfchaften, infoferne fie die Rechte 
octroyirter, vom Staate genehmigter oder privilegirter Körper: 
fchaften Haben wollen, dann über die Aufhebung von folchen; 

e) bei allen polizeilichen Maßregeln, durch welche wegen außer 
ordentlicher Ereignifle die Freiheit des Verkehrs im Innern oder 
mit dem Auslande mehr befchränft werben fol, als es bie 
Geſetze und allgemeinen Verordnungen vorfchreiben; 

d) bei Veränderungen in dem Zwede und ber Verfaffung ber 
Stiftungen; 

e) bei Ueberfehreitungen ber Etats, ſowie bei den nicht ſpeciell 
erlaubten Transferirungen; 

N) bei Endbeſtimmungen über Veränderungen an bem Vermoͤgens⸗ 
ſtock des Staates; 

g) bei Veränderungen in dem Dienftperfonale, das unmittelbar 
vom Könige ernannt wirb?); 

h) in allen Gnadenſachen ). 

2) Den Unterbehörben haben die Kreißregierungen unter Bors 
behalt der an fie eröffneten Beſchwerde und der amtlichen Rüge 
den unmittelbaren Vollzug der Gefege und Verordnungen fowie 
das eigentliche Detail der Verwaltung zu überlaffen und insbe 
fonbere J 

a) ben Unterbehörben jede örtliche Anordnung zur ſelbſtaͤndigen 
Verhandlung zuzuweiſen; 

b) jede contentiöfe Beziehung unter Privaten ober zwiſchen 
biefen und Gorporationen bucch biefelben in I. Inftanz ents 
ſcheiden zu laſſen. 

Vollzugsberichte ſollen nur in denjenigen Faͤllen gefordert werben, 
für welche fie von der allerhöchſten Stelle vorgeſchrieben find?), 
ober wo fle wegen befonderer Wichtigkeit der Sache ald unents 


3) Der $. 20 ber Format. Verordn. zählt 10 Kategorien von Stellen unb 
Aemtern anf, zu welden ber König ummittelber ernennt; ben Kreisregierungen 
Tommt danach vorzugsweiſe Die Aufftellung des nicht Rabilen Perſonals, im Benehmen 
mit ben Appell, „Gerichten die Bewilligung einer Gefhäftsausplilfe bei ben Lanb- 
gerichten zu; |. bie angef. M. €. v. 10 Aug.j1848 zu $. 20. 

) Einen befonbers ber minifteriellen Genehmigung worbehaltenen Fall f. oben 
$. 42 Note 4, . 

5) Bol. z. B. bie Format. Verordu. $. 28, womit jeboch bie beſchränkende 
Berorbn, v. 6 Mai 1837 (9. 8. IL ©, 251 Note %) zu verbinden ift, 
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behrlich erſcheinen; — Anfrage und Erholung ber Genehmigung 
nur ba wo bie Gefege und bie k. Verordnungen dieß gebieten ®). 
Namentlich haben bie Unterbehörben Anfragen über die Loͤſungs⸗ 
weife ſolcher einzelnen Fälle zu vermeiben, für welche bie vorgefegte 
Stelle die Eigenſchaft einer Höhern Inftanz Hat”). 


8. 46. 
5) Der Gefhäftsgang bei. den Kreisregierungen. 


1) Die oberfte Leitung ber Gefchäfte, des Ganges und ber 
Formen berfelben fteht dem Präafidenten zu. Im Balle er ab- 
weſend ober fonft verhindert ift, vertritt ber Director der Kammer 
des Innern feine Stelle, e8 müßte benn bei einer einzelnen Regie- 
rung etwas amberes ausbrüdlich beftimmt feyn‘), — Ex eröffnet 
den Einlauf, beftimmt im Benehmen mit ben Directoren bie Art 
ber Vertheilung der Gefchäfte, in ber Regel für je ein Jahr, ohne 
daß er übrigens gehindert wäre, unterm Jahr Abänderungen daran 
vorzunehmen, ober für befondere Fälle befondere Referenten zu 
beftellen. — Infoweit die Gefchäfte in Sigungen behandelt werben, 
beftimmt er beren Zahl und Zeit, und führt in berfelben ben 
Vorſitz). Die Ausfertigungen werden von ihm unterzeichnet und 
nur in Etats» und Sinanzgegenftänden von bem Director ber 
Kammer der Finanzen contrafignirt. 

2) Der Gefchäftsgang bei der Erledigung der einzelnen Sachen 
ift in ber Regel bureaumäßig, und zwar werden fie entweder 
unmittelbar perfönlich vom Präfidenten befchäftigt, fo daß er nur 
etwa mit bem betreffenden Director ind Benehmen tritt, ober durch 
feine Räthe und Affeffoven, die ihm über bie Gegenftände referiren 


6) Bl, 3. ®. das revid. Gem. Ed. $. 128. — Wo bie Verhandlung einer 
Sache ben Unterbehörben zufteht, kommt ihnen in ber Regel auch das Recht ber 
Entſcheidung zu; vgl. jedoch das Gef. bie Zwangsabtretung betr. vo. 17 Nov. 1837 
Art, XV. — XVII. (Meine Samml. ©. 32). 

) S. bie A. E. v. 29 Dee. 1836 Art. X. (H. B. II. ©, 295.) 

4) S. 8. v. 21 Sept, 1854 (R. Bl. ©. 729). 

2) In feiner Abweſenheit führt ber einſchligige Director den Vorſitz. Die 
Format, Verordn. gebietet inbeffen ($. 137), daß in jeber Woche wenigftens eine 
Sinung gehalten werbe. 
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und ein Gutachten abgeben. Das Ieptere bildet bie Regel, bas 
exftere bie Ausnahme?). Collegiale Behandlung tritt nur in folgen 
ben Fällen ein: 

8) Bei Haupt» und Zwiſchenbeſcheiden in ftreitigen Sachen, für 
welche die Kreisregierungen gemäß ben Gefegen eine richter⸗ 
liche Inftanz bilden, das ift bei ben fogenannten abminiftrativ« 
contentiöfen Sachen; 

b) bei Hauptbefcheiben über Beichwerben in Polizeiftraffachenz 

c) bei befinitiven Entfcheidungen über Entfchäbigungsbefchwerben, 
wenn das Rerlamationsobject ben Werth von 25 fl, übers 
Reigt; 

d) bei Feſtſtellung ber Qualificationsliſten für bie ber Kreißs 
regierung untergeordneten Staatödiener, dann bei gutachtlichen 
BVorfchlägen, welche. bie Kreiöftelle wegen Befegung ber äußeren 
Behörben zu machen hat; 

e) bei Verbefcheidung der Amtsertrabitionsacten und ber Amtes 
vifitationsprotofolle; 

f) bei Begutachtung und Subrepartition ber Hauptetats; 

8) bei ben Vorfehlägen zum DVerfaufe von Staatsrealitäten; 

h) bei Genehmigung ber Verfäufe und Verpachtung von Immos 
bitten, ſowie bei Birirung der unftändigen Gefälle;. 

i) bei den Definitiobefcheiben über bie Jahresrechnungen ber 
untergeorbneten Kaffenz 

k) bei fiscalifchen Proceffen in Bezug auf jene Fragen, zu welchen 
ber Fiscal ber Ermächtigung bebarf; 

I) bei Exftattung der Finanzrechenfchaftsberichtes 

m) bei foftematifchen Arbeiten, welche von ber allerhöchften Stelle 
angeordnet werden; 

n) bei Entſcheidung aller jener Gegenftände, für welche durch 

3) Perſönlich hat ber Präfibent zu beforgen 1) kraft ber allgemeinen Form. 
Berorbn.: das Paßweſen, bie Führung der Eonbuitenliften ber Staatsbiener und 
bie Verichterftattung darüber, bie Rebaction bes Rechenſchaftsberichts, die Anorbs _ 
mung ficherheitspoligeilicher Maßregeln, wern-Gefahr auf bem Verzuge haftet, und 
der Erfolg von ber Bewahrung bes Geheimniffes abhängt. 2) Das, was ihm 
durch fpecielle Referipte zur unmittelbaren Beſchäftigung aufgetragen if. 
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die beftehenden Gefege und Verordnungen, ober folcher Fälle, 

für welche von ber allerhöchften Stelle collegiale Berathung 

ausbrüdlich ‘geboten iſt. . 

Jede Kammer behandelt bie ber collegialen Berathung unters 
liegenden Gegenftände in eigenen gefonderten Sigungen, und beob⸗ 
achtet bei ber Berathung und Beſchlußfaſſung in den unter lit. a, 
b und c. genannten Angelegenheiten bie Beſtimmungen ber Hof 
rathsordnung von 17795). — Nur in- ben wichtigeren Gegenftän- 
ben eines gemeinfchaftlichen Intereſſes für beide Kammern veran« 
ſtaltet der Präfident combinirte Sigungen ber beiden Kammern, 

"wozu neben ben beiden Directoren entweder alle Räthe beider 
Kammern, ober von jeber eine gleiche Zahl berufen werben ®). 

3) Für alle im bureaumäßigen Wege zur Erledigung zu 
bringenben Regierungsbefehle haftet der Präfident, ohne daß es 
hierin etwas änderte, wenn er auch biefe (mie ihm geftattet ift) 
in bie Sigung und zur Beratung gebracht hat, Der Referent ift 





%) Solde Gegenftände führt nun vor allem bie Format.Verordn. ſelbſt 
mehrere auf, wie insbeſondere 2) bei Recurfen in Nachſteuerſachen (8. 23); b) bei 
Reclamationen in Angelegenheiten ber Eonfeription ($. 26); c) bei Recurfen gegen 
die Verfügungen ber Unterbehörben in Marſch-, Borfpann- und Einguartierungs- 
Fragen ($. 27); d) bei Entſcheidung ber Entjcjäbigungsforberungen wegen Kriegs- 
Laſten und Kriegsſchäden ($. 28) u. f. w.; vgl. noch ebend. Sf. 32, 64 und 
65. — Bon neueren Geſetzen, welche bie collegiale Berathung gebieten, erwähnten 
wir beifpielsweife a) das Gejeg ben Schuß bes literariſchen Cigentbums . . . . 
betr. v. 15 April 1840 Art. X. (9. ©. III. ©. 137); b) das Geſetz bie 
Biwangsabtretung betr. v. 17 Nov. 1837, Art. XVIN. (9. 8. 1. ©. 21); c) 
das Gefe, bie Diftrictsräthe betr. v. 28 Mai 1852 (9. 2. VII. ©. 33); dy 
das Gefeß, bie Benligung bes Waffers betr, v. 28 Mai 1852 Art. 92 (9. ©. 
VIE ©. 426); e) das Geſetz, die Bewäflerungs- und Entwäfferungs- Unterneh 
mungen betr. v. 28 Mai 1852, Art. 42 (9. B. VII. ©. 439); I) das Gefeg, 
ben Uferſchutz und den Schu gegen Ueberſchwemmungen betr. v. 28 Mai 1852 
Art. 23 (9. B. VII. ©. 444); 8) das Geſetz bie Ausübung und Ablöfung des 
Weiderechts betr. v. 28 Mai 1852 Art. 47 (9. 2. VIL ©. 454). 

5) Bgl. die Verordu. den Bollzug ber 55. 134. 135 der Format.-Berorbn. 
v. 17 Dec. 1825 betr. v. 29 Dec. 1851 (9. 8. VII ©. 109). 

6 Sind bie Gegenftände, welche für beibe Kammern von Jutereſſe find, 
minder wichtig, fo genligt e8, wenn ber Neferent ben in ber einen Kammer vor⸗ 
getragenen und beſchloſſenen Gegenftand nun auch in der andern Kammer vorträgt 
und ben Beſchuß auch biefer erholt, oder wenn bie Referenten ber beiden Kam 

_ mern brevi manu fi} benehmen unb bie Concepte gemeinſchaftlich unterzeichnen. 
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von ber Vertretung ber Entſchließung entbunden, wenn er feine 
abweichende Meinung auf bem Eoncepte bemerkt und biefe Bemer- 
Kung vom Vorſtande viſtren läßt. — Der Vollziehung der in col⸗ 
legialer Form zu Stande gefommenen Befchlüffe muß ber Präfident 
in ber Regel freien Lauflaffen ; er Tann felbe ſiſtiren, wenn er Davon einen 
großen Nachtheil für dad Staatswohl befürchtet; er muß fie fiftiren, 
wenn er glaubt, ber Beichluß fey gegen ausbrüdliche Geſetze ober 
alterhöchfte Anorbnungen gefaßt — Beichlüffe über bie Nr, 2 lit. 
a — c genannten Sachen kann er in feinem Falle hemmen”). 


U. Bie Sandgerichte. 


8.47. 
1) Ihre Entfiehung und bermalige Befegung‘). 


1) Die jegigen Landgerichte wurben zuerft durch bie Furfürft- 
liche Verordnung vom 24 März 1802% an ber Stelle ber frühes 
ven Land» und Pfleggerichte errichtet, und fpäter auch in den neu 


7) Die A. E. v. 29 Dec. 1836, Geſchäftevereinfachung bei ber inneren 
Berwaltung betr., änderte bie Principien ber Beretbn, v. 1825 nicht ab; fie will 
nur, wenn bie Erreichung ber Zwede der Verwaltung eben fo fiher, ja vielleicht 
ſicherer, und jebenfalls vafcher auf bem Wege ber perſönlichen und milndlichen 
Controle und Eimwirfung, als auf bem ber Schriftlichleit zu erwarten if, ben 
erſteren Weg betreten wiflen; fie orbnet daher z. B. dftere Bifitationen flatt 
bioßer Vollzugsanzeigen an. 

4) Bol. darüber bie vortrefflice Monographie von Dr. EL. Hellmuth, bie 
191. Bayer. Sanbgerichte bieffeits bes Rheins d. 24 März 1802 Bis zur Gegen- 
wart bezüglich ihrer Bezicksformation, Berfafjung, amtlichen Stellung und ber 
Perſonalverhältniffe ihrer Beamten. Nörblingen 1854 8%. 

2) ©, biefelbe im R. Bl. v. 1802 ©. 236 fi. Der Knrfürft bemerkt in 
ber Einleitung: In ber Ueberzengung, baf bie gute Befegung und Einrichtung 
derjenigen Aemter und Stellen, welchen bie unmittelbare Bollziehung ber landes- 
fürfifichen Verordnungen übertragen ift, zu den nothwendigſten Bedingungen gehört, 
umter benen unfere Regierungegrunbfäge bem.Lanbe ben Nuten und Wohlftand 
verfchaffen tönnen, haben wir für nothwendig gefunden in ber Beſetzung und 
Beſoldung ber Beamten, dann ber äußeren unb inneren Form ber Landgerichte 
und im ber Behandlung ber ihnen bisher unzerthe ilt übertragenen Berwaltungs- 
Geſchãfte weientliche Veränderungen eintreten zu laſſen. . « « 
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erworbenen Provinzen eingeführt, Theils in Folge biefer Erwer⸗ 
bungen, theils auch unabhängig davon, inshefonbere in Folge ber 
Verminderung der guts- und ftanbeöherrlichen Gerichte und ber 
Aufhebung berfelben durch das Ablöfungsgefeg vom 4 Juni 1848, 
ift deren urfprüngliche Zahl nahezu verboppelt worden). Die 
durch Verordnung vom 31 Auguft 1810 zunächft nur für einige 
Bezirke angeordnete Eintheilung ber Landgerichte in drei Claſſen 
ward fpäter auf bie fämmtlichen Landgerichte ausgebehnt, fo daß 
die Landgerichte erſter Claſſe die Regel, jene zweiter und dritter 
Elaffe die Ausnahme bilden‘). 

2) Während nach der Verordnung vom 24 März 1802 jedes 
Landgericht mit einem Landrichter und einem Actuar, dann bem 
nöthigen Subalternperfonale befegt werben follte, wollte das Edict, 
die Gerichtöverfaffung betr. v. 24 Juli 1808, daß bei jedem Land- 
gerichte ein Landrichter, einer oder mehrere Polizeiactuare und zwei 
ober drei rechtöfunbige und geprüfte Beifiger beftellt werden, wovon 
jebod) die Verordunng vom 4 März 1809 und die damit in Vers 
bindung ſtehende Verordnung vom 28 Juni 1809 ſchon wieder abwich, 
indem fie verorhnet, daß jedem Landgerichte zwei ftändige Aſſeſſoren, 
und wenn die Bevölferung 18,000 Seelen oder mehr betrage, ein 
Actuar beizugeben feyen, wobei diefe ohne Ausfcheibung ber Gefchäfte 
als Mitarbeiter und fuborbinirte Gehüffen bes Landrichters bezeichnet 
werben. Noch mehr entfernte ſich von dieſem Syſteme die Verord⸗ 
nung vom 31 Auguft 1810, welche die Eintheilung ber Landgerichte 
in bie oben bemerften drei Claſſen verfügte, da fie bie Landgerichte 
in ber Regel nur mit zwei Beamten, dem Lanbrichter und einem 
Nebenbeamten — einem Abjuncten ober Actuar ober verpflichteten 
Schreiber befegt wiffen wollte. Bei den fpäteren Organifationss 


®) Es beftanden nämlich am 24 März 1802 120 Landgerichte, während zur 
Zeit 239 errichtet find; vgl. Hellmuth a. a. O. S. 1—34, 

*) ©. bie Verorbnung von 1810 im R. Bl. ©. 1810 ©. 913 ff, Die 
Eintheifung beruht auf ber Bevölkerung eines Landgerichtsbezitles, fo daß Bezirke 
mit mehr als 11,000 Einwohnern Lanbgerichte erfter, jene von 7000 jedody nicht 
über 11,000 Einwohner ſolche zweiter Cläffe, jene mit weniger als 7000 Ein- 
wohnen Lanbgerichte dritter Elaffe erhalten follen. Nah Hellmuth (a. a, O. 
©. 55) beftehen zur Zeit noch 27 Landgerichte zweiter und 6 britter Claſſe. Die 
Bevöllerung eines Landgerichts ſchwankt nach den von Hellmuth gelieferten Zur 
ſammenſtellungen zwiſchen 8200 (Norbpalben in Oberfranfen) und 29,000 (Erding). 
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Berorbnungen behielt man nun zwar bie hiedurch eingeführte Glaffens 
Eintheilung bei, ohne jedoch dieNormen in Bezug auf die Befegung 
aufrecht zu erhalten. Die Landgerichte erfter Claſſe wurden viels 
mehr durchgehende außer dem Landrichter mit wenigſtens zwei 
Nebenbeamten befegt, wobei die Verordnung von 1810 nur infor 
ferne von Einfluß war, als etwa einer Mr Nebenbeamten bie 
Benennung eines Eivil- oder Eriminaladfuneten erhielt. Die Kate⸗ 
gorie ber landgerichtlichen Nebenbeamten, welche bisher als Actuare 
bezeichnet wurden, führt fortan ebenfalls ben Titel Landgerichtss 
Aflefforend). Demgemäß find jegt bei weitem die men Lande 
gerichte außer bem Lanbrichter als Borftand mit minbeftens zwei 
Nebenbeamten befegt‘), bie in der Regel den Titel „Affelforen“ 
führen; nur bei einigen Landgerichten Tommt die Bezeichnung 
(Eisil- und Criminal-)Adjunet noch vor. Die verhältnigmäßig 
geringe Zahl von Landgerichten zweiter unb britter Claſſe ift regels 
mäßig nur mit einem Lanbrichter und Einem Nebenbeamten 
Affeffor) befegt”). Außerdem ift für jeden Landgerichtsbezirk ein 
Gerichtsarzt als fachverftändiges Organ in Gegenftänben ber gericht 
lichen Medicin und ber mebicinifchen Polizei beſtellt?). — Jedem 
Landgerichte ift dann ein Gerichtöbiener beigegeben, der bie erfor 
berliche Zahl von Gehülfen aufnimmt, für deren Dienfte er ver- 
antwortlich iſt. Der Gerichtöbiener ift insbeſondere verpflichtet 
dem Landgerichte ale Dienfte zu Teiften, welche bei Verwaltung 
der Eivil- und Eriminal» Gerichtsbarkeit von ihm gefordert 
werben). 


) S. M. E. v. 21 Dec. 1854 (R. Bl. S. 1145), Der Actuar wird in 
der Verorbn. v. 31 Ang. 1810 materiell in gleiche Linie mit ben Übrigen zuerft 
genannten Mitarbeitern geftellt, und daher aud bie zum Staatsdienſte nöthige 
Dualification von ihm verlangt, 

%) Ein Landgericht (Rronac;) ift mit 5, ſechs find.mit 4, fünfzehn mit 3 
Nebenbeamten befegt; ſ. bie Tabelle bei Hellmuth ©. 68. 

7) Bier Landgerichte (Falkenftein, Marktbreit, Nordhalben und Schillingsfürft) 
haben zur Zeit nur einen Landrichter. 

8) Seit bem organiſchen Edict Über das Mebieinalwefen vom 8 Sept, 1808 
8 Gt. Bl. ©. 21%). Wegen ber Diftricts-Schul-Infpectoren ſ. oben $. 23 
Note 4 

9) Ueber bie Perfonalverhältniffe ber Landgerichtsbeamten und Diener f. 
Hellmuth, a. a. O. ©. 108 fi. 
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Die Annahme und Beloldnng bes nöthigen Kanzlei» und 
Schreiberperfonals ift Sache des Landrichters, wobei ſich jedoch bas 
Recht ber vorgefegten Stellen von felbft verfteht, bafür zu forgen, 
daß die Befegung eine allfeitig genügende fey. 


8. 48, 
2) Ihr Wirkungstreist), 


Die Lagıbgerichte üben 

4) als untere Juftizbehörden bie Gerichtsbarkeit in ihrem 
Bezirke aus, und zwar 

a) bie bürgerliche, ſowohl bie freitvillige als bie ftreitige in allen 
Perfonals und Realflagfachen, infoferne nicht dem Beklagten 
das Recht eines gefreiten Gerichtöftandes zufommt?), oder 
die Sache, um welche es ſich Handelt, von der Competenz ber 
gewöhnlichen Untergerichte ausgenommen und befonberen Organen 
übertragen ift®), 

b) In Straffachen fteht ihnen in ber Regel bie Befugniß zu, 
bie fehriftliche Unterfuchung, welche der mündlich » öffentlichen 
Verhandlung einer Sache vorhergeht (bie fog. Vorunter⸗ 
ſuchung) zu führen; das Recht ber Entfcheidung ift ihnen 
im Allgemeinen nicht eingeräumt, Die exftere Regel leidet 


) 3. Reingruber (Landrichter zu Pfaffenhofen), über den Wirkungstreis eines 
Landgerichts im Königreiche Bayern, Landshut 1814 2 Bde. 8. Den Haupt 
inhalt des von Erfahrung und Kenntniſſen zeugenben Wertes bilden Abhandlungen 
über bie wictigften Gegenflänbe bes abminiftrativen Wirkungstreifes ber Land⸗ 
gerichte, und über bie bebeutenberen@efchäfte ber freitvilligen Gerichtebarkeit. Dr. 
©. 9. Freudel, Anleitung zur Kenntniß ber weſentlichen Beftimmungen für 
ben abminiftrativen Wirkungsfreis der Landgericht in Bayern. Bahreuth 1845. 
8. mit brei Nachträgen bis 1851 reichend. 

2) Bol. mein Verf. R. S. 103, 187, 198, 205 unb 214. 

5) Hieher gehören: Abelsfachen (f. mein Berf. Recht S. 106); Eheftreitige 
keiten, indem für biefefben in Bezug auf Katholilen die Confiftorien zuſtändig find; 
in Bezug auf Proteftanten bas Appell. Gericht von Oberfranken in erfler, ber 
oberſte Gerichtshof in zweiter Inſtanz competent ift (ugl, Seuffert, Eomment, 
U. Aufl. 8b. J. ©. 140 ff.); im ben meiften Provinzen bie Wechſelſachen 
(Seuffert, a. a. O. S. 145) unb in einigen auch bie Mercantiffachen (ebend. 
©. 147). Auch bie fogenannten abminiftratid- contentidfen Sachen müſſen Hier 
erwähnt werben. . 
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aber bei mehreren Landgerichten Ausnahmen, indem entweder 
Das firafrichterliche Unterfuchungsamt für einen Landgerichts, 
Bezirk dem mächftgelegenen Kreis- und Stabtgerichtet), 
oder einem anberen größeren Randgerichted) übertragen ift®). 
Auch der zweiten Regel ftehen Ausnahmen zur Seite, indem 
den Landgerichten in ihrer Gigenfchaft als SJuftigbehörben 
in einzelnen Fällen auch das Recht der Fällung des Strafe 
urtheils (in Polizeiftraffachen) uͤberwieſen iſt. Bälle ber 
Art find: 

@&) bei Uebertretung ber Vorſchriften bes Heer» Ergänzungd- 
geſetzes, in fo ferne die Uebertretung als Ungehorfam oder 
als Widerfpänftigfeit fich darſtellt 62); 

8) bei Uebertretungen des Geſetzes, die Ausübung ber Jagb 
betr., fowie bei den Jagdfreveln, bie bloß als PBolizeiüber- 
tretungen bezeichnet find”); 

y) bei Ueberfchreitungen ber Beftimmungen bes Gefeges über 
bie Einrichtung bes die Kunſtſtraßen im Königreiche befahren⸗ 
ben Fuhrwerkes v. 25 Juli 18509); 


%) So 3. B. üben die Kreis und Stabtgerichte Aichach nud Wafferburg dus 
Unterfuhungsamt in ben gleichnamigen Landgerichten; es übt-ferner bas Kreiß- 
und Stabtgericht Landshut dieſes Amt im Landgerichte Rottenburg; das Kreis- 
und Stadtgericht Bayreuth im Landgerichtsbezirke Bayreuth, Culmbach und 
Weidenberg, das von Erlangen im Landgerichte Erlangen, Erlbach. 

5) So iſt z. B. das Landgericht Roding Unterſuchungsgericht fir ben Bezirk von 
Falfenftein; Wunſiedel für Berned, Kirchenlamitz und Gelb; Hof für Münch- 
berg, Naila und Rehau. 

6) Ueber das Berhältniß ber Staatsanwälte zu ben Landgerichten in ihrer 
Eigenſchaft als Unterfuchungsgerichte |. das Geje die Abänderungen bes zweiten 
Theils bes Strafgeſetzbuches von 1813 betr. v. 10 November 1848 Art, 23, 24 
und 25; vgl. Hellmuth, a. a, O. ©. 67. 

&) S. Geſetz, bie Ergänzung bes ftehenden Heeres betr. v. 15 Aug. 1828 
$. 84 (9. 8. II. S. 347). — Die Sammlung der Behelfe zur Herftellung des 
Thatbeftainbes iſt Sache ber Eonferiptions- d. i. ber Poligeibehörben. — Die 
Defertion ift ein Dienftverbrechen, und reffortirt zu ben Mifitärgerichten. 

7) ©. ben Art 23 des erſteren Geſetzes (H. B. VI. ©. 186), bann das 
Geſetz, bie Beftrafung ber Iagbfrevel betr. v. 25 Juli 1850 Art. 9 (9.8. VI. 
©. 429. 

®) ©. ben Art, 18 des angef. Geſetzes ($. 8. VI. ©. 412). 
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6) bei Uebertretung ber Beftimmungen bed Geſetzes über Vers 
fammlungen und Bereine®); 

& bei Forfipolizeiübertretungen, ſowie bei ſolchen Forſtfreveln, 
welche nicht als Vergehen erklärt find), 

Die Landgerichte find ferner 

2) In ben fämmtlichen Gegenftänden, welche nach unferer 
obigen Varſtellung (f. 88. 39 — 43) ben Gefchäftsfreis ber Kreis⸗ 
zegierungen, Kammern bed Innern bilden, bie äußeren Vollzugs— 
organe, infoferne nicht gewiſſe einzelne Handlungen ausdrüdlich 
ben Kreißregierungen vorbehalten find. Sie find baher die voll 
ziehenden Behörden in allen ſtaatsrechtlichen Angelegenheiten, für 
die gefammte Polizei, dann für bie Pflege ber geiftigen, veligiöfen 
und ber materiellen Interefien ber Staatsangehörigen 10). 

3) Sie erheben bie gefeglichen Taren, Sporteln und fonftigen 
Gefälle von allen den Verhandlungen, welde fie innerhalb ihres 
Wirfungsfreifes vornehmen — alfo ſowohl die Taren, welche in 
Sachen ber freiwilligen und ftreitigen Rechtöpflege, als jene, welche 
bei Gelegenheit der Polizeiverwaltung anfallen). 

4) Neben ben bisher angegebenen Gefchäftsrubrifen find ben 
Landgerichten noch in Bezug auf mehrere nicht barin begriffene 


%) S. das angef. v. 26 Febr. 1850 Art. 23 (9. 8. VI. ©. 40). 

9) S. das Forſtgeſetz v. 28 März 1852 Art. 114 (9. 8. VII. &. 350); 
gl. Dr. 2. Reinhard, bie Unterfuchung und Aburtheilung ber Forftpofizei-eber» 
tretungen nad; bem Geſetze v. 28 März 1852. Bamberg, 1854. 8. ©. 83 ff. 

0) Die Blätter für abminiftrative Praris B. II. ©. 334 fi. haben biejeni» 
gen Materien aufgezähft, welche feit dem J. 1848 in dieſem Gebiete dem land⸗ 
gerichtlichen Wirkungsfreife zugewachſen find. Cine Gefammtbezeichnung biefes 
Teiles ber landgerichtlichen Geſchäfte ift ſchwer zu finden; bie Verordnungen 
gebraugen baflic Häufig bie Worte: „Polizei und innere Verwaltung", Wir 
wollen dafür, um eim Wort zu haben, den Ausbrud „polizeilicher Wirtungstreis" 
gebrauchen. 

a) Die Lanbgerichte erfcheinen in biefer Beziehung als „befonbere Rent 
Ämter", Die eingehenden Beträge werben allmonatlid) an das allgemeine Rentamt 
abgeliefert, vgl, bie V. v. 24 März 1802 $. IT. Nr. 1. Die Normen für bie 
Tarerhebung betr. ſ. das Geſetz, das Tarregulatio für die Verhandlungen ber 
nichtſtreitigen Rechtspflege, fowie ber inneren, dann Polizei und Finanzverwaltung 
betr, v. 28 Mai 1852 (9. 8. VII. ©, 318 fi). Im Anſehung ber Tagen, in 
Sachen ber ſtreitigen Rechtspflege gelten verſchiedene Tarorbnungen; vgl. Rud⸗ 
hart, Zuſtand. B. III. ©. 160 ff. Nach einer officiellen Mittheilung der öffent- 
lichen Blätter, bie eben während bes Druckes belannt wird (Mat 1855), fteht bie 





Zweiter Abſchn. Awiliche Stellung ber Lanbgerichte, 9 


Angelegenheiten einzelne Handlungen übertragen, welche wir 
nicht beffer zu bezeichnen wiſſen, als fie bereits von einem 
älteren Schriftſteller bezeichnet find — nämlich als Eommiffions- 
Geſchafte m. 


8. 49. 
8) Die amtliche Stellung ber Landgerichte. 


1) In Juſtizgegenſtänden bilden die Landgerichte für 
ihren Bezirk in der Regel die erſte Inſtanz, und ſie ſind darum, 
gleich den Kreis- und Stadtgerichten) direct dem betreffenden 
Appellations⸗Gerichte, mittelbar dem Oberappellationsgerichte und 
dem Juſtizminiſterium untergeordnet. In dieſen Gegenſtänden 
kommt ihnen bie naͤmliche Selbſtaͤndigkeit und Unabhängigkeit zu, 
welche durch die Verfaſſung den Gerichten überhaupt gewaͤhrleiftet 
iſt. Befehle ber höhern Behörden find daher auch für fie in dieſer 
Beziehung nicht bindend). 

2) In item polizeilichen Wirkungskreiſe?) find bie 
Landgerichte zunächft den Kreisregierungen, Kammern bes Innern, 
untergeben, und durch biefe ben betreffenden Minifterien. In 
welchem Berhältnifie fie insbeſondere zu ben Kreisregierungen ftehen, 
haben wir oben ($. 45) bereit angegeben. Wenn übrigens auch 
hiernach ber unmittelbare Vollzug der Geſetze und Verordnungen 
Errichtung eigener Tarämter bei den ſämmtlichen Untergerichten in nächſter Aus 
fit, womit der unter Nr. 3 angeführte Theil bes landgerichtlichen Wirkungs- 
kreiſes wegfallen würde. 

) Dahin gehören z. B. gewiſſe Hanblungen bezüglich bes Malzaufſchlags 
Greudel, a. a. O. S. 189); bezüglich der Gewerbeſteuer (Geſ. v. 28 Mai 
1852 Art, 30 in der H. B. VII. ©. 127); dann bezüglich der Steuernachläffe 
(Gef. v. 1 Juli 1834 $. 6 Abſ. 3 und 4 in ber 9. 2. IV. ©. 93) u. f. w. 
Bgl. das t. Familienſtatut Tit. III. 55. 2 und 3 (meine Sammlung ©. 9). 

4) Eine Mobification erfeibet, biefer Sag in Bezug auf bie Stellung ber 
Landgerichte in der Hierarchie der Strafgerichte, indem die Entfgeibung über bie 
von ihnen geführten Unterfuchungen bei Vergehen unb geringeren Verbrechen ben 
Kreis. und Stadtgerichten zufommt (f. $. 18 Nr. 1). 

2) Hellmuth, a. a. O. S. 80 bezeichnet die Verſchiedenheit ber richter- 
lichen Stellung ber Landgerichte gegenüber ihrer abminiftrativen Thätigfeit Damit, 
baß er fagt: bei ben erfleren beginne bie Wirtſamteit ber Staategewalt in ber 
unteren Stufe, bei ber zweiten bagegen bei ber oberen reſp. oberften. 

3) In welgem Sinne id ben polizeilichen Wirtungstreis verftehe, barliber 
Habe ich mich fon im vorigen Paragraphen Note 9 erklärt, 
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und das eigentliche Detail der Verwaltung in ber Regel ben Land- 
gerichten zu überlaffen ft, fo Hindert doch biefe Beftimmung bie 
Kreisregierungen nicht, für einzelne Säle befondere Anordnungen " 
zu treffen, an welche bie andgerichte gebunden find, infoferne biefe 
Anordnungen nur innerhalb ber Schranken der Verfaffung und der 
Gefege liegen. — Im Berhältniffe der Coordination zu ben Lands 
gerichten ftehen bie Gerichtsärzte (f. oben 8. 21, 3) und bie 
Diſtrictsſchul-Inſpectoren (f. oben $. 23 Note 4), beide in Bezug 
auf bie befonderen Gefchäftszweige, für welche fie beftellt find. — 
Die innerhalb des Landgerichtsbezirkes beftehenben, dem Landgerichte 
untergeordneten Organe ber Gemeinden, ber Kirchen, ſowie jene 
für das Schulwefen bilden feine befondere Verwaltungsinſtanz, 
ſondern beforgen zunächft die Gefchäfte jener Lebenskreiſe, für welche 
fie angeorbnet find, neben welchen ihnen jeboch bie Beftimmung 
angewiefen ift, in gewiſſen einzelnen Gegenftänden ber Staats 
verwaltung als Bollzugsorgane in Unterordnung unter, die Lands 
gerichte zu handeln‘). 

3) Infoweit die Landgerichte fich mit finanziellen Gegenftänden 
zu befchäftigen haben, wie mit bem Tar- und Spoxtelwefen, dann 
bem Depofitenwefen, find fie ben Kreisregierungen, Kammern ber 
Finanzen, untergeorbnet, Die eingegangenen Taren und Sporteln 
werben an bad Rentamt bes Bezirks allmonatlich abgeliefert, und 
mit biefem vierteljährlich bie Abrechnungen gepflogen?). 


%) Die Organe ber Gemeinden, Stiftungen u. |. w. ſtehen unter ber Aufficht 
(Euratel) der Landgerichte; allein biefes involoirt Feine Unterorbnung in bem 
Sinne, wie bie untere Behörbe ber höheren ſubordinirt ift, ebenfowenig als man 
wird behaupten wollen, bie Advocaten ſeyen ben Landgerichten unbebingt unter⸗ 
geordnet, weil biefen bie Aufſicht auf fie und bie Ganbhabung ber Discipfin 
zuſteht. 

5) Streitfragen über Tarpflichtigkeit oder die Größe ber zu erhebenden Zaren 
eutſcheiden bie Kreisfinanzftellen in erfler Imflanz. Gegen deren Entſcheidung 
ſteht den zur Tarentrichtung Berurtheilten bie Berufung an bas k. Staatemini- 
erium ber Finamen Binnen einer prucluſiben Feift von 14 Tagen zu; dgl. das 
angeführte Tarregnfativ v. 28 Mai 1852 Art, 45 (9. B. VIL ©. 324). Im 
Bezug auf das Depofitenweien find bie Regierumgs- Finanzlammern verpflichtet, 
Bfter6 unvorhergefehene Bifitationen der Depofital- Buch- und Kaffafilhrung anzu- 
Fr 22 Dec, 1840 5. 74. (R, BL, v. 1841 ©, 
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8. 50. 
4) Der Gefhäftsgang der Landgerichte. 


Die formelle Gefchäftsleitung bei den Landgerichten ift Sache 
bes Landrichters. Er forgt für gehörige Führung bes Eins und 
Auslaufjournals, für bie Vertheilung ber Gefchäfte, ſowie für mögs 
lichſt ſchleunige Erledigung berfelben. Ihm if das gefammte Sub⸗ 
alternperfonal untergeorbnet. Er überwacht und qualificirt die bei 
feinem Gerichte etwa befchäftigten Rechtöpraftifanten. Die Grund⸗ 
fäge nach welchen bie einzelnen Geſchaͤfte zu erledigen find, find 
verſchieden je nad ber Befchaffenheit des Gegenftandes berfelben, 

4) Die ftreitigen Eivilfachen find auch von ben Landgerichten, 
foferne e8 nach ihrer Befegung überhaupt und nach ber Lage ber 
Dinge im einzelnen Falle möglich ift, in ber Regel in collegialer 
Form zu behandeln. Dem Vorftande kommt daher in biefer 
Beziehung nur das Recht zu, die Acten zu repartiven, bie Zeit ber 
Sigungen zu beftimmen, in biefen ben Borfig zu führen, und bie 
Stimmen zu fammeln, beziehungsweiſe felbft feine Stimme abzus 
geben. ine entfcheibende Stimme fteht ihm bloß bei eintretender 
Stimmengleihheit zu‘). ine Ausnahme findet bei jenen Gegen- 
fländen ftatt, welche durch das pofitive Recht zum münblichen 
Berhör verwieſen find; biefe werben nämlich burch ben bazu beftimm» 
ten Eommiffär?) allein entfchieben. Die Angelegenheiten ber freis 
willigen Gerichtsbarfeit werben durch einen einzelnen Beamten 
je nad) der Beftimmung bes Lanbrichters beforgt?). — Wer bie 
ſtrafrechtlichen Unterfuchungen zu führen habe, beftimmt vegelmäßig _ 


4) Nur die ſtabilen Beamten haben bei der Entſcheidung fireitiger Rechts⸗ 
ſachen eine Stimme, wicht aud bie Functionäre, Acceſſiſten und Praktitanten, 
Hanbfungen ber Proceß-Inſtruetion find fie vorzunehmen allerdings fähig, ſowie 
fie auch zur Erftattung von Vorträgen unter einem Beamten als Eorrefesenten und 
zur Abgabe ihres Gutachtens in ber Situng gebraucht werben können; vgl. 
Surfen Gemmentr IL Auf. 8, 1 0, 366. ' 

2) Als folder kann nur ein Beamter bes Gexichts beftellt werben; |. bie 
Proc. Nov. v. 17 Nov. 1837 5. 9. Abi. 2. 

3) Auch für Gegenflände biefer Art können Functionäre u. ſ. w. committirt 
werben, a. a, D. ©. 297. 

Boezl, baper. Vernaitungerecht. i 7 
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der Landgerichtsvorſtand, wo nicht ausnahmsweiſe ein befonderer 
Eriminaladjunet beſtellt iſt. 

2) In allen Gegenſtaͤnden bes polizeilichen Wirkungskreiſes 
if der Gefchäftsgang bureaumaͤßig. Der Landrichter allein ent 
ſcheidet, und ift daher auch allein für die Verfügungen auf dieſem 
Gebiet zunächft verantwortlich, Die Nebenbeamten bes Landgerichts 
find ihm in biefer Beziehung, ohne Rüdficht auf ihre Benennung, 
fubordinirt und haben feine Aufträge zu vollziehen. Daher kann 
fein’ von ihnen beantragter Beſchluß ausgefertigt werben, ex habe 
denn die Genehmigung des Landrichters erhalten. Für den Fall, 
daß ber Nebenbeamte bie Anficht des Lanbrichters nicht für gefeglich 
hält, bleibt es ihm unbenommen, feine abweichende Meinung 
nebſt ben allenfallfigen Gründen berfelben zu feiner Rechtfertigung 
vor ben höheren Behörden ad acta zu legen, und wenn ber Fall 
eintritt, e8 ad marginem bed Concepts zu bemerfen 4). 

Diefe Grundfäge erleiden eine Mobification bei der Entfcheis 
bung ber abminifttativscontentiöfen Sachen, fie find von ben Land- 
gerichten, bei welchen es nach Maßgabe ihrer Beſetzung thunlich 
if, in collegialer Weife zu entſcheiden; es fleht alfo ben Nebens 
beamten babei eine entfcheibende Stimme zud). Das Gleiche gilt 
bezüglich jener Polizeiſtraffaͤlle, für welche ausdruͤcllich die collegiale 
Behandkung geboten if‘). 

3) Die finanziellen Gefchäfte, welche zum Wirfungsfteife 
des Landgerichts gehören, werben auf Verantwortlichfeit des Vor⸗ 
flandes buch ein von ihm beftelltes und öffentlich befannt gemachtes 
Individuum beforgt. In Bezug auf bie Behandlung bes Depofiten- 
weſens gelten befonbere Vorſchriften, welche wir im zweiten Buche 
genauer barftellen werben. 


) S. Verordn. v. 18 Juni 1810 (9. 8. IL ©. 324). 
5) Bgl. ®. v. 24 Oct. 1814 (8. Bl, S. 1675). 
HM. €, v. 19 Iuli 1836 (Döll. 8, XIII. ©. 1434). 
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Sa 
University of, 


D. Der Staatsrath ). MICHIGNL 


$. 51. 
1) derfaſſung und Wirkungskreis desfelben im Allgemeinen, 


1) Die Eonftitution vom 1 Mat 1808 Hatte in Tit. IN. g. 2 
einen geheimen Rath zur Berathſchlagung über bie wichtigften 
Inneren Angelegenheiten angeorbnet, ber unmittelbar bem Könige 
untergeben und neben ben Miniftern aus 12 — 16 Mitgliedern 
zufammengefegt feyn ſollte. Ein organifches Ebict v. 4 Juni 1808 
gab genauere Normen über bie Zufammenfegung, ben Wirkungs- 
kreis und ben Gefchäftsgang besfelben, an das fi die ®. v. 
8 Aug. 1810 anteiht, welche die Competenz-Regulitung des geheis 
men Rathes in abminiftrativen, polizeilichen und finanziellen Gegen⸗ 
ſtaͤnden vervolftändigt?). — Die ber Verf.-Urkunde v. 1818 vor 
ausgehende V. v. 2 Febr. 1817, die Bildung und Einrichtung ber 
oberften Stellen bes Staates betr., verfügte in ihrem IT. Artikel: 
„Die oberfte berathende Stelle bildet ein Staatsrath“, dem durch 
2. v. 3 Mat 1817 feine Dienftes-Inftruction ertheilt wurde, Die 
unter dem 26 Mai 1818 verkündete Verf.» Urkunde machte Zufäge, 
Abänderungen und nähere Beftimmungen berfelben nöthig, und 
baher erſchien am 9 Juni 1824 eine revidirte Inftruction des 
Staatsrathes 8). Auch diefe beftand indeſſen nur kurze Zeit, indem 
ſchon am 18 Nov. 1825 eine neue Verordnung über bie Bildung, 
ben Wirkungsfreis und ben Gefchäftsgang des Staatsrathes 
erlaffen wurde), welche in ber Hauptfache die Grundlage des 
geltenden Rechtes bildet. 





4) Der Staatsrat iſt den Minifterien coorbinirt, und zwar iſt er zur Zeit 
das einzige Organ biefer Art, indem das früher beſtandene Cabinets- Secretariat 
durch Berorbn. v. 15 Nov. 1848 (R. Bl, S. 1121) aufgehoben wurbe, Ueber 
ben geheimen Path vor 1808 vgl. Freiberg, Geſchichte ber Bayer. Landſtände. 
2. I, S. 152, daun Kreittmayr, Staats. ©. 354. 

2) ©. das erftere im R. Bl. b. 1808 ©. 1329 ff. und bie letztere in ber 
9.821. ©. 214 fi. 

6.8. Bl. v. 1817 ©, 49 ff. und S. 425 fi; dann von 1821 &, 
40 ff. 
) S. dieſelbe in H. B. I. ©. 222 ff. 8 

7° 
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2) Der Staatsrath befteht unter ber unmittelbaren Leitung 
bes Königs aus folgenden Perfonen: 

3) aus bem Kronprinzen, fobald biefer die Volljährigkeit erreicht; 

b) aus ben in ber Refivenzftabt anweſenden nachgebornen volls 
jährigen Prinzen ber birerten Linie bes Töniglichen Haufes, fo 
oft ber König es für gut findet fie in benfelben zu berufen; 

©) aus ben activen Miniftern, benen Portefeuilles zugetheilt find, 
und bem Feldmarfhal®); 

d) aus 6 vom Könige ernannten Staatsräthen, unter welchen 
auch Minifter ohne Bortefeuille begriffen fegn fönnen®); dann 

e) aus einem General» Secretär, und bem für bie Erpebition, 
das Secretariat, Die Regiftratur, und bie Kanzlei erforderlichen 

Perſonale fammt ber nöthigen Dienerfchaft. 

Außerdem ift ber Monarch berechtigt, Staatsräthe im außer 
orbentlichen Dienfte und andere Staatsbeamte zu ben Berathungen 
im Staatsrath beizuziehen. 

3) Der Staatsrath ift theils berufen, dem Monarchen als 
berathendes Collegium zur Seite zu ftehen, theils auch Entfcheir 
dungen zu treffen, und Grfenntniffe zu fällen. Je nachdem er in 
ber einen ober anderen Sphäre thätig ift, iſt auch bie Art ber 
Gefhäftsbehandlung verſchieden. Es liegt und ob, vor allem 
biefe beiden Zweige des Wirkungskreiſes bed Staatsraths genauer 
zu entwideln. 


8. 52. 
2) Ber Staatsrath als berathendes Organ. 


1) Die ®egenftände, über welche ber Stantsrath in Berathung 
zu treten hat, find entweder bereits durch bie Verfaflung ihm zuge 


.. 9 Die Verorbuungen v. 1817 und 1821 hatten auferbem noch genannt: 
ben Präfidenten und bie Generalbirectoren ber Minifterien. 

6) Die beiden eben angeführten Berorbnungen jegen keine Zahl feft, ſondern 
wollen mn „eine verhäftnigmäßige Zahl von Staateräthen, mit Rildfidt auf bie 
nach ber Mbtheilung ber Staatsminifterien gebildeten Sectionen des Gtanısrathe“. 
Bon biefer Abtheilung in Eectionen erwähnt nun bie Verordn. v. 1825 nichte 

miehr; fie konnte daher auch unabhängig davon disponiren. 


. 
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wiefen, fo daß die Erholung feines Gutachtens. rechtlich nothwendig 
ift, oder es beſteht eine folche rechtliche Verpflichtung nicht, — Zu 
ben Gegenftänden ber erſteren Art gehören: 

a) alle Cegenftände ber Gefepgebung, mag es fi um Eins 
führung neuer, Aufhebung, Abänderung oder authentifhe Er⸗ 
läuterung ber beftehenben Handeln, und zwar ſowohl vor ber 
Vorlage ber betreffenden Regierungs » Entwürfe an die Kams 
mem, als nach erfolgter Zuftimmung berfelben vor ber Sanc⸗ 
tion; bei jenen Gefeganträgen, welche von den Kammern 
ausgegangen find, nur vor ber Sanction 1); 

b) ber Generals Finanz» Etat des Staates, ſowie berfelbe mit 
den Entwürfen der Gefege für bie (directen) Steuern und 
Auflagen zur Dedung ber nothwendigen Staatsbebürfniffe ben 
Kammern verfaffungsmäßig vorgelegt werden fol?) ; 

c) bie Befchwerben ber Kammern wegen Verlegung ber DBer- 
faffung oder verfaffungsmäßiger Rechte, wenn Zweifel darüber 
obwalten, und biefelben nach der Natur des Gegenitandes an ben 
oberften Gerichtshof zur Unterfuhung und Aburtheilung ſich 
nicht eignen®); 

d) die Ertheilung des Indigenats durch den König). 

2) Säle der zweiten Art, über welche ber Staatsrath mit 
Gutachten gehört wird, find: 

a) wichtigere Anftände bei ber Vollziehung der Gefege, worüber _ 
die oberften vollziehenden Stellen in ihren Anfichten fih nit - 
vereinigen können; daher indbefondere auch “ 

b) die Competenzconflicte zwifchen ben Minifterien und bie ben 
Geſchaͤftskreiſen verfchiebener Minifterien gemeinfchaftlichen 
Gegenftände, wenn bie einfchlägigen Minifter 1 darüber nicht 
vereinbaren fönnen>). 





4) Berf. Urt, Tit. VII. $. 30; der geſchehenen Bernehmung des Staatsrathe 
iR im ber Promulgationsformel zu erwähnen, 

2) Berf, Url, Tit. VII. 55. 3, 4 u. 6 

3) Berf. Url, Tit. X. 5. 5. 

) Beil, I, zur Berf, Urt, $. 3 lit. c. 

5) Bon ben in ber Inſtruction von 1825 genannten Gegenfländen find weg- 
gefallen: die Lanbraths-Angelegenpeiten und bie Competenz-Eonflicte zwiſchen den 
Gerichten und ben Berwaltungs- Organen ; |. über dieſe das Geſetz, bie Compe⸗ 
tenzeonfliete. ac. betr, v. 28 Mai 1850 (9. 2. VI. ©. 231). 
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ce) bie Organiſation ber Staatscollegien, ber Staatsbehörben und 
Staatsanftalten; 

d) Allgemeine Verwaltungs « Normen und Mafregeln, buch 
welche beftehende organifche Einrichtungen aufgehoben ober 
wefentlich abgeändert werben follen; 

0) Beichwerbevorftellungen an ben König über amtliche Hands 
lungen ber Minifterien, wodurch Kraͤnkungen des Eigenthums 
oder der perſonlichen Freiheit angeblich entſtanden ſind, wor⸗ 
über ber Recurs an bie ordentlichen Gerichtshöfe nach ben 
beftehenden Verordnungen nicht geftattet iſt, bie fich auch zur 
Entſcheidung der für gemifchte Rechtsfachen beftellten britten 
Inftanz nicht eignen, wenn ber König nad) vorläufiger Vers 
nehmung besjenigen Minifteriums, zu deſſen Wirkungsfreife 
ber Gegenftanb gehört, und nad erholter Meinung des Staates 
raths⸗Ausſchuſſes das Gutachten bes Staatsrathes darüber 
erholt, 

a) ob bie angebrachte Beſchwerde nach ber Berfaffung, und 

ben beftehenden Gefegen und Verordnungen begründet, und 

0) in welcher Art berfelben abzuhelfen jey‘). 

f) Die Jahresberichte ber Minifter in einer gebrängten Dar 
ſtellung ſowohl bes allgemeinen Zuftandes bes ihnen anver- 
trauten Gefchäftsfreifes, als ber befonderen wefentlichen 
Competenztheife mit ber Anzeige ihrer Kortfchritte und Hinder⸗ 
niſſe, bie ſich in benfelben ergeben Haben, — foferne ber König 
im Ganzen ober über einzelne Theile berfelben das Gutachten 
bes Staatsraths vernehmen wil; 

g) endlich jene wichtigeren Gegenftände, in Bezug auf welche 
ber König die DVernehmung bes Staatsrathes beſonders 
befchließt. 


) In v. Moy’s Staater. Th. IL B. J. ©. 28 ift dieſer Beſtimmung bie 
Bemerkung beigefügt, es ſeyen barunter Fülle indirecter Beſchädigung ober Beein- 
trächtigung zu verſtehen, welche beſonders da erwachſen, wo auf bie Handlungen 
ber f. Behörben ber Sat paffe: qui jure suo utitur, neminem ledit, fo 
daß weber die Gerichte noch bie Behörden für abminiftratio - contentiöfe Rechte 
ſachen (ber Staatsrath ift aber bie oberfte Inſtanz in ſolchen Sachen!) ein Recht 

* u ober abſprechen Können, und nur bes Könige Billigkeit und Gnabe vermit- 
telnd dazwiſchentreten könne. Wie ſich biefe Auslegung mit ben Worten bes 
angeführten Satzes vereinigen laſſe, wirb fich ſchwerlich nachweiſen laſſen. 
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8.53. 
3) Der Stantsrath als erkennende Stelle. 


41) Die Gegenftände, in welchen dem Staatsrathe das Recht 
der Entfcheidung zufommt, werben entweber von ihm unmittelbar 
in voller Verhandlung ober durch einen aus feiner Mitte gebils 
beten Ausfchuß entfchieben. Zu ben erfleren gehören: 

8) bie Recurfe gegen bie von ben Kreisregierungen, Kammern 
bes Innern ergangenen Exfenntniffe, die Abtretung bes Privat 
eigenthums für öffentliche Zecke betr. nad Maßgabe bes 

_ einfehlagenden Verfaſſungsgeſetzes 1); 

b) bie Recurfe der Staatsbeamten gegen von den Minifterien 
ausgegangene Strafverfügungen, nad} ben näheren Beftimmuns 
gen bed 8. 15 im Ebicte über bie Verhältniffe der Staats 
Diener (Beil. IX. zur Verf. Urk.); 

ce) Recurfe der Abvocaten wegen Disciplinarfttafen, welche 
in Sachen bes abminiftrativen Refforts unmittelbar von dem 
betreffenden Minifterium gegen fie erfannt wurben?); 

4) die Entfheidung ber Trage, ob ein Staatödiener wegen 
Amtsverbrechen vor Gericht — in bie öffentliche Sigung bed 
Kreis und Stabtgerichts ober vor das Schwurgericht — 
verwiefen werben fol. Bei wirklichen Collegialvorftänden 
und ben ihnen gleich ober höher ſtehenden Beamten hat er 
biefelbe Frage auch in Bezug auf Amtövergehen zu entfcheiden®); 





4) ©, das Gef., die Zmwangsabtretung . . . betr. v. 17 Nov, 1837, Art, 
XVIN. (meine Sammlung &. 53). 

2) Gegen Discipfinar- Strafverfügungen, welde von ben Mittelftellen über 
Abvocaten verhängt werben, fleht benfelßen ber Recurs an das vorgefehte Mini 
ſterium offen; vergl, Blätter für abminiftcative Praxis B. II. S. 427 fi. 

3) ©, das Gef., den II, Theil des Strafgefehbudhes betr. v. 10 Mov. 1848 
Art, 72 (©. Bl. ©. 203) und Beil, IX zur Verf. Url, $. 16. Die neuere 
Geſetzgebung hat am biefer Tompetenz bes Staatsraths meines Erachtens nichts 
gehindert; denn ber Art, 72 erhält biefelbe im früheren Umfange aufrecht, nud ber 
$. 16 der IX. Beilage blieb als VBerfaffungsgefe ohnehin von ihm unberührt, 
Wenn daher in ber fortgejegten Döllinger’fcpen Sammlung B. XXL &. 98 eine 
Anderung angenommen wirb, fo ſcheint mir biefes auf einem Irrthume zw 
beruhen. 
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e) die Beichwerden wegen Verweigerung bes Wahlrechts in 
einer Gemeinde, woraufber Befchwerbeführer gefeglichen Anfpruch 
zu haben glaubt?) ; 

N) die Entfcheidung ber über ben Simultangebrauch der Kirchen 
zwiſchen zwei Gemeinden verfchiebener Confeſſion entſtehenden 
Streitigkeiten, wenn biefelben nad ben Beftimmungen bes 
Religions» Edictd durch das Minifterium an den Staatsrath 
gebracht werben), 

2) Einem Ausfchuffe des Staatsrathes find zur Entfcheidung 
übertragen: 

&) Beſchwerden, welche aus einem gerichtlichen Verfahren admi- 
niftrativer Stellen in gemifchten Rechtöfachen, ober bei Ges 
Tegenheit unbin Verbindung berfelben (ex connexione causae) 
entfpringen, und worüber ber Recurs an bie orbentlichen 
Gerichtöhöfe nach ben beftehenden Verordnungen nicht geftattet 
if; insbeſondere 

b) Recurfe bei ſolchen Gegenfländen, welche theils durch bie 
Verordnung vom 8 Auguft 18109), infoweit. durch inzwifchen 
eingetretene organifche Verfügungen und Gefege feine Abäns 
derungen getroffen worben, theils durch fpätere befondere 
Verordnungen bem vormaligen geheimen Rathe als gemifchte 
Rechtsfachen zugerviefen waren (oder werben). 


) S. die Gem. Wahl Ordn. v. 5Aug. 1818Art. 37 Note 2 (meine Samml, 
©. 269). 

5) S. das angef. Ed. $. 92 (meine Samml. S. 85). — Nicht mehr hie 
her gehören bie Recurſe im Sachen ber Preffe und bes Buchhandels gegen bie 
Berfügungen bes Miniſteriums. 

59) S. dieſelbe in $. B. IM. ©. 214. Darin waren 17 Kategorien von 
Sachen aufgezählt, in Bezug auf welche ber Gtaatsrath als britte Inflanz zu 
entfcheiben berufen ſeyn follte, Der größere Theil diefer Sachen, fowie ber nach 
früßeren Verorbnungen bereits in biefe Sphäre fallenden iſt übrigens jet dem 
Staatsrath entzogen, und entweber ben Gerichten ober bem gewöhnlichen Ber- 
waltungs - Organen übertragen; ſ. darüber unten 99. 65 und 66. 
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8.54, 
4) Der Gefchäftsgang des Staatsrathes. 


1) Bet jenen Gegenftänden, welche zur Abgabe eines Gutachtens 
an den Staatsrath gelangen, ernennt ber König ben Referenten 1); 
zu folchen, welche auf Föniglichen Befehl durch bie Minifter am 
ihn gebracht werben, ernennt er, wenn ed ihm nöthig fheint, einen 
Eorreferenten aus ber Zahl ber von ben Miniftern unabhängigen 
Staatsräthe, — Der Stantsrath verfammelt ſich nur auf Befehl 
des Königs; er beftimmt Tag und Stunde, fowie die Tagesordnung 
der einzelnen Sitzungen. Den VBorfig im Staatsrathe führt der 
König, in beffen Verhinderung der ältefte Minifter, ober derjenige, 
ben er bazu beftimmt, — Die in der Sigung zu erflattenben Bors 
träge follen lithographirt und in ber Regel acht Tage vor ber 
betreffenden Sigung an bie Mitglieder verteilt werben, Nach dem 
Referenten und dem allenfallfigen Eorrefernten ſtimmt ber Minifter, 
in deſſen Geſchaͤftskreis die Sache gehört). 

Der General» Secretär nimmt alle Vorträge, bie darauf erfol⸗ 
genden Abftimmungen und gefaßten Beſchlüſſe, fowie die Entfchei- 
dung bes Königs in ein ausführliches Protofol auf, welches von 
bem General» Secretär beglaubigt, von bem Kronprinzen, ben ans 
wefenden k. Prinzen, den Miniftern und dem Feldmarſchall unter 
zeichnet dem Könige zur Genehmigung vorgelegt wird. — Die Pro» 
tofole mit ihren Beilagen werben bei bem General» Secretär 
bewahrt, und Fönnen dafelbft von ben Mitgliedern des Staatsraths 
eingefehen werben, 

2) Der Namens des Staatsrathes in gewiffen Bällen erfennenbe 


4) Beſonders wichtige Gegenftände, insbefonbere Entwürfe zu Geſetzen oder 
organifchen Verfügungen, follen, bevor fie an das Plenum bes Staatsraths ge» 
bracht werben, erſt im einem bejonberen Ausſchuſſe, zu bem auch andere höhere 
Beamte ber Minifterien und wiſſenſchaftliche oder techniſche Capacitäten beigezogen 
werben können, erörtert und vorbereitel werben; ſ. bie angef. Inftr. v. 18 Rob. 
1825 55. 12 — 14. 

2) ©. die angef. ®. v. 1825 $. 11, dann 56. 15 — 19 (9. 8. III. ©. 
226). Diefelben Regeln gelten auch für jene Fälle, in welden ber Staatsrath in 
Pleno zur Entfdeidung befugt ift. 
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Ausſchuß wird vom Koͤnige aus ber Mitte des Staatsrathes gebilbet, 
und zwar aus minbeftens fünf Mitgliebern einfchlüffig des Vor⸗ 
ſtandes ?). Diefer vertheilt die einkommenden Recurfe und Acten 
an bie Ausfchußmitglieder zum Vortrage, beftimmt Zeit und Zahl 
ber Sigungen und fammelt bie Stimmen‘. Die Beratfung und 
Beſchlußfaſſung gefchieht in coegialer Form. Zur Abfaffung eines 
gültigen Exfenntniffes gehört, daß fünf Mitglieder der Sitzung beis 
wohnen. — Den Borfig in biefem Ausfchufle führt ber ältefte 
Staatsrath. 

Das Sigungsprotofol im Ausfhuß führt ber erpebirende 
geheime Secretär bes Staatsraths. 


®) Rad ben 8. v. 1817 und 1821 wurde bie Staatsrathecommilfion gebile 
bet aus einem Staatsrathe als Borftand und aus Minifterial- und Centralräthen 
bes Beneralfiscalats, 

*) Bei Stimmengleichheit hat er zu entfheiben; angef. 8. $. 10 Abſ. 8. 
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Die Gegenftände der Verwaltung. 





Erfter Abfchnitt. 
Die Zuftiz - Verwaltung. 


8.55. 
A. Allgemeine Grundfäge. 


4) Die Teitenden Principien, nach welchen verfaffungsgemäß 
die Juſtiz verwaltet werben fol, find bereits im Verfaſſungsrechte 
genauer erörtert‘), Soweit biefelben bie vechtfiche Stellung ber 
Gerichte und ber Richter, ihre amtliche Unabhängigfeit betreffen, 
find fie zur Ausführung und Geltung gefommen, Jene Beftim- 
mungen ber Berfaffungsgefege welche fih auf das Verfahren 
beziehen, find nur in Bezug auf den Strafproceß verwirklicht, nicht 
aber auch im Eivilproceffe. Ebenſo ift der Orundfag der Trenmung 
ber Juſtiz von ber Verwaltung, demzufolge bie Gerichte nur Juſtiz, 
aber auch die gefammte Juftiz zu verwalten berufen find, feiner 
vollſtaͤndigen Durchführung erſt noch gewärtig. Denn einerfeits 
iſt der Mehrzahl der Untergerichte neben ber Rechtspflege auch bie 
Polizei und eine Reihe von anderen Gefchäften überwiefen?), anders 


*) Bgl. mein Ber. R. ©, 365 — 371, 
2) ©. oben $. 48, 
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feits find den Gerichten auch mehrere Angelegenheiten entzogen 
und an andere Behörden, insbeſondere bie Polizeibehörben-übertragen, 
welche ihrem Wefen nach zur richterlichen Competenz ſich eignen. 
Welches biefe Angelegenheiten feyen, barüber fol in ben nach—⸗ 
folgenden Paragraphen biefes Abfchnitts das Nähere beigebracht 
werben, 

2) Den Wirfungsfreis der Gerichte überhaupt haben wir im 
erften Buche in der Hauptfache ſchon angegeben®); das Genauere 
darüber wird im Zufammenhange mit ber Erörterung ber beiden 
Hauptzweige ber Juſtiz Verwaltung — ber bürgerlichen und Strafr 
Rechtöpflege — erörtert werben, um insbefonbere eine möglichft 
beftimmte Graͤnze zwifchen dem Gebiete ber Juftiz und jenem ber 
übrigen Verwaltungszweige zu ziehen. — Immer bleibt es aber 
noch möglich und erflärlih, daß in einzelnen Fällen bie Frage, 
wohin eine Sache gehöre, ob vor Gerichte oder vor irgend eine 
andere Kategorie von Behörden — bie Verwaltungsbehörben im 
engeren Einne, zweifelhaft erfcheine, und von ben Behörben ſelbſt 
in verfchiedenem Sinne beantwortet werde, Iſt biefes wirklich ber 
Fall, fo liegt ein Competenz- Conflict zwifchen den Gerichten und 
den Verwaltungsbehörden vor, der entweder ein bejahenber feyn 
Tann, wenn die beiden in Streit befangenen Organe bie Zuftän- 
digkeit für fi in Anfpruch nehmen, ober ein verneinenber, wenn 
beide biefelbe in concreto ablehnen“). Ueber folche Eonflicte wird 
nım bei dem oberften Gerichtshofe in einem Senate entfchieben, 
der jedesmal auf drei Jahre aus einem Vorftande und drei Räthen 
des oberften Gerichtöhofes, dann aus brei höheren Verwaltungs- 
beamten gebildet wird. Die Anregung eines bejahenden Com- 
petenz ⸗Conflicts fteht nur ben Kreisregierungen und ben Centralver⸗ 
waltungsftellen (nicht auch den Unterbehörben) zu, und zwar hat 
dieſes in der Art zu gefchehen, daß fie dem betreffenden Gerichte 


5) ©. oben $. 16—18; vgl. aud mein Verf. R. ©. 372, 

9) Bgl. das Geſetz, die Eompetenz-Conflicte betr. v. 28 Mai 1850 (9. 8. 
VI. &. 231 ff.) und die Erläuterung besjelben von Dr. St. Rineder in Doll 
mann, Gefeggebung bes Königreichs Bayern, Th. II. ©. 281 fi., wo auch bie 
älteren Normen über bie Entſcheidung ber hier vorliegenden Conflicte zuſammen ⸗ 
geftellt find, 
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unter Anführung ber Gründe erklären, weßhalb fie bie Verhand⸗ 
kung und Entſcheidung ber Sache für die Verwaltung in Anſpruch 
nehmen. Diefe Erflärung wird vom Gericht den Parteien mitges 
theilt, worauf ihnen fowohl als der Verwaltungsftelle freifteht, 
binnen 30 Tagen bie Acten einzufehen und eine Denkfchrift zu 
überreichen. Nach Ablauf diefer Frift werden fämmtliche Acten 
dem Staatsanwalte am oberfien Gerichtshofe uͤberſendet. — Die 

, Amegung zur Entfcheidung eines verneinenden Eompetenz-Eonflicts 
ift Sache der Parteien, indem eine berfelben ein mit Gründen 
verfehenes Gefuh um Entſcheidung an ben oberften Gerichtshof 
ſtellt, und basfelbe bei dem Gerichte erfter Inftanz, es mag biefes 
bie Zuftändigfeit ſelbſt abgelehnt oder das ablehnende Urtheil einer 
höhern Inftanz ben Parteien eröffnet Haben, in dreifacher Aus⸗ 
fertigung übergibt, wovon bie Gegenpartei und bie betreffende Ver⸗ 
waltungöftelle in Kenntniß gefegt wird. 


Die Verhandlungen bed Senats, ber über die Competenz⸗Con⸗ 
flicte entfcheibet, find öffentlich und mündlich; einzelne erhebliche 
Actenftüde werben zur Erläuterung abgelefen. Das Erfenntnig 

wird mit ben Entfcheidungsgründen in öffentlicher Sigung verfündet 
und durch das Regierungdblatt befannt gemacht d). 


5) Eine Zuſammenſtellung ber in Folge bes Gefeges vom 28 Mai 1850 
ergangenen Erfenntniffe findet man in ber „Sammlung ber oberftrighterlichen 
Blenarbefctäffe in Kürgerlichen Rechtsſtreitigleiten und ber Exfenntniffe über Com- 
petenz-Gonflicte zwiſchen Gerichts. ımb Verwaltungsbehörben“ B. I. (vom Jahre 
1838 bis Oct. 1853). München 1853. 8. Auszugsweiſe find biefe Erkenntnifſe 
mitgetheift in ber Sammlung von principiellen Erlaſſen der Staatsbehörben und 
von Präjubicien auf dem Gebiete ber Verwaltung (v. Brater) Nörblingen 1853 
8. ©. 81 fl 
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B. Die Civil⸗Juſtiz. 
I. Die freiwillige Gerichtsbarkeit). 
8. 56. 
1) Der Begriff derfelben im Allgemeinen. 


Mit dem Ausdrucke „Freiwillige Gerichtsbarkeit" (im fubjec- 
tiven Sinne) wird bie Befugniß der Gerichte?) bezeichnet, bei ber 
Entſtehung, Erhaltung oder Abänderung und Aufhebung von Privats 
rechtsverhaͤltniſſen mitzuwirken, um dadurch eine größere Rechts⸗ 
ficderheit zu erzielen, und Tünftigen Gtreitigfeiten vorzubeugen. 
Bald iR biefe Thaͤtigkeit zunächſt im Intereſſe der Rechtsſub⸗ 
jecte, bald in dem ber Rechtöobjectes), und zwar entweber bloß 
aus privatrechtlichen, ober wohl auch aus öffentlich - rechtlichen 


4) Berf. Dr. W. H. Puchta, Handbuch des gerichtlichen Verfahrens in 
nichtftreitigen bürgerlichen Rechtsſachen. 2 Thle. Erlangen, 1821. 8. 2te Aufl. 
Erlangen, 1831 8., dann Dr. F. Defterley, Verſuche aus dem Gebiete ber 
fogenannten freitwilligen Gerichtebarkeit. Hannover 1830, und Dr. Fr. Shnam 
bert, Hülfebuch für bie juriflifche Prarie. I. Theil. Jena 1858. Bezüglich bes 
bayer. Rechtes vgl. v. Wendt, Hanbb, bes Bayer Eivilprocefjes 2te Aufl. B. IL. 
©. 140 ff., dann 9. Reingenber, über den Wirkungstreis eine® Landgerichte, 
2.1.8. 2f. R 

2) Ein anderes Syftem ber Competenz wollte auf Grund bes Verfaſſungs - 
gefeges v. 4 Yuni 1848 das Gefeß, bie Gerichtsverfaſſung betr., v. 25 Iul. 1850 
Art, 19 einführen. Darnach follte das Hypotgelen- und Grundbuchweſen, dann 
das Vormundſchafts· und Euratelweien, die Anlegung ber Siegel bei Sterbfällen 
und bie Ueberweiſung bes Nachlaſſes an die Erben ober an bie zur Auseinanber- 
fegung ber Verlaſſenſchaft ermächtigten Perfonen, und enblih von ben fibrigen 
Gefhäften der nichtftreitigen Rechtspflege alles das, mas nach ben beſtehenben 
Geſetzen eine gerichtliche Prüfung, Beſtätigung oder auch Beſchlußfaſſung erforbert, 
den Stabt- und Landgerichten überwielen, alles Übrige aber Notaren über 
laffen werben. Durch den Landtagsabſchied v. 28 Mai 1852 wirb aber ber Art. 19 
wieber aufgehoben und verfügt: bie Zuflänbigleit der mach bem Gefege vom 
25 Juli 1850 gu errichtenden Gtabt- unb Landgerichte umfaßt ſämmtliche Gegen- 
flänbe ber nichtftreitigen Rechtepflege. Für bie Gefchäfte derſelben ſollen befon- 
dere Beamte aus ber Zahl ber bei ben Stadt- und Lanbgerichten angeftellten 
Gerichtsbeamten aufgeftellt werben (H. 8. VII. S. 521). Auch biefe Befims 
mung ift übrigens bis zur Stunde nicht vollzogen. 

®) Auf ber erfteren beruft bie cura personarum, auf ber zweiten bie cura 
bonorum. 
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Rüdfichten angeordnet. Dieſe Mitwirkung iſt nun in gewiſſen 
Fallen vom Geſetze geboten, fo daß bie Gültigleit bes Rechts⸗ 
verhaͤltniſſes von ber Erfüllung dieſer geſetzlichen Vorſchrift abs 
hängt; in ber Regel beruht fie auf dem Belieben ber Par⸗ 
teien, bie ein auch ohne biefe Form gültiges Gefchäft unter 
Mitwirkung des Gerichts abſchließen, um ein vollfräftiges Beweis⸗ 
mittel bereit zu haben‘). — In ben Fällen ber erfteren Art ift 
entweber bie einfache Mitwirkung bes Gerichtes als folche genügend, 
ober es wird eine vorherige Unterfuchung ber Sache und eine 
Beſtaͤtigung des Rechtögefchäftes durch das Gericht erfordert. 
Endlich findet die Mitwirkung entweder nur einmal und vorüber 
gehend bei dem Acte der Errichtung u. f. mw. ftatt, oder fie beſteht 
in einer dauernden Eontrole und Aufficht, Die folgende Darſtellung 
wirb für biefe verfchiebenen Richtungen ber Thätigfeit Beifpiele 
liefernd). 


2) Die einzelnen Hauptzweige derſelben. 


$. 57. 
a) Das Bormundfgafts- und Pflegfgaftewefen. 


1) Welche Perfonen eines Vormundes ober Pflegers zu ihrer 
Vertretung im Privatrechwverfehre beduͤrfen, barüber enthalten bie 
jedes Orts geltenden Civilgeſetze bie nöthigen Beftimmungen. Der 
Staat übt aber durch feine Gerichte die Obervormunb- 
ſchafty, in Gemäßheit deren dieſe vor allem bafür zu forgen 


%) Dan bat darauf eine Unterſcheidung ber feeitilligen Gerichtäbarkeit gebant, 
und hat bie Ießtere jurisd. mere voluntaria, bie erftere volunt. mixta 
genannt, Im Verbindung damit fteht ein Unterfchieb rüdfichtlich ber Zuftänbigkeit; 
vgl. v. Bayer, Vorträge über ben Civilproceß. Ste Aufl. ©. 169. 

5) Wenn id bie Grunbfäge über bie Verwaltung ber freitoilligen Gerichtebar- 
keit etwas ausführlicher erörtere, als es das Verhältniß zur fireitigen zu vedhtfer- 
tigen feheint, fo wird man biefes Verfahren bei ber pratktiſchen Wichtigkeit ber 
hieher gehörigen Gegenftänbe und bei dem Mangel fonftiger paſſender Gelegenheit ' 
zu ihrer Erörterung wohl entſchulbigen. 

4) Davon verſchieden ift Curatel bes Staates in Bezug auf juriſtiſche Per- 
fonen — Gemeinden, Stiftungen —; biefe wird nicht durch bie @erichte, fonbern 
durch bie Verwaltungsbehörden gelibt; ſ. oben 68. 39. Nr. 2, a, d, u. 48 Nr, 2, 
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haben, daß überall, wo bad Geſetz es gebietet, ein Bormund, 
reſp. Pfleger beftellt werbe?), dann bei berBeftellung im einzelnen 
Galle mitwirten, bie Gefdäftsführung bes beftellten Vormundes 
fortwährend beauffichtigen und überwachen, und endlich bei ber 
Auflöfung des Verhaͤltniſſes ſich betheiligen. Welches Gericht 
im einzelnen Sale zur Führung der Obervormundfchaft zuftändig 
fey, beftimmt fich nach den allgemeinen Normen über die Competenz; 
in ber Regel ift baher dasjenige Gericht dazu berufen, in befien 
Bezirk ter Muͤndel oder Pflegling fein Domicil hat, in der Regel 
alfo das gewöhnliche Untergericht, ausnahmsmeife das Gericht, bei 
dem ber befreite Gerichtsſtand begründet iR9). 
2) Um ben Inhalt und Umfang des obervormundicaftlichen 
Amtes Harer zu machen, bemerfen wir noch folgendes Einzelne: 
a) Das Gericht wirkt bei der Beftellung bed Vormundes für 
den einzelnen Fall fehr entfcheidend mit. IR ein Vormund 
durch Teftament oder Gefeg beftimmt, fo kommt ihm zu, deſſen 
ZTüchtigfeit ſowie bie etwa vorgebrachten Entſchuldigungsgruͤnde 
zu prüfen und darüber zu entfcheiden; in Ermangelung einer 
folhen Beftimmung ernennt es ben Bormund felbftt). Nie 
manb barf jebod eine Bormunbfchaft wirklich übernehmen, 
ehe er von bem obervormunbfchaftlichen Gerichte beftätigt und 
in bie Verwaltung eingewiefen iſt (durch Ertheilung bes 
Tutoriums). Vor ber Einweifung oder gleichzeitig mit der⸗ 
felben muß die förmliche Verpflichtung des Vormundes (in ber 
Regel Angelobung an Eides Statt)d), dann wo es nöthig 





2) Das Gericht iR Hiegn vom Aıntetwegen verpflichtet; wer bie Anordnung 
einer Vormundſchaft nachſuchen könne, darüber vergleiche bayer. Landrecht Thl. I. 
Cap. 75.8. 

5) Befindet ſich unbewegliches Vermögen in anderen Gerichtebezirken, fo laun 
bafür ein Nebenvormund ober Eurator beftellt werben; vergl. Seuffert' s Archiv 
8. IV. ©. 180, und die Uebereintunft zwiſchen Bayern und Baben v. 1 Aug. 
1810 (Morig, Novellen zum Landr. ©. 103). Im ber Pfalz werben bie ober- 
vormundſchaftlichen Geſchäfte wie bekannt vorzugeweiſe vom Familienrathe unter dem 
Borfige des Lanb- (früher Friedens“) Richters beforgt; dgl. K. S. Badarik, 
frang, Civifret, I. Aufl. ©. I. ©. 187 ff. 

) Wegen ber Siegelmäßigen f. mein Ber. R.S. 115; wegen ber Siandes ⸗ 
herren ebend. S. 186; wegen ber Mitglieder des k. Hauſes ebend. ©. 347. 

F 5) Der Siegelmäfige unterſchre ibt bie Berpflichtungsformek; ſ. mein Verf. K. 
. 115. 
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erfcheint, bie Leiſtung einer genugfamen Caution®) und bie 
Errichtung eined Inventars über das Vermögen bes Muͤndels 
ftattfinden. 


b) Die Führung ber Vormundfchaft fteht unter fortwährender 
Controle bes Gerichte”). Der Vormund Hat ihm über die 
Verwaltung bed Münbelguts peripdifch?") Rechnung zu legen, 
und bei wichtigeren Verfügungen uͤber das Vermögen bes 
Pupillen ift vorherige richterliche Unterfuchung und die Geneh- 
migung ber Handlung Bedingung ber Gültigfeit des Gefchäftes, 
Diefe Genehmigung ift demzufolge in ber Regel bei allen 
Veräuferungen aus dem Vermögen des Muͤndelss), darum 
namentlih auch zum Ausleihen und Anlegen von Muͤndel⸗ 
gelbern erforderlich). 

©) Was die Beendigung ber VBormunbfchaft betrifft, fo ift die 
Obervormundſchaft berechtigt, beziehungsweiſe verpflichtet, einen 
pflichtvergeffenen oder untüchtigen Vormund zu entfegen, und 


%) ©. barliber das Hypothekengeſetz von 1822 $. 12 Nr. 5 und $. 20; 
dem Münbel ſteht ein Rechtstitel zur Erwerbung einer Hypothef auf den fämmte 
uichen Immobilien des Bormunbes zu. 

- 2) Die eigentliche Verwaltung bleibt immer zunächft Sache bes Bormunbes ; 
er ift nicht biehes Bollzugs-Organ der Obervormumbfepaft. Er muß daher vor 
allem die einzelnen Geſchäfte vorbereiten und veranlaffen, und dann, ben gericht» 
lichen Conſens, wo er nöthig ift, erholen. Ausnahmsweiſe fann ihm aber bie 
Obervormumdſchaft allerbings auch vom ſich ans Weifungen ertfeifen und ſelbſtändig 
handeln; vgl, Aug. Seuffert, zur Lehre von ber Obervormundſchaft in den 
Blättern für Redtsonwenbung B. XIX. Nr. 12 und 13, 

7%) Nach dem 6. Landr. Th. I. Eap. 7 5. 16 muß er auf Begehren indie 
Rechnung legen. 

®) Ueber das Decretum de alienando vgl. das b. Lantr. Th. I. Cap. 
76.13, dann Seuffert’s prakt, Panbekten-R. III. Aufl. B. HI. & 97 
6. 505). 

9) Anlegen auf Hypothelen find aus Pupillengeld nur zu gewißren, - wen 
fie noch im ber erften Gälfte des Werthes ber verpfänbeien Realität ihre Decung 
finden. Die Anlage in ausländiſchen Staatspapieren ift unzuläffig; vgl. bie B. 
v. 6 Sept. 1811 Art. II, A. 2, c. (R. Bl. ©. 1453) und 8. v. 28 Juni 
1805 (Morig, Novellen zum Land, ©. 103). — Wegen ber Gebäube ber 
Minderjährigen, f. das Gef. bie Feuerberficerungs-Anftalt Betr. v. 28 Mei 1852 
A, 2 Nr. 2 (9. B. VII ©. 205). 

Boezl, bayer. Verwaltungerecht. 8 
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einen neuen zu beftellen ). — Wo bie Vormundſchaft unabs 
hängig von ber vichterlichen Verfügung aufhört, hat ber Vor⸗ 
mund dem Gerichte bie Hauptrechnung über feine Verwaltung 
zu legen und das etwa in feinen Händen befindliche Bermögen 
bes Mündels biefem auszuhändigen, worauf ihn bie Ober 
vormundfchaft förmlich feiner Pflicht entlägt 1). 

3) Aehnliche Grundfäge gelten auch für jene Fälle, wo eine 
Pflegſchaft (cura), ſey es über Perfonen, welche aus anderen 
Gründen als Alters halber vechtlihe Handlungen vorzunehmen 
unfähig find, wie Wahnfinnige, BVerfchwender u. A., fen es über 
gewiſſe Vermögens -Eomplere, geſetzlich nothwendig ober zuläffig 
iſt. Nur muß hier vor allem die Praͤjudicialfrage unterfucht und 
entfchieben ſeyn, ob jene tharfächlichen Zuftände und Verhältniffe, 
welche ben Beranlaffungs » reſp. Rechtfertigungsgrund für bie 
Anordnung einer Pflegfchaft bilden, in Wahrheit begründet jenen. — 
Die Pflichten ded Curators beftimmen fi bann einerfeits nad) 
dem Inhalte bes Curatoriums, anderſeits nad) der Natur ber 
gegebenen Berhältnifie 2), 


$. 58. 
b) Das Berlafjenfhaftsweien 


1) Der allgemeine Zwed ber freiwilligen Gerichtöbarteit, bie 
Rechte vor Ungewißheit und Anfechtung zu fichern bringt e8 mit fich, 
daß ihre Thätigkeit bei der Behandlung von Verlaffenfchaften vielfältig 
in Anſpruch genommen wird, Indem entweber das pofitive Recht bie 
Mitwirkung der Berichte bei gewiffen Gefchäften für nothwendig erklärt, 


40) Bgl. das 5. Landt. Th. I. Cap. 7 95. 28 ımb 24. 

4) Bol. b. Landr. a, a. D. 55. 22 und 25, 

2) ©. 5. Lande. a, a. O. $$. 37, 38 und 39. — Die Beſtimmungen bes 
Greufsfpen Landrechtes in umferer Frage f. Ih. I. Tit. XVII. 56. 1 — 1007. 
Dasjelbe weicht in der Bezeichnung von bem obigen Sprachgebrauche ab; es nennt 
ini Bormänder „jene, welden ber Staat bie Sorge für Pflegbefohlene in 
Anſehung aller ihrer Angelegenheiten aufgetragen hat*, Curatoten aber jene, 
„welchen entweber bloß bie perfänliche Aufficht ober Erziehung, ober nur bie Beforgung 
gewiffer Geſchafte und Angelegenfeiten anvertraut iſt. 
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ober bie Intereffenten diefelbe ausbrüclich begehten. Das erftere iſt 
namentlich ber Fall ): 

a) bezüglich der... Siegelung (Obfignatien) des Nachlaffes, um 
benfelben vor jeber Schmälerung zum Nachteile der Exben, 
Gläubiger u, ſ. w. zu bewahren. Bon Amtswegen die Siege 
dung vorzunehmen, iſt das Gericht, von befonderen particular- 
rechtlichen Beftimmungen abgefehen, wohl nur umter folgenden 
Borausfegungen berechtigt: 

«) wenn fih fein Erbe zum Nachlaſſe meldet, 

A) wenn bie belannten ober vermuthlichen Erben ſämmtlich 
abweſend find, 

y) wenn minberjährige oder unter Cura ftehende Berfonen dabei 
betheiligt find, 

6) wenn ber Exblaffer öffentliches Vermögen zu verwalten ober 
zu verwahren hatte). 

b) Aehnliches gilt auch von ber Inventarifation ber Bew 
laſſenſchaften. Da fie vorzugsweiſe die Sicherung bed Erben 
bezweckt, fo ſoll fie Diefem in der Regel nicht aufgebrungen, fondern 
nur ba von Amtswegen vorgenommen werben, wo das Gericht in 
feiner Eigenfchaft als obervormundfchaftliches Amt dazu verbunden 
iſt. Weiter geht auch bier wieder das Bayer. Landrecht, welches 
die Inventur außerdem noch gebietet®), 

a) wenn Gefahr für die Erebitoren zu beforgen ift, 
8) bei gemeinen einfältigen Bauersleuten, und 
y) wenn ein Teftaments sErecutor von bem Erblaffer benannt 


ind. \ 





4) Außer ben im Terie unter a-c genannten Aeten orbnet 3.8. das bayer, Land» 
recht Th. IL. c. 14 noch an, baf die Publication des letzten Willens in der Regel 
vor Gericht zu geſchehen habe: „Exben, Legatarien unb andere follen ſich wiffente 
lich und eigenmächtig der Eröffnung bei wilfürlicher Strafe nicht unterziehen,“ 

2) ©. das preußiſche Landrecht Th, I. Tit. IX. 55. 460 und 461, und 
gl. Bluntſchli: d. Private, B. II. 8. 203. Das bayer. Lande. (Th. III. €. 1 
$. 17) orbnet die Obfignation als Regel an, 

) S. %% III. Cop. J. 3. 18 Nr. 9. 

) Der ernannte Erecutor darf ſich mach baver. Landt. (Th. IH. Cap. 2 
$. 17) ber Erecution nicht eigenmädhtig anmafen, fonbern fie muß ihm von der 


Obrigleit aufgetragen werben, 
8* 
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c) Aus gleichen Gründen fann das Gericht auch zur Mitwirkung 
bei ber Erbfchaftstheilung berufen feyn, namentlich wo 
die Pflicht der Obervormundfchaft e8 erheifcht. 

2) Zur Vornahme aller dieſer Verhandlungen ift in ber Regel 
dasjenige Gericht berechtigt, in beffen Bezirke der Erblaſſer feinen 
Wohnſitz hatted). Kam biefem ein befreiter Gerichtöftand zu, fo 
iſt das Gericht, bei welchem dieſer begrünbet war, bie Verlaſſenſchafts⸗ 
behörbe; alfo 3. 3. bei Abeligen, höheren Beamten und Geiftlichen 
das betreffende Kreis⸗ und Stadtgericht. Bei den Verlafienfchaften 
ber letzteren find jedoch bie gewöhnlichen Untergerichte zur Vornahme 
der gerichtlichen Sperre und zur Aufnahme des Inventars ein für 
allemal committixt; fie zeigen ben Todesfall dem zufländigen Kreis- 
und Stabtgerichte an, und fenden das aufgenommene Inventar 
nad feiner Vollendung bahin ein. Die fonftigen Amtöhandlungen 
haben bie Landgerichte auf befondere Requifition vorzunehmen®). 
Die obige Regel leidet indeſſen mehrere Mobificationen, insbe 
fonbere: 

a) bei ben Verlaffenfjaften von fiegelmäßigen PBerfonen 7); 

b) bei ben Verlaſſenſchaften ber Mitglieder ftandeöherrlicher 
Familien 8); 

© bei Sterbfaͤllen ber Prinzen und Prinzeſſinen des königlichen 
Haufes®). 


c) Das Hppothelenwefent). 


8. 59. 
a) Das Hypothefenbud uud dab Sppothefenamt. 


4) Das dingliche Recht, vermöge beffen ſich ber Gläubiger 
zur Sicherheit feiner Forderung an eine frembe unbewegliche Sache 


5) Ohne Erheblichteit iR. bieflr das Heimat hver hält niß bes Defuncten. 

%&. 8. 4. 28 Jul. 1818 (9. 8. 1. ©. 95 Note 9). 

7), ©. Beil. VII. zur Verf. Urt, $. 8, und mein Berf.-Reht ©, 114. 

®) Beil, IV. zur Ber. Urt, 5. 7 und mein Verf. X. ©. 186. 

*) Sam. Statut v. 1819 Tit, IM. $. 3 (meine Samml, S. 9) und mein 
Berf. N ©. 19. 

4) &. das Sppotefengefeh ©. 1 Jun. 1822 (@. © S. 17 ff.), ine 
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halten fann, ift durch die Eintragung in das dafür angeordnete, 
unter öffentlicher Autorität angelegte und geführte Buch bedingt, 
das beftimmt if zur Eintragung fämmtlicher Hypotheken, fowie 
alles beffen, was berjenige zu wiffen braucht, ber auf ein Immos 
bile Erebit geben will. Das Hypothekenbuch wird zuvörberft bei 
jedem Gerichte in ber Regel in mehrere Bände, fey ed nad 
Gemeinden oder Diftricten, abgetheilt, und jeder einzelne Band zer⸗ 
fat dann in Hypotheffolien, d. i. in Abtheilungen, in deren jeder 
die einzelne, zur Sicherheit dienende unbewegliche Sache mit den 
darauf bezüglichen Einfchreibungen und zwar in drei Rubrifen vor⸗ 
zutragen ift?). In ber erften Rubrif wird bie Sache, worauf 
Hypotheken eingetragen werben fönnen, möglichft genau bezeichnet, 
mit ihren Zugehörungen und mit den darauf haftenden Reallaften 
verzeichnet, Steht biefelbe im Lehen» ober Fibeicommißverbande, 
fo muß dieß ausdrücklich bemerkt werben. Die zweite Rubrik 
benennt ben Befiger und den Titel aus welchem er beftgt, nebft 
den Befchränfungen des Eigenthümers in der Dißpofition, 
und die im Laufe der Zeit darin eintretenden Veränderungen. 
Die dritte Rubrif enthält bie verficherten Forderungen mit Angabe 
ihres Betrages, Rechtstitels und bes Zinsfußes, fowie bie in Bezug 
auf Betrag ober Zinsfuß etwa eintretenden Veränderungen, dann 
die Perfon und den Wohnort des Gläubigers, fowie bie vors 


befondere ben II. Titel besfelben, baum bie Imftruction über ben Vollzug bes 
Hop. Geſetetz v. 18 März 1823 (R. BL. ©. 499 fj.). N. Th. v. Gönner, 
Commentar iiber das Hupothelengefeg für bas Königreich Bayern. 2 Bde. Min- 
en 1824. €, B. Lehner, Lehrb. ber Bayer, Hyp.-Amtsorbn. 2te Aufl, Sulz 
bad, 1840, (das ſich anreiht am besjelben Berfaflers Lehrbuch bes bayer. Hhhrr 
Rechtes und ber Prioritätsorbn, mit bem Concurs- und Erecutionsproceffe, 2Bde. 
Sunbach, 1840). 

2) Um für ein Immobile ein beſonderes folium anlegen zu dürfen, muß 
eine genügenbe Beranlafjung vorhanden ſeyn. Als eine ſolche erſcheint aber nur 
Das Berfangen bes Beſihers, ober bie Anmelbung von Öypothefen, ober bon Pro- 
teſtationen, welche bie freie Dispofition bes Befigers hindern, ober von folden 
Rechten, welche nur durch die Eintragung ſicher geftellt werben können; |. das 
Geſetz, bie Einführung des Hyp.-Gejeges betr. v. 1 Juni 1822 9. 8 (G. BL 
©. 125 ff). Ueber die Orbnung, nach welcher bie Folien anzulegen ſeyen, fe 
Gönner, Comment. B. II. ©. 144. 


118 Zweites Bud. 


gegangenen Veränderungen, und endlich bie Löfchung ber Hypo⸗ 
thelen ?). 

Das Hypothelenbuch wird fogleich bei ber erften Anlegung 
raginirt, und jedem Bande ein boppeltes, alphabetiſch georbnetes- 
Megifter, das eine nach ber Benennung ber Güter (Sachregifter), 
das andere nach ben Namen ber Befiger (PBerfonenregifter) ange 
hängt, und bad ledte auch Hinfichtlic der Befigveränderungen 
im einem fletd rectificirten Zuftande erhalten). Für jeden 
Band bes Hypothekenbuchs wird ein fortlaufendes Protofol ange 
legt, dad die Anmeldungen, Vernehmungen der Parteien u. f. m. 
in hronologifcher Ordnung aufnimmt, Beſtandtheile des Protofols 
find die Urkunden, welche von aufen an bad Hypothekenamt 
gelangen, und die bemfelben als Beilagen angefügt werbend). 

2) Dasjenige Untergericht, in defien Bezirk das Pfandobiect 
liegt, ift in der Regel das Hypothekenamt; die Landgerichte und 
die Kreis» und Stabtgerichte bilden daher bie gewöhnlichen Hyp.⸗ 
Aemterd). Diefe Regel leidet jedoch in boppelter Richtung Ausnahmen, 
indem bie Zuftänbigfeit der Untergerichte bald ausgebehnter, bald 
befchränftes iſt. Das erſtere if der Fall bezüglich ſolcher Immo⸗ 
bilten, welche, im fremden Bezirke gelegen, Pertinenzen eines zum 
bieffeitigen Bezixfe gehörigen Gutes find”). Das zweite tritt überall 
ein, wo in Folge ber verfafjungsmäßigen Beitimmungen über ben 
befreiten Gerichtöftand ein anderes ald das gewöhnliche Untergericht 
für zuftändig erklärt if. So führen insbefondere®) die Appels 


®) Bergl. das Hyp.-Gefet 56. 129 — 

%) Syp Geſ. $. 128. 

5) Eine andere Meihobe ber Ordnung ber Protokolle und ihrer Beilagen 
beſteht barin, baf man fie je mach ben Folien des Hypothekenbuchs fonbert und 
für jebes berielben ein eigenes Protokoll mit Beilagen führt — Hyp.-Specialacten, 
Bo biefe Methobe am Platz fen, vgl. bie Inftruction zum Hyp.Geſetz $. 11. 

) Ovp.Geſ. 9. 86. u..89; ber $. 90 ift jetzt unanwendbar. Die franzdf. 
Gefetgebung fett zur Führung bes Oypothelenbuchs befondere Beamte — bie 
Sup-Bewahrer ein; vgl. Zahariä, franz. Civilrecht, B. IL. 6. ©. and) ben 
u das Gele bie Gerichtöverfaffung. betr. v. 25 Zul. 1850. (9. B. VI. 

.) 

N) Hyp.Geſ. 5. 130 Nr. 5 und 6. 

®) Oyp. Geſ. 5. 88 unb Beil. V. zur Berf. Urk. $. 11, wornach früher bie 
Kreis- und Stabtgerichte das Hpp.-Amt über jene Güter bildeten, auf welchen 
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Intionsgerichte das Hyp.» Amt über bie Güter derjenigen, welchen 
ber privilegitte Gerichtsſtand auch in Realllagen in erfter Inſtänz 
bei biefen Gerichten angewiefen ift, alfo über Die im Kreife geleges 
nen Güter ber erblichen Reichsräthe, ber fog. Mebiatifirten und 
ber Mitglieder des Föniglichen Haufes?). Außerdem führen biefel- 
ben Gerichtöhöfe das ähnlichen Zweden bienenbe Fideicommiß ⸗ 
Schuldenbuch 19), 

Die Competenz bed Hypothefenamtes als ſolchen iR buch 
feine Benennung bereits bezeichnet; fie erftredt fich nicht auf andere 
Gegenftänbe, fondern nur auf Hypothefen und bie damit in Ber 
bindung ftehenden Angelegenheiten, infolange barüber fein Streit 
obwaltet. Sobald es einer richterlichen Entſcheidung bedarf, Hört 
es auf zufländig zu ſeyn. 

Wer durch eine Handlung bes Hypothekenamtes befchwert zu 
fegn glaubt, Tann ſich mit einer Befchwerbe an dag vorgefepte Gericht 
wenben 11), 


8. 60. 


B) Das Berfahren und die Ausfertigungen des Hppothefenamteb. 


Die leitenden Grunbfäge für das Verfahren des Hypothefens 
Amtes ergeben fi) aus ber Natur ber Gegenftänbe, mit welchen 
es zu thun hat. Da dieſes Privatrechte find, und fohin ber Ber 
fügung und daher auch dem Verzichte ber Parteien unterliegen, fo 
muß bie Thätigfeit des Hypothefenamtes in ber Regel burch einen 
BPartei-Antrag veranlaft feyn, und dasfelbe lann in feinen Anord⸗ 
nungen nicht weiter gehen als gebeten iſt ). 


eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausgeübt wurde. Wit bem Wegfalle ber keptenan 
if jenes dingliche Privilegium wohl gleichfalls erloſchen; dgl. Blätter fur Rechts⸗ 
anwenbung B. XIV. ©. 171. 

9) Hyp. Gef. $. 87, dann Beil, IV. zur Berf. Url. g. 6 und Famil. Statinl 
Tit. X. gl. 

1%) S. mein Verf. R. ©. 132. Der für Bamilienfldeiconmiffe angeorbnete 
umterappellationsgerichtliche Senat bildet zugleich das Hyp.-Amt; Juſtt. $. 1. 

1) Syp Gel. $6. 92 und 94; vgl. Lehner, a. a. O. $. 118 (S. 160), 

2) Oyp.Geſ. 5. 96; der 5.99 macht davon einige Ausnahmen umb verpflichtet 
das Hyp.Amt gewiſſe Schritte von Amtswegen zu thun. So foll es namenuich 
au Orten, wo bie allgemeine Gütergemeinfchaft unter ben Cpeleuten Regel if, 
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1) Die Anträge ber Parteien in Hypotheffachen fönnen entweber 
ſchriftlich oder mündlich, perfönlich ober durch einen Bevollmaͤchtig- 
ten an bad Amt geftellt werben?)., Um für einen Dritten ein 
Recht zu erwerben ober zu erhalten, ift auch eine vermuthete ober 
mangelhafte Vollmacht hinreichend; fol aber Jemand durch Hand» 
fungen eines anbern verbindlich gemacht werben, jo wir eine fürm- 
liche, die Handlung beftimmt ausbrüdende Vollmacht erfordert. — 
Jeder Antrag it, wenn er nicht als ganz unftattthafe fich zur 
fofortigen Abmweifung eignet, zu inftruiren, und das etwa noch 
Fehlende vom Imploranten ergänzen zu laffen, einfiweilen aber im 
Hypothefenbuche, wenn bie Sache ſich dazu eignet, Vormerkung zu 
machen. Jedem, ber bei Gewährung bes Antrags betheiligt ift, 
muß Gelegenheit gegeben werben, ſich zu erflären. Eine förmliche 
Eintragung ind Hypothekenbuch, durch welche ein Recht erworben _ 
werben fol, ift durch bie Zuftimmung besjenigen bebingt, gegen 
welchen ber Rechtserwerb flattfinden folY. Auf den Grund der 
gepflogenen Verhandlungen faßt das Hyp.⸗Amt die ihm als geboten 
erſcheinenden Befchlüfle, bie fich immer nur im Kreife der unftreir 
tigen Gefchäfte bewegen dürfen‘). Dafür daß das, was in ger 
höriger Weife zur Aufnahme ins Hyp.-Buch angemeldet wird, und 
dazu geeignet if, in basjelbe auf bie gehörige Art richtig und voll 
ftändig aufgenommen zu werden, ift das Amt haftbar. 

2) Die Ausfertigungen in Hypothelſachen gefchehen im Namen 
bes betreffenden Gerichts und in ber bei bemfelben gewöhnlichen 
Form. Sie beftehen entweber in bloßen Verfügungen zum Behufe 
der Inftruction, ober in Beichlüffen, durch welde ein Gefuch 
genehmigt ober abgelehnt wird, ober in Zeugniffen über die Ein 
träge im Hyp- Buche. Die lepteren fommen aber wieder in mehreren 
Formen vor, und zwar 





ſowohl bei Veränderung bes Beſitzes als bei freimillig beftellten Hypothelen über 
den Güte:ftand bes Betheiligten Nadfrage halten. . . 

2) Oyp.Geſ. 55. 101 — 104. Sthriftliche Verhandlungen find foviel möglich 
zu vermeiden, 

5) Sup. Gef. 55. 105 — 113. Die Zufimmung wird entweder aus 
drücklich gegeben, ober fie wird als gegeben erachtet, wenn er innerhalb ber ihm 
gelegten prächufiven Friſt feine Erklärung abgegeben hat ($. 111). 

4) Bgl. Lehner, a. a. O. ©. 157. 
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a) als Recognitionsſcheine, d. i. Zeugniſſe, welche das 
Hypothekenamt über eine im Hyp.-Buche geſchehene Ein» 
ſchreibung ausftellt. Beziehen fie ſich auf eine eingetragene 
Hypothek, fo werben fie Hypothefenbriefe genannt, bie 
jedoch nicht bloß bie zur Sicherheit ber Forberung beftellte Hypo⸗ 
thef, fondern auch das Rechtöverhältnig zwifchen Schuldner und 
Gläubiger beurfunbden, daher Schuld und Hypothefenbriefe 
ſind d). 

b) Als Auszüge aus dem Hypothekenbuch, worunter man 
genaue und vollftändige Abfchriften ber im Hypothefenbuche 
enthaltenen Eintraͤge verfteht. Sie find entweber allgemeine, 
wenn fie fi auf ein ganzes Folium in allen feinen drei 
Rubriken erftreden, ober befondere, welche bloß gewiſſe einzelne 
Partien ber Einträge umfaſſen 6). 


8. 61. 
d) Das Depofitenwefen®). 


1) Damit etwas bei Gericht hinterlegt, beziehungsweiſe von 
dieſem angenommen werden dürfe, dazu muß eine hinreichende, 
durch Gefehe oder Verorbnungen ober durch beſondere Umftände 
gerechtfertigte Veranlaffung vorliegen. Faͤlle, in welchen kraft gefeglis 
Her Borfchrift die Depofition gerechtfertigt ift, ergeben ſich insbeſondere 
bei Gant und Debitmaffen, dann beim Vermögen der Minderjährigen 
und fonftigen Pflegebefohlenen, im Laufe des Procefies bei Cau— 
tionen, bei Arreſtlegung u. ſ. w.2), vorausgefegt daß die Gegens 


5) Hyp.Geſ. 55. 170 — 175. 

6) Bl. Gönner, Comment. 8. VI. S. 314. Bol. ned Über die Zaren 
in Hypothetſachen das Regulativ v. 26 April 1824 (R. Bl. S. 491 ff.), weldes 
auch feit dem Gef. v. 28 Mai 1852 nod zu Recht befteht. 

) S. B., die Behandlung ber Gerits- und Aominiftrativ-Depofiten betr. 
v. 22 Dee, 1840 (R. Bl. v. 1841 ©. 33 fi.) — Der Art. 63 des Gefeges, 
bie Gerichtsverfaffung betr. v. 25 Jul. 1850, weist bie,Beforgung bes Depofiten- 
weſens für die Zukunft den Nentämtern zu; allein ba dieſes Geſetz bis jetzt unvoll- 
zogen blieb, fo beſteht im Weſentl. die frühere Ordnung noch fort (f. jedoch Note 3). 

2) Bei Adminiſtrativbehörden Können don Rechtswegen als Depofita z. B. 
anfallen: bie bei heimlicher Auswanderung mit Beſchlag belegten Objecte, bie Ein« 
ſtandecapitalien n. |. w. 
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Hände zur Hinterlegung geeignet find, daß fie ſich ordentlich vers 
ſchließen und ohne Gefahr des Verderbens aufbewahren laſſen. 

2) Zur Bewahrung und Behandlung ber Depofiten tft bei 
jeber Gerichtd- und Adminiftrativbehörde eine Depofiten-Eoms 
miffion, beftehend aus zwei Depofitarien — einem Curator und 
einem zweiten, zur Controle beftimmten Depofitalbeamten — gebildet. 
Bei ben Obergerichten und bei ben Kreis» und Stadtgerichten wird 
fie vom Directorium und zwar in der Art beftellt, daß ein Mit 
glied des Collegiums (Rath ober Affeffor) zum Curator, ein Secre⸗ 
tär, Protofollift oder Erpebitor zum zweiten Depofitalbenmten zu 
beftimmen ift. Bei ben Landgerichten ijt in der Regel ber Borftand 
Eurator , ber Tarbeamte bed Landgerichts verficht ſtets die Stelle 
bes 11. Depofitalbeamten®). 

3) Was die Art ber Behandlung ber Depofiten betrifft, fo 
iſt Die Depofiten-Eommiffton als folche nur zur Bewahrung *) berufen. 
Ueber die Annahme und Herausgabe ber einzelnen Depofita ents 
fcheibet das betreffende Gericht, dem zugleich das Recht zukommt, 
über die Verwaltung und Nutzbarmachung bderfelbend) Verfügungen 
zu treffen. — Kein Depofitum darf mit einem anderen vermengt, 
fondern jedes muß ausgefchteden und beſonders behandelt, über 
fchrieben und mit ber dem Tagebuche correfpondirenden Nummer 
bezeichnet werden. Bei jedem Gerichte, fowie bei jeder Adminie 
firativ« Behörde find für die Depofiten zei Bücher und zwar das 
Tagebuch vom Curator, das Hauptbuch vom zweiten Depoſital⸗ 


5) Die Beftelung ber nicht ſchon für immer beſtimmien Depofitencommiffäre 
bei den Sandgerirhten ift Sache ber beiben höheren Kreisftellen — bes Appell.» 
Gerichts und ber Kreisregierung; ſ. V. die Behandlung ber Compiabilitäts- und 
Sinanggegenflänbe bei ben Landgerichten beit. v. 15 Juni 1855 $. 6 (R. Bl. 
S. 589 ff). . 

%) Die Aufbewahrung muß natürlich in ficheren Räumen flattfinden, und 
bie Kafje unter doppeltem Verſchluß ber beiden Depofitalbeamten fichen. 

5) Das Geſ. v. 25 Jul. 1860 (©. Bl. ©. 409 ff.) befiummt in biefer 
Beziehung: Vom 1Oet. 1850 an find bie gerichtlichen und abminiftrativen Depo« 
fiten bes ganzen Königreichs nicht mehr bei ber k. Schulbentigungsanftalt, ſon⸗ 
bern bei der &. Bank in Nikrnderg und bei ihren Filialen und Agenturen gegen 
eine Zinfenvergütung von minbeftens 2 Proc, anzulegen, falls bie Anlage wenige 
fiens einen vollen Monat gebauert kat. Die Militär-Einflandscapitalien, weldhe 
nad dem 1 Oct. 1850 durch Baarerlag aufrecht gemacht werden, verzinfet bie 
Bank mit 3%, Proc. 
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Beamien zu führen. — Die Oberaufficht über bie Verwaltung 
bes Depoſitenweſens ift zunächft Sache der unmiktelbas vorgefegten 
Gerichte ⸗ und Berwaltungsftellen, mit denen jedoch bie Kreisfinanz⸗ 
fielen concurriten (vgl, oben 8. 44). 


8. 62. 


©) Das Rotariat h. 


4) Die Zuftändigfeit ber Gerichte in nicht flreitigen Rechts» 
ſachen umfaßt neben den bisher erörterten Befugniffen auch noch 
das Recht, Urkunden über einzelne unter den Privaten als folhen 
abgefchloffene Rechtögefchäfte mit öffentlichem Glauben zu errichten). 
Die Beranlaffung zu folder Thätigfeit erhalten die Gerichte ent- 
weder durch bie freie Wahl der Parteien, welche, in Erwägung 
ber ihnen aus ber richterlichen Mitwirkung erwachfenden Rechts⸗ 
ficherheit, Darum nachfuchen, ober wo das pofitive Recht die Bors 
nahme gewiſſer Gefchäfte vor Gericht zur Bebingung ihrer Gül- 
tigfeit macht, fey es daß bie einfache Mitwirkung besfelben und 
die obrigfeitliche Beglaubigung ober Verbriefung hinreichend if, 
ober daß bie Sache unterfucht und das Geſchäft richterlich beftätigt 
werben muß. 

Welche Rechtsgeſchaͤfte unter richterliher Mitwirkung abger 
ſchloſſen werben müffen, und bei welchen von benfelben eine vor 
gängige cognitio causae und eine Beftätigung geboten ift, barüber 


6) Bei ben Landgerichten find bie Juſtiz · und die Adminiſtrativ · Depoſiten gefon- 
dert zu behandeln. — Verſchieden von ben eigentlichen Depofiten find bie Affer- 
date; über dieſelben iſt ebenfalls ein eigenes Buch zu führen; vgl. Freudel, 
Wirkungskreis, ©. 166. 

*) Dr. Ferd. Oeſterlei, das deutſche Notariat, geſchichtlich und bogmatifch. 
2 Theile, Hannover, 1842, 

2) Das Gef. die Gerihtsverfaffung Betr. v. 25 Juli 1850 Art, 19 hatte 
nur. jene: Gefchäfte ben Gerichten vorbehalten, welche nach ben beftehenben Geſetzen 
eine gerichtliche Prüfung, Beftätigung oder überhaupt eine Beſchlußfaſſung erfor- 
bern, im übrigen aber bie öffentliche Beglaubigung von Nechtsgeichäften bem 
Rotaren überwiefen. Da indeſſen bas Notariatögefeig nicht zu Stande kam, fo 
blieb die Competenz ber Gerichte unverändert. Ueber bie Wirkungen ber Siegel 
mäßigfeit in diefer Beziehung ſ. mein Berf. R. ©. 111. 
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entfcheiden bie einfchlägigen Civilgeſetze. Die zur Zeit geltenden 
Normen fordern biefes vorzüglich bei nachftehenden Gefchäften: 

a) bei Eheverträgen, bie bei Vermeidung ber Ungültigfeit vor 
ber orbentlichen Obrigkeit der Eontrahenten zu errichten find); 
ebenfo 

b) bei Erbv rtraͤgen und baher insbeſondere auch bei Exbvers 
sichten ); 

c) bei Verträgen über Immobilien und Immobiliarrechte, daher 
insbeſondere auch bei Einräumung eines Titels zur. Hypothef5); 

d) beim Verzicht auf das Sen. Cons. Vellej. und auf die Autb. 
si qua mulier 6); 

. ©) bei Schenfungen über 500 solidi — nad) bayer, Landrechte 
über 1000 fl.); 

OD) beim Vergleiche und Compromiffe®); 

8) bei Adoptionen und Gmancipationen?); _ 

b) bei den Einfindfchaftöverträgen in Unterfranken 10), 

2) Die Competenz ber Gerichte zur Vornahme ber fraglichen 
Handlungen richtet fih nach ben allgemeinen Regeln. Verträge 
über Immobilien find baher in foro rei sitae, bie Verträge über 
obligatorifche und familienrechtliche Verhäftniffe in foro domieilii 
zu errichten, Gefchäfte, zu beren Gültigkeit bie richterlihe Mit- 
wirkung nicht wefentlich nothwendig ift, Eönnen vor jedem Gerichte, 
wenn es nur überhaupt Jurisbiction in Gegenftänden ber freis 


3) Bayer. Landr. Th. I. Cap. 6 f. 29; ein Mandat v. 24 Jul. 1769 
(Rreitimayr, Gen. Samml. S. 514) forbert dagfelbe bei Verlöbniffen. Das 
preuß. Landr. Th. II. Tit. 1.5. 356 fordert gerichtliche Vollziehung zu jedem Ehe- 
vertrage, buch welchen Giltergemeinfchaft entftchen ſoll. 

) Bayer. Landr. Th. II. €. 1116. 1 und 2, 

5) Bgl, das Bayer. Landr. Th. IV. €. 7 $. 51; ba zur Erwerbung ber 
Hypothek bie gerichtliche Mitwirkung erforderlich ſey, |. $. 59. 

- 6) Bayer. Sandr. Th. I. Cap. 6 $. 34 und Th. IV. Gap. 10 5. 26. Auch 
Bürgfgaften „ichlechter Bürger und Bauern“ bedürfen ber obrigkeitlichen Errichtung; 
f. Bayer. Laudr. Th. IV, C. 105.4 

?) Bayer. Landr. Thl. III. Cap. 8 5. 7 verb. mit Th, I. Cap. 6 5. 31. 

8) Cod. jud. cap. 17 $. 1 Rr. 9 und Anmerk, zum Landr. Th. IV. 
©.1$%6. 

9) Bayer. Landr. Th. I. Cap. 5 5. 10 und $. 7. Nach preuf. Landr. if 
für. erftere das App. Gericht zufländig (Th. II. Zit. IL. 6. 667). 

#0) Sanbger. Ordn. v. 1618 Th. II. Tit. 108 ff. 
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willigen Gerichtsbarkeit auszuüben befugt tft, abgefchloffen ref. 
beglaubigt werben 11), 

Die Grundfäge, welche das Verfahren des Richters in ben 
hier fraglichen Gegenftänden regeln und beftimmen, laſſen fich unferes 
Erachtens in folgender Weife präcifiren. Hat das Gericht bezüg- 
lich feiner Competenz fein Bebenfen, fo muß es fich vor allem ber 
Identitaͤt ber handelnden Perfonen verfihern, ihre Rechts⸗ und 
Handlungsfähigkeit prüfen, und wenn ftatt ber Parteien Man- 
datare auftreten, deren Legitimation unterfuchen. Hat fich hiebei fein 
Anftand ergeben und erfcheint dem Richter bie vorzunehmende Hands 
lung nicht ſchlechthin unzuläffig, fo befteht feine Hauptfächliche Pflicht 
weiter darin, bie Abficht und bie wahre Meinung ber Parteien 
genau und umftändlich zu erforfchen und fefizuftellen, um jeder 
fünftigen Irrung ober Zweibeutigfeit möglichft vorzubeugen 19). Ift dieß 
erreicht, dann wird zur Aufnahme bed Protofolles gefchritten, und auf 
Grund besfelben erfolgt die gerichtliche Ausfertigung #)- 


IL Die ſtreitige Civiljuſtiz. 
8. 63. 
1) Einleitung. 


1) Alte Eivifftreitigfeiten find in ber Regel durch bie bazu 
beftellten ordentlichen Gerichte zu verhandeln und zu entfcheiden. 
Wann eine Civiljuftigfache gegeben, und fohin bie Eompetenz ber 
Gerichte begründet fey, bavon haben wir bereits im Verf. Rechte 
gefprochen. Welches Gericht im einzelnen Falle das zuftändige 


41) Daß das betreffende Gericht gehörig befegt ſeyn müſſe, verſteht ſich von 
ſelbſt; bie fonft für richterliche Handlungen geltenden Beſchränkungen in Bezug auf 
Ort und Zeit find auf die Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht anwendbar. 

12) Bgl, die zwedmäßigen Borfhriften ber allgemeinen preußiſchen Gerichte 
Ordn. für Fälle, wo die Ermittlung der Intention Gchwierigleiten Bietet, wie 
3 B. bei Perfonen, die ber deutſchen Sprache nicht mächtig find (Th. IL. Tit. IL 
$. 37), bei Tauben, Stummen u. |. w. (Th. II. Zit IN. 

4) S. bie allgemeine Gerichtsorduung für bie preuß. Staaten, Th. II. Tit. 
AL, wo bie obigen Grunbfäge weiter entwidelt find. 
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ſey, if auch nach dem im erften Buche über ben Orgauismus ber 
Gerichte entwidelten Orunbfägen zu beftimmen‘, Im weichen 
‚Fällen ausnahmsweiſe andere Behörben als bie Gerichte in Civil 
Sheeitfachen competent feyen, davon foll gleich nachher 88. 65 u. 66 
gehambelt werben. Hier kommt e8 uns vorzüglich nur bazauf an, 
bie beitenden Principien über bie Art und Weile ber Behandlung 
der Eiwilftreitigkeiten vor Gericht überfichtlich kennen zu lernen. 
2) Bei mehreren Arten von Civilſtreitſachen gebietet unfer 
poſitwes Recht, dag vorher, ehe bie Sache bei Gericht anhängig 
gemacht wird, außergerichtlich ein Verſuch ber Suhne gemacht werde, 
wie namentlich 

a) wenn Streitigfeiten zwifchen Einwohnern einer und berfelber 
Gemeinde entftehen®); 

b) bei Givtlflagen gegen Stubirende ber Univerfität, ſowie bei 
Ehren» und Injurienhänbeln biefer unter ſich ); 

e) bei allen Perfonalflagfachen gegen Militärperfonen im activen 
Dienfte, bie ihren Gerichtöftand nicht vor dem Appellations- 
Gerichte haben, üben bie Mititärhehörben vorher das Ber- 
mittlungsamt 4); 

d) Wer ſich duch den Fiscus in feinen Privatrechten gefränft 
glaubt, und gegen ihn richterliche Hülfe anrufen will, iſt ver- 
bunden, vor dem Anrufen des Gerichts ſich wegen Abftelung 
ber Beſchwerde an die zunächft einfchlägige Höhere Abmis 
niftratioftelle zu wenden, und beren Entſchließung zu erholend), 
2) Die Normen über die Art und Weife der Verhandlung 

und Entſcheidung ber Eivilftreitigfeiten find durch Die geltenden 
Prosefgefege‘) vorgezeichnet. Die leitenden Principien, auf welchen 


4) S. mein Berf. R. S. 373 und oben $6. 15 — 18. 
* 96, mein Berf. R. ©. 272 und 276 und Seirffert, Comment, II. A. 

2.11. S. 126. 

) S. die Sagungen für bie&tubitenden v. 1 Det, 1849 Tit. III 5. 38. 
it. g. 

H Bol. das Gefeg, bie Dititärgerichtebarfeit betr. v. 15 Ang. 1828 (G. 
8. ©, 22 fi). 

5) Proceßnovelle v. 22 Jul, 1819 $. 9, 

©) Das Hauptgefeg für die dießrheiniſchen Kreiſe iR der Codex judiciarius 
‚ober bie Gerichtsoordnung v. 14 Dec, 1758 mit dem ſeit dieſer Zeit erſchienenen 
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das bayer. Procefrecht beruht, find aber, abgefehen von bem von 
ber Natur ber Sache geforderten Principe des wechfelfeitigen Gehör, 
vorzüglich folgende: . 

8) Der Richter verhandelt über Civiljuſtizſachen in ber Regel 
nur auf und nad Antrag der Parteien, und er legt feinem 
Urtheile nur jene Thatſachen und Beweife zu Grunde, welche 
bie Parteien zu ben Acten gebracht haben. Nur infoweit es 
ſich um die richterliche Beurteilung, um bie Subfumtion ber 
Thatſachen unter das pofitive Recht handelt, ift er von ben 
Parteien unabhängig — VBerhandlungsprincip?). 

b) Die Parteien find gehalten die ihnen zu Gebote ſtehenden 
Vertheidigungs- und Beweismittel alle auf einmal in bem 
dafür gefegten Termin einzubringen und durchzuführen, wenn 
fie derfelben nicht gänzlich verluftig gehen wollen — Even» 

j tualprincip®). 

©) Die Borträge ber Parteien fowohl, als die Verfügungen und 
Beſchluͤſſe des Gerichts und fein Endurtheil müffen ſchriftlich 
aufgezeichnet werben, womit bie Nichtoͤffentlichleit des Ver⸗ 
fahrens von felbft verbunden ift?). 

d) Neben biefen, bie Art des in Civilſtreitſachen zu beobachten- 
ben Verfahrens regelnden Grunbfägen heben wir no eine 
materiell wichtige allgemeine Vorſchrift Hervor, dahin gehend, 
daß die Gerichte die Juſtiz nicht unentgeltlich verwalten, fons 
bern jeber, ber ihre Thätigfeit veranlaßt, hat in ber Regel 
dafür Taren und Sporteln zu entrichten, welche in bie Staatös 


Novellen, worunter die v. 22 Juni 1819 und jene v. 17 Mob. 1837 die wich⸗ 
figßen find; fie ind im der Morig’ichen Novelen-Gammlung (4 Bde, 1811 — 
1823) nach ber Orbnung bes Codex zu finden, wovon im Jahre 1838 ber 
erfte Band einer neuen Auflage erjgienen if, — Ueber bie Literatur bes 
bayer. Eivilprocefies vgl. Seuffert, Comment, Über die bayer. Gerichtsordnung 
1.%.®21.6 4 fi; ben dort genannten Werten iſt noch beigufügen: Dr. 
Bolgiano, vergleichende Darftellung bes gemeinen beutjchen und bayerifchen 
Civilproceſſes. Erlangen, 1854. 

) S. vorüber Eeuffert, a.a. O.S. 380 ff. u. v. Bayer., Borträge über 
den Eivilproceh VI. A. S. 31 ff. 

®) Seuffert, a. a. O. ©. 399 ff. u. v. Bayer, S. 36 ff. 

N) Seuffert a. a. O. ©. 406; v. Bayer a. a. O. ©. 89, 


128 \ Zweites Bud, 
caffe fließen ®). Frei von biefer Verbinblichkeit find nur jene 
Parteien, welche durch Zeugniß ihrer Polizeibehörbe nach 
weifen, baß fie außer Stande feyen, bie Gerichts⸗ unb 
Anwaltsfoften zu beftreiten, indem ihre Einnahmen nur zum 
nothbürftigen Unterhalte für fie und ihre Familien Hin 
reichen 11). 


8. 64. 
2) Meberficht des Verfahrens in bürgerlichen Streitfachen. 


4) Das gewöhnliche Verfahren bei der Inftruction von bürs 
gerlichen Streitfachen ift das protofolarifch- fhlüffige). Das Ver- 
fahren durch Schriftenwechfel fol nur dann Platz greifen, wenn 
entweder beide Theile es ausbrüdlich verlangen, ober ber Richter 
wegen Wichtigkeit der Sache ober wegen befonderer Umftände das⸗ 
felbe anorbnet, ober wenn bie Appellationsgerichte als privilegirtes 
Forum in erfler Inftanz zuftändig find. — Das Bemweisverfahren 
iſt übrigens bei allen Sachen in ber Regel ſchriftlich ?). 

Außerorbentliche Proceßarten finden nur dann ftatt, wo beſon⸗ 
dere pofitive Vorſchriften fie zulaſſen?), beziehungsweiſe gebieten. 
Letzteres iſt insbeſondere der Fall bei jenen Gegenſtaͤnden, welche, 
ſey es wegen Geringfügigkeit der Sache, oder wegen Einfachheit 
her Verhaͤltniſſe, oder wegen Dringlichkeit der Entſcheidung zum 
muͤndlichem Ver hör gebracht werben müffen‘). 

2) Iſt die einzelne Sache genügend inſtruirt, ſo wird zum 


40) Die Normen, nach welchen ſich die Tarpflicht beſtimmt, find verſchieden in 
den verſchiedenen Provinzen; vgl. Rubpart, Zuftand, Bd. III. ©. 160 ff. 

A) Bel, Über bie Bedingungen ber Zulaffung zum Armenredte und bie 
Wirkungen berfelben Seuffert a. a. O. B. II. ©. 133 fi. 

4) ©. die Procehnovelle v. 22 Jul. 1819 5. 1 (@. Bl. ©. 60). 

2) Seuffert, a. a. O. 8.1.87 und 9. 

5) Solche Fälle eines außerordentlichen Verfahrens, in welchen unter gewiſſen 
Borausfegungen Abweichungen von der Regel ſatiinven könuen, find masmentlich 
bie irregulär + fummarifchen Proceffe, und der Wechſelproceh. 

H S. bie Procefnovelle v. 17 Nov. 1837 $. 1 (©, Bl. ©. 41 ff.). 
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Vehufe ber Urtheilefaͤllung darüber ſchriftlicher Vortrag erfiatied®), 
über‘ deuſelben in ber Regeh collegiale Berathung gepflogen) und 
Veſchtuſt gefaßt: Gegen das verfüsidete Urtheil ſtehen ben Ban 
teien bie gefeglich zuläffigen Rectsmittell offen, Das bayeriſche 
Recht kennt nun 

a)‘ ald ordentliches Rechtomittel bloß die Appellation, Beier 
hungsweife Revifton, jene, wen gegen ein Urtheil ber Unter- 
gerichte, biefe, wenn gegen ein Urtheil ber Appellationsgerichte 
als ſolcher Beſchwerde erhoben wird. Die Zuläffigfeit ber 
Rechtsmittel iſt jedoch, abgefehen von ber Nothwendigkeit der 
Einhaltung bes Fatales, einerfeits von dem: Inhalte bes 
betreffenden Erkenntniſſes ), anderſeits von dem Borkanbenfeges 
ber Appellationsſumme abhängig. Dieſelbe betraͤgy, wenn 
gegen das Urtheil eines Untergerichts Appellation eingewendet. 
wird, 50 fl., wenn gegen das eines Appellationsgerichts, 100ſüßn 
Um ſich mit der Beſchwerde an die dritte Farfkıng. wenden zu: 
Können, if, wenn zwei ungleichförmige Erkenntniſſe worliagen, 
eine Beſchwerdeſumme von: 300 fl., wenn gleichformige, vom 
600 fl. erforderlich") 

b)r Ms: außerordentliche: Rechtsmittel fiehen ben Parteien Dies 
Wiedereinfegung in ben vorigen Stand, welche innechalb einer: 
prächufiven Zeit von 4 Monaten angubringen iR, unb bie 
Befchwerde wegen unheilbarer Nichtigkeit offen’). 

Die Volftredung ber rechtskraͤftigen Urtheile ift im Allgemeinen 
Sache desjenigen Untergerichts, bei welchem bie Klage in erſter Inſtanz 


5). Ueber bie Einrichmug ber Vorträge |. die Verordu. vr 2 Fehr. 1830 cr 
Anszuge bei v. Wendt, Handb. des Eivilprec. B. I. S. 168 fi). 

6) Inſoweit biejes nach ber Verf. bes Gerichts, refp.. nach ber. Beſchaffenheit 
der Sache möglich, begiefungsweife nothwendig if. 

7) Die Novelle v. 1837 verfügt nämlich in 9. 5L: „Wegen einfacher Decrete 
amb Zwiſchenbeſcheide findet Teine Appellation fett“, fie macht jeboch in $. 52 won 
biefer Regel mehrere Ausnahmen. 

8) Novelle von 1837 $. 57 banı vom 16 Ang. 1779 und 11 ehr. 1811 
(Seuffert, Eomment, I. X. Bb. IV. S. 30 Note 82).” 

9) Landtagsabfchieb v. 29 Dec, 1831, IH, 8 (©; Bl. S. 86). Wegen der 
Succumbenzgelder bei ber Revifion f. Seuffert, Ob. IV. ©. 141, 

%) v. Wendt, Handb. B. I. ©. 404 ff, v. Seuffert, a. a. O. B. IV. 
©. 147 fi. 

Boesl, bayer. Vermaltungsreit. . 9 
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verhandelt und entſchieden wurde. In welcher Weife basfelbe dadei 
zu verfahren, und an welchen Sachen des Schuldners e8 die Exe- 
eution zu vollbringen habe, um dem Gläubiger zu feinem Rechte 
zu verhelfen, darüber enthalten bie Proceßgefege bas Genauere 11), 


3) Die fogenannten adminiſtrativ - contentiöfen Gegenflände 
insbefondere 1). 


8. 65. 
a) Die hieher gehörigen Gegenftände. 


Die pofitive Gefepgebung hat bie Principien, welche über ben 
Umfang ber civilrichterlichen Competenz entfcheiden, bei gemwiflen 
ſtreitigen Gegenſtaͤnden modificirt, und biefe, obwohl fie Privatrechte 
betzeffen, ben Gerichten entzogen, und anberen Behörden zur Vers 
Handlung und Entfcheidung überwiefen. Die bayerifche Geſetzgebung 
gebraucht für folche Gegenftände fehr häufig bie Bezeichnung von 
gemifchten Rechtsſachen. „Ben ber Meinung ausgehend“, baß bei 
ber Entſcheidung gewiſſer Streitfachen auch auf den Staat und auf 
die Wohlfahrt des Ganzen Rüdficht genommen werben müſſe, weil 
dem Privatrechtöftreite auch" ein öffentliches Moment innewohne, 
übertrug man bie Verhandlung ſolcher Sachen denjenigen Behörden, 
welchen bie Wahrung und Förderung bes öffentlichen Wohle als 
Hauptaufgabe geftellt iſt?). 


4) Bel. Seuffert, a. a. O. B. IV. ©, 219 fj. Die Befugniß bes 
Monaichen/ dem Schuldner ein Moratorium zu ertheifen, iſt in meyefter Zeit aufe 
gegeben worben; |. mein Berf. R. ©. 366 Note 5. 

4) gl. Dr. 8. Pöhlmann über das Weſen ber abminiftrativ-contentiöfen 
Sachen mit befonderer Rüdfict auf Bayern, Würzburg, 1853; und meine Be» 
merkungen bazu in ber kritiſchen Ueberſchau B. II. ©. 441 ff.; dan Geuffert, 
Cemment. B. I. ©. 166 ff, wo auch bie ziemlich reichhaltige Litteratur Über biefe 
Materie verzeichnet ift, und K. Brater, Stubien zur Lehre von ben Gränzen ber 
eivilrichterl. und der abminiftr. Zufländigfeit. Nörbl., 1855 8, Gtreitigfeiten über 
Öffentliche Rechte, ober Über Fragen ber Zwedmäßigfeit ftellen wir nicht zu ben 
abminifte,-contentiäfen Gachen, fonbern wir nennen fie „Bertwaltungsftreitigfeiten“. 

2). Die Folge biefer Beſtimmung ift, daß bas Reſultat, welches ſich für bie 
Behandlung der in Frage ftehenden Angelegenheiten ergibt, ein ganz anderes iſt, 
als es ber Gefehgeber in Gemäßheit bes erflärten Motivs beabfidtigte; es wird 
zumächtt (angeblich) das öffentliche Wohl gefördert, und babei etwa auch auf das 
entgegenftehenbe Privatrecht Nücficht genommen. Uber bie Unzulänglichteit ber 
Rechtfertigungegrunde biefer Anomalie f. Seuffert ar a. D. ©. 168 Note 87. 
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Zu ben adminiſtrativ⸗contentiöſen oder gemiſchten Rechtsſachen 
gehören nnn nach dem gegenwärtigen Stande ber Geſetzgebung 
Hauptfächlich folgende Streitigkeiten: 

a) Die Eulturftreitigfeiten®), d. i. Streitigkeiten, welche 
über bie Anwendung der zum Behufe der Bobencultur 
erlaſſenen Verordnungen entftehen , inſoweit dabei Privatrechte 
Gegenftand bes Streites und ber Entfcheidung find. In ber 
neueften Zeit find nun über eine Reihe von Berhältniffen, 
welche für bie Landwirthfchaft und ihre Förderung von Bebeus 
tung find, befondere (Gulturs) Gefege ergangen, welde in 
Bezug auf bie Competenz fperielle Befimmungen getroffen, 
und biefelbe entweder volftändig®), oder boch theilweiſe ben 
Gerichten zurüdigegeben haben. In wie weit den Verwaltungs, 
behörben bie Zuftänbigfeit anomaler Weiſe noch jegt zufomme, 
wird aus ber folgenden Darftellung ſich ergeben. Es gehören 
aber auf Grund biefer neueften Gefege vor bie Verwaltungs⸗ 
behörben - 

«) Streitigkeiten über die Sirirung unflänbiger Grund» 
gefälle. Ale fonftigen Streitigkeiten in Bezug auf bie 
Grundgefälle, insbefondere über jene Bragen, welche für 
die Siration präjubiciell find, oder welche bie Ablöfung ders 
felben betreffen, verbleiben ber richterlichen Zuftändigfeit5) ; 

9) Streitigkeiten über bie quantitative Feftftelung ber auf dem 
Zehentrechte Haftenden kirchlichen Baupflicht 
behufs ihrer Sicherung, Fixirung oder Abtöfung. Iſt bie 
Baupflicht felbft oder ihr Umfang ftreitig, fo gilt bezüglich 
der Competenz nichts Befonberes 6). J 


3) Sie ſind bie älteſte Art von gemiſchten Rechtsſachen; ſ. meine Erläuterung 
des Geſetzes über Ausübung und Ablöſung des Weiderechts, S. 383 und 384 
Nr, 2, J 
2) Bol, z. ©. das Geſetz, bie Zuſtändigkeit ber Gerichte x. betr. v. 103P0b. 
1848 Art. 1 und 2 (9.8. VI. ©. 195). Dadurch ift bie Verordnuug v. 
9 Ang. 1806, welche bie Anfprüce auf Eria des Wilbfchadens ben Boligei- 
behörben zuwies, aufgehoben, und find fortan’ Klagen biefes Inhalts bei dem 
Gerichte anzubringen, anf beffen Bezirk der Waldſchaden ftatigehabt hat. 
> Bot. das Grunblaften-Abldfungegefeg vom 4 Zum. 1848 Art. 19 u. 20, 
meine vläuterung besjelben in Dollmann, Gefehgebung B. I. ©. 155 ff. 
©. das Geſetz, bie Sicherung, Firirung imb Abldfung der - auf dem 
9* 
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) Die Irrungen und Streitigkeiten, welche beim Vollzuge des 
Geſehes über Ausübung und Ablöfung bes Weiderechts 
auf fremdem Grund und. Boden vorfommen. Das eins 
ſchlaägige Geſetz Hat übrigens ber vichterlichen Eompetenz 
ausbrüdlich jene Streitigfeiten vorbehalten, welche entweber 
die Eriftenz ober ben Umfang bes Weiderechts betreffen, 
alfo für bie Ablöfung präjudiciell find, ober welche ſich 
über bie Wirfung ber Ablöfung für bie bereits vorher 
begrünbet gewefenen privatrechtlichen Verhältniffe ergeben”). 

9) Aehnliche Beftimmungen enthält auch das Forſtgeſetz vom 

28 März 1852°) bezüglich ber Competenz bei Streitig- 

feiten über die Ausübung, Normirung, Biration und 

Ablöfung der Forſtrechte, dann über Fixation, Ablöfung 

ober Aufhebung von Holz» ober Waldfeohnen. Gewiſſe 

Streitigkeiten find ausſchließlich von den Polizeibehörben zu 

verhandeln und zu entfcheiben®) ; bei anderen iſt zwar zuerſt 

das abminiftrative Verfahren durchzumachen, bie Parteien 
find aber am bas Ergebniß besfelben nicht gebunden; es 
bleibt ihnen vielmehr unbenommen, nachträglich den Rechts⸗ 
weg zu betreten 0), ine britte Eategorie von Streitfragen 
iſt endlich der ausfchlieglichen Wirkfamfeit der Gerichte vor⸗ 
behalten 11). 


s) Streitigkeiten über Erfaganfprüche, welche eine Wiefen- 
genoffenfchaft an neueintretende Mitglieder, oder die Aus— 
tretenden an bie Genoffenfhaft machen, dann über Vertheis 


Zehentrechte laſtenden kirchlichen Baupflicht v. 28 Mai 1852 Art. 12 (9.8. VI. 
©. 475); vgl. au Permaneber’s Erläuterung in Dollmann, Gefeggebung 
w B. J. 6, 281 fi. 

M S. das Geſetz, bie Ausilbung und Ablöfung bes Weiberedhts zc. betr. v. 
MW Mei 1852 Urt 47 — 50 und meine Erläuterung besfelben in Dolfmanz, 
Gefetzgebung B. 1. S. 431; vgl. noch unten $. 142. 

% ©. basfelbe in 9. 8. VI. ©. 327 ff.; die Bollgugsvorfchriften dazu 
eben. >. 363 fi. 

9) S. das angef. Gef. Art. 23, 26, 27, Abſ. 3, 30, Nr. 2, 32, Abſ. 1. 

*) Vgl. das angef. Geſ. Art. 23, 25, Abf. 4, 26, 28, Abſ. 2. 

4) Anzef. Gef. Art. 27 a. &, 28, Abſ. 4, 30, Abi. 6, 32, Abſ. 6 
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hung ber Koften für Herſtellung und Unterhaltung ber 
Beräfferungd» ober Entwäflerungs Anlagen”). 


8.66. 
Fortſetzung. 


Zu den abminiftrativscontentiöfen Sachen gehören ferner: 

b) Streitigfeiten über Kriegs koſten und Schäben, bie 
Betimmung und Durchführung bed Bertheilungsmaßftabes, 
ſowie über Entſchaͤdigungsanſprüche, welche ber angeblich Neber- 
bürbete erhebt‘). . 

c) Streitigkeiten welche die Immobiliar-Brandverficherung 
betreffen, infoferne fie nicht ausbrüdlich den Gerichten vorbe⸗ 
halten find, wie dieſes das Gefeg bei mehreren Arten von 
Steeitigfeiten gethan?). 

d) Proviforifche Verfügungen bei dringenden Kir 
Ken» und Pfarrhofbauten, fowohl in Bezug auf bie 
Brage, wer baupflichtig fey, als darüber, wieviel jeder einzelne 
beizutragen habe. Glauben ſich die Betheiligten bei der Vers 
fügung ber Verwaltungsbehörden nicht beruhigen zu können, 
fo fteht ihnen nachträglich der Rechtsweg offen, um entweber 
die gänzliche Freiheit von ber Baulaft, ober eine Minderung 
berfelben, beziehungsweiſe ben Rüderfag des Zuvielgeleifteten 
zu eriwirfen®). 

e) Streitigkeiten über den Simultangebraud ber Kirchen 


22) &, das Gefeg, die Bewäfferungs- und Entwäfferurige - Unternehmungen 
zum Zwecke ber Bodencultur betr. v. 28 Mai 1852 (9. 8. VIL ©. 429 fi), 

4) Bol, bie Berorbn. v. 3 Jän. 1807 (R. Bl. ©. 58 ff.), dann bas Sefetz, 
bie Peräguation ber Kriegstoften betr. v. 22 Jul. 1819 (9. 2. II. ©. 897 fi). 

2) ©. das Geſetz, die Feuerverficherungsanftalt für Gebäude bett. v. 28 Mai 
1852 (H. 8. VI. ©. 205 ff.),. insbefonbere bie Art. 102 unb 108. Den 
Gerichten find z. B. vorbefalten: Civilrechtliche Entſchädigungsanſprüche ber Auftakt 
(eine ſehr umbefimmte Ausnapme!), dann Streitigkeiten zwiſchen ben Tpeil- 
nehmern bee Anfalt unter ſich oder mit Dritten u. ſ. w. vgl. unten $. 129 ff. 

5) 8, v. 16 Dec. 1810 (D. 8. XI. ©. 1399), dann vom 1 Oct, 1830 
(ebend. ©. 1405) und ben Landtagéabſchied v. 1831 II. Nr. 46 (G. Bl. 
©. 102), 


x 
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zwiſchen zwei xeligiöfen Gemeinden verichiebener Eonfeflion, 
vorausgefept daß das Recht ſelbſt außer Streit it. 

N Streitigkeiten zwifchen Wirthen und Bräuern über bas 
Recht der erfteren, während bes Sudjahres auszutreten?). 

g) Die Entfchädigungsflagen des Auctord eines wiffenfchaftlichen 
oder Fünftlerifchen Erzeugniſſes ober feiner Rechtsnachfolger 

B gegen denjenigen‘, ber feine Rechte durch Veröffentlichung, 

Nachbildung oder mechanifche Vervielfältigung verlegt‘). 

h) Gewiſſe geringfügige Streithänbel, welche durch die Inftrucs 
tion für bie Polizeibiretionen vom 24 Sept, 1808”) ben 
Polizeibehötden überiwiefen find, nämlich 

a) Streitigfeiten zwifchen Dienftherren und Dienftboten inallen 
in der Dienftbotenordnung ausgebrüdten Fällen ®); 

E) Steeitigfeiten zwifhen Handwerksmeiſtern, Gefellen und 
Lehrjungen uͤber ihre aus dem Handwerke hervorgehenben 
Verhältniffe?). 





%) ©. Beil, II. zur Verf. Url. 5. 92 verb. mit $.98 und oben 6. 58, 1 f. ' 


%) ©. die 8, v. 25 April 1811. (R. Bl. ©. 617 fi), def. Zit. II. Art. 
a1 27. 

6).&. das Geſ., den Schutz des Eigentums am Erzeugniffen der Litieratur 
und Kunſt ... betr. v. 15 April 1840 rt, X. verb. mit Art. IX. (G. Bl. 
©. 46). Eine nothwendige Adhäſion, wie fie bei Geuffert genannt wird, ift 
eine Aenberung ber Eompetemverhältniffe. 

7). ©. ben $. 88 dieſer Inſtruetion in der 9. 8. II. ©. 275. 

8) Eine gleiche Dienfboten-Drbnung für das ganze Königreich befteht bis 
zur Stunde nicht; es iſt Daher ber Umfang ber Competenz ber Poligeibehörben in 
den einzelnen Provingen je nach Mafgabe des Inhalts ter Dienfboten-Orhnung 
verſchieben; |. bie Dienfiboten-Orbnung für bie älteren Provinzen v. 2 Mai 1781 
bei DL, 8. XI. &. 1308. 

YA M. Bl. fürde. A. B. II. S.413 und BL. für ad. Pr. B. I. ©. 100, 
Wir geben zwar zu, daß erceptionelle Beftimmungen, wie bie ber Juſtruction von 


' 1808 nicht analog ausgebehnt werben bilfen; allein nicht darum handelt es ſich 


im vorliegenden alle, fonbern um eine Auslegung, nach welcher bie Befimmung 
unter 4 im Zufammenhange mit ben Übrigen Vorſchniften irgenb eine Bedeutung 
babe, unb biefe erhält ber Sat unter 4 nur, wenn man ihm jo ergänzt, wie wir 
getfan. Die Berorbn. v. 15 Sept. 1818 $. 73 ändert auch nach unferer Anſicht 
nichts am ber Kompetenz imAllgemeinen; fie wertheilt nur bie polizeilichen Geſchäfte 
unter zwei coorbinirte Behörben, und ergänzt babei ansbrüdlich dasjenige, was in 
ber Inſtruction von 1808 gebacht war. 
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y) Streitigfeiten, welche auf dem Markte vorfallen, und feine 
weitläufige Unterfuchung erfordern 1%); 

6) Differenzen zwifchen Hauseigenthümern und Miethleuten 
Cals folhen), ausgenommen in Fällen, in welchen beide 
Theile ihre Rechte durch fehriftlichen Contract ficher geſtellt 
haben !t). " 

i) Streitigfeiten zwifchen bem Staate und feinen Sinanzbeamten, 
binfihtlih ber aus ber Verwaltung von Staatövermögen 
entfpringenden Rechte und Verbinblichkeiten, namentlich bezüglich 
deffen, was ber Rechnungsbeamte auf Grund ber gefiellten 
Rechnungen der Stantöfaffe fhuldet?). Dem zur Zahlung 
Berurtheilten ſteht übrigens, nachdem er gezahlt, ober für 
die Zahlung Sicherheit geleiftet Hat, ber Rechtsweg zum 
Behufe der Wiedererlangung des angeblich indebite Geleifteten 
offen ; . 

k) Steeitigfeiten über den Ruͤckerſaz der von einer Gemeinde 
den Hülfsbebürftigen Angehörigen einer andern Gemeinde 
geleifteten Unterftügung 2). 


40) Ueber bie Tragweite diefer Beſtimmung vgl. bie Blätter für abm. Pr. 
2.1.6.9, Die Bemerkung in Seuffer's Comment, B. I. S. 187 Note 
138, daß die Inſtruetion nur von privatrechtlicden Streitigleiten ſpreche, alſo 
bie Marttpoligei felbftverftänbfic vorausjege, ift volltommen richtig; wir ziehen 
aber daraus bie Folgerung, baß bei ber Auslegung ber lit. c. von $. 88 vom 
bemfelben Grundſatze auszugehen jey. 

4) Bol, darüber Seuffert!, Eomment. B. L ©. 187 Note 189 — 141. 
— Ueber das Verhältniß bes $. 88 ber Inftruction v. 1808 zu ben Gegenftän- 
ben des münblicen Verhörs nach $. 1 ber Procef-Movelle v. 17 Rom 1837 f. 
Blätter für adm. Pr. B. II. ©. 353 fi. j 

42) Berorbn. v. 9 Nov. 1808 (Rob. Samml. B. I. S. 278) und vom 
25 Aug. 1818 (ebend. B. I. ©. 183; vgl. auch die Verorbn. v. 11 Jun. 
1826 $. 26 ff. (oben 6. 30). 

48) Gefeg, bie Unterftiigung und Verpflegung biilfsbebikrftiger Perfonen betr. 
v. 25 Jul. 1850 Art. 8 (9. 8. VI. ©. 422). Die Regulirung der Intercalar- 
felschte iſt regelmäßig ein unſtreitiges Geſchäft, und gehört daher an ſich nicht hieher. 
Dagegen gehören bie Fälle in geroiffem Betrachte hieher, wo bie Polizeibehörben. 
Bei Aburtheilung von Pofizeifiraffälen zugleich Aber bie Frage der Entfcbigung 
ober. ber Rüdgabe entfcpeibeu, — eine ompetenz, weiche befonbers feit bem Jahre 
1848 als erceptionell ericheint, da das Gefeg vom 10 Non. 1848 bie gleichzeitige 
Berhandlung und Eutſcheidung bes ‚Eivilpunktes nicht zuläßt; vgl. Seuffert, 
Conunent. 8. J. ©, 106 ff. 


us Buvnes Bun. 


8. 67. 


b) Die Organe und das Verfahren. 


U Die Verhandlung und Entſcheidung der adminiſtrativ⸗con⸗ 
tentiöfen Rechsſachen ſteht in der Regel ben Diſtricts-Polizei⸗ 
behbrden in erfter, den Kreisregierungen in zweiter?), dem Staats⸗ 
rathe, beziehungsweiſe bem aus feiner Mitte gebildeten Ausfchuffe 
in ‚dritter Inſtanz gu. in Recurs an bie dritte Inftanz ift jedoch 
nur bei einigen Gegenfländen noch zuläffig, insbeſondere in Cultur⸗ 
Streitigkeiten, inſoferne fie aus den älteren Cuktur Verordnungen 
zu entſcheiden find; in Streitſachen über Kriegöfoften und bei Nach⸗ 
Brudsfachen, vorausgefegt daß im einzelnen Balle die Beſchwerde⸗ 
femme 400 fl. beträgt); in allen übrigen Angelegenheiten ent 
ſcheiden bie Kreisregierungen in zweiter und. legter Inftanz. Sin 
guläre Normen bezüglich der Competenz gelten bei ben im vorigen 
Paragraphe unter lit. e und i aufgeführten Streitigfeiten®). 

2) Die Grundfäge, nach welchen die ahminiftcativscontentiöfen 
Gegenftände zu verhandeln und zu entfcheiden find, weichen im 
Wefentlichen nicht von denjenigen ab, welche für bürgerliche Strei- 
tigleiten überhaupt gelten; es entfchelbet daher insbeſondere auch 
für fie das Verhandlungsprincip infolange, ald nicht die pofitiven 
Gefege ausbrüdlic das Verfahren von Amtswegen gebieten‘). Die 
Borm bed Verfahrens ift ſummariſch; bie Parteien bringen ihre 
Anträge, Einreden u. f. w. mündlich an, und bie Behörde nimmt 
fie zu Protokoll. Ob die Parteien bei den Verhandlungen allein 

0 


A) Ueber bie Ausgleihung ber Colliſionen in Fällen, wo bie betreffeude 
Behörde zugleich als Curatelbehörbe bei ber Sache betheifigt if, [. ®. v. 17 Febr. 
1821 (9. 8. II. ©. 217). 

2) Bel, die ompetenz-Regulicuug des geheimen Raths v. Aug. 1810 Urt. 
2; einer summa appellabilis ſoll es nicht bebürfen, wenn es fi um ein jus 
perpetuum handelt (9.8. II. S. 215). Bon ber erften zur zweiten Juſtanz 
iR eine Berufungsfumme nicht erforderlich. 

®) Bgl..$. 53 lit. f und 5. 80, 

) Kine Mebificntion dieſes Satzes enthält z. B. bas Grundlaſtenablöſunge · 
GSeſet v. 4 Juxi 1848 Art. 19 (. meine Erläuterung desſelben S. 219), bamı 
bas Nachbrudegefeg v. 15 April 1840 Art. X. (f. jeboch Art. IX. Abf. 1). 


Erſter Abi. Die Etrofjuflig. m 
oder in Perſon, ‚oder mit Advocaten, ober vertreten durch dieſe 
erſcheinen wollen, iſt ihnen fveigefteiit°). 

Die deſmitiven Entfcheibungen find bei allen mit der erfor⸗ 
berlichen Zahl von Beamten befepten Behörden auf den Grund 
ſchriftlichet Vorträge und nach collegialer Beratung zu faffen und 
mit den Entfgeidungsgründen zu verfehen®). Dabei fol bei Gnt⸗ 
fheidungen in erſter Juſtanz uäbrüdlich bemerkt werden, daß bie 
Debörbe in ihrer Eigenfchaft ald Adminiſtrativbehoͤrde erfenne”), 

Die Neihfrik zur Einkegung bes Recurſes ſowohl an bie 
weite, ald an bie dritte Inkanz beträgt in der Regel 30 Tage 8). 
Die fonftigen Förmiichfeiten für Einführung bes Recurfes richten 
ſich nach den Betimmungen der Civilproceßgeſetze 9. 


©. Die Strafinftiz. 


% 68. 
1. Die Principien ihrer Verwaltung. 


1) Die Unterfuhung und Aburtheilung ber gefeplich mit 
Strafe bedrohten Handlungen ift in der Regel Sache der Gerichte. 
Do iſt diefe Regel in unferem pofitiven Rechte nur In Bezug auf 
die als Verbrechen oder Vergehen qualifteirten ſtrafbaren Hand» 
Inngen anerkannt, während Pie Poltzetübertretungen zur Verhand⸗ 
lung und Entfcheibung ben Polizeibehörben überwiefen find). Das 
neuere Recht hat Übrigens auch für mehrere Arten von Polizei⸗ 
Uebertretungen bie Gerichte als zuftändig erflärt; wir haben bie 
ſelben bereits im erſten Buche (6. 48 Nr. 1, 6) zufammengefteftt, 


*) M. €, v. 25 Sehr. 1819 (9. 2. III. ©, 216). 

%) Bel. 1. 8, das Nahbrudsgefeg Art. X., dann DL. B. II. ©. 218. 

7) Döltinger, 8, II. ©. 07. 

*) Eine Recuesfrift v. 14 Tagen gilt für Brandverfigerungegegenfänbe (f. 
das angef. Geſet rt. 103). 

®) Bol. bie angef.®B. b. 8 Aug. 1810 Tit. IH. Art. 1 (9.8. IN. &. 216). 

4) ©. das Gtrofgefehönd v. 1818 Th. I. Art. 3 und Th. U. Art. 11. 
Das Geſch, bie Gerichtöverfaffung, betr. v. 25 Juli 1850 weist in Art. 17 ben 
Stabt» unb Lanbgerichten bie Unterfudhung umb Aburtheilung ber Polipeilbertre- 
tungen zu (9.8. VL ©, 480). — Die Competenz der Poligeibehörben in Strafe 
fadjen wirb im folgenden Abſchnitt ifre Stelle finden (f. unten $. 185 fi). 
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infoweit auch bie Landgerichte bafılr zuftändig find. Zu ben dert 
genannten fommen aber noch die durch bie Preffe verübten Polizei⸗ 
übertretungen ſowie bie Verlegung ber preßpolizeilichen Beſtimmun⸗ 
gen; fie werden in ben bieffeitigen Provinzen von ben Kreid- und 
Stattgerichten, in ber Pfalz von ben Zuchtpolizeigerichten abges 
urtheilt?). 

2) Die leitenden Grunbfäge, auf welchen bie Gefege über bie 
Verwaltung ber Strafgerichtöbarfeit beruhen, reſp. beruhen müffen, 
fowie die Schranken, welche ben Organen des Staates im Intereffe 
der Sicherung ber perfönlichen Freiheit dabei geftedt find, haben 
wir bereits im Verfaſſungsrecht erörtert?), — Dem öffentlichen 
münblichen Verfahren geht eine auf Schriftlichfeit beruhende Bor« 
unterfuchung voraus, in welcher unter Aufficht und Controle des 
einfchlägigen Staatsanwaltes alle Umftände zu erheben und acten⸗ 
mäßig zu’ machen find, bie für ben Thatbeftand bes fraglichen 
Reats und ben Verdacht ber Urheberſchaft oder ber Theilnahme 
von Erheblichkeit find 9. 

Nach Durchführung der Vorunterfuchung werden bie Unter 
fuchungsacten dem für ben Bezirk aufgeftellten Staatsanwalte am 
Kreis und Stabtgerichte vorgelegt, welcher bezüglich der weiteren 
Behandlung der Sache einen fehriftlichen Antrag ftelt und den⸗ 
felben mit den Acten dem Gerichtövorftande übergibt. Von diefem 
wird eine (geheime) Sigung anberaumt, in welcher der Staates 
anwalt über ben Gegenftand der Vorunterfuchung mündlichen Vor⸗ 
trag erftattet, und die Gründe feines Antrags entwidelt, über wel⸗ 
hen das Gericht Beſchluß faßt. If die Vorunterfuhung mangel- 
und lüdenhaft, fo wird auf Ergänzung erkannt. Außerdem geht 
der Befchluß entweder bahin, 


2) S. das Geſetz zum Schutze gegen ben Mißbrauch bez Preffe betr. v. 
17 März 1850 Art. 35 (9. 8. VI. ©. 14). " 

2) ©. mein Ber. R. ©, 369 und ©. 58. 

%) ©. das Geſetz, bie Abänberungen bes II. Theils des Strafgeſetzb. betr. 
v. 10Ro0. 1848 Art. 28, 30 und 31. — Die Unterfuchungsgefängniffe (Frohn⸗ 
veſten) fehe unter ber Aufjicht bes Unterfugungsgerichtes; bie birecte Bertvaltung 
derſelben ift Sache bes Gerichtebieners reſp. Gefangenwärters; vgl. bie Juſtrue- 
tion für bie Gefangentwärter v. 22 Jun. 1813 (#. BL. S. 794) und bie Inſtruc⸗ 
tion über die Beſchäftigung ber Gefangenen betr. v. 31 Jan. 1822 (R. Bl. 
©. 9). 
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2) daß bie Sache an das Appellationögericht zu verweiſen ſey — 
wenn ein vor bad Schwurgericht gehöriges Verbrechen in Frage 
iſt, damit dieſes auf Anklage und Verweifung vor das Schwurs 
gericht erfenne; oder 

b) daß bie Sache in bie öffentliche Sigung bes Kreis» und 
Stadtgerichtö zu verweilen fey, mit ber ausbrüdlichen Beſtim⸗ 
mung Darüber, ob wegen eines Verbrechens ober wegen eines 
Vergehens zu verfahren fey; oder 

e) daß eine andere (Gerichtd-, Polizeir, ober Diseiplinars) 
Behörde zuftändig ſey; oder enblich 


d) daß das Strafverfahren einzuſtellen fey®). 


3) Gegen bie Urtheile der Kreis und Stabtgerichte fteht den 
Betheiligten die Berufung an das Appellationsgericht offen. Eine 
Nichtigkeitsbeſchwerde ift bei ben zur Zuftänbigfeit ber Kreis, und 
Stadtgerichte gehörenden Strafſachen nur bann zuläffig, wenn in 
zweiter Inftanz entweber eine wefentliche Förmlichkeit verlegt, oder 
ein Geſetz unrichtig angewendet wurbe®). — Iſt jemand vom Schwurs 
gerichtöhofe zu einer Strafe verurtheilt worden, fo Tann er das 
Urtheil mit ber Nichtigfeitöbefchwerde anfechten, wenn entweder 

a) bei dem Verfahren, wodurch bie öffentliche Sigung vorbereitet 
wurde, aber vor bem Schwurgerichtähofe, ober bei ber 

Schöpfung des Wahrfpruches eine wefentliche Görmlichfeit 

des Procefies verlegt worben ift; ober wenn 

b) eine folche Verlegung bei ber Faͤllung bed Urtheils ftattge- 
funden hat”); ober wenn 

c) von dem Schwurgerichtöhof das Gefeg unrichtig auf bie 
durch den Wahrfpruch der Gefchwornen feftgeftellten Thatfachen 

angewenbet worden if. — In ben Fällen unter b und c 


5) S. das angef. Gefeg Art 47, 48 und 49, 

% S. das angel. Geſetz Art. 328 fj.; gegen Contumacialerfenntuiffe kann 
Einſpruch erhoben werben; ebend, Art. 347; wegen ber Nichtigkeitsbeſchwerde f. 
Art. 361 ff. 

?) Der Urt. 231 des angef. Geſetzes zählt die wichtigeren Formen auf, bie 
als wejentlihe anzufehen find. 
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ſteht auch dem Staatsanwalt das Recht zu, bie Richtigkeits⸗ 

beſchwerde zu exheben®). 

Daß und in wie weit dem Monarchen bie Befugniß der 
Begnadigung bezüglich der in ſtrafrichterlichen Exkenntniffen aus- 
gefprochenen Strafen zufomme, tft ſchon im Verfaffungsrechte näher 
angegeben worben (S. 371). 


. 8. 69. 
U. Bie Eriminalfrafen und ihr Yolyug. 


1) Die Strafarten, welche das biefrheinifche bayer. Strafs 
vet!) zur Zeit im Allgemeinen zuläßt, find theild Verbrechens⸗, 
theils Vergehensſtrafen. Zu jenen gehören: 

a) bie einfache Tobesftrafe, durch Enthauptung mittelft bes Falls - 
ſchwertes zu vollziehen?); 

» die Freiheitsſtrafen in drei Abftufungen, nämlich: bie Ketten 
ſtrafe?), immer Tebenslänglih, das Zuchthaus, auf unbe 
ſtimmie oder beftimmte (20 — 8 Jahre) Zeit, und das Stvafe 
arbeitöhaus (von 8 — 1 Jahr), Statt biefer brei Strafs 
arten kann in Erwägung befonderer Umftändes) auch auf 
Feſtungsſtrafe erften, zweiten und britten Grades erfannt 
werben; 

c) die Dienftentfegung (Caffation) und bie Erklärung ber Unfähige 
feit zu Ehrenftellen und öffentlichen Aemtern. 


®) Bl. das angef. Gef. Art, 230 unb 232, — Keiner befonderen Ein 
werbung bes Rechtomiitels bebarf es, wenn ber Angellagte zum Tode verurtheilt 
worden if; [. Art. 288. 

9) Ueber des frangöfifche Strafenfyftem vgl. ben Code penal Art. 6— 11. 
Die Aufpebung mehrerer Strafarten (j. bie folgenden Roten) erſtreckt ſich auch auf 
bie Pfalz. 

2) Die Schärfung durch Ausftellung am Pranger ift durch Geſetz v. 18 Nov. 
1849 Art. 4 (©. Bl. ©. 20) aufgehoben, Die jegige Vollzugsart betr. vgl. bie 
1.8. v. 30 Aug. 1854 (de. Bl. ©. 585). 

5) Die am bie Kettenftrafe mach dem Strafgefegbuche von 1813 Th. I. Art, 
7 fi) Mnipfende Folge des bürgerl. Tobes ift durch das angef. Gef. v. 18 Nov. 
1849 Axt, 1 befeitigt. 

) Die Rüdfiht auf Stand und Bilbung bes Verurtheilten ift es namentl, 
welche den Richter beftimmen foll, 
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AS Bergehensftrafen fönnen verhängt werben: 

8) Freiheitoſtrafen als Gefängniß oder Feftungsarteft (bis auf 
2 Jahre); 

b) Ehrenftrafen — Dienftentlaffung, (Dimiffion), Degrabation, 
gerichtl. Verweis; 

©) Vermoͤgensſtrafen — Gelbbußen und Gonfiscation einzelner 
Objiecte, ober Einziehung einzelner Rechte d). 

2) Für Erſtehung bes richterlich zuerkannten Freiheitsſtrafen 
beftehen befondere Anftalten — Zucht» und Arbeitöhäufer, benen 
bie Feftungen in ben dazu geeigneten Yällen parallel find, für’ 
Berbrechenäftrafen; Gefängniffe oder Arreſtlocale, am deren Stelle 
gleichfalls bie Feſtung teten Tann, für Bergehensſtrafen. Die 
Anfalten für Erftehung von Verbrechenäftunfen find von ben 
Gefängniffen®) geſondert. Sie werben unter ber oberften Leitung 
bes Miniſteriums bes Innern, das dabei im Einvernehmen mit 
dem Juſtiz ⸗ Miniſterium handelt, Durch befondere Beamte — Polizei⸗ 
Eommifläre ober Infpectoren verwaltet. Bei ber Vertheilung ber 
Steäflinge in biefe verfchiedenen Strafanſtalten ſoll Rüchſicht auf 
das Geſchlecht und bie Gonfeffion genommen werben?). 

Es iſt nämlich 

8) die Anſtalt in München beftimmt zur Aufnahme ber maͤnn⸗ 
lichen Sträflinge Fatholifcher Confeffion aus ben Kreifen Obers 
und Niederbayern, dann Schwaben und Neuburg; 

b) die Anftalt zu Lichtenau (Mittelfranfen) für dieſelbe Cate- 
gorie von Verbrechen aus ben vier übrigen dießrheiniſchen 
Kreifen; 

e) in bie Strafanftalt zu St. Georgen bei Bayreuth find 
ſaͤmmtliche männliche Sträflinge proteftantifcher Confeſſion ein- 
aufchaffen; 


®) als unzuläffig find ertlärt: bie allgemeine Bermbgens-Conflscation (Berf. 
Urt, Tit, VIL. $. 6), rperfihe Züchtigung, Widerruf und Abbine (Gef. o. 
12 Mai 1848 Art. 6 im ©. © ©. 37), ſowie bie Branbmerkung umb bie 
Üfentlie Austellung (Gefeg d. 18 No, 1849 Art, 4), 

9) Die Etzafe bes Gefängniffes wird enttweber in einem Zwangbarbeitbhauſe 
ober im ber Frohnveſte erflanben, 

7) Bol. die Min. Entfchließung v. 15 Jam. 1842 (D. 8. XXIX. (IX.) 
6. ie2). 


x 
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d) bie Anftalt zu Amberg hat die Büßerinnen latholiſcher, jene 
zu Würzburg die proteftantifcher Eonfeffion aufzunehmen ®). 

In Folge der feit Einführung des neuen Strafverfahrens ein 
getretenen Weberfüllung mehrerer biefer Anftalten find‘ auch bie 
bisherigen Zwangsarbeitshäufer Kalsheim und Plaſſenburg in Straf⸗ 
anftalten umgewandelt worden, unb zwar follen in benfelben jene 
Sträflinge von relativ Fürzefter Strafdauer untergebracht werben, 
für welche es in ben brei juerft genannten Anftalten an Raum 
gebricht ?). 

Bei der Ablieferung ber Verurtheilten ift dem Vorſtande der 
betreffenden Anftalt entweder der Hiftorifche Theil der Anklagefchrift, 
ober, wenn eine folche nicht gefertigt wurbe!%), das Urtheil zu 
feiner Information in Abfchrift mitzutheilen. Ueber die Behands 
fung und Beichäftigung der Strafgefangenen entfcheidet vor allem 
ber Inhalt des Strafurtheild. Das Genauere ift durch befondere 
Inftructionen und Reglements beftimmt 1). Ebenſo find für bie 
Seelforge in den Strafanftalten bie nöthigen Anorhnungen getroffen %). 
Die Borftände Haben insbefondere bie zur Stellung von amtlichen 
Begnadigungsanträgen (Strafgefegbuh Th. I. Art. 12, 13, 16. 
und 20) erforderlichen Anzeigeberichte rechtzeitig zu erſtatten 3). 


5) Berurtheifte Juden und Fübinnen find in Würzburg unterzubringen, |. 
M. €. v. 4 Zänner 1853 (D. XXIX. (IX.) ©. 187). Auch die Feftungen 
Mb in ähnlicper Weiſe ausgeichieben, fo baf in Marienberg, Rofenberg und Ober- 
hans Katholiten, in Wilzburg Proteftanten untergebracht werben ſollen. 

9) Bol. die M. E. v. 28 Mai 1851 und v. 14 Sept. 1852 (D.B. XXIX. 
MX.) ©. 161 und 163). — Für bie Pfalz befteht ein Centralgefängniß zu 
Raiferslautern. 

10) D, i. bei jenen Verbrechen, für welche die Kreis- und Stabtgerichte zu⸗ 
fündig find. Bietet das Urtheil feine hinreichenden Aufſchlilſſe, fo kann ber Bor- 
fand durch Requifition Einſicht von ben Unterfucungsacten nehmen. M. E. v. 
29 April und 17 Mai 1850 (D. B. XXIX. (IX.) ©. 164). 

4) &, namentlih die Dienftes- umb Hausorbnung für die Strafanftalt 
Münden, dann die Inftruction über bie innere Dienftorbnung für die Angeftellten 
biefer Anftalt vom Jahre 1845 (D. 8. XXIX. (IX.) ©. 189 — 233), bie 
wohl auch ben Übrigen Auftaften zum Muſier dient, 

42) Bgl. die einfhlägigen neueren Verorbnungen bei D. B. XXIX. (IX.) 
©. 135 ff. (6. 1376). 

#5) Bol. bie Inftruction über bie Behandlung ber Begnabigungs-Anträge v. 
4 März 1849 (D. a, a, D, ©. 168). 
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Für die aus ben Strafanftalten Entlaffenen iR ſowohl aus 
Rüdfichten ber allgemeinen Sicherheit, als ber Menfchlichkeit und 
Religion eine Aufficht und Vorforge nöthig, die theils durch die 
Bolizeibehörden, theils durch Privatvereine zu bethätigen gefucht 
wird ). 


D. Die Advocaten. 
8. 70. 


1. Die Befellung und die rechtlichen Werhältniffe derfelben 
überhaupt. 


1) Advocaten find jene Perfonen, welche öffentlich autorifirt 
find, Anderen in ihren Handlungen vor Gericht oder vor ben fons 
fligen Staatsbehörben?) ihren rechtlichen Beiftand zu leiften, vefp. 
biefelben bei der Vornahme biefer Handlungen zu vertreten. Sie wers 
ben durch k. Decret aus der Zahl der Rechtöfundigen ernannt, welche 
bie Vorbebingungen ber Anftellung im Staatsdienſt erfüllt haben, 
Der Ernannte kann feiner Stelle nur durch richterliches Erkennt⸗ 
niß verluſtig werben®). 


4) In welchen Fällen der Entlaffene unter polizeiliche Aufficht zu ftellen ſch, 
darüber verfügt das Strafgejegbuc (Th. I. Art. 59 und 117, Th. U. Urt. 401; 
bie in ben Artikeln 398 und 394 angeorbnete Polizei-Aufficht ift mit dem Auf- 
hören ber absolutio ab instantia weggefallen). Vgl. bie Inftruction zur Ein- 
richtung und Grundzüge zu ben Satzungen eines Kreis-Bereins zur Berforgung ” 
der aus Strafanftalten Entlaffenen v. 1844 bei D. a. a. O. S. 174 ff. 

4) Die pofitiven Normen in Bezug auf die Abvocaten find vorzüglich: Die 
Berorbn. dv. 23 März 1813, bie Dieciplinarborfchriften für die Advocaten betr. 
(Morig, Novellen zur Gerichtsordn. B. I. ©. 149 ff.) und bie Revifion biefer 
Verordu. v. 28 Yun. 1822 (a. a. O. 8. IV. ©. 121 ff), dann bie Berorbn. 
v. 24 März 1816, bie Discipfinarbeftrafung der Abvocaten in Sachen bes admi - 
niftrativen Refforts betr. (a. a. O. B. 11. ©. 187 ff.). Bel. auch b. Seybolb, 
vollſtändige Darftellung ſämmilicher Verhältniffe des anwaliſchaftlichen Amtes im 
den ſich daraus ergebenden Grundlagen einer Anwalts-Orbn. Münden, 1847. 8. 

. 2) Die Lehre von bem Abvocaten ift nur a potiori hier vorgetragen; fie 
Mönnten als Redtsbeiftände auch bei ber Poligei- und Finanzverwaltung thätig 
werben. 

3) Die Frage, ob bie Verſetzung ber Abrocaten zufäffig ſey, kann man nicht 
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Jeder Adoocat wird bei feiner Anſiellung für einen beftimmten 
Gerichtsbezirk beflimmt, womit zunaͤchſt bie Wirkung verbunden 
iR), das er. am Gerichtöfige feine Wohnung zu nehmen. und: biefe 
ohne Genehmigung ber Staatsregierung dauernd. nicht zu. verlaſſen 
ober zu verändern befugt if. Seine Befugniß zu prafticien iſt 
aber barum nicht auf biefen Bezirk befchränft, fondern fie erſtreckt 
ſich jedesmal über das ganze Königreih. Beim Juſtiz-Miniſterium 
wird eine befondere Matrilel über bie fammtlichen Advocaten des 
Landes geführt. 

2) Die Adoocaten gehöre zu ber Categorie ber öffentlichen 
Diener. Ste wirken kraft ber vom. Staatäoberhaupte erhaltenen 
Autorifation mit zur Verwirklichung ber Aufgabe der Rechtöpflege 
und ber übrigen Zwede bed Staates. Die befonderen hieraus ſich 
ergebenden DVerbinblichkeiten find daher. als öffentliche Pflichten zu 
betrachten, für deren Erfüllung eben darum bie Staatöbehörben vom. 
Amtöwegen Sorge tragen”). Weil die Advocatie die volle Thätige 
Teit eines Mannes in Anfpruch nimmt, und weil jede Colliſion der. 
Pflichten verfchiebener Bunctionen vermieden werben muß, fann ber 
Advocat nicht zugleich ein Staats» oder Gemeinde - Amt bekleiden, 
ober in Privatbienfte eintreten ©). 


darum verneinen, weil bieAbvocatur ein wiſſenſchaftliches Gewerbe ſey, und baher 
ber Abvocat ebenfowenig wie ein fonfliger Gemwerbsmann verfegt werben könne 
(Seuffert, Comment. 8. I. &. 344 Note 6). Denn vom der inneren contra- 
dictio in adjecto adgefehen, hefteft eine: Reihe formell recitficher Unterſchiede, 
welche die Bergleihung ausichtießen. DerAdvocat wird vom Könige ernannt, 
„beim Gewerbe wirb bie Eonceffien im Namen bes Königs‘ von einer Staats 
behbrde an Jemanden ertheilt; bie Conceffion verleiht von Rechtswegen Anfäffigkeit 
und Bürgerrecht in der Gemeinde, bie Ernennung zum Aboocaten nicht u. f. m. 

*) Eine andere damit verknüpfte Wirkung ift die primäre Berbinbfichleit zur 
Uebernahme von Dfficial-Amaltfchaften. 

ISA M. Seuffert, Eommentar, Bd. 8. ©. 344. Wenn and; zugegeben 
werben kann, daß bie Abvocaten nicht umter bie Aubriten des- Strafgefehbuchen 
fallen, die dort angeführt find, fo folgt doch daraus nichts für bie Auffaffung im 
Algemeinen. Die Unterſcheidung zwifchen einer Dienfleiftung, bie unmittelbar, 
und einer folchen, bie nur mittelbar bem Gemeinwefen gemwibmet ift, würde auch 
eine Reihe von Staatsdienern aus ber Claſſe ber Staatsbiener ausſchließen. 

6) Bgl. Beil. VI. zur Verf. Urk. 5. 49 und bie Inſtruction zum Gemeinbe- 
biete Nr. 53 (9. B. I. ©. 66). — Aehnliche Grunbfäge finden fi im 
württenbergifchen Rechte; vergl. R. v. Mole Staater. B. IL. ©. 264. 
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8. 71. 
1. Die Rechte der Advocaten. 


1) Die Advocaten allein find befugt, Anderen vor den öffent- 
lichen Behörden rechtlichen Beiftand zu Ieiften. Jeder, ber ohne 
dazu Öffentlich autorifirt zu feyn, ben Parteien gemerbömäßtg 
Beiſtand leiſtet, erfcheint ald Winfelagent?), gegen ben bie 
Gerichte und Polizeibehörben von Amtswegen einzufchteiten und 
zunaͤchſt mit Gelb, eventuell mit Arceftftrafe vorzugehen haben. — 
Ob die Parteien ſich der Hülfe eines Advocaten bedienen wollen, 
iſt regelmäßig ihrer freien Entfchliegung anheim gegeben; fie finb 
daher in der Regel nicht verbunden, einen Advocaten zu nehmen, 
noch können fie, wenn fie einen folchen beiziehen wollen, daran 
gehindert werben. Diefe Regel leidet übrigens in ihren beiben 
Richtungen Ausnahmen; es müffen nämlich 

3) alle fihriftlihen Gingaben unflegelmäßiger Perfonen an bie 
öffentlichen Behörden entweder von einem berechtigten Abdvo - 
caten verfaßt und unterfchrieben, ober falls fie die Partei 
ſelbſt unterfchreibt, von einem ſolchen legaliſirt feyn, ſowie auch 
derjenige, ber feine Sache bei Amt perfönlich führen will, 
zur Beiziehung eines Rechtöbeiftandes angehalten werden fann, 
wenn ihm bie Wähigfeit zur Vornahme von Rechtshand⸗ 
lungen abgeht?). 

b) In einfachen Polizeis oder Adminiſtrativſachen ſollen Advo⸗ 
caten bei den Unterbehörben nicht zugelafen werben. Wird 
gegen bie Verfügung ber Unterbehörben fchriftliche Befchwerbe 
bei den höheren Stellen geführt, fo iſt, wenn bie Betheiligten 
nicht fiegelmäßig find, die Mitwirkung eines Advocaten nöthig. 
Ebenfo dürfen zu dem Suͤhneverſuch vor ben. Gemeindeorganen 
Advocaten nicht zugelaſſen werben). 


4) Die Gerichtsordnung (Cap. II, $. 8) neunt ihn auch „Stuhlſchreiber“, 
mBauerntönig". Die aueſchließliche Befugniß der Advocaten beſchränkt fi auf den 
rechtlichen Beiſtaud, erſtrect ſich nicht auf die Stellvertretung. 

2) Bgl. die betreffenden Verordn. bei Mor itz, Novellen zur Ger. Orbu. 
816.213 fi. 

5) Berorbn. v. 16 Febr. 1818 (Morig, a. a. O. Bir} e 163), banın 

Boczl, Bayer. Verwaltungsrecht: . 
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2) Der Abvocat iſt berechtigt, für feine Dienfte von feinem 
Clienten eine Gebühr — Deſervit — zu fordern, falls der Client nicht 
zum Armenrechte zugelaffen iſt. Auf jeber fchriftlichen Eingabe, 
welche ber Advocat einteicht, ift bie Gebühr, welde er dafür in 
Anfpruch nimmt, zu bemerken, und Sache bes Gerichts reſp. ber 
Behörbe ift e8, ben angefegten Betrag innerhalb. ber verordnungs⸗ 
mäßigen Graͤnzen zu ermäßigen. Bei biefer amtlichen Beftftellung 
der Gebühr fol auf die Schwierigkeit bes Falles, den Aufwand 
koͤrperlicher und geiftiger Kräfte, die Wiffenfchaftlichfeit ber Bes 

ründung, bie Klarheit ber Darftelung, nebitbem auch auf ben 
—* des Gegenſtandes und unter Umſtaͤnden auf bie Ber 
mögensverhältniffe ber Betheiligten Rüdficht genommen werben‘). 
— Bis zur Berichtigung feiner Gebühren und Auslagen fann ber 
Abvocat bie in feinen Händen befindlichen Actenftüde zurüdhalten. 

3) Für die Wittwen und Waiſen ber Abvocaten befteht eine 
befondere Benfions-Anftalt?), deren Capitalſtock aus ben 
urſpruͤnglich zu dieſem Zwede vorhanden geweferien Eapitalien unb 
aus neuen Zuflüffen befieht. Die letzteren bilden fich 

a) aus ben Beiträgen ber Mitglieder der Anſtalt; 

b) aus ben Geldficafen ber Advocaten, ber Winkelagenten und 
aus ſonſtigen gefeglich ihr zugewieſenen Einnahmen, wohin 

zur Zeit namentlich bie Succumbenzgelder gehören‘); 

©) aus neuen Dotationen, Legaten und Schenkungen, und 

d) aus ben Ueberfchüffen der Jahresrenten. 

Saͤmmtliche recipirte Advocaten find Mitglieder ber Anftalt, 
und verpflichtet einerfeits eine gewiſſe Summe beim Eintritte und 
außerdem orbentliche Jahresbeiträge zu entrichten, und zwar hat 


ubns Geipeinbe-Ebict 55. 63 und 120. Die’ Ansjchliekung erſtredt ſich nicht auf 
bie abminiftrativsconteptiöfen Gegenflänbe, noch auf bie zum miludlichen Berhir 
gehörigen Angelegenheiten. 

*) Durch Verorbn. v. 15 Dec. 1852 (R. Bl. S. 1229 ff.) if für bie 
Runmtlichen Landestheile dieſſeits bes Rheins eine gleichmäßige Abvocatengebühren - 
Orxbuung feftgeftellt werben, 

5) Sie ift begründet durch Berorbn, v. 27 Juni 1808 (R. BI. v. 1806 
©. 1450 ff), und if durch dieſe Verordu. ale eine Wohlthätigkeite 
Stiftung erflärt. 

9% Bal. bie Proce-Novelle v. 17 Mob. 1897 95. 26, 31, 87 und 69. 
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8) der verehelichte Advocat, ſowie ber Wittwer mit Kindern 
eine Eintrittögebühr von 250 fl., und einen Jahresbeitrag 
von 20 fl., J 

b) ber ledige) und ber Wittwer ohne Kinder eine Eintritts⸗ 
gebührt von 100 fl., und einen Jahresbeitrag von 11 fl. zu 
Teiften®). , 

Die Leitung und Verwaltung ber Anftalt ift einem aus fünf 
Abvocaten nebft zwei Suppleanten gebildeten Central sAusfchuffe 
unter ber Oberaufficht des Juſtiz- Minifteriumd übertragen. Die 
Mitglieder dieſes Ausfchuffes werden von ben ſaͤmmtlichen Advo⸗ 
eaten bes Königreichs aus ben in München wohnenden Eollegen 
auf je drei Jahre nad) Stimmenmehrheit gewählt, und ſie ernennen 
aus ihrer Mitte einen Vorſtand. — Für bie Vermögensverwaltung 
ift eine beſondere Commiffion gebilbet, beftehend 

a) aus dem jeweiligen Vorftande des Ausfchuffes, 

b) aus einem von dieſen aus feiner Mitte gewählten Contro⸗ 
Teure umd Referenten bezüglich bes gefammten Rechnungs» 
und Kaffenwefens, 

ce) aus einem Gefchäfte- und Rechnungsführer, wozu der Aus⸗ 
ſchuß einen Rechnungsverſtaͤndigen in volberruflicher Weile 
beflelt®). 

Die Jahrespenfion einer Wittwe fol mindeftens 120 fl., Höhe 
ſtens 200 fl, die einer einfachen Waife 1, die einer Doppelwaife 
%,, ber Wittwwenpenfion betragen. Im einzelnen Falle wird bie 
Penſion auf gutachtlichen Antrag des Ausſchuſſes vom Juſtiz⸗Mini⸗ 
Rerium regulirt 10), " 


?) Weht berfelbe fpäter eine Ehe ein, fo hat er bie Eintrittögebfie bis zum 
entſprechenden Betrage von 250 fl. zu ergänzen, 


®) Bgl. bie Berorbn. v. 28. März 1828 (R. Bl. S. 425), welde bie 


urfprünglich miebrigeren Gebühren auf bie im Terte angeführten Beträge erhöht 
hat. 


9) Bgl. die 8. v. 5 Jul. 1882 im R. EI. ©. 1848 ©. 659 ff. und die 
vom Könige genehmigten Vefflüffe des Gentral:Ansfcnuffes von 1842 im R. BL 
v. 1848 ©. 661. 

40) gl. die 8. d. 25 Yun. 1808 Art. XI. und die ©. v. 5 Sul. 1898. 


10” 
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III. Pflichten der Advocaten. 


$. 72. 
1) Im Allgemeinen. 


Die Pflichten des Advocaten find Ausflüffe feines öffentlichen, 
nicht irgend eines privatredhtlichen Dienftverhältnifies. Sie beziehen 
ſich theils auf die Uebernahne von Rechtsfachen, theils auf die 
Art ber Führung der übernommenen, und äußern ihre Wirkungen 
fowohl gegenüber den Staatöbehörben, als gegenüber ben Pars 
teien‘). J 

1) Kein Advocat iſt berechtigt einer Partei, bie feinen Beiſtand 
begehet, benfelben ohne erhebliche Urfache zu verſagen. Als ein 
rind, der ihn verpflichtet, feine Hülfe zu verweigern, erfcheint 
aber die Ungerechtigkeit. der Sache?). — Parteien, welche durch 
Beſchluß des Gerichts zum Armenrecht zugelaffen find, muß ber 

vom Gericht bezeichnete Advocat unentgeltlich vertreten. Diefe 
Official⸗Vertretung wird zunächft benjenigen Abvocaten nach einer 
gewiſſen Reihenfolge übertragen, welche bei dem Gerichte, das in 
ber Sache angerufen wurde, angeftellt find; erſt wenn biefes nicht 
thunlich ift, werben die Adsocaten ber nächfigelegenen Bezirke durch 
- Requifition damit beauftragt ?). 

2) Hat ber Advocat eine Sache übernommen, fo ift er 
feinem Clienten zu befonderer Treue, alfo namentlich zur Bewah⸗ 
ung ber ihm anvertrauten Geheimniffe, und zur Anwendung des 
höchſten Fleißes in der Beforgung ber Gefchäfte feines Mandanten 





” 4) Bgl. v. Bayer, Borträge über ben gem. Civilproceß, VIII. A. S. 298 
f, dam Seybold, a. a. ©. ©. 13 ff. 
., 9 Daraus folgt die Obliegenheit bes Abtocaten, ſich bei jedem am ihn geftell» 
ten Begehren feines Beiſtandes erft genau und vollfländig über dem Thatbeſtand 
"m informiren, J 
) Bgl. bie angef. Disciplinarvorſchriften v. 1818 Mr. 2, dann Seuffert, 
Comm. B. II. S. 137. Wir ber ſolvente Gegner bes armen Cuienten ſchließ 
uich zum Kofen-Erfat; verurteilt, fo erhält der Mboacat felsfiverflanden feine 
gefezlichen Deferviten. Glaubt ber Advocat bie Vertretung einer armen Partei 
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verpflichtet ). Daß dabei ber Gebrauch unredlicher und geſetz⸗ 
widriger Mittel ausgefchloffen, daß namentlich jede Begünftigung 
des Gegners zum Nachtheile ber eigenen Partei zu vermeiden fey, 
iR ein aus ber Ratur ber Sache fliegender Grundfag. Jeder 
Advocat if gehalten, georbnete Manualacten zu führen, und biefe 
dem Clienten nach ber Auflöfung des Elientelverhältniffes und nach 
erfolgter Berichtigung der Deferviten auszuhänbigen>). 


3) Den Gerichten und ben fonftigen öffentlichen Behörden ift her 
Advocat Achtung und Gehorfam fehulbig, und er fteht bezüglich der 
Erfüllung feiner fämmtlichen Verbindlichfeiten unter der Aufficht 
und Disciplin berfelben. Diefe Haben daher überall von Amtes 
wegen einzufchreiten, wo fich ber Abvocat einer Verlegung feiner 
anwaltſchaftlichen Pflichten ſchuldig macht, und fie find namentlich 
zur VBerhängung von Discipfinarftrafen gegen ben Fehlenden 
berechtigt. In welcher Weife und innerhalb welcher Schranfen 
biefes Recht ber Disciplinar-Strafgewalt von den Behörden zu üben 
fey, das fol im folgenden Paragraphen erörtert werben ®). 


aus erheblicen Gründen ablehnen zu können, fo hat er biefelten tem betreffen. 
den Gerichte anzuzeigen, das Über bie Erhebligkeit Beſchluß fat; Seuffert, a. 
a. O. B. J. ©. 355. 

) Hat er Gelder feines Clienten in Hauden, fo ſoll er dieſe wohl vermaßsen 
und auf Verlangen fogleih abliefern; vgl. die Disc. Vorſchr. v. 1813 Nr. 4. 
Wegen Behandlung ber Vorſchüſſe f. ebend. Mr. 8. — Nuebrüdlich verboten ift 
bas pactum de quota litis; ſ. Seuffert, a. a. D.8.L ©, 352 fi. 

5) Der Grund dieſer Berbindliäteit fiegt, wie v. Bayer, a. a. &..305 
bemertt, nicht bloß darin, um im Falle eines zufälligen Unterganges ber Gerichte» 
aeten noch wor beenbigtem Streite eine Uctenredintegration möglich zu machen, 
fondern auch im ber Rüdficht auf das Jutereſſe, welches ber Client an den, 
Befige der Aeten fowohl zum Behufe ber Information eines neuen Anwalte, 
wenn noch vor dem Schluffe des Verfahrens ein Wechſel eintreten follte, als andir 
zur Nacmeifung ber, Einrede ber vechtefräftigen Enſcheibung im Falle einer, 
Erneuerung berfelben Klage in der Folge Haben könnte. 

6) Daß der Aboocat von ben allgemeinen geſetzlichen Verpflichtungen eines 
Unterthanen in ber Regel keine Befreiung anſprechen könne, verfteht fid vom ſelbſt. 
Ausdrüdlich frei erflärt if er imbeflen 3. ®. von ber Yanbwehrpflict; dgl. bie 
Lanbiwehr-Orbn. v. 7 März 1826 6.4 Nr. 3 (9. B. 11. ©. 442). 
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8.73. 
2) Bie Disciplinarbeirafung der Advocaten insbefondere. 


1) Jede Behörde, mit welcher der Advocat bei der Ausübung 
feines Berufes in Berührung kommt, ift befugt, gegen ihn mit 
Disciplinarftrafen einzufchreiten. Die babei im Allgemeinen anwend⸗ 
baren Strafmittel find: 

8) Ertheilung eines Verweiſes ); 

b) die Streichung ober Herabſetzung ber Deſerviten?); 

e) Gelbftrafen bis zu höchſtens 100 fl.; 

d) Arreſt — aͤußerſten Falls von 4 Wochen; 

e) Suspenſion von ber Praris, wofür die Reviſion von 1822 
ein Jahr ald Marimum beftimmt>). 

Die gänzliche Entziehung bes Rechtes kann wohl nur vom 
Richter in denjenigen Fällen erfannt werden, in welchen fie im 
poſitiven Strafrechte als Hauptfirafe ober als Straffolge ange 
droht iſt ). 

2) Die Zuſtändigkeit zur Verhängung dieſer Strafen 
beftimmt fich nach folgenden Regeln: 

a) Kam die Disciplinarübertretung bei einer Unter». (Gerichtss 
oder Polizei) Behörde vor, fo kann biefe auf Verweis, auf 
Geldſtrafe unter 25 fl.; ingleichen auf Streichung ober Rüde 
erfag der Deferviten bis zu biefem Betrage erfennen. Glaubt 
diefelbe, daß auf eine höhere Strafe zu erkennen fey, fo Bat 





4) Die Zurüctgabe von Schriften mit ber Auflage, bie etwa vorlommenden 
ungegiemenben Stellen wegzulaſſen ober zu ändern, kann man nicht als eine Strafe 
begeiämen; fie iſt für ſich verfligt eine Mafregel, durch welche die Berhängung 
einer Strafe vermieben werben foll. 


2) Berſchieden von biefer Streichung ober Herabfegung ift jene, melde wegen - 


Unfäffigfeit eines Anfage®, ober wegen Uehermafes im Anſate gegeniiber ber 
Abboenten-@ebühren-Orbnung verfügt wird; für bie Ietere gift natürlich das ia 
Terte angeführte Marimum nicht. 

3) Die Berorbn. v. 24 März 1816 (f. $. 71 Note 1) erwähnt nichts von 
einem folchen Marimum ber Guspenftonszeit. 

*) Bel. über bie Gründe Senffert, Comment. ©. I. ©. 864 fi. 
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fie an die einfchlägige Oberbehörbe Bericht zu erflatten, und 

dieſer die Entfcheibung zu überlaffen. 

b) Ergibt ſich ber Fall eines Didciplinarvergehens bei ben 
Mittelbehörben, fo haben biefe fofort zu entfcheiben, und bie 
ihnen geeignet fcheinende Strafe zu verhängen, jedoch mit der 
Beſchraͤnkung, daß bie abminiftrativen Oberbehörden, 
wenn Suspenfion auf mehr ald ein Jahr ausgefprochen werben 
fol, die Sache dem Staatörgthe zur Entfcheibung zu über: 
geben haben?). 

ec) Macht ſich der Advocat einer bisciplinär zu afnbenben 
Handlung vor ben höchften Stellen ſchuldig, fo iR zu unter 
ſcheiden: 

a) Das Oberappellationsgericht ſpricht in Faͤllen, wo auf Ver⸗ 
weis oder eine Geldftrafe bis zu 25 fL.6) zu.erfennen if, 
bie Strafe fogleih aus; in fihwereren Fällen übergibt 
es bie Sache bem Appellationsgerichte zur Faͤllung des 
Urtheils. 

) Die oberſten Adminiſtrativſtellen koͤnnen alle Disciplinar⸗ 
ſtrafen mit Ausſchluß der Suspenſion auf mehr als ein 
Jahr verhaͤngen; beim Staatsrathe fällt auch dieſe Beſchraͤn⸗ 
fung hinweg”). 

3) Das Verfahren bei Disciplinar » Uebertretungen ber 
Advocaten ift fummarifch, ohne alle Weitläufigfeiten und ohne Ein 
leitung eines Unterſuchungsproceſſes. In allen Fällen, in welchen 
die Uebertretung aus ben Acien unmittelbar ober fonft buch vor⸗ 
gelegte Beweiſe genügend erhellt, und wo es zugleich nur auf einen 
Verweis, eine 10 fl. nicht überfteigende Geldſtrafe oder Herabfegung 
ber Deferviten anfommt, find die Strafen ohne. weitere Verhand⸗ 
fung zu erkennen. Iſt die Uebertretung einer Disciplinaworfchrift 
noch nicht hinreichend ausgemittelt, "ober fteht eine Höhere als bie 





Eu 

5) Die 8. v. 1816 erwähnt hier auch der Amotion von ber Admiuiſtrativ- 
Praris; allein. es fcheint mir zweifelhaft, ob diefe Tompetenz dem Staatsrathe feit 
1818 noch zulomme. 

6) Während die Untergerichte Gelbftrafen unter 25 fl. aueſprechen könuen, 
iſt der oberfte Gerichtshof als erſte Disciplinar-Inftanz bie zu 25. fl. zuſtändig. 

) Bol. Über die Nr. 2 die angef. V. v. 1813 Nr. 12, dann jene v. 1816 
Re 2 und 3, 
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angefuͤhrte Strafe in Brage, ober treffen bie beiden Momente ver- 
eint zufammen, fo hat fletS eine vorläufige fummarifche Unters 
ſuchung mit Vernehmung des betheiligten Abvocaten einzutreten®). 


4) Gegen alle Disciplinarftrafverfügungen fteht dem Advo⸗ 
caten regelmäßig der Rerurs an bie höhere Behörde offen”), bie 
dann in zweiter und letzter Inftanz entſcheidet. Wo bie oberften 
Stellen unmittelbar in erſter Inftanz auf Strafe erfannt haben, 
fANt natürlich dieſes Recursrecht hinweg; in Abminiftrativfachen 
iſt jedoch dem Advocaten, ber von einem der Minifterien mit einer 
Disciplinarftrafe belegt worden ift, die Befchwerbeführung beim 
Staatsra:he eröffnet (f. oben $. 53), vorauögefegt, daß auf mehr 
als 50 fl. Geldftrafe, reſp. Rüderfag ber Deferviten, auf mehr als 
beeitägigen Arreſt ober auf Suspenfion von mehr als brei Monaten 
erlannt iſt w). 


Der Recurs muß binnen drei Tagen bei ber Behoͤrde, welche 
die Strafe erfannt, reſp. publicirt Hat, ſchriftlich angemeldet und 
bie Recursfchrift innerhalb 14 Tagen, vom Publicationstage an 
gerechnet, eingereicht werben). Die umtergeorhnete Behörde Hat 
hiernach bie Beſchwerde mit ben Acten und mit Erläuterungs— 
bericht ber höheren Stelle zur Bällung bes Endentſcheides unver 


96, bie ®. v. 1813 Nr. 12 Abſ. 5, dann v. 1822 Nr. II. u. v. 1816 
Nr. 4. Die letztere läßt die Wahl zwiſchen ber Vernehmung zu Prototoll und 
einer ſchriftlichen Berantwortung. 


9) Haben bie abminiftrativen tteiseföchen in erſter Inſtanz erfannt, fo ift 
ber Recurs an das vorgefcgte Minifterium zuläffig; vgl. Blätter für adm. Pr. 
B. II. S. 27. 


) B. v. 1816 Nr. 5, b; am dieſelben Bedingungen iſt ber Recurs gegen 
bie Strafverfülgungen ver Mittelbehörben am ben geheimen Rath geknüpft, Da 
bie fpäteren Berorbuungen bieram nichts geändert haben, fo gelten dieſe 
Bedingungen aut jet noch, um an das einfchlägige Minifterium recurriren zu 
men; 


#1) Die Berorbn, v. 1816 enthält feine Beſtimmung über bie Friften zur 
Anmeldung und Einreichung bes Mecurfes, und fennt überhaupt feine bejonbere 
Anmeldung, ſondern gebietet nur bie Einreichung ber Berufungefchrift bei ber. 
Behörde, welche in erfter Inftanz erkannt hat. 
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glich vorzulegen. Gegen biefe Entfcheibung ift ein weiteres Rechter 
mittel nicht zuläffig ©). 


Zweiter Abfchnitt. 


Die Polizei - Verwaltung. 


$. 74. 
1. Inhalt und Umfang verfelben im Allgemeinen. 


1) Die Polizei» Verwaltung hat bie Aufgabe, bie ftaatliche 
und bürgerliche, ſowie die privatrechtliche Ordnung im Staate 
vorzugsweiſe duch Verhütung von Störungen und Berlegungen 
zu fchügen und zu fichern. Nicht jede Thätigfeit, welche von den 
unter dem Namen von Polizeibehörben beftehenden Organen beforgt 
wird, ift darum eine polizeilichet), wir fchließen vielmehr von ber 
Polizeiverwaltung, abgefehen von ben richterlichen Functionen der 
Behörden, welche im Alfgemeinen bie Polizei üben, folgende Gefchäfts- 
zweige aus: 

RF 





“2) Bgl. Über Nr. 4 bie Verordu. v. 1813 Nr. 12 Abſ. 6 ff., dann bie 
v. 1816 Nr. 5, dann bie Proceß-Movefle v. 22 Jul. 1819 $. 21, mb 8. v. 
1822 Nr. I; Seuffert, Eomment. 8. 1. &. 368 fi. 

4) In biefem Sinne wirb bie Polizei» Verwaltung in bem vor kurzem 
erfienenen „Öandbugje ber gefanumten Polizei-Berwaltung v. ©. Ce. €, Bun- 
der“ dargeftellt. Da erſcheinen bann Rubra wie folgendes (S. 66): „Beruf 
ber Polizeibehörben bezüglich der Verhelfung der Staateangehörigen zum Staats- 
bürgerrechte", gang ertlärfih, wenn man biefe ganze Mafie von Gejchäften ohne 
Gruppirung nad) leitenben Prineipien bloß mechaniſch aneinander reift. — Cben⸗ 
fowenig vermögen wir ber Anfict won Moy's in feinem Lehrb. bes Verw. R, 
8. L ©. 120 beizutreten, ber da behanptet, „die am fich rechtliche gleichgilltige 
Borm des gefelligen Bebens bilbe das Augenmerk ber Polizeigewalt“, ba 
wir gerabe das gefellige Leben als ein@ebiet betrachten, das von ber polizeilichen 
Einwirtuug möglicft frei feyn foll. 
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a) Die fogemannte innere ober RegiminalsBerwwaltung, bei wel⸗ 
her bie Abficht der handelnden Behörden zunächft und birect 
nur dahin geht, bie Beftimmungen ber beftehenden Berfaflung 
in Ausführung zu bringen, bie verfaffungsmäßigen Rechte bes 
Staatsoberhauptes zu wahren unb aufrecht zu erhalten, und 
die entfprechenben perfönlichen Pflichten der Knterthanen geltend 
zu machen. 

b) Die Pflege ber geiftigen und materiellen Intereffen, die noch 
immer gewöhnlich mit dem Ausbrude „Wohlfahrts- Polizei" 
bezeichnet und in die Eultur- und Wirthſchaftspolizei getrennt 
als Beftanbtgeil ber Polizei behandelt wird. Da biefe Thär 
tigfeit von ber polizeilichen ſowohl Hinfichtlich ber Vorauss 
ſehungen, als bes Zweckes und ber Mittel verfchieden ift, fo 
erſcheint es im Intereſſe der Klarheit und Angemefieneit ber 
Darftelung nöthig, fie, auch gefondert zu behandeln (I. 
Abſchn. I1.). 

Um ihrem Zwecke genügen zu fönnen, muß bie Polizei auf 
alle thatfächlichen Zuftände und Vorgänge im Staate fortwährend 
Acht Haben, damit fie von jedem gefährbenden oder verfegenden 
Verhältniffe Kenntniß erhalte, und darnach ihre vorbeugende Thätige 
keit einzurichten und zu bemeflen im Stande ſey. Die wohlgeord« 
nete, moͤglichſt umfafiende Beobachtung iſt die nothwendige Vor⸗ 
bedingung einer zweckmaͤßigen Polizeiverwaltung, unb gehört baher zu 
ihren Rechten unb zu ihren Pflichten?). 

2) Neben ihrer wefentlihen Aufgabe ift ben Polizeibehörden 
als ſolchen noch die Unterftügung ber Gerichte bei der Ausübung 
ber Steafgerichtöbarfeit, bie Ermittlung von Delicten, ihrer Urheber 
und der Momente, bie zur Ueberführung ber Iegteren dienen, zur 
Pflicht gemacht, und ihnen zugleich das Recht eingeräumt, in Bezug 
anf Hanbfungen ober Unterlafjungen, welche zwar an und für fi 
Rechte des Staates ober eines Unterthanen nicht verlegen, jedoch 
wegen ber Gefahr für rechtliche Ordnung und Sicherheit unter 
Strafe verboten ober geboten find, befgleichen in Bezug auf jene 


2) Bot. über bie Nothwendigkeit biefer beobachtenden Tätigkeit und über 
ihre Organifation G. Bimmermann, 6 bie beutiche Polizei im 19 Jahrh. Th. L 
8.1. ©. 39 fi. 
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geringeren Rechtöverlegungen, welche ihnen durch befonbere Sxefepe 
überwiefen find — d. i. in Bezug auf alle Polizei⸗Uebertretungen 
bie Unterfuchung zu führen und das Urtheil zu fälen®). Daß fie 
auch in gewiſſen Civilftreitigfeiten zuftänbig feyen, Haben wir oben 
46. 65 ff.) ſchon ausgeführt, 


I. Die Organe der Polizei-Verwaltung. 


8. 75. 
1) Im Allgemeinen. 


1) Die Polizei» Verwaltung wird unter ber oberſten Leitung 
bes Minifteriums des Innern (f. oben $. 19) und unter, Aufficht 
und Controle der Kreisregierungen, Kammern bed Innern (f. oben 
$. 40) von den Difttictö-PBolizei-Behörben, d. i. in den unmittel⸗ 
baren Städten von ben Magiftraten, fonft von ben Landgerichten 
beforgt. Bei allen diefen Stellen und Behörden bildet bie Polizei 
in bem obigen Sinne bed Worted nur einen Theil ihres Wirkungs⸗ 
kreiſes; es find ihnen auferbem noch andere, ihrer Zahl und 
Beſchaffenheit nach wieber verſchiedene Gefchäfte übertragen‘). Der 
Magiftrat übt bie Polizei nach Maßgabe ber Inftruction für bie 

. Polizei » Directionen vom 24 Sept. 18082) aus. Zur Zeit find 
übrigens für alle größeren Städte, mit Ausnahme Mündens®), k. 
Commiffäre beftellt, über deren Verhältnig zum Magiftrat bie Ver- 
ordnung vom 15 Sept. 1818 Maß und Norm gibt). — Den 


®) Vergl. Über dem vorftehenden Paragraphen Rau Über Begriff und Wefen 
ber Polizei in ber Zeitfchr. für bie geſammte Staatswiſſenſchaft Jahrg. 1858 S. 
605 ff., mit beffen Auffafjung wir im Weſenilichen einverftanden finb. 

1) ©. 5.74. Die Polizeibehörben erfebigen ihre Geſchäfte regelmäßig nad; bene 
Blireau⸗Syfteme ; ber Borftand hat baher zunädft das echt und bie Pflicht zu 
handeln, fowie auch nur ihn bie Berantwortlichkeit trifft. Darum kann 5.8. bie Aus⸗ 
ſtellung und Bifirung von Päflen und fonftigen Legitimations-WBapieren nur vom 
ihm ausgeben. 

2) ©. biefelbe in ber 9. ©. II. 237. 

5) Wegen Münchens ſ. oben $. 20 Note 2. 

S. dieſelbe in ber 9. ©. II. S. 407 und vgl. oben $. 20, In bee 
Regel iſt ein Mitglied ber Kreisregierung, ober ber Vorſtand bes am Orte befinde 
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Landgerichten find die Magifttate ber Meineren Städte und Märkte 
als Organe zur Ausübung ber niederen örtlichen — ber fogenanns 
ten Local-Bolizei, und bie Vorſteher ber Landgemeinden als Organe 
bet Dorf» und Feldpolizei untergeben. Der Wirkungskreis ber 
erfteren ift ber nämliche, wie ber ber ehemaligen Patrimonialgerichte 
(h. Beil. VI. zur Verf. Urk. 8. 90); welche Rechte dem Gemeinde 
vorfteher in Bezug auf die Poligeivermaltung zufommen, darüber enthält 
das Gemeinde⸗Ediet in den 88. 107 — 116 genauere Beftimmungen?). 

2) Zur Handhabung ber Polizei, zur Erhaltung der Ruhe, 
Orbdnung und Sicherheit im Innern bes Landes befteht ein eigenes, 
militaͤriſch organifirted Gendarmeriecorps, gebildet aus neun 
Eompagnien, einer für jeben Kreis und einer für die Hauptſtadt Muͤn⸗ 
Gen‘). Die Eompagnien theilen ſich in (12) Brigaben, und jede Bris 
gabe befteht aus 8 Gemeinen und einem Brigadier ; fie werden im gan⸗ 
zen Kreife nach gepflogenem Einvernehmen zwiſchen ben Kreisregie⸗ 
rungen und den Gompagnie-Commandanten vertheilt, fo baß jedenfalls 
am Sige jeder Diftrictö-Poligeibehörde fich eine Station befindet. Die 
Handhabung ber Disriplin über die Mitglieder biefes Corps ift zumächft 
Sache ihrer Borgefeßten und eines befonberen Disciplinarrathes; bie 
legte Inftanz in Disciplinarfachen ift das Minifterium ded Innern. In 
gerichtlichen Ungelegenheiten gelten für die Angehörigen des Corps dies 
felben Orunbfäge, wie für bie Angehörigen bes ſtehenden Heeres ; auch fie 
ftehen baher in Verbrechens» und Vergehensfällen unter der beiondern 
Militärgerichtöbarkeit, und zwar bildet Das Corps-Commando bie erfte 
Inſtanz. 


lichen Landgerichts zugleich Etabt-Eommiffär; eigene Commiſſäre beſtehen zur Zeit 
nur in Bamberg, Erlangen, Fürth, Nürnberg und Memmingen. Beſondere 
Commiſſionen verwalten bie Polizei in Bezug auf Studirende iu ben Univerfitäte- 
Rüdten; ſ. 8. v. 15 Sept. 1818. bie Polizei in den Univerfitätsfläbten bett. 
(Gefegl. v. 1818 ©. 628). 

5) Weber bie mittelbaren Magiftrate noch bie Gemeindevorſteher bilben- eine 
beſondere Inſtanz in Poligeifachen, fondern fie find als fländig-committirte Bollzugee 
organe ver Diftriets- Polizei- Behörden zu betrachten. 

%) S. das Ebiet, die Errichtung einer Genbarmerie betr. v. 11 Oct. 1812 
R. Bl. ©. 1737 ff). Die VBeftimmungen über bie Formation, über bie 
Ernennung der Officiere (auf Antrag des Dlinifteriums des Innern), ber Unter- 
sffliere und Gemeinen, über das Aanceinent, bie Uniform, Bewaffnung, die 
@agen, die Löhnungen (Art. 3 — 86) werben hier übergangen, 
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Der Dienft der Genbarmerie it theild ein ordentlicher, 
ben fie von ſelbſt und regelmäßig zu verrichten hat, teils ein außer 
ordentlicher, ben fie nur auf befondere Requifition in einzelnen 
Fällen leiſtet. 


2) Der Dienſt der -Gendarmerie insbefondere. 


$. 76. 
a) Der ordentliche Dienft berfelben. 


Zum ordentlichen Dienfte gehört namentlich: 
a) Die beftändige Umfchau in dem 
angemwiefenen Bezirke, um von jede 
ober verlegenden Thatfache Kenntni 
hiezu find zweckmäßig organifixte P 
Wahrnehmungen werben ber betri 
dem Gerichte zur Anzeige gebracht 
> und ben benachbarten Abtheilungen 
b) Die Gendarmerie Hat Verbrecher, d 
werben?), fowie jene, welche wegen begangener Verbrechen 
ftedbrieflich verfolgt find, zu arretiren. Das gleiche Recht 
fteht ihr in Bezug auf ſolche Individuen zu, welche durch 
Tragung blutiger Waffen, durch ben Befig von entwenbeten 
oder geraubten Sachen, ober durch andere fichere Anzeigen ben 
Verdacht eines Verbrechens auf fich laden). 





4) Die Patronillen einer jeden Brigade follen barım wenigſtens alle 8 Tage 
mit jenen ber benachbarten Brigaden an bem Grünzen ber Diftriete zufarrumen- 
kommen, um ſich wechjelfeitig ihre Dienflesnotigen mitzutheilen, bie Gefangenen 
abzugeben, beren Transport von Brigabe zu Brigade angeordnet iſt m. f. iv. Art. 
140 mb 141, dann 143. In neuerer Beit ift eine regelmäßige periddiſche 
Communication aud; mit ber äfterreijifchen Genbarmerie organifit; vgl. bie 
Belanutmadung v. 14 Jan. 1852 (D. B. XXIX. (IX.) ©. 27). 

2) Diefelbe Verbindlichteit ber Ergreifung liegt ihr namentlich ob bei Holz au 
Gelbfrevlern, Wilddieben und bewaffneten Zolldefraudanten (Art. 124). 

®) Ueber die Art der Uebung biefer Befugniß enthält das Ebict in ben Art. 
191, 193, 194 und 195 genauere Regeln. Hiernach iſt bie Gendarmerie berechtigt, 
BVirthe- und Gafthäufer, fowie andere bem Publicum offeufichende Häufer zu 
jeder Stunde bes Tages bis zur Zeit, wo ſolche nach bem beſtehenden Polizei- 
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c) Wo fie Spuren eines Verbrechens ober doch ſolche That⸗ 
fochen auffindet, die ein Verbrechen als möglich erſcheinen 
laſſen, wie 3. B. Leichen auf ber Straße, im Walde, im 
Waffer, ba erſtattet fie fchriftliche Anzeige und bemerkt babei 
zugleich, was ihr etwa über die Urheber und bie Mitſchuldigen 
zur Kenntniß gekommen ift). 


d) Ste bewacht Herrenlofe und vagirende Perfonen, arretirt 
jene, welche fle als Landſtreicher Fennt, ober die ihr als ſolche 
verbächtig find, Hält die fremden Perfonen, welche entweber mit 
gar feinem, ober mit feinem regelmäßigen Paſſe verfehen find, 
an, und ſtellt ſolche vor den nuͤchſten Poltzeibeamtend). 


e) Sie findet ſich bei allen größeren Bolfsverfammlungen, bei 
Bochen- und Jahrmärkten, bei öffentlichen Feſten und Feier⸗ 
lichleiten ein, und erhält Orbnung und Ruhe babei; uner⸗ 
laubte Zufammenrottungen hat fie zu verhindern und zu zers 
ftreuen®). 

N) Sie beforgt die Polizei auf den Heerftraßen, erhält bie freie 
Communication und Hält bie Kutfcher und Fuhrleute an, ſich 
ben Regeln ber Straßenpolizei zu fügen, zu welchem Ende 
fie befugt ift, diejenigen, welche ſich ihr wiberfegen, vor ber 





Borferiften geſchloſſen werben müffen, zu vifitiren, um bort jene Perfonen zu 
finden, weiche ihr als Verbrecher äffenelich bezeichnet find, ober zu beren Berhafe 
tung bie competente Behörbe ben Befehl gegeben hat. Den freien Eintritt in 
andere Privathäufer kann die Gendarmerie dagegen für fi ohne Autorifation nicht 

) Mit ber Anzeige geringer Poligeifrevel foll ſich in ber Regel bie Genbar» 
merie nicht abgeben; f. jeroch Note 2 Art. 127, 128, 129 und 145. 

6) @biet rt, 196 und 185, verbunden mit Art. 190 und 192. Hienad) 
aan fein Reifender bem Genbarmen bie Vorzeigung feines Pafles verweigern, wos 
gegen ber Gendarm zur Beobachtung bes gehörigen Anftanbes verbunben ift, umb 
als folder durch feine Uniform enlich ſern muß. Die Gaſtwirthe insbefondere 
Fand ſcholdig, den Offieieren und Brigabiers bie Lifte der beherbergten Fremden 
(ba8 dremdenbuch) vorzulegen. 

© Ebiet Art. 125 und 130. Dem Widerſtande bei Bollsaufliufen 
mit Gewalt ber Waffen zu begegnen, iſt bie Genbarmerie nur dann berechtigt, 
ir hut is anregen der Pfhäce bay ann i 

» 
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naͤchſten Obrigfeit, zu fielen, die fogleich die Beftrafung des 
Wiberfpänftigen verfügt”). 

- g) Sie arretict biefenigen, welche aus Unvorſichtigkeit oder Nach⸗ 
läffigfeit mit Reiten, Fahren ober auf andere Art Iemanben 
auf ber Straße ober auf öffentlichen Plägen befchäbigen, oder 
welche an ben bem öffentlichen Bergnügen und der Bequemlich« 
feit gewibmeten Anlagen muthwilligen Frevel üben). 

b) Sie escortirt gefangene ober verurtheilte Verbrecher und 
bewacht fie, wenn folche unterwegs nicht in ficheren Gefäng- 
niffen verwahrt werben fönnen®). 

i) Endlich iſt der Gendarmerie bie Aufficht auf die Angehörigen 
ber Armee, foferne biefe außer Dienft find, ober ſich bei 
Märfchen Ercefle erlauben, zur Obliegenheit gemacht #). 


8.77. 
b) Der außerorbentlige Dienſt. 


1) Die Gendarmerie hat auf jede legale Anforderung, welche 
an fie ergeht, bewaffneten Beiftand zu leiten. Solchen zu forbern 
find aber befugt: 

a) bie Kreisregierungen, Kammern bed Innern und bie oben 
Eimanzbehörben; 

b) die unteren Polizeibehörben, wenn es um Vollziehung ber 
BPolizeiverfügungen oder um bie von ben Juftigbehörben requi⸗ 
rirte Affiftenz zum Vollzuge richterlicher Exfenntnifle zu thun 
if. Namentlich kann die Gendarmerie bei Volksaufläufen 
ober Zufammentottungen dem Wiberftande nur Bann mit 
Gewalt der Waffen begegnen, wenn fie hiezu durch eine aus⸗ 
druͤclliche fehriftliche Requifition ber Polizeibehörbe auterifizt, 
und von eimem Abgeordneten berfelben begleitet if, welcher 


7) Eier Met, 197. Dahin gehört num namentlich auch bie Kufficht auf bie 
Weletliche Breite ber Robfelgen; ſ. Geſ. 25 Hal. 1850 (9. ©. Vh 
©. 108 fi). 

©) ©. das mehr erwähnte Gbict Art. 138, 

9) ick Mer, 131, womit zu verbinden it Mt, 202 — 201 

10) @bict Kt, 182, 138 u. 184. 
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vorher dreimal zum Auseinandergehen auffordert '). — Ter 

Requifition untergeorbneter Gerichts⸗ und Poltzeibiener hat 

bie Gendarmerie nur bann zu entfprechen, wenn Gefahr auf 

dem Verzuge haftet; 
©) bie Rentämter, wenn fie die Staatsabgaben durch Execution 
beiqutreiben genöthigt, und zur Requifition ber bewaffneten 

Gewalt von ben vorgefegten Finanzſtellen autorifirt find; 

d) bie Forftämser zur Handhabung ber Forftpolizei, wenn das 

Borfiperfonal zur Arretirung ber Forſtfrevler nicht zureicht ?); 

e) die Mauthämter, wenn das Mauthperfonal nicht im Stande 
iR, ohne ihren Beiſtand verbotene Aus⸗ und Einfuhr -zu vers 
hindern , "die tarifmäßigen Abgaben zu erholen, und fi ber 

Mebertreter ber Zollgefege zu verfichern®); 

N) die Einnehmer der Brüden- (und Weg.) Gelber gegen jene, 
welche fich ber Bezahlung ber ſchuldigen Abgabe widerfegen. 

Die unter a, b unb c genannten Stellen und Behörden find 
insbefondere befugt, bie Genbarmerie zur Escortirung der Poſt⸗ 
wägen, Couriere, Gelb» und anderer Transporte zu requiriren. 

. Keine Behörde ann jedoch bie Gendarmerie für einen außer 
ihrem Bezirke zu leiftenden Beiftand requiriren, und feine ift 
befugt, fich ber Gendarmen zur Vertragung ihrer Schreiben und 
Berichte zu bedienen 4), 

2) Der zum bewaffneten Beiftand ober zur Arretirung irgend 
einer Perfon requirirte Brigade ober Eompagnie-Commandant 
Bat, wenn bie Requifition von einer bazu berechtigten Behörde 
ſchriftlich geſtellt iſt, derſelben bei Vermeidung fofortiger Suspens 
fon und, einer Arreſtſtrafe von mindeſtens drei Monaten, ohne 





4) S. das Ediet Art. 199. Ueber bie Art ber Aufforderung 1. das Gef. das 
ber bewaffneten Macht zc. betr. v. 4 Mei 1851 (9. 8. VI. ©. 477). 

2) Damit ſtimmt das Forfigefeg v. 28 März 1852 Art, 113 (9. 8. VI. 
©. 350) überein. 

3) Bsl. auch das Zollgefe v. 17 Nov. 1837 5. 28 (G. U. ©. 190). 

H Bol. Über bie Mr. 1 bie Art. 144, 145 umb 146, dann 170 ımb 173 
bes öfter erwähnten Edicts. Der Art. 147 verfügt insbefonbere, baf ber Chef 
einer Escabron oder Compaguie auf Requifition einer Poligeibehörbe mehrere Bri⸗ 
gaben verfammeln könne; jedoch muß durch bie vequiciende Behörde binnen 24 
Stunden die Auzeige bei ber vorgejeßten. Freisfelle ‚gemacht und deren Bench 
migung erholt werben, B . 
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weiters zu genügen, indem bie requirirende Behoͤrde ausſchließlic 
dafür verantwortlich bleibt, daß fie feine Verhaftung und feine 
Anwendung von Gewalt anorbnet, wozu fie nicht nach ben Gefegen 
befugt if. Die Vollziehung ber Requifition iſt Sache ber 
Gendarmerie, und bie requirirenden Behörden haben ſich nicht in 
jene Anordnungen zu mifchen, welche die Eommandanten dießfalls 
in militärifcher Hinficht nothwendig oder zwedmaͤßig finden. Ueber 
den Vollzug ber Requifition ift der. vequiritenben Behörde ſowohl 
als dem Corps⸗ Eommandanten durch bie vorgefegten Dfficiere 
Rapport zu erftatten?). 

In außerorbentlichen Fällen fönnen auch Beftanbtheile bes 
ſtehenden Heeres zur Erhaltung, reſp. Wieberherftellung ber innern 
Sicherheit und ber gefeglichen Ordnung aufgeboten werben. : Das 
Aufgebot muß in ber Regel von ber zuftändigen Civilbehörde und 
zwar in fehriftlicher Form geftellt werben. Nur ausnahmaweife ift 
auch ber Officier ber Gendarmerie bie Beiftanbleiftung des Militärs 
zu fordern berechtigt, wenn er fich über deren Bedarf zur Ausführung 
feines Auftrags ausweifen Tann, bie Hülfe ſchriftlich nachſucht und 
wegen Gefahr auf dem Verzuge die Requifition Durch bie Eivilbehörbe 
nicht thunlich ift®). 


Erſtes Eapitel. 
Allgemeine Anordnungen für Sicherung der Ordnung. 
j s. 78. 
Einleitende Heberficht. 


Der Zwed, ben bie Polizei» Verwaltung im allgemeinen ver 
folgt, wird zunächft buch folche Anordnungen zu verwirklichen gefucht, 


5) ©. das Ebict Art. 150, 151, 152 und 200; der Art. 201 droht dem 
Mitgliedern des Eorps, bie einen Arreſtbefehl gegen eine Perfon ertheilen ober 
vollziehen, deren Verhaftung nach dem Ediete nicht erlaubt ober angeordnet ift, 
bie Strafe der mißbrauchten Amtegewalt, 

6) S. das oben bei Note I angef. Gef. v. 1851 und das Ediet Art. 179 
mb 180. 

Boezl, bayer. Verwal tungerecht. 11 
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welche überhaupt bie beſtehende Ordnung, fowohl bie öffentliche, 
als bie bürgerliche und privatrechtliche zu erhalten und vor Stö⸗ 
nungen und Berlegungen zu fichern beftimmt find. Zu ben Zweigen 
ber PolizeisBerwaltung, welche in biefer Richtung wirken follen, 
gehören Hauptfächtich folgende: 

1) Das Recht der Boltzelbehörben, einzelne orbnungögefährbende 
Handlungen ber Strafe zu gebieten ober zu ver 
bieten. Daß biefes Recht nicht als Ausflug einer ben 
Behörden zufichenden Autonomie aufzufaffen fey, verfieht 
ſich von ſelbſt; denn es bildet dasſelbe nur einen Beftanbtheil 
des ihnen übertragenen Amtes, und ift. darum ebemfo ihre 
Pflicht wie ihr Recht. 

2) Die Fremden- reſp. Baß- Polizei. Die Aufſicht und 
Eontrole über die Fremden erhält nur von dieſem allgemeinen 
Geſichtspunlte aus betrachtet ihre richtige Stellung !). 

3) Das BagantensWefen. DieBerhütung bes.offenen und 
bdes verdeckten Müßigganges und Bagirens, ſowie das Ein 

"- ſchreiten gegen die wirklich vorkommenden Bälle besfelben, 
Findet im Allgemeinen im Interefie ber Sicherung und Erhaltung 

der Ordnuug flatt?). 

4) Die Armen⸗Pflege und Polizei. Das mas ben Staat 
beftimmt, Fürforge für die Armen zu treffen, ift die Rüdficht 
auf Schug ber Ordnung; er wird baher bie Armenpflege nur 
infoferne in ben Kreis feiner Thätigfeit ziehen, ald bie durch 

- bie Gebote ber Religion und ber Menfchlichleit gebotene 
Unterftägung ber Armen ſich als unzureichend erweist, und 
ber ftaatliche Zwang fich als notwendig barfteltt®). 


4) Wunder in feinem Handbuch ber geſammten Polizei- Verwaltung hat fie 
muter der Rubeit aufgellipet: „Poligeilicher Beruf bei Gichesheitegefäßtbusgen umb 
gegen Bevortheilung bes Bublicume, ſowie gegen Abbruch des allgemeinen Suterefjet, 
Unter dieſer Rubrik läßt ſich nach unferm Ermeffen die ganze Polizeiverwaltung 
handeln, 

2) Das Mandat, bie Bettler und Landſtreicher betr. v. 28 Nov, 1816 (f. 
unten $ 84), bemerft ausbrüdtich iu feinem Cingange, „daß bas Gewerbe ber... 
aller öffentlichen Orbmung und Sicherheit twiberftrebe", umb es if daher mfere 
Syſtematit auch poſitiv gerechtfertigt. 

3) Die Armenpflege. gehört nad) unſerer Auffaffung nicht aux Paligei; 
Re fan und fol unabhängig von ber Polizei ihrer Aufgabe zu genügen: ficken; 
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5) Die Theuerungsr Polizei. Nicht bloß bie Rüdficht auf 
bie Exhaltung der phyſtſchen Eriftenz und auf bie Abweht von 
Krankheiten und Seuchen, ſondern auch bie Erwägung ber 
politifchen Gefahren, welche mis. jeher bebewtenben Theuerung 
verfmüpft find, veranlaffen bie Staats⸗Polizei, Maßregeln 
Dagegen. zu ergreifen ®). 


8. 79. 
1. Das Hecht der Yolgeibehörden Strafgebote zu erlaffen?). 


Einerfeit8 um ben Vollzug ber allgemeinen Polizei-Borfchriften 
durch Anwendung ber gefeplich zuläffigen Zwangsmittel zu fichern, 
anberfeitd um bie etwaigen Lüden ber generellen Normen auszus 
füllen, wo e8 bie befonderen Verhältniffe eines befchränkteren Kreifes 
ober eines Ortes fordern, fteht den Polizeibehörden das Recht zu 
Orbnungen zu erlafien, und deren Nichtbefolgung mit Strafe zu 
bedrohen. Diefe Befugni kommt ben Bolizeibehörden aller Abſtufun⸗ 
gen, jedoch felbfiverftänblich nur innerhalb ihres Amtsbezirles und‘ 
in ben Gegenftänden ihres Wirfungsfreifes zu?). Daher Tonnen 


Kur inſoweit dieſes irgendwann oder irgembivo nicht der Fall if, greift Die Pott 
zei ein. Vorerſt hat fie nur zu beobachten, wie bie Armenpflege beſtellt fey, mb 
nöthigenfalle ihre Thätigfeit eintreten zu laffen. 

A) Bel. Dr. W. Roſcher, über Kornhandel und Thenerumgepofitit, EEE, 
Aufl. ©. 65. „Die großen Revolutionen, welche die Geidichte ke, find ger 
häufig durch große Theuerung vorbereitet worden“. 

4) Allgemeine Regeln über den Umfang und die Art ber Uebung bieferBefugr 
niß hat unfere Geſetzgebung bis zur Stunde nicht aufgeſtellt; man iſt daher 
genöthigt, bie einer Reihe von Gpecial-Berorbnungen zu Grunde liegenden Prine 
Gipien zu ermitteln. Der Entwurf eines Polizei ⸗Strafgeſetzbuchs, welcher bem 
Kammern im Jahre 1851 — 52 vorgelegt wurde, enthält über umfere Frage im 
ben Art. 239 — 248 genauere Beftimmungen. — In ber Pfal gelten in dieſc 
Beziehung die Varſchriften bes franzäffcpen Rechtes; vgl, barliker: „bie bes Beirger- 
meiftern ber Pfalz zuſteheude Befugniß Localpolizeibeſchlüſſe mit: Strafwirtſam⸗ 
keit zu erlaffen. Bon €. 2. F. Medicus. Speier, 1846. Bon fremben Geſetzen, 
bie in der jüngften Zeit zur diegelung dieſer Berechtigumg erfaffen wurben, erwähnen 
wir eines ſachfen / weimoar ſchen v. 7 Ian. 1854 „Über das Strafandrohungodecht 
ber Polizeibehörben (R. BI. Nr. 4)". 

* 2) Das angef. fuchfen-meimar’fche Geje verfügt daher we Die belhꝛei · 
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) bie unteren Polizeibehörden Teine allgemeinen Verordnungen 
erlaſſen, noch bie beftehenden abändern, ſondern nur dieſe für 
den Fall und Ort erneuern, bie ben befonderen Berhältniffen 
bes Ortes entfprechenden, von ber allgemeinen Verordnung 
unbeftimmt gelaffenen Strafen androhen und ben Berhältnifien 
ihres Bezirks angemefiene Reglement erlafien®). 

.b Die Kreisregierungen find befugt, allgemeine Anordnungen 
zur Erhaltung ber öffentlichen Ruhe und Sicherheit im Kreiſe 
zu treffen, unter Beobachtung ber Geſetze und ber allgemeinen 
unb fpeciellen höheren Befehle. Ihre Stellung als Auffichtse 
organe in Bezug auf bie Unterbehörben bringt es mit fich, 
baß fie berechtigt find, Die von dieſen ausgegangenen generellen 
Exlaffe abzuändern oder aufzuheben‘). 

c) Das Minifterium des Innern trifft alle jene Anordnungen, 
welche im Intereffe der Handhabung der allgemeinen Staats⸗ 
und Landespolizei als nothwendig oder nuͤtzlich erfcheinen, und 
beftimmt bie ben Uebertreter berfelben treffenden Strafen. 

. Daß e8 dabei die beftehende Verfaffung und die Geſetze, ſowie 
die Föniglichen Verordnungen nicht verlegen dürfe, folgt aus 
feiner rechtlichen Stellung als eines Vollzugs-Organs. 

* Um bie Unterthanen zu verbinden, müffen felbftverftanden alle 
diefe Anorbnungen der PolizeisOrgane in gehöriger Weiſe befannt 
gemacht werben >). 





Behörden haben innerhalb ifrer verfaffungsmäßigen Zuftänbigteit und vorbehaltlich 
des Rechtes eines jeben Betheiligten, im Verwaltungeweg gegen berartige Ber- 
fügungen Berufung einzulegen, bie Befugniß 20.” 

3) Bol. 4. ©. das Gefeg Über Bergung des Waſſers v. 28 Mai 1862 
(9. 8. VIL ©. 409 fi), das ben Diftricte-Boligeibehörden in ben Art. 9, 52, 
53, 9% und 100 das Kedht Strafgebote zu erlaffen einräumt, dann basForfigefeg 
von gleihem Datum Art. 45 und 76. Andere Beifpiele find bie Vorſchriften in 
Bezug auf Hunde, dann Fiafer-, Droſchten · und Omnisus-Orbmungen u, f. w. 

%) Bgl. bie Format. 8. v. 17 Der. 1825 $. 37 (9. 8. II. ©. 362). 

5) Der angef. Entto. von 1850 verfügt in biefer Beiehung (Art. 245): „Die 
von ben Poligeibehörben ımb Berwaltungsftellen erlaffenen SPoligei - Vorfhriften 
treten in bem Bezirke, für welchen fie erlafjen find, mit dem Tage ihrer Bekannte 
machung in Wirkfamfeit, infoferne nicht eine weitere Friſt feftgefegt wurde. — 
Zede ſoiche Borfieift if in beglaubigter Form und mit amtlicher Befätigung ber 
gelhehenen Belanntmadung ben zuflänbigen Strafgerichten mitzutheilen, und vor 
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I}. Die Fremden - und Paßpolijei i). 


8. 80. 
1) Das Paßweſen in Bezug auf Ausländer. 


4) Ausländern iſt der Eintritt ind bayerifche Gebiet nur auf 
Grund eines ordnungsmäßigen Pafles geftattet. Orbnungsmäßig ift 
berfelbe, wenn er 

a) die zur Conſtatirung ber Ihentität ber Perfon bes Inhabers 
erforderlichen Momente?) enthält; 

b) den Aufenthalt bes Fremden feit der Bapausftellung im Wefent- 
lichen glaubhaft nachweist; 

c) feine Spur einer Faͤlſchung wahrnehmen läßt; 

d) durch die Eigenfchaft ber ausftellenden Behörde genugfam vers 
bürgt®), und 

e) mit dem Bifa des bayerifchen Geſandten verfehen ift, falls 
er an einem Orte ausgeftellt wurde, wo ein folcer- feinen 

Sig hat. Unterthanen beutfcher Bundeöftanten bebürfen biefes 

Viſa's nur infoferne, als ihre Regierung dieſelbe Formlichleit 

von ben nach ihren Gebieten reifenden Bayern fordert), 


ihrer Bekanntmachung in Abfchrift an die vorgeſetzte f. Polizeibehörbe oder Stelle 
einzufenben « 

%) ©, die ®. das Paßtwefen betr. v. 17 Sänner 1837 (9. 2. IL &. 411 
fi.) und bie Juſtruction bazu v. 20 San. 1837 (a. a. D. S. 423 ff.). Die 
BolizeisBerwaltung nimmt ben Begriff des Fremden in ejnem viel weiteren Sinne 
als er im Verf. R. (f. mein Lehrb, ©. 41) vorkommt; ihr ift jeber Ein Freinber, 
der ſich außerhalb des Amtsbezirls befindet, in dem er feinen Wohnſihat. 

. 2) Diefe find nach Art, XXVI. ber ange. ®. Bor» und Zuname, Stand, 
Wohnort, Reifeziel und Reifestwed, allenfallfige Begleitung, Unterfgrift, Paßdauer 
und Gignalement. 

5) Der Paß gilt in biefer Beziehung als verbirgt, a) wenn er enimeber 
von einer oberften Staatsflelle, ober von einer Provinciaf-Regierungsftelle ausge» 
ſtellt it; b) wenn er von dem Gefanbten ober Conſul bes betreffenden Staates 
zur Rildtehr ausgeftellt ober verlängert ift; c) Bei Untertfanen ber beutfchen 
Bundesſtaaten, wenn er von einer Bezirkepofizei-Behörbe ausgefertigt it — in 
beiben letzteren Fällen jedoch nur unter ber Borausfegung ber Gegenfeitigkeit; 
angef. 8. v. 1837 Art. XIII. 

%) Befondere Borfepriften beftehen rüdficptich der Behandlung auslänbifcher 
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Die Unterthanen ber bem Papfarten » Verein angehörigen 
Staaten?) können fich ſtatt des Pafles durch eine Baßkartes) legiti— 
miren. ine folhe kann aber nur ausgeftellt werben an Perfonen, 
welche 

a) ber Polizeibehörde als vollfommen zuverläffig und ſicher 
befannt, 
PK) völlig felbfändig find”), und 
, 9’) {m Bezirke der auöftellenden Behörbe ihren Wopnfip haben. . 

Keiner Reifelegitimation bedürfen: vegierende Fürſten und 
Glitder von regierenden Häufern für fi und ihr Gefolge, und 
dann bie Bewohner des Graͤnzbezirks, infoferne fie die Gränge bloß 
zum Behufe bes gewöhnlichen Graͤnzverlehrs überfchreiten, ober doch 
ihr Reifeziel nicht über 6 Stunden von ihr entfernt iſt. 

Andere Legitimations⸗Papiere flatt der Päffe reſp. Papfarten 


en: - 

2) für ausländifche Fabrifanten und berechtigte Gewerbsleute 
ober Kunftarbeiter, auslänbifche mit einem offenen Laden in 
ihren Wohnorten verfehene Kaufleute und Erzeuger von Natur 
gätern, welche zum Befuche ber Märkte nad) Bayern reifen; 
fie legitimiren ſich durch Zeugniffe der Polizeibehörde ihres 
Wohnorts über bie obigen Eigenfchaften. Das Gleiche gilt 

b) bei auslänbifchen Frachtfuhrleuten, welche nach ober durch 
Bayern kommen. 


Scaufpieler, Gautler, Marionettenfpieler, Bärentreiser u. ſ. m. |. M. E. v. 
10 uf. 1840 (DL. 8. XXIX. (IX.) ©. 318 — 20). 

5) Dieſe ſind: Preußen, K. Sachſen, Hannover, Mellenburg- Schwerin, 
Sadjfen-Weimar, Sachfen-Atenburg, Sadfen-Coburg- Gotha, beide Reuf, Schaum- 
burg-fippe, Bremen und Hamburg (#. Bl. v. 1851 S. 25), dann Gchwarze 
bnrg-Rubolflabt (a. a, DO. S. 105), Kurheſſen und Lübeck (eben. S. 151), 
Noffau (S. 257), Frankfurt, (©. 463), deſſen -Darmſtadt (©. 510), Baden 
(®. 2. v. 1852 e. 139), Sippe (©. 677), Walded (K. BL, v. 1853 ©. 5) 
und Ofbenburg ebend. S. 1401). 

6) Ueber die Form berfelben f. die V. v. 14 Yan. 1851 (R. Bl. v. ©. 
25) ff. Sie ift immer nur auf die Dauer eines Kalenderjahres gäftig, und unter» 
Liegt Teiner Bifltung. 

N) Der er. IE der angef. 8. führt als Kategorien und unfelbfländige Per- 
fonen auf: Militärperfonen, unter väterlicher Gewalt oder Vormundſchaft Rehenbe, 
Handlungebiener. Den erfteren kann nur mit Genehmigung, ber beiden letzteren 
nur auf Antrag ihrer Vorgefegten eine Paßlarte ertheilt werbeit. 


Zweiter Abſchn. Das Pahweſen in Bezug auf Ausfänber. 467 


c) Auslänbifche auf ber Wanderung begriffene Handwerksgeſellen 
find nad; ben für fle deßfalls beſtehenden befonderen Vor⸗ 
ſchriften zu behandeln). 

2) Bebarf ein in Bayern befinblicher Ausländer wegen 
Erlöfhung feines Eingangspafies oder aus anderen Gründen eines 
neuen Paſſes zur Fortfegnng feiner Reife in das Ausland, oder 
zur Ruͤckkehr, fo find zu deſſen Ertheilung befugt: 

8) bad Minifterium bes Aeußern, bann bie Sreisregierungen, 
Kammern bed Innern, und — wenn ber Reifende Unterthan 
eines beutfchen Bundesſtaates iſt und ber Pag nur zur Rüdr 
kehr in bie Heimat; nachgefucht wird — bie Viſtrictspolizei⸗ 
Behörden unter bem beftätigendem Bifa der vorgeſetzten Kreis⸗ 
tegierung; 

b) die in Bayern beglaubigten Gefanbten für Untertanen Ihres 
ouveränd unter dem Viſa des Minifteriums des Aeußern, 
fowie bie hier angeftelten Conſuln und Handelsagenten für 
die Unterthanen ihrer Regierung unter bem Bifa ber Diſtricts⸗ 
Volizeibehörbe ihres Sihes. 

Zu Reifen im Lande Hat ber Ausländer, befien Eingangspaß 
erloſchen, ober aus anderen Gründen nicht mehr giftig if, fich mit . 
einem von ben unter lit. a genannten Behörden zu ertheilenden 
Inlandspaſſe zu verfehen®). 

Wird ein Ausländer ohne gültigen Paß im Lande betreten, 
fo fol feine Weiterreife gehemmt und er an die nächfte Diſtricts⸗ 
Volizeibehörbe gewiefen oder geführt werben, Thut berfelbe durch 
Briefe oder fonftige urkundliche Belege, oder durch das Zeugniß 
verläffiger Inländer feinen Stand und den erlaubten Reifegwed auf. 
eine unverbächtig und genügend fcheinende Weife bar, fo weist ihn 
die Diftrictöbehörbe mit Interimspaß an bie nächite Kreisregierung, 
bie befinitiv befchließt; bei ungemigendem Befunde meist fie ben 
Fremden zurüd, ober fehreitet, wenn etwa Verdacht der Faͤlſchung 


®) S. bie angef. 8. v. 1837 Art. XV; bie zufegt genannten legitimiren ſich 
durch ihre Wanberbilder. — Keines eigenen Paffes bedürfen: Ehefrauen, Haus- 
finder, Unmündige, Zöglinge, Diener, weun fie mit ipren Gatten, Väteru, Vor 
münbern u. ſ. w. reifen; ed genügt, wenn fie in bem Pafle bes Gatten x. 
genannt find} Art. XXVIL 

) Ange. 8. Art. XVI. und XVII. 
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vorliegt, nach Maßgabe ber Strafgefege ein. — Weſentliche Män- 
gel an dem Paſſe eines Fremden ziehen, foferne biefer fich fofort 
als unverbächtig legitimirt, deſſen Hinweifung, vefp. beffen Begleitung 
an ben Sig ber nächften Diftrictöpolizeibehörde, unweſentliche bei 
nicht obwaltenden Verdachtgründen bie einfache Verbeſſerung durch 
biefe nach fih'Y, 


8. 81. 
2) In Bezug auf Inländer. 


1) Zu Reifen im Lande felbjt bedarf der Inländer feines Pafles, 
nur bleibt er verbunden, fich über jeine Perfon jederzeit genügend 
zu legitimiren. Zu biefem Behufe ift er berechtigt, wenn feiner 
Reife nicht gefegliche ober polizeiliche Hindernifje im Wege ftehen, 
bei ber Diftrictöpolizeibehörbe feiner Heimath ober feines Aufents 
halts bie Ausftellung einer, in ber Regel nur auf ein Jahr gültigen 
Legitimationd-Urkunde nachzufuchen 1. 

Befondere Beftimmungen gelten für bie im Dienft ober im 
Urlaub im Inland reifenden Militärperfonen, fodann für Hands 
werfögefellen, Lanbmufifanten und herumziehende Gewerbsleute. 

2) Zu Reifen ins Ausland foll ſich der Inlänber einen vor- 
ſchriftsmaͤßigen Paß erholen, widrigenfalls ihm ber Austritt an 
der Graͤnze nicht geſtattet wird ). 

Die Ausſtellung folcher Paͤſſe kommt zu 

a) dem Miniſterium des Aeußern bezüglich aller Inlaͤnder; 
b) ben Kreisregierungen, Kammern bed Innern, bezüglich ber im 

Kreife ſich Aufhaltenden ; 

c) den Diftrictöpolizeibebörben bezüglich der in ihrem Bezirke 


40) Augef. ®. Art. XVII. und XIX. und @ef. v. 11 Sept. 1825 ben 
Urt. 256 Tb. I. des Etrafgefegb. betr. (9. B. II. ©. 281 Note 22 c). 

4) Angef. V. v. 1837 Art. I. — IV. 

2) Keines Pafjes bedarf es, wenn die Reiſe durch das Ausland nach dem 
Imfande gerichtet ift, oder dem Begriffe bes Grängvertehrs anheimfällt, oder fonft 
ans einem nicht über 6 Stunden ber bayeriſchen Gränze entfernten inländiſchen 
Orte nad) einem nicht weiter ven ber Gränze entfernten Orte bes Auslands gerichtet 
iſt: angef. 8. Art, V. 
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befinblichen Perfonen, in ber Regel mit beftätigender Gegen» 
zeichnung ber vorgefegten Kreisregierung?). Die leptere iR 
nicht erforberlich bei Reifen in Länder, deren Regierung ben Reiſe⸗ 
Urkunden ber Unterbehörden bie Wirkung geltender Päfle ein, 
täumen, oder wo Gefahr im Verzuge ift, ober bei Reifen in Curorte, 
die nicht über 6 Stunden von ber Graͤnze entfernt find‘). 

IR zu einem Paſſe ins Ausland das Viſa eines fremden in 
Bayern beglaubigten Gefandten erforderlich, ober wird felbes vom 
Paßinhaber gewünfcht, fo wird ber Paß entwweber von ber einfchlä- 
gigen Kreisregierung oder von dem Inhaber ſelbſt dem Miniſterium 
bes Aeußern zur Erwirkung dieſes Bifa’s vorgelegt. 

3) Bedarf ein im Ausland befindlicher Bayer eines Paſſes 
zur Rückreiſe in die Heimarh, fo kann ein folcher ertheilt werben: 

a) von ben an auswärtigen Höfen beglaubigten bayeriichen 
Gefandten, und 

b) von jenen bayer. Eonfuln und Handelsagenten, welche bazu 
befonbers ermächtigt find>). 

Gleiche Befugniß haben die Gefandten und Confuln in Bezug 
auf die Verlängerung und Erneuerung ber Päffe fürs Ausland 
Gedoch mit der Verpflichtung, davon aldbald dem Minifterium bes 
Aeußern Anzeige sn erftatten), 

a) wenn ber Paß erweislich zu Verluſt gegangen ift, ober 
b) wenn dringende Verhältniffe es nothwendig erſcheinen lafien‘). 


3) In ben Städten mit k. Commiffären gehört das Pafiwefen ımb bie 


Frembenpolizei zum aueſchliehlichen Wirkungetreife bes Commiſſärs; f. die beir. 
8. v. 15 Nov. 1818 $. 11 c. (9. 2. II. ©. 409). 

4). v. 1837 Art, V. und VI.; biefelben Organe find auch zur Ausftellung 
von Paßtarten befugt; bie von ben Diftrietspofizeibehörben ausgeftellten beblrfen 
feiner Gegenzeihuung. Die Tare für eine Paßlarte beträgt 24 fr., für einem 
Miniſt. Pahß 1 fl. 30 kr., für die übrigen Päffe 86 fr; f. 8. v. 14 Ian. 1851 
Art, XL. (R. Bl. S. 32), dam 8. v. 25 Nov, 1854 (8. BL ©. 1065 fi.). 
— Bloße Heimathſcheine find nicht geeignet ben Paß zu erſetzen; B. v. 1837 
At, XL 

5) Bei momentaner Abweſenheit bes Gefandten übt ber Conſul feine Rechte; 
Dillinger, XXIX. ©. 271. 

% ©. die ange. V. v. 1837 Art. X. DieConfuln find berechtigt für Ause 
Rellung eines Paſſes eine Tare von 1 fl., für bie Bifirung v. 45 x. zu erheben; 
ſ. Belanutm. v. 1833 (9. B. 1. ©. 422). — Jeder Inländer iſt übrigens 
gebalten, auch wenn jein Paß bereits zur Heimreiſe vifitirt ift, am Sitze einer 
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$. 82. 
3) Die Eantrole ber Fremden burd bie Polizei. 


Um bie Polizeibehörden in den Stand zu fegen, bie im 
Lande befindlichen Fremden zu controliren, beftehen folgende Anord⸗ 
wungen: 

n Zeder Fremde ift ſchuldig, feinen Paß beim Eintritte in das 
bayer. Gebiet, ſowie beim Austritte aus bemfelben, und von 
der DiftrictBpoligeibehörbe eines jeden Orts, wo er ſich länger 
als zweimal 24 Stunden aufhält, fowie von ber Polizeidirec⸗ 
tion in Münden, mag er hier nur durchreiſen oder fih aufs 
halten, vifiren zu laſſen. — Bei ber erften Viſtrung fol 
angegeben werben, wo ber Fremde länger zu verweilen gebenkt, 
ober wenn er bloß burchreist, welche Reiferoute er nimmt '), 

2) Ieder Gaſtwirth, fowie jeder Eimmohner ift verpflichtet, bie 
Fremden, welche er auch nur über Nacht aufnimmt, bei ber 
Polizei anzuzeigen?). Die Gaftwirthe find zudem verbunden, 
ordentliche Brembenbücher zu führen, und die Einzeichnung 
aller bei ihnen übernachtenden Fremden in chronologifcher 
Ordnung zu bewirken. 

3) Fremde, welche fich länger als drei Tage in einer Gemeinde 
aufhalten wollen, bedürfen, wenn fie nicht durch ihre amtliche 
Eigenfchaft davon befreit find®), einer Aufenthaltsfarte. In« 
Ländern, welche fih mit ihren Bamilien auf erlaubte Weife 
ernähren, foll ber Aufenthalt allenthalben im Königreiche freie 


ieben bayerifchen Geſandtſchaft, wo er länger ald 24 Stunden vermeilt, fih zur 
Biſirung ſeines Paſſes zu melden; ſ. B. v. 21 März 1852 (Dillinger, XXIX. 
dX.) ©. 269). 

*) S. bie mehr erwähnte B. v. 1837 Art. XX. und XXL Der Bollzug 
biefer Anorbnungen ift freilich jegt in einer Reihe von Fällen, imebefonbere bei 
jenen, welche bie@ifenbahn benügen, nicht wohl möglich, und biefer Umftand gab 
Aulaß zu Einführung ber feines Viſa's bebürfenden Paßtarten. 

2) Bgl. die Inftruction für die Polgeidirectionen v. 1808 $$. 23 — 27. 
Außerdem erwähnt biefe uoch der Thorzettel als eines Mittels, wodurch bie Polizei 
die Fremden erfährt. 

5) Bon ſelbſt verfleht es ſich daher, daß das bipfomatifche Perſonal einer Auf 
enthalistarte nicht beblicfe, 
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fiehen, foferne nicht folche Rüdfichten entgegenftehen, welche 

auf Gefege und Verordnungen gegründet find‘). — Bei Aus- 

ländern {ft die Extheilung ber Aufenthaltsbewilligung einer 
ſeits von den völferrechtlichen Beziehungen Bayerns zu bem 
betreffenden Staate, dann von dem Rachweife ber näthigen 

Subfiftenzmittel und ber Beibringung des Heimathfcheines 

abhängig?). 

4) Die Gendarmerie ift zur Aufficht auf die Fremden berechtigt 
und verpflichtet (f. oben $. 76 d.); ebenfo ift der Gemeinbes 
Vorfteher in Bezug auf feine Gemeinde zur Ueberwachung 
ber Fremdenpolizei berufen). 

Solange der Fremde im Lande verweilt, genießt er ben Schu 
der bayerifchen Gefege in allen feinen privatrechtlichen Verhältniffen 
gleih dem Inlaͤnder. Die Angehörigen ber Zolivereintftaaten 
werben auch in Bezug auf die Zulaffung zum Handels- unb 
Gewerböbetrieb nach benfelben Normen behandelt, wie bie Inläns 
dad. — 

Ob ein im Lande befindlicher Ausländer auf Begehren einer 
fremden Regierung ihr auszuliefern fey, ift im Zweifel dem Ermeſſen 
ber Staatsregierung anheimgeftelt, infoferne nicht Staatöverträge 
beftehen, welche die Auslieferung in gewiffen, durch den Vertrag 
vorgefehenen Fällen zur Pflicht machen. Die Gründe, auf welchen 
vertragsmäßig bie Pflicht zur Auslieferung beruht, find aber ent⸗ 
weber Verbrechen, beren ſich jemand im fremben Staate oder gegen 
denſelben ſchuldig gemacht hat (Auslieferungsverträge im engeren 
Sinne) oder nicht erfüllte Militärpflicht (Cartel-Verträge)d). 


H S. das deimath ⸗Geſetz v. 11 Sept. 1825 $. 6 (9. ©. II. ©. 3). 

%) &. die Inftruction zu bem angef. Heimarhgefetge Nr. 12 und 18 ($. ©. 
II. S. 10), dann bie Paßverordn. v. 1837 Art. XXXII. 

6) ©. das Gemeinde-Gbict $. 109. 

7) Bgl. mein Verf. R. ©. 45 und 416, 

%) Ueber bie zur Zeit beftehenden Ausfieferumgeverträge tgl. Dillinger 8, 
XII. &. 303 — 309, dann Bd. XXXIII. ©. 138 — 140. Die Wirkfam- 
keit bes am legtgenannten Orte mitgetheilten Bundesbeichluffes v. 26 Ian, 1854 
iſt laut Bekannimachung v. 24 Nov. 1854 (R. Bl. S. 1067) auch auf bie 
wicht zum deutſchen Bunde gehörigen Länder Defterreihe anegedehnt. Ein Aus 
lieferungevertrag mit ben Vereinigten Staaten von Norb-Amerita v. 12 Sept, 
1853 ift unter bem 28 Nov. 1854 publicirt worden (R. BL. v. 1854 S. 1089 ff.). 
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8. 83. 


4) Die Ausmweifung unb die Uebernahme von Ausgewiefenen. 


4) Bayern hat gleich jedem anderen felbftändigen Staate das 
Recht, Fremde, welche entweder mit einer ordnungsmäßigen Legis 
timation nicht verfehen find, ober Deren Aufenthalt im Lande irgend» 
welche Bebenfen entgegenftehen, aus feinem Gebiete wegzuweiſen, 
und fie dem Staate zuzuweiſen, beflen Unterthanen fie find!), Die 
Ausiveifung ift demzufolge unzuläfftg gegenüber den Inländern; fie 
tönnen in feinem Falle bes Landes verwielen werben, Weist fie 
ein fremder Staat aus feinem Gebiete weg, fo ift Bayern ver» 
pflichtet fie zu übernehmen. Die Ausweifung ift ‚unausführbar 
bezüglich folcher Perfonen, welche weber ftändige Unterthanen Bayerns 
noch irgend eines anderen Staates je waren, oder zur Zeit find; 
ſolche Individuen kann Bayern feinem anderen Staate mit Erfolg 
zuweiſen, noch iſt es verpflichtet ſie zu uͤbernehmen. Perſonen, 
welche erweislich das Indigenat in einem Lande beſeſſen hatten, 
können, folange fie ein ſolches in einem dritten Staate nicht 
erworben haben, ihrem früheren Heimathlande wieder zugewieſen 
werden ?). 

2) Um für die Behandlung ſolcher Individuen, welche an ſich 
das Indigenat in feinem Lande erworben haben, beftimmtere, im 
Intereffe der innen und, ber internationalen Ordnung nothwen⸗ 
bige Grunbfäge feftzuftelfen, hat Bayern mit ber Mehrzahl ber 
beutfchen Staaten einen Vertrag abgefchloffen), ber jeden Con—⸗ 


4) Auf bie Ausübung biefes Rechtes äußern ſelbſtverſtändlich zugleich bie 
völferrechtlichen Verhältniſſe Bayerns zu dem betreffenden Staate weſentlichen Ein- 
fluß; vgl. 3. 8. die deutfche Bunbesacte Art. 14 und 18. 

2) S. den Gothaer Vertrag, bie Uebernahme von Ausgewieſenen betr. vom 
15 Jul. 1851 (f. Note 3) $. 1, dann die Verabredung mit Oeſterreich v. 1853 
(R. 8. ©, 1503). 

3) Es il biefes ber in ber vorigen Rote angef. Gothaer Vertrag (ſ. den im 
R. Bl. v. 1851 ©. 1896 fi); dgl. meine Bemerfmgen darüber in ben Blättern 
für abm. Pr. 8. II ©. 430 fi. Seitdem find dem Vertrage noch mehrere 
deuiſche Staaten beigetreten (1. R. Bl. v. 1853 ©. 92, 276 u. 873, dann b. 
1854 ©. 15 und 145 und v. 1855 ©. 201), fo daß zur Zeit nur Deflerreich, 
Liechtenſtein, Oldenburg, dann Holftein und Lauenburg außerhalb besfelben ftchen. 
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thatſaͤchlichen Vorausfegungen als feine Angehörigen zu betrachten, _ 


ihn alfo verbindlich macht, biefelben beim Vorhandenſeyn biefer 
Borausfegungen im Lande zu laffen, beziehungsmweife wenn ſie von 
einem anderen contrahirenden Staate ausgewieſen werben, zu übers 
nehmen. Die thatfächlichen Momente, an welche ber Vertrag bie 
befagte Wirkung knuͤpft, find aber: 


a) Der freigewählte fünf Jahre lang ohne Unterbrechung fort 
gefeste Aufenthalt in einem Staate, und zwar fo, daß im 
Balle der Eoncurrenz mehrerer Staaten berjenige zunaͤchſt 
verpflichtet ift, in welchem fich ein Individuum zulegt fünf 
Jahre lang aufgehalten hat. 

b) Die Verheirathung in einem Lande, wenn ber Ehemann 
unmittelbar nad) ber Eingehung ber Ehe mindeftens 6 Wochen 
lang eine gemeinfaftliche Wohnung im Lande inne gehabt 
hat, — 

Treffen biefe beiden Gründe zufammen, fo ift Das neuere 
Verhältnig das entfcheidende. In beiden Faͤllen erftredt fi bie 
Staatsangehörigfeit bes Ehemannes und Vaters auch auf feine 
Ehefrau und feine ehelichen Kinder, bei unehelichen Kindern kommt 
es auf das Verhältnig ber Mutter an. 

ce) In Ermangelung der eben genannten beiden Titel beftimmt 
ſich die Pflicht ber Uebernahme nad) der Geburt eines Indis 
viduums; ber Staat, in welchem jemand erweislich geboren 
ift, kann biefen nicht wegweifen, und die Uebernahme nicht 
ablehnen. 


d) Wenn auch hierüber feine Gewißheit Herzuftellen ift, fo ift 
berjenige Staat als ber heimathliche zu betrachten, in welchem 
fh ein Individuum zur Zeit thatfächlich befindet, fo daß 
babei Ehefrauen und Kinder unter 16 Jahren nicht von ihrem 
Ehemann, refp. Eltern getrennt werben follen. 


Iſt im einzelnen Falle das Recht der Ausweifung, reſp. bie 
Pflicht der Mebernahme zweifelhaft, und Tonnen ſich bie betreffenden 
Behörden ber betheiligten Staaten nach gepflogener Verhandlung 
nicht verftänbigen, fo wird einer britten Regierung, bie zu ben 
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Gomtrahenten zaͤhlt, bie ſchiedsrichterliche Entſcheidung anheim⸗ 
geheilt. 


IT. Das Yaganten-Wefen 9). 
8. 84. 


1) Allgemeine, pofitive Vorſchriften über Baganten, 


As Baganten oder Landftreicher find alle jene Inbis 
viduen zu betrachten und zu behandeln, welche fich ohne beftimmten 
Wohnfig, und ohne die Mittel ihres Unterhalts nachtweifen zu können, 
in poligeiwidriger Art im Lande herumtreiben und ſich auf gut Gluͤck 
fortzubringen ſuchen. Welches der Vorwand bed Herumziehens und 
bie wirkliche Beihäftigung des Baganten fen, ift an ſich gleich“ 

ültig. 
e Es fallen daher unter bie Kategorie ber Lanbftreicher insbe⸗ 
fonbere2): ” 

a) jene, welche ihre Heimath verlaflen und andermärts bem 
Almofen nachgehen, — herumziehende Bettler; 

b) folche, welche unter dem Scheine Dienft oder Arbeit zu fuchen 
das Land durchſtreifen, ohne irgendwo ftänbige Arbeit zu 
nehmen ; 

©) Haufteer, welche entweder nicht bazu berechtigt find, ober 
melche bie ihnen vorgezeichneten Beſchraͤnkungen, unter welchen 
ihnen das Hauſiren geftattet ift, überfchreiten®); 





%) Ueber das Berfahren und bie Koften bezüglich der Ausweiſung und Ueber» 
mahme f. den angef. Vertrag 99. 7 — 12 und bie Blätter für abm, Br. ©. IL 
©. 438 ff. Die Wahl des Echiebsrichters ſteht dem Staate zu, bem bie Ueber 
afıme angefonnen wird. 

2) Bgl. bas Mandat, bie Bettler und Lanbftreicher betr. v. 28 Rob. 1816 
(9. 8. V. S. 180 fi... 

9) Wunder führt in feinem Handb. ber Poligei-Berwwaltung (wunderlich 
gemug!) auch bie Winfelabbocaten nter dieſer Rubrit auf (j. ©. 211). — Ob 
das Sabivibune ein Intänder oder ein Aneländer ſey, if im allgemeinen icrele 
Sant; die Behandlung des auslänbifchen Baganten ift aber allerdings eine andere, 
als die bes inlänbifchen. 

3) In diefe Reihe gehören baher namentfic auch Juden, welde ohne bie 
ſpeeielle Berehtigung hiezu Haufirhandel treiben; ſ. Art, 8 Mr. 11. 
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4) Luſtigmacher, Schauträger und Auffpieler, welche entweber an 
ſich feine Berechtigung zum Aufenthalte Haben, oder die ihnen 
extheilte Erlaubniß übertreten und fich unordentlich aufführen. 

Für beſonders gefährliche Landftreicher find erklaͤrt: 

a) Perfonen, welche falfche oder verbächtige Paͤſſe führen, ober 
falfche Namen oder fonft unwahre Umftände angeben, um bie 
Behörden zu täufchen, und in biefer Abficht unter Verkleidungen 
und Entftellungen auftreten; 

4) folche, welche verbächtige Waaren, beren rechtmaͤßiger Erwerb 
ober Gebrauch zweifelhaft ift, mit fich führen; 

7) Gauner, welche fih einer befonderen Schrift, „Sprache ober 
fonftiger befonderer Zeichen bedienen; 

6) folche, wetche fich mit polizeilic, verbotenen Kuͤnſten, Spielen 
und Duadfalbereien abgeben; 

&) folhe, welche bandenweiſe herumziehen, die Einwohner und 
Gemeinden bedrohen, ober Waffen und Werkzeuge bei ſich 
haben, welche zur Verübung Förperlicher Berlegungen, ober zur 
Begehung von Diebftählen geeignet find). 

2) Das Vagiren ift als gemeingefährlich verboten, und der 
Gendarmerie, bann den Poligei- und Gerichtöbienern und ben 
Gemeinbevorftehern liegt ob, die Landftreicher anzuhalten unb ein 
zubringen?), — Die Wirffamfeit dieſes Verbotes fucht die Geſet⸗ 
gebung dadurch zu fihern, daß fie jede Begünftigung und Unter 
ftügung der Landftreicher bei Strafe unterſagt, insbefondere 

a) das DVerabreihen von Almofen an herumziehende Bettler; 

b) bie Beherbergung non Vaganten ohne Anzeige bei der Obrigfeit, 
dann die Aufnahme von Dienfiboten oder Gefellen, die mit 
Regitimationen nicht verfehen find; 

c) die Außerachtlaſſung ber elterlichen und Hausväterlichen Pflicht, 
dem Bagiren ber ihnen Untergebenen Einhalt zu thun, fowie 

"Die Vernachläffigung ber Obliegenheiten, welchen bie Wirthe 
in Betreff der Fremden zu genügen haben®); 


%) Bel. das angef. Mandat Art. 3 und 4. Auch Pilgrime und WBallfahrer, 
bie unter dem Dedınantel ber Andacht ſich herumtreiben, werben im ber Tlaffe 
bes Baganten genannt. 

5% Maubat Art. 16 (f. oben $. 76) dann das Gemeinbe-&biet $ 109. 

6) Im Falle a) ift eine Geldſtrafe von 1 — 5.fl., in bem non b) eine 
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d) ebenfo ſtrafbar wie die Landftreicher ſelbſt iſt derjenige, ber 
fie anleitet und abrichtet, der die DVortheile ihres Gewerbes 
mit genießt, ber fie der Obrigkeit verhehlt und ihre Verhaftung 
zu vereiteln fucht”). 


8. 85. 
2) Verfahren gegen biefelben, 


1) Die aufgegriffenen Landftreicher find an biejenige (Diftrictö-) 
BVolizeibehörbe, in deren Bezirk fie betreten wurben, abzuliefern. 
Laͤngſtens 48 Stunden nad) der Einbringung iſt ein Verhör vor⸗ 
aunehmen, in welchem bie perfönlichen Verhältniffe des Eingebrachten, 
feine bisherige Aufführung und die Umftände, welche jept bie Ber- 
haftung herbeiführten, zu erheben find. Im ber Regel Hat diefe 
Behörde fofort auch auf Grund der gepflogenen Unterfuchung bie 
gefegliche Strafe zu beſtimmen ) und zu verfügen, wohin Die Be 
fraften, welche ihrem Bezirke nicht angehören, entlaffen oder gebracht 
werben- follen?). 

2) Nach vollgogener Strafe wird ber Lanbitreicher in ber 
Regel in feine Heimathgemeinde, reſp. in fein Vaterland gewiefen, 
und zwar entweder bloß mit einem Verweiſe, ober unter Benach⸗ 
richtigung ber Heimathbehörbe entlaffen, ober wo dieſes unter ben 


Ürrefiftrafe von 1 — 3 Tagen, ober eine Geldbuße von 3 — 10 fl. verwirtt; 
Mandat Art. 10 und 11. 

?) Befondere (bieciplinäre) Strafen broht das Mandat Art. 13 und 14 ben 
Beamten und öffentl, Dienern, welche ihren geſetzl. Pflichten in Bezug auf Vaganten 
nicht genügen. 

4) Die im Mandate (Art, 5 — 9) normirten Strafen find: Ruthenſtreiche 
(6 — 30), Arreſt (0. 1 Tag bis zu 4 Wochen), bei Gemohnheits-Baganten das 
Ziwangsarbeitshaus; wegen ber zuerft genannten Strafe vgl. mein Berf. R. ©. 59. 
Rote 16. 

2) Ausnahmsweife ift in gemiffen Fällen die Zuerkennung ber Strafe ber 
Behörde besjenigen Orts zu überlaffen, in welchem ber Berhaftete feinen Wohn» 
fig Hat; Mandat Art. 18 Abſ. 2. Ueber die von Pfarrern und Beamten ver- 
wirkten Gelbbußen, dann bie Entlafjung fahrläffiger Ortsvorfteher, Polizei- unb 
Gerichtsdiener wird von ber Kreißregierung erfannt ; biefer fteht auch bie förml. 
Entſcheidung, bann bie Beftummung Über Dauer und Art ber Verwahrung im 
Ziwangsarbeitshaufe zu; |. bie V. die Zwangsarbeitshäufer betr. v. 28Nov. 1816 
At, 18 (9. 8, V. ©. 202). 
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obwaltenden Verhältniffen bebenflich erfheint, mit Wache dahin 
geſchafft. — Iſt die Heimat bes Beftraften nicht conflatirt, fo iſt 
er fo Tange inne zu behalten, bis barüber höhere Entfcheibung 
erfolgt. Kann ein gefeglicher Titel zur Heimat in einer Gemeinde 
nicht ermittelt werben, fo wird ihm vorforglich eine Gemeinde ange 
wiefen, welche ftatt ber Heimath gilt?). Gewohnte und durch 
. bie gelinbderen Strafen nicht gebeflerte Bettler und Landftreicher werben 
in das Zwangsarbeitshaus gebracht. — Die Wache bei der Lieferung 
der Landftreicher ind Zmangsarbeitöhaus liegt der Gendarmerie 
ob; bie fonftigen Lieferungen find von ben Polizei» und Gerichts⸗ 
bienern zu beforgen; Kinder und alte Leute von 60 und mehr Jahren 
find durch die Gemeinbebiener zu geleiten. Sie gefchehen in ber 
Regel zu Fuß“), und nur wenn ber Transport zu Buß durchaus 
unthunlich ift, darf Vorfpann zugeftanden werden, bie von ben 
Gemeinden gegen bie feftgefegte Normalvergütung zu leiften id). 
— An dem angemwiefenen Beftimmungs- Orte werben bie einges 
lieferten Lanbftreicher unter polizeiliche Aufficht geftellt (Art. 24). 

3) Jede Polizeibehörde fol über fämmtliches aufgegriffenes, 
zus ober abgeliefertes Gefindel ein Namensregiiter anlegen, und 
evident erhalten, worin auf bie Vorverhandlungen verwiefen ift. 
Allmonatlich find zudem bie Sicherheitsliften an bie vorgefegte Stelle 
einzufenben, und neben benfelben ift wegen ber Baganten noch eine bes 
fondere Anzeige zu erftatten, welche Die Zahl ber behandelten Lanbftrei- 
her, dann ihre Heimath und was gegen die Behanbelten verfügt wurde, 
zu enthalten hat. Auf Grund diefer Anzeigen trifft Die Kreisregierung 
die ihr nöthig fcheinenden Vorkehrungen und Anordnungen. Immer 
aber bleibt bieBefämpfung, vefp. Unterbrüdung bes Vagantenweſens 


3) Mandat Art. 21 — 23 und Art. 28. Hochſchwangere Weibsperfonen 
ſowie kranke Individuen dilrfen ohne das billigende ſchriftliche Gutachten bes Arztes 
vor ihrer Genefung nicht fortgeichafft werden (Art. 27). Wegen Reinigung ter 
Scüblinge f. M. €. v. 1 Ian. 1852 (Döfl. 8. XXIX. (IX.) ©. 249). 

) Wo bie Eifenbahn zu Gebote fteht, ift fie zum Transporte zu benützen: 
1. die M. E. v. 5 und 23 Gebr. 1849 bei DIE. B. XXIX. ©. 245 ff. 

6) Die Vergütung ift für einen einfpännigen Wagen auf 30 fr. yer Meile, 
für einen zweifpännigen auf 48 fe. filigefegt, ſ. ®. v. 5 Jam. 1851 (R. Bl. 
©. 17). — Ueber die Mobalitäten ber Leitung biefer Verbindlichleit von Eeite 
ber Gemeinden ſ. & ©. V. ©. 190 Note 3 f. 

Votzl, baher. Vermaltungsreiht. 12 
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bedingt von bem Zufammenwirken ber fänmtlichen einfchlägigen 
BVollzugsbehörden — ber Poltzeibehörben, ber Verwaltungen ber 
Strafe und Zwangsarbeitshäufer und ber Gerichte®). 

4) Soll dem Uebel, bad wir hier behandeln, mit Erfolg abge» 
holfen werben, fo muß biefes durch bie Einwirkung auf die Jugend, 
durch guten Unterricht und zwedmäßige Erziehung bewerfftelligt 
werben. Diefes gilt namentlich in Bezug auf bie Kinder von 
Bettlern und Landftreichern ſelbſt; fie folen, während ihre Eltern 
in PolizeisArreft fich befinden, an andere unbefcholtene Hausväter 
zur Aufficht und Pflege übergeben werben. Iſt Gefahr vorhanden, 
daß bie Eltern ihre Kinder vom Unterrichte und von der Arbeit 
abhalten, oder gar zu einem unfteten, müßigen Leben anleiten, fo fönnen 
fie ihren Eltern auf Erkenntniß ber Kreisregierung abgenommen, 
und bei gutgefinnten Nähreltern vertragsmäßig untergebracht, zum 
Befuche ber Schule und zur Erlernung eines Gewerbes für ihr 
Tünftiges ehrliches Fortlommen angeleitet werben ?). 

5) Die Koften auf Verpflegung verhafteter ober in ber Lieferung 
begriffener Vaganten, ſowohl im gefunden als franfen Zuftande, 
übernimmt ber Staat, vorbehaltlich des Rüderfages aus den Mit- 
ten ber Berpflegten ober ihrer Angehörigen. Die Koften für 
Erziehung ber Kinder fallen im Unvermögensfalle der Eltern ber 
Armenpflege zur Laft; ift jedoch bie Heimath der Eltern unbekannt, 
ober find biefe Ausländer, fo trägt fie gleichfalls das Aerar ®), 





6) Mandat Art. 33 — 37; bie genaumten Verwaltungen haben darum von 
jeber Entlaffung eines Büchtlings der deimathbehörde Kenmniß zu geben, damit 
biefe ihrerfeits bie weiteren Anorbnungen treffen könne. 

?) Mandat Art. 38 — 41. In der jüngften Zeit hat man angefangen durch 
Bereine befondere Auftalten zur Unterbringung und Erziehung von verwahrfosten 
Kindern zu errichten, Wir ziehen im allgemeinen bie Art ber Abhlilfe, welche 
das Dianbat bezeichnet, vor; vgl. die M. €. v. 20 Nov. 1851 (Dill. 8. XXVI. 
S. 651 ff.) 

®) Mandat Aıt. 29 und 42. Zu den Koſten, welche das Merar zu tragen 
hat, gehören and) bie fiir Betteibung. — Wegen ber Anfäe, welche die Berpfleger 
dem Staate in Anrechnung bringen bürfen, |. DM. E. v. 24 Oct. 1845 bei Dil, 
8. XXIX. (IX) ©. 243. 
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8. 86. 


3) Das Zwangs-Arbeitshaus insbeſondere!h. 


1) Die Zwangsarbeitshäufer find öffentliche Anſtalten, zur 
Verwahrung und Befferung ſolcher Individuen?), welde durch 
Arbeitöfcheue, unfittlichen und ſtrafbaren Lebenswandel der öffent- 
lichen Sicherheit Gefahr bringen, und bie durch gelinbere polizel- 
liche Zwangs⸗ und Strafmittel nicht zur Ordnung gebracht werben 
lönnen. Es eignen ſich baher zur Aufnahme: 

a) Bettler und Lanbftreicher unter ben in 8. 85 angegebenen 
Bebingungen ; 

b) Menfchen von fortgefeptem ſchlechtem Lebenswandel, bie ſich 
dem Müßiggange, der Unfittlichfeit und öffentlichen Auss 
ſchweifungen ergeben, und bie zugleich gegen ihre Eitern und 
Vorgeſetzten ſich widerfpänftig zeigen; daher insbefondere auch 

e) liederliche Dirnen, fowie Kuppler und Kupplerinen; 

d) Berfonen, welche wieberholt wegen geringer Diebereien und 
Betruͤgereien poligeilich geftraft wurben®). _ 

Außerdem Fönnen barin untergebracht werben: 


e) Perfonen, welche, von Rechtswegen ober durch gerichtliches 
Exfenntniß, ber Polizei zur beſonderen Aufficht überwiefen wer 
den, aber in fo hohem Grade verdächtig und gefährlich find, daß 
die Mittel der gewöhnlichen Aufficht feine Hinlängliche Sicher 
heitg ewaͤhren, ſowie foldhe, welche ſich ber ordentlichen Polizei» 


4) ®., die Ziwangsarbeitshäufer betr. v. 28 Mai 1816 (9. ©. V. ©. 198 
Ms In der Celle ber früger in Kaicheim und auf der Plaffenburg beftandenen 
Ztngsarbeitshäufer ift nun Klofter Ebrach zu einem ſolchen eingerichtet worten; 
ſ. M. €. v. 28 Mai 1851 (DE. 8. XXIX. ©. 161). J 

») Sie find feine Strafanſtalten, daher in Bezug auf ſie z. B. bie 
Grundfäge Über Begnadigung feine Anwendung finben; fie Nefen umier berCber» 
aufficht und höheren Leitung ber Kreisregierung (Mandat Aıt. 23). 

®) Die Einftellung ber gerichtl. Unterfuchung wegen Vergehen ober Verbrechen 
bat am ſich auf bie Einbringung ins Zwangearbeitshaus feinen Einfluß, falls 
biefe, abgeſehen vom den Vergehen ober Verbrechen, gerechtfertigt erſcheint. (Mandat 
Art, 1 umd Art. 2 Nr. 1.) 

.12* 
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Aufficht entziehen, unb ſich einer orbnungsmwidrigen Lebensart 
ergeben (Art, 2 Nr. 2 und 3)4). 

Alte Leute von 60 und mehr Jahren, Kinder unter 15 Jahren, 
dann ber Entbindung nahe Schwangere, und Individuen, welche 
mit langwierigen ober anfledenben Krankheiten und fchweren Leibes⸗ 
gebrechen behaftet find, find von ber Aufnahme ausgeſchloſſen, 
und ift anderweitige Vorforge für deren Unterbringung zu treffen. 

2) Die Verhandlung zur Herftellung ber Borausfegungen 
werben von ben Diftrictö-Polizeibehörben gepflogen. Binden fie ein 
Individuum zur Aufnahme reif, fo laſſen fie dasfelbe ind Arbeits- 
Haus bringen, unb fenden gleichzeitig bie Verhandlungen an bie 
vorgefepte Kreißregierung ein, welche barüber förmlich entſcheidet 
und die Dauer und Art der Verwahrung beftiimmtd), Die Ber 
wahrung foll nicht unter 4 Monaten, und regelmäßig nicht über 
1 Jahr dauern. Je nach dem Betragen bes Verwahrten in ber 
Anfalt kann indefien bie urfprünglich beftimmte Zeit abgekürzt 
ober verlängert werben. Wer bie längfte Dauer der Verwahrung 
von einem Jahre, die in der Regel nur nach fruchtlofer Verhaͤngung 
fürzerer Friſten erfannt werben fol, einmal überftanden hat, und 
dann auf freien Buß geftellt, fich fo beträgt, daß er aufs neue 
in die Anftalt gebracht werden muß, wird barin auf unbeflimmte 
Zeit feftgehalten, bis er befriedigende Proben einer wirklichen 
anbauernben Beſſerung gegeben hat®). 

3) Die in dem Zwangsarbeitöhaufe verwahrten Perfonen 
werden von ber an feiner Spige ftehenden Verwaltung zu ben- 
jenigen Arbeiten angehalten, welche ihren Kräften und Faͤhigkeiten 
angemeſſen find, nöthigenfals dazu durch Unterricht fähig gemacht. 
Ihre Belöfigung wird ftrenge nach dem nothwendigſten Bebürfniffe 


*) Wenn folde Individuen zugleich wegen Vergehen und voteit dee · 
tungen in Strafe genommen werben, fo fol dieſe Strafe im Zmwangsarbeitshaufe 
beftanben, reſp. vollzogen werben; ſ. Mandat Art, 3 und M. E. v. 21 Det, 1853 
(DE. B- XXIX. ©. 771). 

%) Mandat Art. 11 — 15. Dem Polizei-Commiffär ber Anſtalt ift zugleich 
mit der Berfügmg der Einweiſung bei ber Ablieferung eine gebrängte Charal- 
teriftit des@ingelieferten zu übergeben; ſ. M. E. v. 19 Jul. 1842 und v. 29ul. 
1845 (DL ©. XXIX. ©. 156 — 158). 

% Mandat Art. 6 — 10. 
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bemeffen. Sie müffen biefelbe durch ben Extrag ihrer Arbeit abvers 
dienen. Was fie barüber erwerben, bleibt nad) einem verhältniß« 
mäßigen Abzug für die übrigen Koften ihres Aufenthaltes zu ihrer 
Verfügung). 

Da ber Zwed ber Anftalt in ber Beflerung ber Detinirten 
beftehen fol, fo ift bie Wichtigkeit, welche die Religions- und Sitten, 
Iehre in einer folchen Anftalt behauptet, von felbft bezeichnet. — Zur 
Handhabung ber Ordnung fleht dem Vorſtande der Anftalt eine 
Strafgewalt zu, bie er in ber Regel ſelbſtaͤndig ausübt®). 

Die Entlaffung gefchieht bei ben Inländern nach gegebener 
ernftlicher Warnung mittelft Vorweiſes. Den Heimarhbehörben iſt 
davon Nachricht zu geben, und bag milzutheilen, was man während 
der Detention an dem Büßer wahrgenommen. 


IV. Die Armenpflege und die Armenpoliti!). 


8. 87. 
1) Ueberblid des hieher gehörigen Stoffes, 


41) Die Armuth ift nicht bloß ein Uebel für bie betheiligten 
Individuen, fondern fle ift zugleich ein öffentliches Uebel, ba fie 
fo leicht bie Gefahr und bie Verfuchung zu rechtlichen und fittlihen 
Störungen mit fih führt. Daher befteht bie erſte und wichtigfte 
Aufgabe in diefer Beziehung darin, ihr wo möglich vorzubeugen. 
Die Löfung biefer Aufgabe iſt zunächft eine fittliche und veligiöfe 
Pflicht des Einzelnen und der Familie. Erſt fubfibiär greift ber 


N) Mandat Art. 17. Die Koſten, bie durch den Arbeitsverdienſt nicht gedect 
werden, hat ber Detinirte, reſp. wer ihm zu alimentiven ſchuldig ift, zu tragen; 
im Unvermögensfalle bifben fie eine Laft ber Staatskaſſe; M. €. v. 16 Febr. 
1849 (Dil. 8. XXIX. ©. 158), 

8) Nur wenn bie Strafe in Förperlicher Züchtigung beſteht, und biefe 18 
Streiche Überfteigt, foll nach Art. 28 bie höhere Inftanz (f. Note 2) erkennen. 

2) 9. 9. Bogt, das Armenweſen und bie biefifäfligen Gtaatsanfalten, 
letztere mit befonberer Berldfichtigung der Bwangsarbeitsanftalt, Bern, 1853 u 
1854. 2 Be. 8. Kries, Berradptungen über Armenpflege und Heimathsrecht. 
Mir befonberer Beriehuug auf den preußiſchen Staat in ber Zeitſchr. für bie gef. 
Staatsw. 8. IX. S. 3 fi. und ©. 313 fi. 
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Staat zu biefem Zwede ein, um entweder Hinberniffe zu entfernen, 
die für den Einzelnen unüberwindlich find, ober um ihm Mittel 
an bie Hand zu geben, beren Herftellung und Erhaltung bie 
Privatkraͤfte überfteigen würde (f. $. 88). 

2) Iſt ber Zuftand ber Armuth thatfächlich vorhanden, fo 
gilt es vor allem dem Armen bie Mittel zur Dedung feiner 
Eriftenz zu verfchaffen und zu fihern, und bann, foweit biefes 
thunlich erfcheint, die Armuth vwieber zu heben und zu befeitigen, 
Die dahin gerichtete Thaͤtigkeit bildet bie eigentliche Armenpflege 
Sie if ihrem inneren Wefen, ſowie ihrem unmittelbaren Zwecke 
nad) feine rechtliche ober ftaatliche Function, fondern ben Armen 
zu unterflügen, unb ihn materiell und geiftig wieder aufzurichten, 
if ein Gebot der Sittlichfeit und unferer pofitiven Religion. Nur 
wo und foweit bie Privatthätigfeit für bie Verwirklichung bes Zwedes 
nicht ausreicht, tritt die Noth.vendigkeit für ben Staat ein, rechts 
liche und Zwangsvorfchriften zu erlaffen. Diefe haben fih dann 
auf folgende Punkte zu exftreden: 

a) auf die Organifation ber Armenpflege ; 
b).auf bie Herftelung des Standes ber Armuth; 
e) auf bie Befchaffung ber nöthigen Mittel und bie zweckmäßige 

Verwendung berfelben; 

d) auf die Bekämpfung und Hebung ber Armuth?). 


2) Die Anordnungen zur Verhütung ber Armuth, 


8. 88, 


a) Mligemeine Ueberſicht derfelben. 


Der Verarmung Tann mit Erfolg nur dadurch vorgebeugt 
werben, daß man ſoviel möglich ihre Urfachen entfernt. Diefe 


2) Die pofitiven Beflimmumgen bes Bayer. Rechts enthält bie Verordn. das 
Armenweſen betr. d. 17. Nov. 1816 (9-8. V. S. 1 ff.); eine ſehr ausführliche 
Suftruction über den Bolzug hat das Miniſterium bes Innern unter bem 
24 Dec. 1837 erlaffen (9. v. V. S. 17 ff). Bol. au Bauer, UL, 
— für bie Armenpflegſchaften im Königreich Bayern. II. Aufl. Münden, 

8 


Zweiter Abſchn. Die Anorbn, zur Verhütung ber Armuth. 183° 


tönnen aber entweder in bem einzelnen Menfchen ſelbſt, ober in 
Verhältniffen außer ihm liegen. Die Einrichtungen des Staates, 
welche jenem Zwede theild bloß mittelbar, theild unmittelbar dienen 
ſollen, find hauptfächlich folgende: 

4) Die Sorge für zmwedmäßige Erziehung und Bildung, um 
dadurch ber Unwiſſenheit und ber Unfittlichleit zu fteuern‘). 
Das Genauere über bie beffalfigen Anftalten und Vorſchriften 
wird an einem fpäteren Orte entwidelt werben. 

2) Die Begründung einer Familie wird nur demjenigen geftattet, 
ber hiezu auf rund bes Nachweifes, daß fein Nahrungsftand 
volftändig und nachhaltig gefichert fey, bie polizeiliche Bewilli⸗ 
gung erhalten hat?). 

3) Die Förderung und Hebung des Sinnes für Sparfamteit 
und bes Bewußtſeyns ber Selbfiftändigfeit wird buch bie 
Gründung von Sparfaffen und ähnlicher Anftalten zu erreichen 
gefucht (8. 88). 

4) Es beftchen Vorfchriften und Einrichtungen, durch welche bie 
drohende Gefahr bes DVermögensverfalles einer Familie abge 
wendet werben fol. Dahin gehört bie Anordnung einer Cura⸗ 
tel über ben Verfhwenber®), fowie bie Errichtung von Hülfs⸗ 
und Grebitfaffen (f. $. 89). 

5) Gegen natürliche Unglüdsfäle, welche das Vermögen ber 
Staatögenoffen beſchaͤdigen und vernichten, fucht bie Polizei, 
infoweit e8 in ihren Kräften fieht, Schup zu gewähren, und 
mo möglich denjenigen, die davon betroffen wurden, Entichäs 
bigung zu verfchaffen. Die hierauf bezüglichen Normen werben 
unten im Zufammenhange mit dem Vermögensfchuge näher 
entwidelt werben. 

Sociale, wirthichaftliche, rechtliche und politifche Verhältniffe 
fönnen ebenfalls Veranlaffung und Grund zur Verarmung ber 


4) 6. Schü, Über bie ſittlichen Urfachen ber Armuth umb ihre Heilmittel 
in ber Zeitſchr. für bie gef. Staat.w. 8. VII. (1851) ©. 856 fi. 

2) ©. rev, Gef. bie Anſaſſigmachung uud Berehelihung betr. v. 1 Jul. 1884 
$.8 Nr. 1 und 2 (9. 8. IL ©. 38). . 

3, Sie wird vom Gerichte beftellt und gellbt; vgl. Senffert, praft. Band,» 
Recht. IL. Aufl. 8. II. ©. 112. 
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Staatsangehörigen werben; und zwar greifen biefe Urfachen in ber 
Regel tiefer und weiter um fi, ald bie zuerft genannten. Allein 
die Hebung und Befeitigung berfelben iſt, auch wenn fie im allge 
meinen als möglich exfcheint, jedenfalls nicht bloß Aufgabe ber 
Bolizei-Berwaltung, fonbern vorzugsweiſe ber Gefeggebung, ſowie 
ber innen und äußeren Politit der Staatöregierung im Ganzen). 


8. 89. 
b) Iutbefondere bie Sparkaffen und ähnliche Einrichtungen. 


Das Beftreben, bie Weberfchüffe der Gegenwart für Fünftige 
mögliche Bebirfnißfälle aufzufparen, das die Duelle einer Reihe 
von fittlihen und politifchen Tugenden bilbet, und barum ber 
Förderung von Seite bed Staates vollfommen würdig if, kann fein 
Ziel auf verfchiedenen Wegen zu erreichen ſuchen. Die Geſetzgebung 
wird am befien thun, wenn fie alle in dieſer Beziehung an fich 
möglichen unb rechtlich zuläffigen Wege offen läßt und erhält. 
Das bayerifche Recht geht denn auch im Ganzen von biefem Grund» 
fage aus; es überläßt bie Begründung ber beffallfigen Anftalten ber 
PrivatwohltHätigkeit, und fegt nur bie Bedingungen feft, welche 
bei Errichtung und Leitung berfelben zu beobachten find, wie 
namentlich 

1) bezüglich der Sparkaffeny,. Sie fönnen entweber 
von Privaten ober von Gemeinden unternommen werben; in jebem 
Tale muß ben Einlegern zulängliche und nachhaltige Sicherheit 
gewährt werben. Die Punkte, deren genauere Regelung Sache ber 
Statuten jeder Anftalt ift, beziehen ſich: 

a) auf das Recht der Theilnahme. Dasfelbe foll in der Regel 
nur ben Minderjährigen, ben Dienfiboten, ben Lehrlingen, 

Handwerfögefellen und Babrifarbeitern, dann ben Taglöhnern 


)Darauf hauptfächlich bezieht fih Aug. Fehr. v. Holzſchuhers Preis- 
ſchrift: die materielle Noth der untern Volkeklaſſen und ihre Urſachen. Augsburg, 
1850. 8. 

4) Die baranf bezüglichen Functionen find enthalten iu der M.E. v. 30. Ian, 
1843 (D. B. XXVIII. ©. 1193 fi). Die Literatur darüber f. bei R. v. 
Mohl, Polizei-Wiffenfchaft. IL Aufl. 8. 11. S. 80. Note 1. Vgl. auch BI, 
für adm. Pr. B. 11. ©. 417 fi. und B. III. ©. 193. 
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und zwar allen nur in Anſehung ihrer eigenen Erſparniſſe 

zuſtehen. Die geringſte Einlage ſoll nicht unter 30 kr., das 

Marimum einer einmaligen Einlage nicht über 100 fl., das 

ber während eines Jahres zu machenden Einlage nicht über 
300 fl., bad ber ganzen Einlagsfumme nicht über 400 fl. 

betragen; 

b) auf bie Verzinfung und Heimzahlung der Einlage. Bei ber 
Teftftellung bed Zinsfußes fol davon ausgegangen werben, 
bag % Proc. zur Dedung ber Berwaltungsfoften genügt. 
Die Berzinfung beginnt bei allen Einlagen, bie 1 fl. übers 
fteigen, nach Ablauf eines Monats. Die Zurüchahlung fann 
der Einleger vegelmäßig nur nad) vorausgegangener Kündigung 
forbern, wofür eine ben örtlichen Verhältnifien angemeſſene 
Friſt zu beftimmen iſt ); 

c) auf bie Nutzbarmachung ber Einlagen durch bie Anſtalten. 
Seit dem 1 Oct. 1843 ift bei ber Staatöfchuldentilgungs- 
Anftalt die Annahme von Sparfafles Geldern eingeftellt, und 
durch Geſetz vom 4 Juni 18483) if die genannte Anftalt vers 
pflictet worben, bie bei ihr angelegten Sparfaffe- Eapitalien 
allmaͤhlich in der Art heimzuzahlen, daß alljährlich eine Mil, 
Gulden in vierteljährigen Raten baar an die betheiligten 
Sparkaffen nach Verhältniß ihres Guthabens zu berichtigen if. 
Die Sparkaffen müffen daher zur Zeit ihre Gapitalien in ders 
felben Weife nugbringend anlegen, wie ber Private; fie Fonnen 
daher zwar auch jest noch Staatsſchuldſcheine erwerben, ohne 
bie früheren Begünftigungen zu genießen. 

2) Einen ähnlichen Zweck wie die Sparfaflen verfolgen jene 
Anftalten, welche dem Theilnehmert) gegen gewiſſe einmalige oder 
periodiſche Reiftungen für fünftige Eventualitäten ein beftimmtes 
Eapital zufihern. Dahin gehören: 


2) Die Kreisregierung hat bie Satzungen einer jeben neu zu errichtenden 
Anfakt in ben erwähnten Beziehungen zu prüfen, und falls fid) fein Bedenten 
ergibt, zu beflätigen. 

3) S. basfelbe im Gefetzbl v. 1848 ©, 177 fi. 

Wir verflehen barıımter natürlich nicht ben Einleger, fondern denjenigen, 
zu deſſen Gunften bie Einlage geſchieht. 
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a)die Lebens⸗Verſicherungs⸗Anſtalten, bie entweber als Ver⸗ 
eine auf das Princip ber Gegenfeitigteit ober als Prämien 
Unternehmungen begründet werben loͤnnen. Jede ſolche Anftalt 
bebarf der Genehmigung bes Staats; auswärtige Gefellfchaften 
“müffen einen Inlänber als Agenten befiellen, bie als ſolche 
vom Minifterium (des Handels und ber öffentlichen Arbeiten) 
beftätigt werben müffen >); 

b) die Ausftattungss, Kranken- und Leichenfaffen 
u. a., für welche allgemeine pofitive Vorfchriften, foviel und 
befannt, nicht beftehen ; 

e) bie Anftalten, wodurch den Witten und Waifen ber Einleger 
geroiffe Bezüge gefichert werben, bie Wittwen und Waifens 
Benfionsfaffen. Unter bie letztere Eategorie fällt insbe 
fonbere ber Unterftügungs-Berein für das Amts- und Kanzlei» 
Perfonal®), dann ber Penfions-DVerein für Witwen und 
Waifen bayer. Aerzte”), 


8. 90. 
©) Die Halfe · und Leipkaffen. 


Um in Fällen von vorübergehendem unverſchuldetem Mangel 
an Capital Hülfe zu gewaͤhren und ber Verarmung vorzubeugen, 
bazu beftehen folgende Einrichtungen: 


5) M. E. dv. 27 Oct. 1835 (Döll. 8. XXVIII. ©. 1314), Zur Zeit 
find zugelaffen: Die Gothaer Geſellſchaft, die Union zu Paris, bie assurances 
generales zu Paris, die Lübed’fje, bie Leipziger, bie Gießner, bie Berliner 
und bie Londoner Geſellſchaft (Dill, a. a. O.). 

% S. deſſen Sagumgen bei Döllinger, 8. XXX. ©. 195 ff.; damit ſteht 
ein Leichenverein in Verbindung, deſſen Statuten a. a. O. ©. 218 ff. mitgetheift 
find. Wegen ber Relicten ber Staatediener f. mein Verf. R. S. 432; megen 
der prot. Pfarrertvittiwen |. oben $. 24; wegen ber Advocaten, reſp. ihrer Witt- 
wen und Waifen, ſ. oben $. 71 Nr. 3. 

7) ©. die Satzungen v. 25 Oct. 1852 bei Döllinger B. XXX. ©. 316 
ff. Aehuliche Zwece wie bie Hüllfskaſſe verfolgt der feit 1837 beftehende Umter- 
Rügungs-Berein für Oberbayern; er gibt unverzinsliche Darlehen. S. noch bie 
Statuten der Kranken» und Unterfilgungstaffe für bas Fabrifperjonal ber Auge- 
Burger Rammgarnfpinnerei bei DL. ©. XXVI. ©, 688 ff., dann bie Stattt- 
tem ber Erfparnißlaffe des Perſonals berjelben Fabrik ebend. S. 694 ff., ferner 
bie Statuten ber Unterftiigungs- und Penfionstaffe ber Bebienfteten uud Arbeiter 


Zweiter Abſchn. Die Hülfe und Leihlaſſen. 187 


1) Die Kreishuͤlfskaſſen, geſtiftet durch König Ludwig 
im Jahre 1828, und beſtimmt Landeigenthümer und Gewerbs⸗ 
befiger in unverſchuldeten Nothfaͤllen mit ben zur Erhaltung ihres 
Anwefend nöthigen Darlehen gegen geringe Verzinfung und leid- 
liche Rüczahlungsfriften, allenfalls aud ohne bie oft ſchwierige 
Beftellung einer Hypothek zu unterftügen. Die Anlehen im Betrage 
nicht unter 100 fl. und nicht über 300 fl. fönnen nur folchen im 
Kreife Anfäffigen gewährt werden?), bezüglich deren nachgemwiefen 
wird 


a) ihre rechtliche und fittlihe Aufführung, Erwerbſamkeit und 
Thätigfeit; 

b) bie Gefährdung bes ferneren Erwerbsſtandes durch einen 
unverſchuldeten Nothfall, und die Möglichkeit ſich buch ein 
Darlehen zu erhalten; 

e) bie Unmöglichkeit, ſich "auf anderem Wege die nöthigen Mittel 
zu verfchaffen. 


” Die Leitung der Anftalt ift den Kreisregierungen übertragen ; 
fie entfcheiben über die angebrachten Darlehensgefuche, und beftimmen 
in jebem einzelnen Sale die Modalitäten ber Verficherung, ber. 
Verzinfung und ber Ruͤchzahlung. — Das Kaffe» und Rechnungs 
weſen wirb von einem buch bie Kreisregierung vorgefchlagenen, 
vom Könige beftätigten Rendanten beforgt, ber auf Stabilität und 
pragmatifche Rechte feinen Anfpruch hat). 


2) In mehreren Diſtricten find für den gleichen Zweck aus 


ber mechaniſchen Baumwoll- Spinnerei und Weberei in Augsburg a. a. O. ©. 
696 ff. - 

4) ©, ben Stiftungebrief v. 6 Jul. 1828 in 9. 8. V. S. 78. Jede 
der 8 Raffen wurde urfprünglich mit 10/= fl. botirt, und diefe Dotation ward durch 
t. Entf. v. 18 Juni 1833 (9. B. V. S. 75) um je4000fl. erhöht. Die zur 
Beſtreitung ber Ausgaben nicht erforberlihen Binfen follen zur Vermehrung ber 
Fonds admaffirt werden. 

2) Die Einwohner des Fürſtenthums Aſchaffenburg find von ber Tpeitnahme 
an der Kreishütfetaffe ausgeichloffen, da fir fie eine beſondere Landes · Nothdurfis- 
taffe feit 1780 befteht dj. den Gtiftungebrief Art. VI). 

®) ©, bie Inftruction zur Behandlung und Verwaltung ber Hülfslaſſen v. 
29 Aug. 1828 (9. 8. V. ©. 76 fi.). 
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Diſtrictsmitteln Huͤlfslaſſen errichtet worden, und bie Kreisregies 
rungen find angewieſen, bahin zu wirken, daß folche Anftalten mög- 
lichſt allgemein begründet und erweitert werben‘). 

3) Die Verbindung von Leih⸗ und Hülfsfaffen mit den Spar⸗ 
faffen iſt nicht allgemein und unbedingt zuläffig. Die darauf 
gerichteten Anträge ber Gemeinden und Armenpflegen find einer 
genauen Prüfung zu unterftellen, wobei nicht nur auf bie möglichft 
vollſtaͤndige Erreichung des Unterftügungs-Zwedes, ſondern auch 
auf bie Fernhaltung dev aus ber Haftungsverbindlichkeit ber Gemein» 
ben für letztere entfpringenden Gefahren Rüdficht zu nehmen iſt, 
und nur wenn das Ergebnig ber Prüfung feine Anftände bietet, 
fammt dem Entwurfe der Sagungen zur Beitätigung geeignet). 

4) Zweifelpafteren Werth ald bie bisher genannten Anftalten 
haben die Pfand» und Leihhäufer, ba fie flatt ber Verarmung 
vorzubeugen, fehr leicht diefelbe fördern und erweitern fönnen. Die 
Errichtung berfelben bedarf in jedem Falle ber flaatlichen Geneh— 
migung®), und fie ftehen unter fortwährender Aufficht?). 


3) Die Sorge für die Armen. 


8. 91. 
a) Die organifhen Einrichtungen‘). 


1) Jede politiſche Gemeinde bildet einen befonberen Pfleger 
bezirk und Hat ihren Local-Armenpflegfchaftsrath. Die Gemeinden 
eines und besfelben Polizeidiſtricts ftehen zum Behufe der Armen- 


) M. E. v. 19 Aug. 1852 (Döll. 8. XXVIIL ©. 1190). 

*) S. M. €. v. 16 Mai 1846 (DU. a. a. O. S. 1200). Bezüglich ber 
Sicherung, Heimpahlung u, ſ. w. ber Darlehen follen ähnliche Bebingungen, wie 
bei ber Kreishülfetaſſe geforbert wercen. Wegen ber Leihlaffen ber Gewwerbs- 
Bereine |. Brater, bie bayer. Gewverbsvereine. Nördlingen, 1854. ©. 17 ff. 

6) Die von ben Kreisregierungen zu ertheilen ift; f. ®. v. 10 Aug. 1848 
zu $. 62 (Döll, 8. XXVIII. ©. 1308). 

) S. die Statuten des Münchener feit 1754 beſtehenden Leihhauſes bei 
DÖI., a. a. ©. ©. 1310 ff. 

4) Vgl. das Mandat d, 13 Nov. 1816 Art, 5 — 18, und bie Iufteustion 
v. 24 Dec, 1833 96.2 — 11. 
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pflege in Verbindung, und bilden eine gemeinfame Bezirkspflege mit 
einem eigenen Organe — dem Diftricts -Armenpflegfchaftsrathe. 

2) Der Local-Armenpflegfhafts-Rath ift zufammen- 
geſetzt 

a) in ben unmittelbaren Städten aus bem f. Gtabt- 
Eommiffär, ben Bürgermeiftern, aus 3 — 4 vom Magiftrate 
abgeorbneten Magiftratsräthen einſchließlich bes rechtskundigen, 
ftetd von Amtöwegen berufenen rechtökundigen Rathes, aus 
ſaͤmmtlichen Pfarrern des Pflegebezirks, aus dem ftäbtifchen 
Gerichtöarzte und aus 4 — 8 von ben Gemeinbebenollmächs 
tigten gewählten Angehörigen ber verfchiebenen beitragspflich⸗ 
tigen Einwohnerelaffen?) ; 

b) inden mittelbaren Stäbten und inden Märkten aus 
dem Bürgermeifter, aus 2— 3 Abgeorbneten bes Magiftrats, 
aus ben fämmtlichen Pfarrern des Ortes, aus dem Gerichtds 
arzte, ober, falls ein folcher fich nicht am Orte befindet, aus 
einem bafelbft wohnenden praftifhen Arzte, aus 3 — 6 wie 
oben gewählten Vertretern ber fonftigen beitragspflichtigen 
Einwohner); 

e) in ben Landgemeinden aus bem Pfarrer oder ben Pfarrern 
bes Ortes als Vorftand und aus bem gefammten Gemeinde 
Ausſchuſſe. — Umfaßt eine Pfarrei mehrere Gemeinden, fo 
fteht dem Pfarrer bie Vorftandfchaft in allen Pflegfchaftsräthen 
zu; ift Die Gemeinde in mehrere Pfarreien getheilt, fo haben alle 
Pfarrer Sig und Stimme, die Vorftandfchaft gebührt dem ber 
Mehrzahl. 

2) Der Diftrictd - Armenpflegfchaftsrath bildet ſich unter ber 
Vorſtandſchaft des Diftrictöpolizeibeamten aus ben fämmelichen 
Pfarrern, dann den Bürgermeiftern und Ortsvorfiehern und bem 
Gerichtsarzte des Diftrictd, Das Plenum, das in ber Regel nur 


2) In Münden gehören dazu der Polizeibirector als Vorſtand, ein Bilrger- 
meifter, ein rechtsiundiger unb drei bürgerliche Magiftratsräthe, die Pfarrer, die 
Gericpteärzte, und 6 — 8 beſonders gewählte Räthe; ſ. bie Inftr. v. 1833 5. 6. 
(9. 8. V. ©, 20). 

®) Wer in ben ımter a unb b genannten Gemeinben als Borftand zu fun 
giren habe, darüber befteht keine allgemeine Norm; er ift baher für jede einzelne 
Gemeinde durch Wahl ber Pflegfchaftsrätge zu befellen, 
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alle Jahre einmal, und zwar zu Ende bes Monats October fich 
verfummelt, wählt zur Beforgung ber laufenden Gefchäfte einen 
aus 6 — 9 Mitgliedern beftehenden Ausfchuß, von dem mindeſtens 
ein Drittheil aus der Mitte bes Plenums felbft genommen werben 
mußt). 

3) Die Local» Armenpflege hat bie örtlichen auf Armenver- 
forgung erlaufenden Laften zu ermitteln, felbe zu beftreiten unb bie 
fittlihe und polizeiliche Aufficht über bie Armen ihrer Gemeinde 
zu führen. Zweck ber Diftrictd-Armenpflege ift die bürftigen mit 
Armen überladenen Gemeinden bed Diſtricts aus gemeinfamen 
Mitteln zu unterftügen und für Bebürfniffe nicht bloß örtlicher 
Natur eine Vereinigung der Kräfte zu bewirken). 


8. 92. 
b) Die Rechte und Pflichten in Unfehung der Armenpflege, 


Die Löfung ber Aufgabe, welche bie öffentliche Armenpflege 
zu erfüllen hat, hängt vor allem von ber Beantwortung ber ragen 
ab: Wer hat einen Anfpruch auf Unterftügung, und von wem ift 
dieſelbe zu Teiften? 

4) Einen Anfpruc auf Unterftägung räumt unfer pofitives 
Recht nur jenen Inländern ein, welche die nothwendigen Bedürf- 
niffe bes Lebens weder aus eigenen Mitteln oder aus Mitteln 
Dritter, die privatrechtlich alimentationspflichtig find, noch durch 
eigene Arbeit und Thätigkeit zu befriedigen vermögen i)y. Den 
Ausländern wird im allgemeinen fein Recht auf Unterftügung 


%) S. bie angel. Infruction v. 1833 65. 55 — 61 (9. 8, V. ©, 107). 
— Die Pflegfhaftsrätge umd Ausſchüſſe follen in der Kegel allwöchentlich eine 
Berſammlung halten, um über die zu ihrem Wirkungskreiſe gehörigen Gegenftände 
au beraten unb zu beſchliehen; f. Mandat Art, 71. 

5) Ueber die Stellung ber Pflegſchaftoräthe zu den Gemeinde- und Staats 
behörden ſ. Mandat Art. 79 — 84, Inftruction $. 49 — 54; fie find den 
Gemeinbebehörben ihres Ortes coorbiniet, und ſtehen unter einer analog ben Ie- 
teren geglieberten Euratel der Staatsbehörden. Bei jeder Anſäſſtgmachung und 
BVereelihung if} der Armenpflegfchaftsrath mit feiner Erinnerung zu Hören; dae 
revid· Unfäffigmachungsgefe 5. 9 (oben $. 87, 2). 

4) S. das Mandat von 1816 Art, 15, und bas Heimathgefeg v. 11 Sept. 
1825 $. 5. 
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zugeftanden?); im alle fie während ihres Aufenthaltes im Lande 
erfranfen oder verungfüden, find bie Gemeinden bes Aufenthalts 
für verbunden erflärt, bie momentan erforderliche Hülfe zu gewähren °). 

2) Die Verbindlichkeit den Armen die benöthigte Unterftügung 
zu gewähren, laftet in ber Regel auf ber politifchen Gemeinde, 
unbedingt jedoch nur bezüglich jener Armen, welche in berfelben 
ihre urfprüngliche ober erworbene Heimath haben. Die Gemeinde 
iſt daher im allgemeinen nicht unterftügungspflichtig einmal bei 
jenen Individuen, welche nur eine angewieſene Heimat bafelbft 
haben, bann aber hinfichtlich folcher Perfonen, welche ohne Hei- 
mathrecht in ber Gemeinde bloß ihren Aufenthalt genommen. Nur 
in Faͤllen eines augenblidlihen Bedürfniſſes, insbefondere bei 
vorübergehenber Erkrankung und Arbeitdunfähigfeit Hat bie Gemeinde 
bes Aufenthaltsorted auch den nicht heimathberechtigten Perfonen 
bie benöthigte Hülfe zu gewähren. Den darauf erlaufenden Aufs 
wanb hat bie Aufenthaltsgemeinde definitiv zu tragen, wenn ent 
weber bie Unterftügten als Dienfiboten, Gewerbölehtlinge, Gewerbes 
gehülfen und Babrifarbeiter an bem Orte fi aufhalten, wogegen 
fie berechtigt ift, von biefen Perfonen unter Haftung ihrer Dienft- 
herren einen angemefienen Unterftügungd- und Kranfenverpflegungds 
beitrag (in maximo wöchentlich 3 Fr.) zu erheben, oder wenn bies 
felber zum Armenfonde bes Aufenthaltsortes Pflichtbeiträge ent» 
richten; in allen anderen Fällen kann fie von ber. Heimathgemeinde, 
ober wenn fie dieſes vorzieht, von denjenigen, welche gefeglich zum 
Unterhalte des betreffenden Individuums verpflichtet find, Erſatz 
ber gehabten Auslagen fordern ). 


2) ©. eine Ausnahme hievon im Heimathgeſetze $. 7 Abſchn. 2. 

) Durch eine Reihe von Staatsverträgen ift dabei ter Grunbfag ausge 
ſprochen, daß Bayern in jolgen Fällen von dem fremden Staat und feinen 
Gemeinden teinen Erſatz beanſpruche, falls ber jenfeitige Gtaat das Reciprocum 
beobachtet; nur ber Regreß gegen dem Fremden ſelbſt und feine alimentenpflich- 
tigen Verwandten bleibt vorbehalten; 1. die beir. Verträge bei DIL. B. XXVI. 
©. 664 fi. 

% &, das Gele bie Unterftigung und Verpflegung hlllfsbebürftiger und 
ertrankter Perſonen betr. v. 25 Jul. 1850 (9. 8. VI. ©. 421), das an bie 

_ Selle von Art, 8 des Armen-Mandats getreten ift; vgl. barlber BI. für atm. 
Br. 8. I. ©. 54 ff. und 153 fi., und bie Erläuterung des Geſetzes von Bra- 
ter in der Geſebgeb. des Könige. Bayern Th. I. Het 2. 
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Für gewiſſe Gategorien von Bebürfniffen ober wohl auch von 
Armen überhaupt ift bie Laft ber Unterftügung ber Gemeinde abge 
nommen und größeren Verbänden überbürbet, und zwar follen 

a) ſolche Bebürfniffe, welche nicht bloß örtlich find, buch 
Zuſammenwirken bes Diftrictes beitritten werben, wie z. B. 
Beihäftigungs - u. Kranfenhäuferd). 

b) Für beitimmte Bebürfniffe hat der Kreis zu forgen, und 
die Mittel dazu herbeizufchaffen, wie 3. B. für Irrenhäufer, 
Gebaͤr⸗, Findelhaͤuſer u. ſ. w.9). 

e) Zür einzelne Claſſen von Armen ſteht die Staaskaſſe ein, 
namentlich für jene, welchen die Heimath in einer Gemeinde 
nur angewieſen ift, fowie für folche welche in ben Etrafs 
oder Beflerung&Anftalten des Staats ſich befinden?). 

3) Im Intereffe einer georbneten Armenpflege nothwendig, 
und im Zufammenhange mit ben eben angeführten Rechtsfägen volls 
fommen gerechtfertigt, ift bad Verbot bes Bettels, gleichviel, von 
wem unb unter welchem Vorwande er geübt werded). Daher 
dürfen auch Colleeten zur Linderung außerordentliche Unglüdsfäle 
der Privaten, oder zu Stiftungen nur mit befonderer Genehmigung 
vorgenommen werben. Das Recht dieſe zu extheilen Fommt für 
Collecten innerhalb eines Regierungsbezirkes den Kreisregierungen, 
für ſolche im ganzen Sande den betreffenden Minifterien zuꝰ). 


5) ©. das angef. Mandat v. 1816 Art. 6; wegen ber etwa erforder 
lichen Umtagen f. das Geſetz, die Diftrietsräthe ben. v. 28 Moei 1852 rt. 36 
¶. meine Samml. S. 343). 

%) S. das fog. Ausfheibungsgejeg v. 23 Mai 1846 Art. 1. Nr. 4, 5 u. 
6 (meine Samml, S. 356). 

NS, auch mein Berl. 8. ©. 257 und oben $. 85 Nr. 5; vgl. noch 
Schub, über bie Concurrenz ber Privaten, ber Gemeinden und des Staates bei 
der Armenverforgung in ber Zeitſchr. f- die gef. Staatsw. B. VIII. S. 610 fi. 

®) S. das Mandat, bie Bettler und Landſtreicher betr. v. 28 Nov, 1816 
Art. 1 und 2 (9.8. V. ©. 181). 

) M. E. v. 10 Aug. 1848 zu $. 59 (DIE. 8. XXVI. ©, 725) u. v. 
17 Dec. 1851 (ebend. ©. 726). 
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9. 


©) Die Befchreibung der Armen h. 


4) Um den Umfang ber jeder Gemeinde aus ber Armenverforgung 
entfpringenden Laft ermeflen und darnach Vorſorge treffen zu können, 
iſt alljährlich zu Anfang bes Winters (vom Monate Auguſt anges 
fangen) eine Haupt»Armenbefchreibung vorzunehmen, b. 5. 
es iſt für jede Gemeinde ein vollftändiges und genaues Verzeichniß 
berä fämmtlichen unterftägungsbebärftigen Armen ihres Bezirkes 
herzuſtellen, beziehungsweife es ift das frühere zu-erneuern und zu 
berichtigen. Zu bem Ende erläßt ber Armenpflegfchaftsrath (in 
größeren Gemeinden) eine öffentliche Bekanntmachung, wodurch bies 
jenigen, welche die Hülfe der Gemeinde in Anfpruch nehmen wollen, 
aufgefordert werben, fi zu melden, Die Meldung kann übrigens 
auch von ben Mitglievern des Pflegfchaftsrathed, ober von ber 
Bolizeibehörbe oder von britten Perſonen ausgehen. 

2) Bei ber Verhandlung über die angemeldeten Gefuche find 
nun vorzüglich folgende Punkte als Zielpuntte ins Auge zu faſſen 
und feftzuftellen : 

8) ob ber Angemeldete wirklich arm fen und in welchem Grabe, 
ob er alfo felbft aur Zeit die zur Dedung feiner Subfiftenz 
weſentlich nothwendigen Mittel in ausreichendem Maße 
beſitze), ober fie von anderen erhalte, reſp. erhalten könne 
ober nicht? 

b) Welches der Grund feiner Armuth fey, ob berfelbe in ber 
Unfähigkeit zu arbeiten und fich einen Verbienft zu verfchaffen 
liege ober nicht 2%). — Bezüglich derjenigen, welche im allge 
meinen zur Arbeit fähig, aber ohne Verbienft find, ift weiter 


4) S. das Mandat v. 1816 Art, 15 — 23, und bie Inſtt. v. 24 Dec. 
1833 55. 12 — 18. 

2) Der Umftanb, daß jemand in Gefahr kömmt, in Zukunft mittellos 
gu werben, wenn er jegt von eigenen Mitteln leben muß, begründet feinen Anſpruch 
auf Unterftügung. 

8) Die Beanttwortung biefer Frage ift dem Pflegfchaftsrathe dadurch weſentlich 
erleichtert, daß der zu comferibirende Arme perſönlich vor gi „Teer muß. 

Boegl, bayer. Bermaltungsredt. 
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zu ermitteln, ob bie Urfache Hievon in Mangel an Gefchid- 

lichleit, ober an Luft, ober an Gelegenheit zur Arbeit zu 

ſuchen ſey; 

e) ob das einzelne Individuum in ber betreffenden Gemeinde 
heimathberechtigt fey, und ob basfelbe wirklich feinen ftändigen 
Wohnfig in ber Gemeinde habet). 

3) Die Materialien zur Beantwortung biefer Fragen vers 
ſchafft ach der Armenpflegichaftsrath theils aus ben Angaben und 
Belegen ber Angemelbeten felbft, theild aus ben Erhebungen und 
Erkundigungen, bie er durch feine Mitglieder vornehmen Täßt, ober 
Die er von ben Polizeibehörben einzieht. Zu biefem Behufe hat er 
Die Angemelbeten perfönlich vorzurufen, um fie über ihre fämmt- 
lichen für bie Armenpflege erheblichen Verhältniffe zu vernehmen. 
Bon ber Berbinblichfeit. bes perfönlichen Erſcheinens find nur folde 
Arme ausgenommen, welche buch Ktanfheit ober andere gleich 
wichtige und befcheinigte Urſachen gehindert find, ober welche 
als ſchamhafte Hausarme auf das Zeugniß und bie Buͤrgſchaft 
von wenigftens zwei Pflegſchaftsmitgliedern ausdruͤdlich freigeſpro⸗ 
hen werben’). 

4) Auf Grund diefer Verhandlungen faßt ber Armenpflegfchaftss 
rath über jebes einzelne Geſuch Beſchluß, und verfügt entweder 
die Eintragung in bie Lifte ber Armen ober meist dasſelbe zurüd. 
— Sm gleicher Weife ift mit den im Laufe bes Jahres etwa ein» 
tommenben Gefuchen zu verfahren. 


“ 


A) Damit fieht ber Art. 49 des Mandats in Verbindung, demzufolge fein 
Armer, ber an ben Wohlthaten ber Armenpflege eines Ortes theilnimmt, ſich 
"ohne Borwiffen und Erlaubniß bes Ortsvorftehers aus feinem Wohnorte entfernen 
darf, um fid langere ober fürzere Zeit anderswo. aufzuhalten; vgl. bie M. €, d. 
7. Gebr., 6 Juli 1846 und v. 7 Ian. 1847 (Döll. 8, XXVI. ©. 684 ff.). 

5) Eine weitere Ausnahme kann bezüglich jener Perfonen gemacht werben, 
welche in den früheren Beſchreibungen bereits aufgeführt und deren Berhäftnifie 
" umberänbert geblieben find; f. bie Inftr. 5. 17 a. €. 
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8. 94. 
d) Die Behandlung der Urbeithfähigen. 


1) Iſt der Grundfag richtig, daß jeder verpflichtet iſt zu arbei⸗ 
ten und felbft für feine Subfiftenz zu forgen, fo kann die Aufgabe 
ber Armenpflege in Bezug auf ſolche Individuen, welche zu arbeiten 
und fi bie Mittel für ihre Subflftenz entweder ganz ‘oder doch 
theilweiſe ſelbſt zu verfchaffen im Stande find, in ber Hauptſache 
nur darin beftehen, bem Einzelnen bie Erfüllung biefer Pflicht zu 
erleichtern?) und benfenigen, bem e8 am Willen fehlt, mittelbar 
dazu zu nöthigen, indem ſie ihm die Unterftügung verfagt und 
eventuell bie Hülfe der Poltzeibehörbe in Anfpruch nimmt, bamit 
biefe durch Anwendung von birectem Zwang?) bie Erfüllung jener 
Pflicht bewwerfftellige, \ 

2) In Folge diefer Aufgabe wird bie Armenpflege vor allem 
darauf bedacht feyn, jene Individuen, welchen e8 an ber erforder⸗ 
lichen Arbeitögefchiclichfeit mangelt, in ſolche Verhältniffe zu ver- 
fegen, wo fie fich dieſe zu erwerben vermögen‘), — Solchen, welche 
arbeiten fönnen und wollen, aber augenblidlich feine Arbeitögeles 
genheit finden, wirb bei gehöriger Aufmerffamfeit in ben meiften 
Fällen unfchwer zu helfen feyn, indem bie bereits vorhandenen 
Arbeitögelegenheiten dazu benügt werben. Nur im äußerflen Falle 
erſcheint es raͤthlich, daß die Armenpflege felbft als Unternehmerin 
auftrete, und Beichäftigung gebe. If biefer Schritt unerläßlich, 
fo wird e8 zweckmaͤßig ſeyn, wenn mehrere Armenpflegen, bie in 
gleicher Lage find, gemeinfam handeln. In jedem Falle fol biefe 
Art von Fürforge immer nur einen tranſitoriſchen Charakter haben; 
es baıf, wenn das Uebel gemindert und nicht vermehrt werben 


4) Mandat Art. 26 — 31; Inſtruction $$. 19, 20 und 21. 

2) Mütel hiezu find: die Eröffnung von Kundſchaftsanzeigern für Arbeitgeber 
unb Sucher, Verbindung mit anderen Gemeinden u. ſ. w. 

3) Haben Ermahnungen, Arreſt u. f. w. feinen Erfolg, fo find folde arbeits- 
ſcheue Perfonen ine Zwangsarbeitshaus zu ſchaffen. - 

*) Zunge Leute find daher bei orbentlxhen Gewerbsmeiftern und Herrſchaften 
umterzubringen. 18° 
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fol, feine dauernde Unternehmung bloß zu biefem Zwede begründet 
werbend). 

3) Schwieriger wird bie Abhülfe, wenn ber Mangel an Arbeiter 
gelegenheit in größeren Bezirken gleichmäßig vorfommt, ober wenn 
er ganze Beruföclaffen trifft. Sie geftaltet ſich verſchieden, je 
nach ber Urfache des Webels, und zwar vor allem darnach, ob biefe 
dauernder oder nur, vorübergehender Natur iſt. In Fällen ber 
Tegteren Art find öffentliche Unternehmungen zu dem Zwecke, um 
Beſchaͤftigung und Verbienft zu gewähren, vollfommen gerechtfertigt. 
Sind die Urfachen, welde eine Maflenverarmung herbeigeführt 
haben und noch herbeiführen, bleibende, fo iſt bie Poliz ei-⸗Ver⸗ 
waltung als ſolche nicht im Stande abzuhelfen, noch auf bie Dauer 
die Laft ber Fürforge zu tragen 9). 

Solche Arme, welche überhaupt zu arbeiten unfähig find, ober 
die durch ben Ertrag ihrer Arbeit ihre nothwendigen Bedürfniffe zu 
been außer Stande find, werben durch Almofen unterftügı?). 

Woher bie Armenpflege bie Mittel hiezu erhalte, wie dieſe Mittel 
zu verwalten unb zu verwenden fenen, bavon fol in ben folgenden 
Paragraphen gehandelt werben. 


©) Die Unterftügung ber Armen, > 
% 9. 
@) Die Quellen zur Beihafung der Mittel, 


Die Mittel zur Dedung ihrer Ausgaben, namentlich zur Unters 
Rügung ber ganz ober theilweife Erwerbsunfähigen fhöpft bie Armen, 
pflege: 

vi 1) Aus dem Extrage ber Stiftungen für Wohlthätigkeit, mögen 
Diefelben allgemeine oder zur Befriedigung gewiſſer einzelner Beduͤrf⸗ 
niſſe beftimmt fegn. Der Armenfonds einer jeden Gemeinde gilt 
als juriftifche Perfon, und ift daher fähig, neues Vermögen, z. B. 





5) Das Mandat (Art. 31) bemerkt ausdrücklich: „Die Befhäftigungepäufer 
bleiben ftets anf ihre urſprüngliche Beftimmung, nämlich einer einfweiligen 
Beiäftigung . . . . beichräntt“, 

6) Bgl. bie oben angef. Schrift von Holzſchuher, |. namentlich über das 
Mittel der Anfegung von Eolonien und ber Answanberung ©. 119 n. 121. 

. 7) Immer natürlich unter der Woransfegung, daß ber Einzelne weder ſelbſt 
Bermögen beſitze, noch folvente alimentenpflichtige britte Perfonen vorhanden feyen. 
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als Erbe oder Vermächtnißnehmer zu erwerben. Das Mandat 
von 1816 räumt ihm in gewiſſen Fäͤllen ein gefegliches Erbrecht 
ein. Er tritt nämlich als Erbe in bie Verlafienfchaften ber aus 
feinen Mitteln ernäßrten Perfonen ein, wenn nicht etwa arme Noth⸗ 
erben berfelben vorhanden find‘). Dazu kommen 

2) Die Zinfen von Gütern, Rechten und Gapitalien, welche 
überhaupt für bie Armenpflege vorhanden find, ober in Zukunft 
zum Genuffe ihr zufallen. Dahin gehören insbefondere die Eapie 
talien, welche ſich aus Erſparniſſen der Armenpflege bilden, dann 
jene Sandanlehen und fonftigen Capitalien, wovon bie berechtigten 
Eigenthümer nicht ‚mehr auszuforfchen find?). 

3) Aus den dem Armenfonde von Staats⸗, Kreis⸗ ober Diſtricts⸗ 
ober fonftigen öffentlichen Kaflen etwa zufließenden Reichniflen®). 

4) Aus freiwilligen Gaben, welche ber Armenpflege zur Dis⸗ 
pofition geftellt werben, fen es, daß fie einzeln und unveranlaßt, 
ober bei Gelegenheit von Sammlungen einfommen, welche zu biefem 
Zwecke bei befonberen Gelegenheiten, wie 3. B. an ben höheren 
Feſttagen in ben Kirchen, bei wichtigen ober erfreulichen Geeigniffen, 
eigens veranftaltet werben). 

5) Aus gewiſſen, ber Armenpflege geſetzlich überlaflenen 
unftändigen Abgaben, welche vorzugsweiſe auf bie öffentlichen 


Wäre aus Irrthum ein Scheinarmer umterftügt worben, fo hat bie Armenpflege 
das Recht Erſatz zu forbern. 

%) Mandat v. 1816 Art, 2 und 60; wegen des Erbrechts, beffen Umfang 
freifich in ber Praris vielfach beſtritten ift, f. Art. 3, — Ob bie bem Armenfonbe 
zugebadhten Vermächtniſſe unter Nr. 1 ober 4 fallen, d. i. ob fie als Eapi- 
talien zu behandeln feyen, wovon die Armenpflege nur bie Zinfen bezieht, ober ob 
fie für die laufenden Beblrfniffe und fr welde.zu verwenden ſeyen, hängt vom 
der Willenserklärung bes Erbiaſſers ab; im Zweifel iſt wohl das erflere anzu. 
nehmen. Die Quarta pauperum ift feit 1840 aufgehoben, f. den Landtage- 
Abfchieb III. B. 

2) Das Mandat Art, 60; dgl. wegen verſchwiegener gefundener Sachen das 
Strafgeſetzbuch Th. I. Art, 212, 

3) S. bie Inflruction v. 1838 $. 24 Nr. 3 und 9, — Die Juſtruction v. 
1833 erreähnt in $. 24 Nr. 8 als einer Einnahmequelle and, ben Erlss aus der 
Armenbefhäftigung, infoferne fih ein Reinertrag ergibt; aber! 

) Mandat Art. 61 und 62; zu biefem Zwede find in allen Gafhäufen 
Armenbüdfen aufzuftellen. Die Privatvereine zum Zwecke ver Armenpflege betr, 
f. bie Infte. $. 86 (9. B. V. ©. 74), 
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Bergnögungen, namentlich feierliche Hochzeiten in ben Tafernen, 
Bewilligungen zur Haltung von Tanzmuſik befonders über bie 
gewöhnliche Polizeiftunde, zu feierlichen Umgügen ber Handwerker 
und Schügen, dann auf Schaububen, Bälle, Theater u. ſ. w. 
verorbnungsmäßig gelegt find). 

6) Aus den bem Armenfonde gefehlich zugeiiefenen Straf 
geldern. Don ber Beftiimmung ber einzelnen einfchlägigen Geſetze 
hängt es ab, ob biefelben bemLocal- ober bem Diſtrietsarmenfonde 
zufommen ; im Zweifel fol das Iegtere angenommen werben‘). 

D Wo biefe Hülfsquellen nicht Hinreichen, foll ber Abgang 
aus ben Ueberfchüffen bes emeinbefädels, forie ber Kirchenftiftungen 
gebedt werben”). 

8) Für ben Fall endlich, daß biefe Mittel überhaupt nicht 
gegeben, ober doch unzureichend wären, fönnen von ben Ein 
wohnern ber betreffenden Gemeinde ober Diftricte Pflichtbeiträge 
erhoben werben. Sie follen mit ber größten Allgemeinheit und 
Gleichheit ohne irgend eine Befreiung von allen Ständen geleiftet 


5) Mandat Art. 63; zu biefer Elaffe zählen namentlich noch bie Hunde - 
Bifttationsgebühren. 

6) S. über bie dem Local-Armenfonde zugewiefenen Strafen die Zufammen- 
ſtellung im 9. 8. V. S. 51 Note 18 a, wobei jedoch bie Bezugnahme auf das 
Nacorudegefeß irrig ift, da die Gelbftrafen wegen Berlegung diefes Geſetzes bem- 
Diſtriets · Armenfonde gebühren. Wegen des neueren Rechtes vgl. das Geſetz, bie 
Capitalrenten · unb Einkommenſteuer betr. v. 25 Yul. 1850 Art. 25 (9. B. 
VI. S. 368); Geſetz, bie Einrichtung bes... . Fuhrwerks betr. v. 25 Jul. 
1850 Art. 17 (9.8. VI. ©. 412); Geſetz, die gewerbsm. Gutszertrilmmerungen 
betr. v. 28 Mai 1852 Art. 5 (9. 8. VIL ©. 76); das Geſetz, bie Gewerbe 
feuer betr. v. 28 Mai 1852 Art. 47 (9. B. VIE ©. 131). Bezüglich der 
bem Diftriet8-Armenfonde zufließenden Strafgelder |. 9. 8. V. S. 116 
Note 33 a — c; dann das Geſetz die Ausübung ber Jagd betr. v. 30 März 
1850 Art, 15 ($. 8. VI. ©. 185). — Einen anderen Zwede find fer der 
Procefnovelle v. 1837 $. 69 die Suceumbenzgelder gewidmet (f. oben $. 71 
3, b). 

”) Mandat Art, 64, dann Beil. II. zur Verf. Urt, 5. 49. Das Mandat 
führt im Zufammenkange mit der umter Nr. 7 genannten Hüfjöquelle auch 
Anlehen“ auf, allein biefelben find offenbar feine Hülfequelle, fondern nur ein 
Modus, wie in außerorbentficen dringenden Fällen Hülfe gelcjafft werben fänıe, 
Die Berzinfung und Tilgung ber Anlehen ift dann aus ben eigentlichen bauern- 
den Quellen zu ſchöpfen 
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werben. Die Art der Beiträge und den Mafftab derſelben nach 
ben beftehenben thatfächlichen Berhältniffen ber Orte und Bezirle 
feftzufegen, ift ben einzelnen Gemeinden anheimgeftellt; jedoch will 
das Mandat, und zwar aus guten Gründen, daß biefes immer nur 
auf eine gewiſſe Zeit gefchehe. Wo ein folcher befonderer Beſchluß 
nicht vorliegt, find bie Beiträge in Geld, und zwar nach Mafgabe 
ber directen Steuern, bie der einzelne Einwohner in der Gemeinde 
entrichtet, zu reguliren und zu erhebens). Wo es immer thunlich 
iR, follen die Beiträge in Naturalien geliefert werben. 


8. 96. 


A) Die Verwaltung und Werwendung ded Armenfondd: Bermögens. 


1) Die Verwaltung des Armenfondö-Vermögens, infoweit es 
auf Stiftungen beruht, gehört nicht zum unmittelbaren Wirkungs— 
freis der Armenpflege, fonbern wird von ben hiezu befonbers 
beftellten Organen beſorgt, bie dann auch Theil an den Berathungen 
bed Armenpflegfhaftsrathes nehmen. Die fämmtlichen nicht zum 
Stiftungsfond gehörigen Zuflüffe, namentlich Die freiwilligen und 
Zwangöbeiträge, eignen ſich zur unmittelbaren Verwaltung durch bie 
Armenpflegen. Die Verwaltung umfaßt aber folgende vier Haupt 
geſchaͤfte ſowohl bei der Local- als ber Diftrictd-Armenpflege: Die 
Herftellung ber jährlichen Voranfchläge, die Erhebung der Einnahmen, 
beren Verwendung und Verrechnung '). 


8) Mandat Art. 64; Inftruction $$. 25 und 26. Neben biefer allgemeinen 
Armentage ift noch der Unterflügungs- und Kranten-Berpflegungsbeiträge zu ertöähnen, 
welche die Gemeinden von Gejellen, Lehrlingen und Dienfiboten zu erheben befngt 
finb; ſ. oben $.92Nr.2. — Ein beſonderer Maßſtab gilt auf Grund eines kurfürſt - 
tigen Reſer. v. 13 Mai 1805 (R. Bl. ©. 716) für Münden; bier entſcheidet 
nämlich bie Größe des Miethzinfes, fo jedoch, daß jene, bie nur 50 fl. Hausmiethe 
‚ober weniger zahlen, nur mit ihrer Einwilligung zu Beiträgen herangezogen wer» 
den tönnen. Bon 51 — 100 fl. werben 4%;,, von 101 — 200 fl. 5%, von 
201 — 300 fi. 6%/,, unb fo regelmäßig und fo weiter bis zu 12%, von 1001 fl. 
an entrichtet. 

*) Mandat, Eingang zu Cap. IT. vgl. das revib. Gemeinbe-Ebiet $5. 59 
unb 102, bann das Geſetz, bie Diftrictsräthe betr. v. 28 Mai 1852 Art..11, 
h und Art. 36, B 
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2) Der Boranfchlag für bie Armenpflege einer jeden Gemeinde 
umb eines jeden Difteicts wird mit Rüdficht auf alle Beduüͤrfniſſe 
ſowohl der Arbeitd-, als ber Verpflegungs- und Almofen-Anfalten 
auf der Grundlage ber Armen<Befchreibung, und nad) einer nad) 
Wahrſcheinlichleit bemeflenen Vorberechnung ber Einnahmen feſtge⸗ 
ſtellt. Da neben dem im Voranfchlage aufgeführten vorherfehbaren 
Bebarfe im Laufe bes Jahres noch andere außerordentliche Aus- 
gaben anfallen fönnen, fo muß baflix ein ausreichender Dispoſitions⸗ 
und Refervefond bereit geftellt werben). 

3) Die Erhebung ber Zuflüffe zu ben Armenpflegen gefchieht 
durch befondere von ben Pflegichaftsräthen aus ihrer Mitte oder 
aus ben übrigen Einwohnern aufgeftellte Einnehmer. Die Ein- 
nehmer liefern, was fie erheben, an ben Sädelmeifter ab, ber in 
gleicher Weife wie biefe gewählt wird, wo nicht Einnehmer und 
Sädelmeifter in Einer Perfon vereinigt werben. — Die Pfliht- 
beiträge werben in ber Weile wie andere Gemeinde-Amlagen durch 
die Gemeindebeamten erhoben und von biefen dem Caſſier bes 
Armenpflegichaftsrathes behänbigt®). 

4) Die Verwendung der Einnahmen ift im allgemeinen bedingt 
durch den Zweck ber Armenpflege und durch bie Euratelgenehmigung; 
ſie gefchieht nach Maßgabe bed Voranſchlags. Kein Theil des 
Einkommens barf fremdartigen Zweden gewidmet, fein Anfag ber 
genehmigten Voranfchläge willkürlich überfchritten, feine neue Aus» 
gabe gemacht werben, welche nicht durch allgemeine Vorfchriften 
ober befondere Benollmächtigung gebilligt if. Insbefondere darf 
der Sädelmeifter Teine Ausgabe leiften, außer auf allgemeine ober 
beſondere Anmweifung der gefammten Pflegichaft‘). 

5) Ueber die Verwendung aller Exträgniffe wirb jährliche 
Rechnung geftelit, welche zu Jedermanns Einficht offen ſeyn, in 


2) Mandat Art. 65 und Inſtruction $$. 23, 27 und 28. Insbeſondere 
folk, um in Fällen, wo augenblickliche Hülfe woth thut, bem Pfarrer von Zeit zu 
Zeit eine verhältmißmäßige Summe anvertraut werben (Mandat Art, 69). 

) Mandat Art. 66 und 68, Infiruction $. 26. In Bezug auf die Ein- 
ſauunlung von Collectengefbern durch die Diftrictsvorfteher ſ. M. E. v. 28 Zul, 
1848 (Döll. 8. XXVI. ©. 724. B 

) Mandat Art. 67 und 68; Inſtruction $. 31. 


m 
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den Städten aber durch ben Drud bekannt gemacht werben fol. 
— Jeber einzelne Rechner fol feine Rechnung, bis zum 30 Sept. 
incl, laufend, fpäteftens am letzten October abgefchloffen und dem 
Armenpflegichaftsrathe übergeben haben. Diefer fertigt dann bie 
Hauptrechnung, bie fpäteftens vom 1 December-an 14 Tage im 
Gemeindehaus zur allgemeinen Einſicht ber fämmtlichen beitrags⸗ 
pflichtigen Einwohner aufgelegt wird o). 


$. 97. 


Y) Umfang und Art der Unterfägung. 


1) Die Armenpflege foll den ‚zur Unterftügung überhaupt 
geeigneten Individuen alles bad, aber auch nur das gewähren, 
was zur Dedung ihrer Subſiſtenz unerJäßlich nothwendig if, d. i. 
Herberge mit Inbegriff bes unentbehrlichen Brennmateriale, Nahrung 
und Kleidung. Ale biefe Bebürfniffe folen regelmäßig durch 
Abgabe von Naturalfpenben befriedigt werden; Geldgaben find nur 
ausnahmswe iſe zwedmaͤßig, insbefondere dann, wenn bem Huͤlfs⸗ 
bebürftigen nur Durch ſolche geholfen werben Tan, ober wo bie 
Naturalfpenben nicht ausreichen (f. oben $. 94 a. E.)i). 

2) Für jene Armen, welche zubem in einem außerorbentlichen. 
vorübergehenden oder bleibenden Zuftanbe von Hülflofigfeit fich befin- 
den, namentlich für Kinder, Kranke, Greife und breſthafte Menfchen, 
follen befondere Verpflegs-Anftalten beſtehen?). 

a) In Bezug auf arme Kranke forgt die Armenpflege für anges 
meffenes Obdach und Lager, für Wart, ärztliche Hülfe und 
Arzneien. Diefes gilt insbeſondere auch für arme Wöchnerinnen. 
Zu dem Ende werben auf bie verſchiedenen Abtheilungen in 


5) Mandat Art. 70; Inſtt. 55.40 4. 

4) Das Genauere darüber . im Manbat Art. 37 — 42, in ber Infr. 
$. 22, womit zu vergleichen it M. E. v. 15 Jul, 1851 Nr. 3 (Döll. B. XXVI. 
©. 81 fi). 

2) Mandat Art. 32; bezüglich der Kinder hat das Mandat (Art. 38) bie- 
felbe Regel empfohlen, bie wir oben $. 85 Nr. 4 in einer anderen Richtung 
bereit angeführt haben. Zu ben außerordentlichen Ausgaben, bie von ber Armen» 
‚pflege zu tragen find, gehören, insbefontere auch bie Beerbigungs- und Trauer- 
gottesbienl-Koften (Mrt. 43). 


"den Städten und auf bie Bezirke bes platten Landes bie 
Gerichts⸗ unb praftifchen Aerzte nach einer gewiffen Ordnung 
bergeftalt angewiefen, daß es an ihrer Hülfe nirgends ermans 
gele. Die Armenpflegen treffen mit denſelben bie geeignete 
Uebereintunft. Die Oerichtöärzte find von Amtswegen zur 
unentgeltlichen Behandlung ber Armen ihres Bezirkes verbun⸗ 
ben, wobei übrigens bie Gewährung einer billigen Vergütung 
von Seite der Armenpflege, wenn es ihre Mittel erlauben, 
nicht ausgefchloffen it. Die praktifchen Aerzte erhalten ihr 
Defervit von ber Armenpflege, vorausgefegt daß fie conferis 
birte Arme behandelten®). Unter berfelben Borausfegung, 
d. 5. wenn Recepte für conferibirte Arme gefertigt wurden, tft 
bie Apotheferrechnung von ber Armenpflege zu berichtigen). 
In jenen Gemeinden, wo öffentliche Kranlenhaͤuſer errichtet 
find, if die Stage, wer die Koften für Verpflegung und 
Heilung ber aufgenommenen Kranken zu tragen habe, mit 
NRüdficht auf die beſondere für die einzelne Anjtalt beftehende 
Ordnung nach ben bisher erörterten allgemeinen Grunbfägen 
zu beantworten (f. oben $. 92.) 

b) Zum Beften folder Armen, welche wegen fehr hohen Alters, 
völliger und bleibenber Gebrechlichkeit und Unbehütflichkeit auf 
das öffentliche Mitleid ein vorzügliches Recht Haben, naments 
lich zu Gunften blöbfinniger .und fogenannter unmeltläufiger, 
ober mit außerorbentlihen Mängeln behafteter Menfchen 
fol auf bie Ausmittlung eigener Verforgungshäufer 
Pfrindner-Häufer, Irren:, Taubftummen-, Blinden-Anftalten 
u ſ. m.) in benjenigen Bezirken, wo ſich bas Beduͤrfniß 
hiezu durch eine bedeutende Zahl folcher Unglüdlichen offenbart, 
aller mögliche Bebacht genommen, unb biefelben follen darin 
auf Lebenszeit untergebracht, verföftigt, gefleidet, gepflegt und 
ſonach vollfommen verforgt werben. Als eine Erleichterung 


3) Mandat Art, 34, dann M. €, v. 16 Jun. 1839, 28 Nov. 1844 und 
23 Jul, 1850 (DU. B. XXVI. S. 655 fi.). 

) Mandat Art, 84 und M. €. v. 28 Aug. 1846 (DIL, B. XXVL ©. 
658); biefelbe zäple bie Bälle auf, im welchen ber Apotheter auch für Arzneien, 
bie er an andere Zahlungsunfäpige abgegeben Hat, von ber Armenpflege Zahlung 
forderu könne. 
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" biefer Borforge wird es bezeichnet, wenn bie hieher gehörigen 
Anfalten durch das Zuſammenwirken ganzer Kreife, ober 
ſelbſt füt das gefammte Königreich begründet und ausgebildet 
werben d). 


5. 98. 
N) Die fittlicge uud pollgeilihe Vormundfaaft ber die Armen!) 


1) Die Armenpflege darf fich nicht begnügen, für bie noth⸗ 
wendigften materiellen Bebürfniffe der Armen zu forgen; fie muß 
biefelben fittlich und rechtlich aufzurichten beftrebt feyn, unb zu 
biefem Behufe eine fortwährende Aufficht ſowohl auf bie eimelnen 
Armen, als auf die Armen-Anftalten, und bie Wohlthätigfeits- 
Vereine, ald endlich auch den Gang bes gefammten Armenweſens 
überhaupt führen. Der Zweck biefer Aufficht geht 

a) zuvörberft dahin, die Urfachen ber Armuth Fennen zu lernen, 
und bie richtigen Mittel ausfindig zu machen, wodurch bie 

Armuth verhütet, oder doch gemilbert werben kann. Familien 

pätern, bie durch unverſchuldete Umftände in Gefahr häuslichen 

Umſturzes fommen, wird baher bie Armenpflege durch Rath und 

That beiftehen, und ihnen Wege zur Rettung zu eröffnen fuchen 

di. oben 8. 90), während fie auf ſolche, welche durch ihr 

Benehmen und Handeln ihre und der Ihrigen Armuth herbeis 

zuführen drohen, durch Ermahnungen und fonft auf geeignete 

Weiſe einzumwirfen Anlaß nehmen wird, um bie Verarmung 

wo möglich abzuwenben?). 


s) Mandat Art.35 und 36; vgl. auch das Aueſcheidungegeſetz v. 23 Mei 1846 
Art, 2 Nr. 4 und 5 (meine Samml, ©. 356). Sind geftiftete Anftalten ber 
Art vorhanden, fo hängt die frage, wer aufgenommen werben könne, und wer 
Über die Aufnahme zu beſchliehen Habe, von dem Willen des Stifter ab. Hat 
derſelbe ſich über bie letztere Frage nich erflärt, fo fleht bie Entfepeibung darüber 
bem Organe zu, das bie Stiftung überhaupt zu verwalten berufen ift, d. i. in 
der Regel ben Gemeinbebehörben; |. M. E. v. 22 Juni 1846 (Döll. B. XXVI. 
©. 731). 

4) ©, das Mandat Tit. III. (Art. 44 — 58). Dasfelbe gebraucht bie im 
der Uebe fchrift vorfommenbe Bezeihnung, bie wir nur deßwegen gewählt haben, 
weil fie die bes bepofitiven Rechtes ift, nicht weil wir fle an ſich für richtig halten. 

2) Mandat Art, 56. Zu gleichem Zwecke wird fi bie Armenpflege anger 


2» Zweites Buch. 


b) Ein weiterer Zwed biefer Aufficht if, der Armenpflege bie 
Meberzeugung zu verfchaffen, baß fie in ber That unter 
Rügungsbebürftige und fittlich nicht unmürbige Arme unter- 
füge, und daß bie Unterftügungen nicht mißbraucht werben, 
damit im erſteren Falle bie Scheinarmen zum Erfag ange 
halten, beziehungsweiſe bie Arbeitöfähigen zur Arbeit genöthigt 
werben, in ben letzteren Fällen aber, Damit polizeiliches Eins 
ſchreiten gegen ſolche Individuen veranlaßt werde. 

e) Endlich fol dadurch die Armenpflege Beranlaffung erhalten, 
buch perfönlichen und unmittelbaren Verlehr mit den Armen 
biefe durch Rath und Ermahnung zu beſſern, ihre Sittlichteit 
zu fördern und ihr Selbftgefühl zu beleben und zu ftärfen. 

2) Damit diefe Auffiht über die Armen möglich fen, darf 
fich fein Armer, der an ben Wohlthaten ber Armenpflege Theil 
nimmt, ohne Vorwiſſen und Erlaubniß bes Ortsvorſtehers aus 
feinem Wohnorte entfernen, um ſich an einem anderen Orte, wenn 
gleich im nämlichen Polizeibezirke, eine Zeit lang ober für immer 
aufzuhalten. Gleiche Erlaubniß von Seite ber Polizeivorftände iſt 
nothwenbig, wenn ein folder Armer in ber bemerkten Abficht fich 
aus feinem Polizeifprengel zu entfernen gedenkt. Die Erlaubniß 
ift in beiden Fällen nur mit Vorſicht, aus gegründeten Urfachen 
und unter Borausfegung bed Nachweiſes zu ertheilen, baß ber 
Arme anderen Drten und Bezirken nicht zur Laft fallen werde). — 
Arme, die fich wilffürlich ohne Vorweis entfernen, und ſich unftät 
und müßig herumtreiben, werden als Landitreicher behandelt‘). Soll 
die Aufficht auf die Armen ihre Zwede erfülen, fo muß fie auf 
individuellem und perfönlichem Verkehr mit ben Armen beruhen, 
ber nicht fo fehr ben amtlichen, fonbern ben rein menfchlichen 
Charakter an fi trägt. 


legen ſeyn laſſen überall „da, wo fie das Bedürfniß ober bie Nültzlichkeit von 
Spar oder Berficherungsanflalten ertennt, für beren Einführung zu wirten, und 
zur Theilnahme daran zu beftimmen (f. Art. 57). Ebenſo wird fie ihr befonberes 
Augenmerk auf die Kinder von Armen, ſowie auf verfaffene Kinder richten. 

s) Mandat Art. 50 — 52; f. die Inftrucion $. 39 Nr. 18 (9. ©. V. 
S. % fi.) 

*) Mandat Art. 49; namentlich ift diefe Controle wichtig, um das Verbot 
des Bettels durchzuführen und aufrecht zu erhalten. 
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» 
V. Eheuerungspoliei'). 


% 9. 
1) Die Urfagen der Thenerung. 


Die wirkliche Thewerung?), veranlaßt durch ein gerin- 
geres Angebot von Getreide, ober durch eine größere Nachfrage nach 
folchem ober durch beides zugleich lann entweber eine Fünftliche ober 
eine natürliche ſeyn, je nachdem das angebeutete Mißverhaͤltniß 
wolfchen Angebot und Nachfrage durch abfichtliches Handeln oder 
Unterlaffen ber Menfchen, ober durch bie thatfächlich beſtehenden 
Verhältniffe herbeigeführt wird, Die erftere Art von Theuerung 
kommt jedenfalls fehr befchränkt im Raum und in ber Zeit, und 
aud da nur im Zufammenhange mit einer wirklichen Theuerung 
vor; regelmäßig iſt bie Theuerung eine wirkliche. Was nun deren 
Urfachen betrifft, die mgn vor allem fennen muß, wenn man 
zweckmaͤßige Vorkehrungen dagegen ergreifen will, fo find als ſolche 
gu nennen: 

3) am häufigften bie Ungulänglickeit der Ernte, ſey 
biefe veranlaßt buch zu große Trodene oder Näfle, ober 
durch firengen Winter, ober buch Thiere u. ſ. w. 3); 

b) innere oder äußere Kriege, indem biefe zunächft das Ausgebot 
mindern, dann aber auch bie Nachfrage in gewiffen Gegenden 
vermehren; 

c) unzulängliche ober geradezu fehlerhafte Staats » Einrichtungen 
und Anftalten, insbeſondere folche, welche dem Gedeihen ber 


4) Dr. W. Roſcher, über Kornhandel und Thenerungspofitit, III. Aufl, 
1852, 8. ſ. wegen ber Litteratur über den Gegenſtand ©. 160 ff. 

2) Der wůtlichen Theuerung ftcht die bloß ſcheinbare gegenüber, bie durch 
eine Entwerifung bes Gelbes herbeigeführt wirb, umb wicht dieber gehört; dgl. 
R. v. Mohl, die Poligei-Wiffenfaft, II. Aufl. 8. L ©. 292 ff. 

5) Wie weit bie Ernte im eimelnen Falle hinter bem eigentlichen Bebarfe 
zurlidgeblieben ſey, muß wenigſtens annähernd ermittelt werben, bamit fich beflim- 
men laſſe, wieweit Vorforge nöthig ſey. OB bie Einforderung von Ernteberichten 
das geeignete Mittel hiezu ſey, möchten wir Kezweifeln; vgl. o. Berg, Haubb, 
des b. Boligeirechts (IL, 9.) Thi. II. ©. 142, 


Landwirthſchaft im Wege ftchen, wie z. B. ſchlechte Commu⸗ 
nicationsmittel, unzweckmaͤßige Abgaben u. |. w.; 

d) auch der Mangel an Regſamleit der Staatsangehörigen, mag 
er duch Unwiſſenheit oder Trägheit veranlaßt feyn, kann zu 
einer Theuerung führen, wenn ber wachfenden Nachfrage 
gegenüber das Ausgebot nicht gleichen Schritt zu Halten 
vermag. 

IR das Mißverhaͤlniß zwiſchen Ausgebot und Nachfrage fo 
groß, daß der vorhandene Vorrath nicht zur Dedung der nothwen⸗ 
bigften Bebürfnifie Hinreicht, fo ift die Gefahr einer Hungers- 
noth vorhanden, gegen welche mit anderen Mitteln eingefchritten 
werben barf, reſp. muß, als gegen bie bloße Theuerung. 


8. 100. 
2) Mittel zur Abwehr der Theuerung. 


1). Auf die wirffamfte Art beugt man ber Theuerung vor, 


wenn man ihre Urfachen zu entfernen vermag. Diefes fteht aber 
in ben meiften Faͤllen nicht in ber Macht bes Staates. Nur bei 
ben im vorigen Paraphen unter lit. c. angeführten Urfachen hat es 
die Staatsregierung in ihrer Hand, diefelben zu befeitigen, und fie 
find auch in unferer Gefeggebung faft alle befeitigt‘). 

2) In ber Regel kann es fich daher nur darum handeln, der 
Teuerung buch Bekämpfung und Paralyfirung ihrer Wirkungen 
entgegenzumirfen. Das ficherfte und burchgreifendfte Mittel zu 
biefem Zwede ift nun aber 

a) ein möglichft . freier und durch gute Communicationsmittel 
uf. w. erleichterter Getreibehandel, in Bezug auf welchen 
die Aufgabe bes Staats vorzugsweiſe nur darin befteht, ben 

Mißbrauch biefer Freiheit zu verhüten. Unfer pofitives Recht 

geht im allgemeinen von biefem Grundfage aus, und enthält 

nur Anordnungen zur Regelung bes Getreidehandels, insbe⸗ 
ſondere 


4) Bir erinnern in dieſer Beziehung nur an bie Aufhebung ber Frohnen, 
ber Vefigäuberungsabgaben, des Natural-Zehenten, gewiffer Weiderechte u. ſ. w. 
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@) das unbebingte Verbot ber Veräußerung von Früchten auf 
dem Halme, refp. ber Wurzel?) ; 

) Die Aus- und Einfuhr von Getreide richtet ſich nach ben beftehens 
ben Zollverträgen, ift bemgemäß innerhalb bes Zollvereins 
und gegenüber Defterreih und feinen Verbündeten frei von 
Zöllen. Nur barf fein Getreide ausgeführt werben, bas 
nicht erweislich vorher auf einem öffentlichen Markte feilges 
boten unb auf einem ſolchen erfauft worben tft); J 

p nur anfäffige Individuen werden zum Betriebe bes 
Getreidehandels zugelaffen ). 

b) Um der kuͤnſtlichen ſowohl als ber narrlichen Theuerung 
entgegen zu wirken und ſie eintretenden Falles wenigſtens zu 
mildern, hat bie Staatsregierung wiederholt zur Anlegung 
-von Getreidemagazinen durch bie Diſtricte und Gemeins 
ermuntert?). 

e) Einer fünftlichen Theuerung ber täglichen Lebensbebürfniffe - 
ſucht die Gefegebung burch die obrigkeitliche Tarirung ders 
felben — namentlich des Mehles, tes Brodes und Fleiſches — 
zu begegnen‘). 

4) Auch bie Aufhebung ber fonftigen Befräntungen ber Einfuhr 


2) ©. die V. v. 13 Jun. 1817, die fpäter wieberhoft erneuert wurde (9. 
8. IV. ©. 298 Note 96). Es find nicht bloß bie beffallfigen Verträge nichtig, 
fondern fie find auch firafbar; Gegenſtand und Preis verfallen bem Armenfonbe, 

96.8. v. 11 Nov. 1845 (9. B. IV. S. 291 Note 2); Ausnahmen 
hievon flatuiet ber $. 2 ber B. Nachdem buch V. v. 8 Nov. 1848 biefe Be- 
ſchrãnkung in Bezug auf Inländer einegeitlang aufgehoben war, wurde fie unter 
em 5 Rov. 1858 (8. Bl. ©. 1525) wieber eingeführt. 

) S. 8. v. 30 Ian. 1813 Mr. I. (6. 8. IV. S. 290). Das Einkaufen 
bes eigenen Bebarfs ift dem Unanfäffigen natürlich unverwehrt. 

5) ©. die M. E v. 10 und 20 Aug. 1850 und v. 7 Oct. 1852 (DL. 
8. XXIX. ©. 405 ff. Ueber bie Bebenten bee Theorie in Bezug auf bie Zwed⸗ 
mäßigfeit der Magazine vgl. Roſcher, a. a. O. S. 79 ff., dann BI. k abm. Pr. 
8. 11. ©. 305 fi. 

6) Die 8. v. 16 Aug. 1829, welde bie Taren aufgehoben hatte, warb 
fon unterm 23 Eept. 1830 (9. 8. 11. ©. 266, 14 c). wieber aufer Wirtjam⸗ 
keit gelegt. 
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von Getreide und bergl. lann als milberndes ‘Mittel zur 
Anwendung gebracht werben ?). 

e) Als eine die Conſumtion mindernde Anordnung empfiehlt ſich 
in Zeiten der Theuerung das Verbot des Berfaufes von neus 
gebadenem Brobe. 

3) IM bie Gefahr einer wirklichen Hungersnoth conſtatirt, 
bann iſt die Staatsregierung befugt, ohne Rüdficht auf bie beſtehen⸗ 
ben Privatrechte alles vorzufehren, was zur Abwendung führt, 
alfo namentlich die fämmtlichen vorhandenen Lebensmittel in 
Beſchlag zu nehmen und in zwedmäßiger Weife zu vertheilen®). 


Zweites Eapitel. 
Die Sicherung ber öffentlichen Orbnung insbefondere. 
A. Der Ordnung des Staates, 


s. 101. 
1. Allgemeine Acberſicht. 


1) Die Sicherung der öffentlichen Ordnung, alfo vor allem des 
Staates ſelbſt beruht zuvöͤrderſt auf ber Sicherfiellung ber Eriftenz 
bes Staates, und zwar in ber Form, die ihm bie beftehende Ver- 
faſſung gibt, und feiner verfaffungsmäßigen Thätigfeit. Das 
was in biefer Beziehung als Gegenftand des polizeilichen Schuges . 
ſich darſtellt, läßt fich in folgenden Hauptpunften zufammenfaffen : 

a) vor allem fol ber Staat als ein Ganzes unverfehrt erhalten 
werben; baher Sorge für die Bewahrung ber Staatögrängen!); + 


7) Bgl. . B. Bekanntmachung dv. 1854 (R. Bl. ©. 103), woburch ber 
Eingangs-Zoll auf Getreide, Hilfenfrüchte und Mehl bis Sept. 1855 fuspenbirt 
wirb, J 


) Bsl. v. Mohl, a. a. O. S. 313. Von ſelbſt verſteht ſich, daß bie 
Eigenthümer der Lebensmittel nachträglich entſchädigt werben müſſen; ſ. @ef. bie 
Zwangsabtretumg betr. Art. I. B (9. B. I, ©. 18). 

9) Bgl. Freudel, Wirkungekreis der Landgerichte S. 4. Ob au bie 
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b) dann muß es gelten bie verfaflungsmäßige Regierungsform 
gegen Gefährdung und Beeinträchtigung zu fichern, alfo naments 
lich das Staatsoberhaupt in dem Beſihe und ber Ausübung 
ber Hoheitsrechte zu fchügen?); 

e) fol ber Staat feine Thätigfeit zur Verwirklichung feines 
Zweckes entfalten, fo .müffen bie bazu erforderlichen Organe 
ſtets in gehöriger Belegung vorhanden feyn. Daher haben 
die Polizeibehörden, abgefehen von den Functionen in Bezug 
auf die Befegung ber Staatdämter, insbefonbere die Obliegen- 
heit, bie Wahlen zur Bildung ber Gemeinde», Difricts-, 
Kreis: und Lanbes-BVertretung zu leiten, bie gewählten Organe 
zu überwachen, besiehungsweife deren Berhandlungen zu Ieiten®). 
2) Die Gefahren, welche bem Staat und feiner Ordnung 

in ben eben angeführten Beziehungen drohen, koönnen entweber von 
außen ober von innen kommen. Nur bie lepteren fallen in bie 
polizeiliche Wirkungsfphäre. Ihre Behandlung ift aber wieder ver . 
ſchieden, je nach ihrer Befchaffenheit, namentlich je nach der größeren 
ober geringeren Wahrfcheinlichkeit und Wichtigkeit ber Gefahr. Es 
handelt ſich nämlich entweder 


Einwirkung auf Zunahme ımb Abnahme der Bevölkerung zu ben Aufe 
gaben ber Polizei zu zählen fey, wie fie fa durchgängig dahin gegäßlt wich, 
müffen wir bezweifeln, wobei wir Übrigens nicht ber Meinung find, bie Wichtige 
keit, ja Nothwendigleit ber Kenntniß des Standes ber Bevölkerung und ihrer 
Bewegung für die Polizei in Abrede zu flellen. 

2) Die Sicherung der Hoheitsrechte wirb beſonders wichtig gegemüber ſolchen 
Eingelperfonen und Eorporationen, welche einen verhältnißmäßig größeren Antheil 
am ber Uebung ber öffentlichen Gewalt haben, ala biejes fenft bie Regel mit ſich 
bringt, alfo gegenüber ben Privifegirten und ben Öffentlichen Corporationen. Zur 
diefem Zwecke haupiſachlich orbnet ber Geſetzgeber eine Euratel über bie Gemein- 

den umb Kirchen am, und legt er ber Staatsverwaltung eine Reihe von Befug- 
viffen in Bezug auf bie Kirchengefellfchaften bei, bie zur Erhaltung bes Staates 
und feiner Rechte nöthig erſcheinen (jus cavendi). 

3) Die einzelnen Hanbfungen ber P 
Zweces find bereits im Berfaffungsredte | 
gigen materiellen Normen augegeben worbei 
mb 106, $. 11öff., $. 122 ff., und 6.186 ff. 
führten Functionen im erſten Buche nad) d 
minal-Berwaltung“ genannt; dieBlätter für 
aungl„Berwaltungs-Organifation, vorgefchlag 
Berflänbigung erwünſcht, einen gleichmäßigen 

Poezl, bayer. Verwaltungerecht. 14 
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8) um Verhaltniſſe, welche an fich micht rechtswidrig find, bie 
aber zur Erfirebung unerlaubter Zwede mißbraucht werben 
können, wie insbefondere die Prefie, bad Vereins» und Ver⸗ 
fammlungswefen; ober 

b) um bie Abwehr von Unternehmungen, bie von Anfang an 
son ihren Urhebern gegen bie Sicherheit bes Staates unb feiner 
Drdnung gerichtet find. — In Bezug auf bie erſteren befteht 
bie Aufgabe ber Polizei Hauptfächlih in genauer und fort 
währenber Ueberwachung, um jebe mißbräuchliche Anwendung 
ber genannten Mittel fofort kennen zu ‚lernen und je nach Um⸗ 
fländen dagegen einfchreiten zu Fönnen; ben legteren gegenüber 
befindet fich bie Polizei von Anfang an in einer feindfeligen 
Stellung, indem fie diefelben burch beftimmte, dem einzelnen 
Balle angemeflene Mafregeln zu verhüten, reſp. zu unters 
drücken ſucht ). 


U. In den wichtigeren einzelnen Richtungen. 


$. 102. 
1) Die Preßpolizeit). 


4) Durch die neuere Verfafjungsgefeßgebung ift die polizeiliche 
Eenfur der Preßerzeugniffe aufgehoben, und ift die Einführung von 
Beſchraͤnkungen ber freien Preffe im Verwaltungswege ald unzus 
laͤſſig erflärt?). Namentlich iſt die Vervielfältigung und Verbreitung 
von Schriften und ben ihnen gleichftehenden literarifchen oder arti- 
ſtiſchen Erzeugniſſen von jeder vorgängigen polizeilichen Bewilligung 
unabhängig, foferne nicht Handlungen in Frage find, bie überhaupt 
nur mit befonberer Bewilligung "vorgenommen werben dürfen, bei 


) Man nennt biefen Zweig ber Polizei Verwaltung, deſſen Aufgabe bie 
Sicherung bes Staates ſelbſt ift, wohl vorzugsweile die Staats“, auch bie hohe 
Polizei. 

S. vorzüglich das Befe zum Schutze gegen ben Mißbrauch der Preſſe 
v. 17 März 1850 (9 B. VI. ©. 8 ff.), erläutert von Brater in Dollmann's 
Gefeggebung Th. IH. Heft 1. 

2) S. das Ebict Über bie Freiheit der Preſſe . . . v. 4 Jum. 1848 6. 5, 
und vgl. mein Berf. #. ©. 59 ff. 
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welchen biefe felbfiverftänblich auch dann nicht umgangen werben 

darf, wenn bie Prefie ald Mittel gebraucht wurde‘). 

2) Nach wie vor führt Die Polizei über Die Preffe eine genaue 
und ununterbrochene Aufficht. Um ihr diefe zu ermöglichen und zu 
erleichtern, beftehen folgende Anordnungen: 

a) wer Schriften auf einer Privatpreſſe hervorbringen will, 
hat der Polizei vorher Anzeige zu machen *); 

b) ber Hanbel mit Büchern und ben ihnen gleichgeftellten 
Gegenftänden fteht nur bem zu, ber das Recht hiezu auf 
Grund befonderen Titels — als Buchhändler oder Verfaffer 
— erworben hat. Namentlich tft es nicht geftattet ohne obrig⸗ 
feitliche Etlaubniß damit zu haufen, oder fie auf Straßen 
oder öffentlichen Plägen auszuftreuen, anzubieten ober anzus 
heftend); 

e) von jedem einzelnen Blatte, Stüde oder Hefte einer im Könige 
reiche herausfommenben Zeitung find, fobald bie Austheilung 
und Berfendung beginnt, durch ben Verleger zwei mit ber 
eigenhänbigen Unterſchrift des verantwortlichen Redacteurs 
ober feines Stellvertreters verſehene Exemplare bei ber Diſtricts⸗ 
polizeibehörbe bes Orts, an welchem das Blatt, Stüd ober 
Heft ausgegeben wird, mit beigefügter Bemerkung des Tages, 
an welchem biefes gefchieht, zu hinterlegen, ohne daß dadurch 
die Austheilung oder Verfendung aufgehalten feyn fol). 

3) Die Unterfuhung und Aburtheilung aller vechtöwibrigen 

Handlungen, bie durch die Preffe oder in Bezug auf fie verübt 

wurben, fleht zwar ausſchließlich ben Gerichten zu; allein darum 


3) S. wegen ber Staatsbiener mein Berf. R. ©, 60. Sonftige Fälle diefer 
Art find: die Ankündigung von Arznei und fogen. (kosmetiſchen und) Geheim- 
mitteln, ſ. M. €. v. 14 Dec. 1852 und v. 2 Jan. 1853 (Döll. 8. XXI. 
©. 162 fi), dann bie Aufforderung zu Sammlungen (a. a. O. S. 172), zur 
Theilnahme am auswärtigen Lotterien und an Berloojungen (a. a. O. ©. 1757. 

A) Der Polizei ſollen fohin alle in ihrem Bezirk ſtehenden Prefien bekannt 
feyn; Die in ben Händen ber gewerbsberechtigten Buchdrucker befinblichen kennt fie 
don Amts wegen, bie übrigen in Folge befonberer Anzeige; f. das angef. @ef. rt, 37. 

) Angef. Gef. Art, 38 und die Inftruction sub Nr. 10. 

6) Angef. Gef. Art. 44. Das eine Eremplar foll die Poligeibehörbe in Ber- 
wahrung bepalten, das andere fofort bem einfchlägigen Staatsanwalte überfenden ; 
f. die Iuftr. sub Nr. 18, 

14* 
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iſt nicht alle und jede Mitwirkung der Polizei bei derartigen Hand⸗ 
lungen ausgeſchloſſen; fie wirkt vielmehr auch hier theils aus 
eigener Eompetenz, theild in Folge ergangener Aufforderung mit, 
um bie Urheber und Theilnehmer der Gefegesübertretung zu ermit⸗ 
tela?) unb zuüberführen, und fie hat das Recht, wenn eine Schrift 
in formeller oder materieller Beziehung ben gefeglichen Vorſchriften 
zumiberläuft, ihre Weiterverbreitung bucch proviſoriſche Beichlag- 
nahme zu hemmen®). 

4) Sache ber Polizeibehörben iſi es insbeſondere darüber zu 
wachen, baß nicht Schriften im öffentlichen Verkehr bleiben ober 
kommen, welche durch vichterliches Erkenntniß unterbrüdt ober zur 
Vernichtung beftimmt find. Um biefelben hlezu in den Stand zu 
fegen, muß jedes ſolches Urtheil durch bie fämmtlichen Kreis⸗Amts⸗ 
blätter ohne Verzug öffentlich befannt gemacht werben, unb jede 
Kreisregierung führt ein fortlaufendes Verzeichniß ber gerichtlich 
verbotenen Schriften?). 

5) Die Polizeibehörden vorzugsweiſe find berufen, von dem 
Rechte der Berichtigung ber durch bie Preffe veröffentlichten That- 
fachen, wenn diefelben irrig oder falfch find, fchleunigften und um⸗ 
faffenden Gebrauch zu machen ®). 


D Um biefe Ermittlung zu erleichtern, hat das Gele in Art. 39 und 43 
befonbere Veſtimmungen getroffen, benen zufolge a) jeber im Köuigreiche heraus- 
kommenden Schrift Namen und Wohnort des Druders ober Berlegers, ober wenn 
fie auf St:aßen ober Bffentfichen lägen angefeftet wirb, and) ber Name des 
Verfaffers beigefeist werben foll; b) für jede im Königreich herauskommende 
Zeitung und periobifefe Schrift ununlerbrochen ein verantwortlicher Redacteur 
beftchen foll, der auf jedem Blatt, Stuͤck ober Heft ber Zeitung oder Zeiſſchrift 
genannt feyn muß. Zur Uebernahme ber Rebaction find nur fühig Bolljährige, 
bie im Lande ihren Wohnſitz haben, und bie nicht wegen Verbrechen ober wegen 
eines infamirenben Vergehens verurtheilt worden find, Der Berurtfeilte iſt fünf 
Jahre Lang unfäfig. 

%) ©. das Prei-Ebict v. 4 Jun. 1848 9. 8 (9.8. VI. ©. 5); vgl. das 
Berl. R. ©. 64 Note 15. 

9) Angef. Geſetz Art, 2 und 3, und bie Inſtt. Nr. 1 — 3. Auf bie 
bereits in Privatbefig übergegangenen Eremplare erftredt ſich bie Wirkung bes 
Verbotes nicht. 

40) Der Herausgeber ober Berleger einer Zeitung ober periodiſchen Schrift 
iſt ſchuldig, im Beziehung auf bie in berfelben vorgetagenen Thatjachen jebe amt- 
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s. 103. 
2) Die Aufficht auf Vereine‘). 


1) Welche Orundfäge bezüglich der Gründung von Vereinen 
und bes Beitrittö zu ſolchen zur Zeit in Bayern gelten, haben wir 
im Berfaffungs-Rechte (S. 68) bereitö entwidelt. Dem bort Mits 
getheilten gemäß iſt eine vorherige Staatsgenehmigung nur bei 
jenen Bereinen und Geſellſchaften erforderlich, welche Capital durch 
Actien aufzubringen, Creditpapiere in Umlauf zu fegen beabfichtigen, 
bei Anftalten für ben öffentlichen Verkehr, für Sicherung des Vers 
mögens, für Erfparung und Verforgung, für Auswanderung, end⸗ 
lic) bei Vereinen, welche ben Betrieb von Erwerbögefchäften zum 
Zwede haben. Je nach dem Zwede ben ſolche Vereine verfolgen, 
und je nad) ber rechtlichen Stellung bie fie einnehmen wollen, if 
entweber Ianbesherrliche Genehmigung, oder die Genehmigung 
ber Kreiöregierung erforberlich; erfteres insbefondere dann, wenn 
fie die Rechte genehmigter oder privilegirter Körperfchaften haben 
wollen unb beziehungsweiſe befigen?). 

2) Die fämmtlichen beftehenden Vereine werben von ber Polis 
zei fortwährend beobachtet. Um biefer Aufgabe genügen zu fönnen, 
hat fie vor allem barauf zu fehen, baß bie Vereine, welche gefeplich 
verpflichtet find, über ihre Gründung, ihre Vorftände und Satzun⸗ 

* gen ber Behörde Anzeige zu erftatten, biefer ihrer Obliegenheit zur 
rechten Zeit und in ber gehörigen Form nachfommen. Jede Polizeis 
behörde führt über ale in ihrem Sprengel befindlichen Vereine ein 
genaues und vollftändiges Verzeichniß und hält dieſes ſtets evident. 


liche ober amtlich beglaubigte Berichtigung ı 
kungen, mit ben Lettern bes veranlaffenden 
Blattes, in dem biefer fland, im das ber | 
eitfolgende Blatt, Stüct oder Heft aufzur 

1) S. das Geſetz, die Verſammlungen 
(8. 8. VI. S. 36 fi.) und die Bollyugson 
B. XXIX. S. 331 ff., ein Ausg ind. -. - -- -- — 

2) Die gutachtliche Verigpterflattung zur Cinhofung ber lanbesherelicen 
Genehmigung zur Errictung, reſp. Aufhebung folder Vereine kommt ben Kreis⸗ 
regierungen zu; ſ. ®. v. 10 Auguft 1848 Nr. II. zu 6.17. (9. B. VI. 
S. 244). 
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Die unteren Behörden legen biefe Verzeichniffe ben Kreisftellen in 
Abfchrift vor®), und zeigen am Schluffe eines jeden Jahres bie im 
Laufe desfelben eingetretenen Veränderungen an. Die Kreisregies 
ungen ihrerſeits haben eine Meberficht bezüglich des Standes ber 
fämmtlichen politifhen Vereine dem Staatsminifterium bes Innern 
vorzulegen und alljährlich über im Stande vorgekommene Aenderun⸗ 
gen Anzeige zu erftatten ). 

3) Die Polizei beobachtet die Vereine, um von jeber durch fie 
beabfichtigten ober vollbrachten Verlegung ber Gefege, ſowie von 
ber Gefahr, die den religiöfen, fittlichen und gefellfchaftlichen Grund⸗ 
Tagen von ihrer Seite drohen Tann, Kenntniß zu erlangen und bie 
geeigneten Maßregeln zur Sicherung ber rechtlichen und ftaatlichen 
Ordnung treffen zu fönnen. Sie fieht alfo einerfeitd darauf, ob 
die pofitiven Normen des Vereinsgeſetzes beobachtet und eingehalten 
werben, anberfeitö aber auch barauf, ob nicht ein fonftiges Staats», 
insbefondere Strafgefeg durch fie übertreten worben ſeyd). 

4) Die Wege, weldye ber Polizei eröffnet find, um bie Vereine 
beobachten zu fönnen, find hauptfächlich folgende: 

a) bie Einfiht der Sagungen; 

b) die Befchidung ihrer Berfammlungen durch Abgeorbnete ber 
Polizei 9) ; 

c) dad Recht, von ben DVorftänden ber politifchen Vereine 
nähere Auskunft, 3. B. über ben Zweck bed Vereines, zu ver- 
langen); 

d) die Aufmerffamfeit auf das, was bie Preffe über die Wirk- 
famfeit der Vereine veröffentlicht. 


3) Im Stäbten mit k. Commiffiren hat ber Magiſtrat dem Stabtcommiffär 
ein Dupficat biejes Verzeichniſſes mitzuteilen; f. M. €. v. 5 März 1850 Nr. 5 
©. 8. VI. ©. 48). 

*) ©. bie Bollzugsvorfgriften Nr. 28 — 32; dann M. E. v. 4 Jul, 1858 
(Dil. 8. XXIX. ©. 344). 

8) Unter den Vorſchrifien des Bereinsgefeges find es befonbers jene über bie 
unerlaubte Afflliation (Art. 17) und über Anmaßung von öffentlicher Auctorität, 
welche bie Inftruction (Nr. 30) ber Aufmerffamteit der Behörden zur Pflicht 
macht. 

9 ©. das angef. Geſetz Art. 7 — 9 und ben folgenden Paragraphen. 

N) S. das angef. Gefeh Art. 14 a, E. und die Inf. Nr. 33. 
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5) Um ihren Zwed ber Erhaltung und Sicherung der öffente 
lichen Ordnung erreichen zu können, hat bie Polizei das Recht 
ſolche Bereinsverfammlungen, in welchen zu Gefegeöverlegungen aufe 
gefordert oder aufgereigt, ober in welchen ſolche bereits vorgefommen 
find, aufzulöfen, dann aber auch Das Recht die Vereine zu fchließen®), 
Auch die unteren (Local- und Diftricts-) Polizeibehoͤrden find zur 
Schließung befugt, wenn fie innerhalb ihres Gebietes ein gefep- 
widriges Verhalten von Vereinen wahrnehmen?). Solche von unter 
georbneten Behörben erlaffene Befhlüffe auf Schliegung eines Ber- 
eines follen ungefäumt in voller Abfchrift mit Anzeige der wegen 
bes Vollzugs getroffenen Vorkehrungen ber vorgefegten Kreisregie⸗ 
rung vorgelegt werben, welche bie Nothwendigkeit ergänzenber Boll» 
3ug6 » Anordnungen in Erwägung zieht und in wichtigeren Fällen 
an das Stantöminifterium bes Innern berichtet 19). 


6) Die Unterfuhung und Beftrafung ber Uebertretungen bes 
Vereinsgeſetzes fteht ben orbentlichen Strafgerichten zu. Ihnen 
fommt darum auch die Befugniß zu, während der Unterfuchung die 
vorläufige Schliegung eines Vereines anzuordnen, und im Ends 
urtheile die Schließung für immer auszufprechen. Ueber bie von 
ben Polizeibehörden verfügte Schliegung kommt ben Gerichten in 
ber Regel fein Cognitionsrecht zu. Nur dann wenn bie Ziwede 
oder Beichlüffe des Vereins angeblich den Strafgefegen zuwider⸗ 
laufen, haben bloß bie Gerichte definitiv über bie Schließung zu 
entſcheiden. Ihnen ift daher von ber Polizei binnen acht Tagen 


6) Ueber bie Grlinbe, aus welchen Vereine geſchloſſen werben können, |. das 
Geſ. Art. 19 und mein Verf. R. S. 10. 


9) Drtöpolizeibehörben, welchen bie zum Vollzuge erforderlichen Mittel nach 
ihrem Ermeffen nicht zur Verfügung ftehen, haben ihre beffallfigen Befchlüffe vor 
ihrer Veröffentlichung der Diftricts-Polizeibehörne mit gutachtlichem Antrage bezügt. 
ber Ausführung vorzulegen (Inftr. Nr. 38). 

10) Die öffentliche Bekanntmachung ber Schließung erfolgt je nach ber Ber- 
breitung und ber Wirkſamkeit des Vereines entweber durch bie Local ober bie 
Kreig-Amteblätter. Sollte die Schließung in Folge Recurfes aufgehoben werben, 
fo müßte bie betreffenbe Entfeheibung in ben nämlien Blättern befannt gemacht 
werben, in welden bie Schüehung veröffentlicht wurde (SInftruetion Pr. 40 
uud 41), 
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von jeder aus biefem Grunde verfügten Schliegung Nachricht zu 
geben, um ihr Erkenntniß barüber zu fällen!!), 


$. 104. 
3. Die Auffiht auf Berfamminngent). 


1) Unter welchen Bebingungen ben Staatsangehörigen bas 
Recht zufomme, Verfammlungen zu halten, beziefungsmweife an 
ſolchen theilzunehmen, iſt fchon im Verfaffungsrechte (S. 65) 
erörtert. Da wo die Anzeige einer Verfammlung bei ber Orts⸗ 

Polijeibehörde geboten if, kann bie von ber lehteren auszuſtellende 
Beſcheinigung erft dann ertheilt werden, wenn bie Anzeige alle jene 
Momente volftändig enthält, die das Geſetz fordert, und wenn auch 
in formelle Beziehung insbefondere Hinfichtlich der Nechtheit der 
Unterfchriften fein Zweifel obwaltet. — Die Oxtöpolizeibehörde hat 
über die gemachte Anzeige und über ihren Befchluß ohne Säumniß 
der vorgefegten k. Diſtrictspolizeibehörde Bericht zu erftatten, und 
biefer die Gefahren, welche bie Abhaltung der Verfammlung nach ihrem 
Ermefien zur Folge haben fann, zur Kenntniß zu bringen, ohne 
daß fie darum von ber Pflicht entbunden it, alles, was in ihrer 
Competenz liegt, zur Aufrechthaftung ber Ordnung vorzufehten?). — 

Die Dikictspolizeibehörbe hat ihrerſeits zu erwägen, ob fein 
Grund vorhanden fey, bie Abhaltung ber Verfammlung zu verbieten, 
und wenn bieß nicht ber Fall ift, welche Mafregeln zur Sicherung 
ber Ordnung zu treffen feyen®). 

2) Berfammlungen, welche auf öffentlichen Plägen in Städten 
und Ortſchaften ftattfinden follen, ſowie öffentliche Aufzüge in ſolchen 
Tonnen vegelmäßig*) nur mit Zuftimmung ber einfchlägigen Gemeinde 
Verwaltung und mit Genehmigung ber Diftrictöpolizeibehörbe abge⸗ 


41) Angef. Gef. Art, 19 Nr. 6, daun Art. 23 und 24. 

4) S. im vorigen Paragraphen Note 1 die Duellen. 

2) Angef. Gef. Art. 2 Abſ. und Inf, Nr. 1 — 4. 

3) Bon jeber beabfichtigten Berfammlung unter freiem Himmel foll unter 
Angabe der Verfügungen und vorkehrungen ungefäumt Bericht an bie vorgeſetzte 
Rreisregierung, 8. d. J. erflattet werben; Inftr. Mr. 16. 

%) Ueber bie Annahmen f. mein Berf. R. ©. 66. 
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halten werben. Die erft erwähnte Zuftimmung muß vorher erholt 
werben, unb erft wenn ber Diftrictöpoligeibehörbe bie auf einen ſoͤrm⸗ 
lichen Beſchluß der Gemeinde» Verwaltung ertheilte Ausfertigung 
über bie Zuftimmung vorgelegt ift, hat fie ihrerſeits mit aller Umficht 
und reiflicher Erwägung ber Verhältniſſe fh darüber ſchlüſſig zu 
machen, ob bie Verfammlung zu geftatten fe ober nicht. Solange 
bie Bewilligung nicht fehriftlich ertheilt if, haben bie Ortöpoligeis 
behörben weber Vorbereitungen noch Aufforberungen zuzulaffen>). 

3) Für die Aufrechthaltung ber Ordnung und des Gefeges in 
den Verfammlungen haben zunächft Die Ordner und Leiter berfelben 
zu forgen. Sie find zu biefem Behufe berechtigt und verpflichtet - 
Rebnern, welche durch ihre Vorträge das Gefep verlegen ober zu 
Gefegesverlegungen auffordern, das Wort zu entziehen, und wenn 
ihren Anordnungen zur Aufrechthaltung bes Gefeges feine Folge 
gegeben wird, bie Verfammlung aufzuheben. Zu jeder Berfamm- 
fung if aber auch bie Polizeibehörbe befugt‘), einen ober zwei 
Abgeordnete?) zu ſenden, bie als folche erkennbar, ber Verſamm⸗ 
fung zunächft nur als Zuhörer anmwohnen, ohne an ben Verhands 
lungen direct theilzunehmen. Erſt dann, wenn Gefepeöverlegungen 
ober Aufforderungen und Aufreizungen zu ſolchen vorkommen, 
find fie befugt, von den Leitern der Berfammlung Erfüllung ihrer 
Pflicht, und namentlich Aufhebung der Verfammlung zu verlangen, 
und wenn biefem nicht alfogleich entfprochen wird, bie Verſamm⸗ 
Tung ſelbſt für aufgelöst zu erklären, und bie Anwefenden zum 
Auseinandergehen aufzuforbern®). 

4) Bezüglich der Zuftändigfeit zur Unterfuhung und Aburs 
theilung ber Uebertretungen des Gefeges gilt die im vorhergehenden 


5) S. das Gele Art. 4 und Inſte. Nr. 5 -- 17. 

6) Auegeübt wird dieſe Tefugniß zunächſt von ben Diftrietspofigeibehörben, 
wobei jebod ber Kreisregierung feibſwerſtändlich das Recht nicht benommen ift, 
unmittelbar felbft zu verfügen. Macht die Diftrictsbehörde von ihrem Rechte 
keinen Gebrauch, fo ift bie Ortspofizeibehörbe befugt, Jemanden in bie Berfamm- 
fung abzuordnen; Inſtr. Nr. 19. 

7) Die Abgeorbneten follen Männer „von Cinfiht und Tact“ feyn; ob fie 
Beamte feyen oder nicht, if unerheblich. Nur kann ber Private zur Uebernaßme 
eines berartigen Commiſſoriums nicht gendthigt werben; Inftr. Nr. 20, 

9) Angel. Gef. Art. 8 und 9; Infr, Nr. 21 — 28. 
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Paragraphen Nr. 6 bemerkte Regel auch hier. Die Polizeibehoͤr⸗ 
den haben baher nur bei ber Ermittlung bed Thatbeitandes und 
ber Täter mitzuwirken, bie dazu dienenden Heberführungsmittel zu 
fammeln und biefe dem einfchlägigen Staatsanwalte mitzutheilen®). 


4) Die Abwehr von Gtaatsverbrehem 


6. 105. 
©) Im allgemeinen. 


Wenn bie Abwehr beftimmter einzelner, beabfichtigter ober 
ſchon begonnener, dem Staate Gefahr brohender Handlungen in 
Frage ift, fo find die von ber Polizei!) dagegen zu ergreifenden 
Maßregeln von ber Beichaffenheit und dem Zwecke ber einzelnen 
Handlung bebingt. Diefe kann aber 

4) gegen das Dafeyn unt die Sicherheit bes Staates überhaupt 
gerichtet — Staatsverrath — ſeyn. Handlungen der Art vor 
zubeugen ift nicht bloß Aufgabe ber Polizei — namentlich durch 

Beauffichtigung ber Preffe, der Vereine und Verfammlungen — 

ſondern eben fo fehr die Aufgabe ber übrigen Zweige ber Ber- 

waltung. Die Erreichung bes beabfichtigten Erfolges gehört 
bier nicht zu ben wefentlichen Vorausfegungen des Verbrechens; 
und fo befteht die Aufgabe der Polizei in dieſem Gebiete vor- 
zugsweiſe darin, die ftrafbaren Beftrebungen zu ermitteln und 
bie Urheber ausfindig zu machen und bem Gerichte zu übers 
liefern 2) ; 

2) ähnliches gilt bei Beleidigung ber Majetät und anderen 

Verbrechen wiber die Ehre des Staates; 

3) die Verbrechen gegen bie Behörden und Perfonen, deren Hülfe 
fich der Monarch zur Regierung und Verwaltung bed Staats 
bedient, entfpringen aus einer Verlegung ber Pflicht des 


9) Inſtr. Nr. 42. Die wegen Uebertretung bes Berfammlungs- und Bereins- 
geſetzes verwirkten Strafgelder fallen bem betreffenden Kreisfhulfond zu und wer⸗ 
ben nach dem Gutachten des Landrathes verwendet; |. Geſ. Art, 25. 

4) Nicht bieher gehört das, was bie Gerichte zur Abwehr ſolcher Hand · 
lungen auf Grund des Strafrechts verfügen. 

2) Bsl. das Strafgeſetzb. Th. I. Art. 299 — 308. 
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Gehorfams, und fie find verfchieben ftrafbar und verfchieden 
polizeilich zu behandeln, einerfeitS je nach ber Befchaffenheit 
der Handlung an fich, anberfeits je nach bem befonberen Zwecke 
der Handlung. — Für die Polizei find vorzüglich die Hand» 
lungen ber erfleren Art Gegenftand ber Thätigfeit — ber 
Abwehr und der Unterbrüdung (f. 8. 106), womit 


4) vom polizeilichen Standpunfte aus bie Verbrechen wiber den 
öffentlichen Rechtsfrieden im Staate zufammengehen®); 

5) die Verbrechen wiber öffentliche Treue und Glauben ober bie 
verfchiedenen Arten von Fälfchungen (von Urkunden, Münzen, 
Erebitpapieren) muß bie Polizei fo fchleunig als möglich zu 
entdecken und unfchädlich zu machen beforgt feyn; ihnen zuvor⸗ 
zukommen liegt weniger in ihrer Hand, als in ber Hand bete 
jenigen Organe und Anftalten, gegen welche das Verbrechen 
zunaͤchſt gericftet iſt 9; 

6) in Bezug auf bie gegen das öffentliche Eigenthum gerichteten 
Handlungen verfügt bie Polizei im Ganzen ebenfo, wi: gegen 
jene, welche das Privateigenthum gefährden und verlegen. Die 
befonderen Anordnungen zum Schuge und zur Sicherung bes 
erſteren gehören nicht der Polizei, fonbeın ber Finanz - Ver 
waltung an?). 


b; Berindernng und Unterdrädung von Wuftänden und fonftigen Störungen 
bes Öffentlichen Nechtöfriedend, 


8. 106. 


a) Haftung der Gemeinden. 


1) Die Zufammenrottung mehrerer Menfchen in der Abficht 
um rechtswidrige Zwecke zu verwirklichen, oder an ſich erlaubte 


®) Strafgefegb. Th. I. Art. 315 — 336. 

3) Weiteres hierüber wird unten bei ber Lehre vom Schutze der Einzelnen 
gegen Betrug vorlommen. 

5) Solche Anordnungen find 3. ®. jene Über das Rechnungsweſen, über Eaffen- 
Bifitation, Amtsbilrgfepaften u. f. w.; vgl. v. Mphi, Polizei W. ©. I. ©. 
174 fi. 
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Zwede duch rechtswidrige Mittel durchzufegen, fol womöglich vers 
hindert werben. Allein da diefes nur in feltenen Fällen in der 
Macht der Polizei Fiegt, indem bie Beranlaffung etwa von andern 
öffentlichen Behörden oder von Privatperfonen ausgeht‘), fo bleibt 
die Hauptaufgabe ber Polizei, die bereits begonnene und vollendete 
Zufammentottung zu befeitigen und unſchaͤdlich zu machen. Bei 
der Realifivung biefer Aufgabe muß bie Polizei von ben Gemeinden 
unterftügt werben, wenn ſich biefelben nicht Regreßanfprüche aufs 
bürben wollen. Jede politifche Gemeinde, in beren Bezirk von 
einer zufammengerotteten bewaffneten ober unbewaffneten Menge, 
ober von Einzelnen aus berfelben mit offener Gewalt Verbrechen 
ober Vergehen gegen Perfonen ober das Eigenthum verübt worden 
find, ift verbunden, ben dadurch verurfachten Schaben zu erfepen?). 
Sobald folche Befchädigungen in einem Difticte vorfallen, ift bie an 
feiner Spige ftehende Polizeibehörde von Amtswegen verpflichtet, 
fih, fobald fie davon Kenntniß erhält, an Ort und Stelle zu bege⸗ 
ben und unter Beiziehung von Sachverſtaͤndigen die Größe bes 
Schadens und die Umftände, unter welchen die Beichäbigung ftatt- 
fand zu erheben, und bie darüber aufgenommenen Verhandlungen 
an das zuftändige Gericht, d. i. an basjenige Kreis- und Stadt« 
gericht abzugeben, in deſſen Strafgerichts- Bezirke das Verbrechen 
ober Vergehen verübt wurbe®). 

2) Das Gericht verhandelt über bie Angelegenheit des Scha- 
denserſatzes erft dann, wenn ber Befchäbigte Klage ſtellt ), wozu 


4) Unter welchen Umftänden bie Berhiitung möglich fey, vgl. bei dv. Mohl, 
Polizei · W. B. I. ©. 165. 

2) S. das Geſetz, bie Verpflichtung zum Erlatze bes bei Aufläufen dieſſeits 
des Rheins verurſachten Schadens betr. v. 12 März 1850 (H. B. VI. ©, 172). 
Vefleht die Menge überwiegend aus Perfonen, bie aus einer anderen Gemeinde 
gelommen find, und waren die Einwohner ber Gemeinde, in welcher die Gewalt- 
thätigteit begangen wurde, aufer Stande bie Beſchädigung zu hindern, fo laftet 
die Haftung auf der erfteren Gemeinde; befteht fie überwiegend aus beurlaubien 
Eofbaten, fo haftet der Staat. Nicht haftbar ift die Gemeinde für jenen Betrag 
des Schadens, der den Beihäbigten aus Verſicherungsanſtalten erſeht wird (Art. 
1X. 2 u. Art. 2). 

5) Angef. Geſetz Art. 3 u. Art, 4 Abſ. 2. 

4) Sind mehrere bei demſelben Borfalle befhäbigt, fo können fie gegen bie 
haftbare Gemeinde in Einer Mage auftreten. Sind mehrere Gemeinden zugleich 
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ihm das Geſetz eine praͤcluſtve Friſt von einem Jahre offen laͤßt. 
Da es ſich indeffen Hiebei um Privatrechte Handelt, fo ift es ben 
Betheiligten — ber Gemeinde und dem Beſchädigten — zunächſt 
anheim geſtellt, fich über bie Bergütung des Schadens außer 
gerichtlich zu verftändigend), — Das Verfahren des Gerichts ift 
ſummariſch. Auf bie Klage wird bie betreffende Gemeindeverwaltung 
mit ihrer Vernehmlaffung gehört, fein weiterer Schriftenwechſel 
geftattet. Den Thatbeftand, die Größe bed Schadens und die Um- 
ftände, unter welchen er zugefügt wurbe, erhebt das Gericht von 
Amtswegen und geftattet hierauf ben beiden Parteien, damit fe 
etwaige Ergänzungs» Anträge ftellen fönnen, Einficht der Acten. 
Exfenntniffe auf Verweis, Eideszufchiebung und Eidesauflage finden 
nicht ftatt ©). 


Nach gefchloffenem Verfahren wird in öffentlicher Sigung über 
den Inhalt der Acten vorgetragen, worauf das Gericht nach Ver- 
nehmung bed Staatsanwaltes in Cinem Urtheile über bie Pflicht 
zum Schabenderfage, über ben Betrag, über das Verhältniß, indem 
mehrere Gemeinden haften, und über die Procepfoften auf Grund 
ber aus ben vorgebrachten Beweiſen gebildeten Weberzeugung — 
ohne an Beweisregeln gebunden zu ſeyn — entſcheidet. — Gegen 
biefes Erkenntniß ift Berufung zuläffig, welche binnen einer Frift 
von 14 Tagen eingereicht werben muß. Das Urtheil der zweiten 
Inftanz iſt unanfechtbar. Der Vollzug des Urtheils (tefp. bes 
Vertrages) wird durch bie ber Gemeinde vorgefegte Berwaltungs- 
behörbe betrieben”). 


3) Die Mittel zur Dedung bes Schabenserfaged und ber 
Koften find durch eine auf bie fämmtlichen Steuerpflichtigen ber . 


haftbar, (f. Note 1), fo müffen die Klagen in Einer Klageſchrift verbunden wer» 
den (Art. 5). 

5) Angef. Gef. Art, 10. Die Abſchließung folder Verträge flieht ben 
Gemeinbeverwaltungen — in Stäbten mit Zuflimmung ber Gemeinbebevollmäd- 
tigten, in Landgemeinden mit Einwilligung ber Gemeinbeverfammlung zu. 

%) Angef. Gef. Art, 6 Wi. 1 — 3. 

7) Angef. Gef. Art. 6 Abſ. 4 — 8 und Art, 7 u. 8. Der zur Crecution 
berufenen Berwaltungsbehörbe wird vom Gerichte erſter Inflanz eine Abſchriſt bes 
Urtheils zugefertigt. 
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Gemeinde nad) Maßgabe ber vereinigten birecten Steuern zu vers 
heilende Umlage aufzubringen, die im wefentlichen wie die uͤbri⸗ 
gen Umlagen behandelt und insbefondere auch zwangsweiſe beige 
trieben werben klann. Vorſchußweiſe kann bie Entfchädigung mit 
Zuſtimmung der vorgefeßten Berwaltungsftelle aus bem Gemeinde 
Vermoͤgen beftritten werben; ber Vorſchuß muß jedoch laͤngſtens 
binnen einer Friſt von zwei Jahren zurückverguͤtet werben. — Die 
Gemeinde (und ber Staat) kann ven ben Anftiftern des Schabens 
und von ben Theilnehmern an der Zufammenrottung, fowie von 
denjenigen, welche mit Verlegung ihrer Dienftpflicht die Maßregeln 
unterliegen, durch welche bie Befchädigung gehindert werden Fonnte, 
Schabloshaltung fordern, und die Gemeindebehörbe ift verpflichtet, 
biefen Regreß geltend zu machen®). 


$. 107. 


.P) Poligeitihe Anordnungen zu diefem Bivede, 


1) Da es Pflicht ber Polizei ift, jede Zufammenrottung fo 
ſchleunig und mit fo wenig Machtaufivand als möglich zu befeiti» 
gen, fo wird fie vor allem der Urfache derſelben nachforfhen, und 
fans ſich ein gerechter Anlaß zur Aufregung herausftellt, fo. ift es 
am einfachften, dieſen ſchnell und entfchloffen zu entfernen !). 

2) Kann dieſer Weg im gegebenen Balle nicht eingefchlagen 
werben, und iſt es nöthig gegen bie Zufammenrottung direct 
Maßregeln zu ergreifen, fo fragt es ſich vor allem, ob es nicht 
raͤthlich ſey, den Auflauf durch perfönliche Einwirkung bes Polizei- 
beamten, durch Aufforderung zum Auseinandergehen zu heben ?). 
IR der Verſuch fruchtlos geblieben, ober nach Lage ber Dinge 
überhaupt nicht am Plage, und erſcheint ſonach bie Anmwenbung 


6) Ange. Gef. Art. 9 — 14. 

4) Boransgefegt daß die Zufammengerotteten noch nicht zu Gemalttpätigleiten 
vorgekfritten find. Solche Grümbe, deren Hebung in ber Macht ber Polizei 
Wegt, find 3. B. offenes Aergerniß, offenbare Ereeſſe untergeorbneter öffentlicher 
Diener. 


Wo es augenblidtich am paraten Zwangemitteln fehlt, Tann nur. in biefer 
Weiſe agirt werben. 
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von Zwangsmaßregeln als geboten, fo müffen ſolche fo raſch und 
fo energifch und umfangreich als möglich in Bereitfchaft gefept und 
zu dem Zwecke verwendet werden. Weichen bie der Einilbehörbe 
für gewöhnlich zu Gebote ſtehenden Kräfte nicht aus, fo ift fie 
befugt, die bewaffnete Macht zu requiriren; und biefe ift verpflichtet 
der Requifition, wenn fie in fehriftlicher Form geftelt wird, zu ents 
fprehen?). Sache ber Militäxbehörde if es dann zu beſtimmen, 
in welcher Stärke und aus welchen Waffengattungen bie bewaff« 
nete Macht abgeorbnet werben fol, umb fie iſt zu biefem Zwecke 
mit ben erforderlichen Auffchlüffen zu verfehen. 

3) Ehe die bewaffnete Macht wirklich einfchreitet, find bie 
Zufammengerotteten buch einen als folchen Tenntlichen Abgeorbneten 
der Eivilbehörde dreimal im Namen bes Gefeges zum ruhigen 
Auseinandergehen aufzufordern. Jeder Aufforderung geht, foweit 
es möglich ift, ein Signal voraus). Ohne Signal und Auffor- 
derung ift bie beihaffnete Macht zum Gebrauche ber Waffen befugt, 
wenn bie Zufammengerotteten 

a) auf felbe eindringen, oder fie auf irgend eine Weife angreifen, 
ober 

b) Barrifaben errichten, ober 

e) in öffentliche ober Privatgebäude eindringen ober einzudrin⸗ 
gen fuchen, ober . 

d) Gewaltthaten an Perfonen verüben, ober 

e) ftemdes Eigenthum gewaltfam wegnehmen, befhäbigen ober 
zerftören. 

Die Art und Dauer bes Gebrauches ber Waffen hat ber 
Befehlshaber unter eigener Verantwortlichkeit alein zu beftimmen, — 
Bon ben Waffen kann auch gegen denjenigen Gebrauch gemacht werden, 
welcher ſich ber Entwaffnung oder Verhaftung mit Gewalt wider 


5) Berf. Url, Zit, IX. $. 6, unb Geſetz, bas Einſchreiten ber bewaffneten 
Macht zur Erhaltung der gefeßlichen Orbirung betr. v. 4 Mai 1851 (9. ©. VI. 
S. 477 fi). 

) Kann bie Aufforderung durch einen Eivifabgeorbneten micht erfolgen, fo hat 
fie der Befehlshaber der bewaffneten Macht durch eine Militäcperfon vornehmen 
zu laſſen; angef. Geſetz Art. 3. Wer bie Aufforderung ober bie Signale 
durch Lift, Drohung oder Gewalt hindert, wird mit ⸗ — 2 dahren orſuguiß 
beftzaft (Art. 11). 
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fept. Die bewaffnete Macht hat nach Wiederherftelung der Ord⸗ 
nung zu ben nothwendigen Verhaftungen, fowie zur Ablieferung ber 
Gefangenen mitzuwirfen?). 


B. Sicherung der fittlichen und religiöfen Ordnung. 


$. 108. 
1 Im allgemeinen '). 


Sittlichfeit und Religiofität find Tugenden des Individuums, 
welche durch beffen freie Beſtrebung und Thätigfeit errungen wer⸗ 
den wollen. Es fteht nicht in ber Macht bed Staates, fie mit 
feinen Mitteln zu begründen und zu erhalten, Allein er fann und 
fol wenigfiens mittelbar dazu mitwirken, baß feine Angehörigen 
das Ziel ber fittlichen und religiöfen Vervollkommnung leichter 
erreichen. Diefer Aufgabe fucht er aber zu gemügen, indem er fol 
hen Verletzungen und Störungen ber fittlihen und religiöfen Ord⸗ 
nung, welche als gemeingefährlich erſcheinen, entgegenzuwirlen und 
die vorfommenden zu unterbrüden ſich beftrebt. Die Mittel, welche 
die Staatöverwaltung zur Verwirklichung biefes Zweckes anwendet, 
find aber hauptfächlich folgende: 

a) fie bemüht fich durch öffentliche Anftalten die fittliche und 
teligiöfe Erziehung zu gewährleiften ; 
b) fie verbietet gewiſſe unfittliche Handlungen, welche Aergerniß 

geben, ober Andere zur Unfittlichfeit reizen ($. 109); 

e) fie nimmt die Kirche und ihre Anftalten, welche für ſittliche 
und veligiöfe Bildung wirken, in Schug gegen jede Beeintraͤch⸗ 

tigung ihrer freien Bewegung und Thätigfeit ($. 110). 


5) Angef. Gef. Art. 4 — 8. Nicht hieher gehören die Vorſchriften ber Art, 
9 — 18 dieſes Gefetges, welche die VBeftrafung der Anfifter, Anführer, Tpeiluch- 
mer, Gehülfen und Begünftiger, fowie der bloßen Zuſchauer vegeln, vorauegeſett, 
daß nicht im Gemäßheit anderer gefeglicher Beftiimmungen (vgl. z. B. Strafgefeg- 
buch Th. L Art. 320 u. 321) eine höhere Strafe vermickt iſt. 

4) Lipowoty, Fel., Bayerns Kirchen- und Sittenpolizei unter feinen Herzo- 
gen und Ehurfürften: Aus den Duellen bearbeitet. Wünden 1821. 8. Bel. 
ben Entwurf eines Polizei Strafgeſetzbuches v. 1852 Art, 83 — 88. 
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Da wir von ben Einrichtungen und Anftalten zur Förderung 
der Erziehung und Bildung Im allgemeinen im folgenden Abfchnitte 
u handeln gebenfen, fo wird unfere dermalige Aufgabe nur barin 
beftehen, das barzuftellen, was unfer pofitives Recht in Bezug auf 
bie beiden letzteren Momente verfügt 2). 


“8109 
U. Handhabung der fittlichen Ordnung insbefondere, 


Zu ben unfittlichen Handlungen, welche unter dem vorigen 
Paragraphen lit. b begriffen find, umb daher ber polizeilichen 
Behandlung unterliegen, gehören vorzüglich folgende: 
4) bie Unfittlicgfeit in geſchlechtlicher Beziehung. Ihr 
wirft bie Polizei entgegen 

a) indem fie die Gelegenheit bazu befeitigt ober doch beſchraͤnkt. 
Die Mittel welche ihr zu biefem Zwecke zu Gebote fiehen find: 
a) Tanzmufif an öffentlichen Orten und in Wirthshäufern ift 
nur geftattet, wenn die Polizei fie beſonders bewilligt; und 
wenn fie geftattet wirb, fo ift für polizeiliche Aufficht zur 
Handhabung der Orbnung und namentlich dafür. zu forgen, 
daß bie noch im Alter der Schulpflichtigfeit ftehende Jugend 

von ber Theilnahme ausgefchloffen bleibe 1); 
4) liederliche und feile Dirnen, die auf eigene Bauft Ieben, 
follen nicht gebulbet, auf Betreten beſtraft und bei Frucht⸗ 


2) Daß bei der Beauffichtigung ber Preffe, dann ber Bereim und Berfamm- 
kungen bie Rüdficht auf die Wahrung der ſittlichen Ordnung mit in Betracht 
komme, fegen wir als felbftverflanden voraus, und werben daher hierauf Bei ber 
folgenden Darftellung nicht befonbers mehr zurüdtommen. Bgl. das Geſetz zum 
Suse gegen den Mißbraud) der Preffe v. 17 März 1850 Urt. 20 u. 21 [2 
8. VL. 6. 11). 

4) Daß die Zanzmufiten aud zu anderen unfittlihen und rechtowidrigen Bande 
ungen Gelegenheit geben können, foll damit nicht in Abrebegeftellt werden. Berabe 
Darm if bie Gompetenz der Poligei zuc Veſchräntung und Beaufflchtigung aus 
mehrfachen Rüdficgten gerechtfertigt. Vgl. bie einzelnen neneren V. Über Tanz 
muflten und Freinächte bei Döll. 8. XII. S. 1403 fi. und 8. XXIX. ©, 
729 fi. Durch fie ift insbeſondere die Competenz ber Diftrictspoligeibehörden bei 
Ertheilung ber Bewilligung genauer beſtimmt. 

Voezl, bayer. Verwaltungsrecht. 16 
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fofigfeit ber milderen Strafen ins Zwangs + Arbeitshaus 
gebracht werben); 

-p das Gleiche gilt von Kupplern und Kupplerinnen, welche 
ſich ein Erwerbögefchäft daraus machen, Anderen lieberliche 
Dirnen zuzuführen, und welche dieſen Unterkunft und Geles 
genheit fhaffen®. 

b) Indem fie jede Aergerniß gebende Verlegung ber Sittlichkeit, 

beſtehe fie in einzelnen Handlungen ober in einem fortgefegten 

berartigenBetragen, unterbrüct und beftraft. Unmoralifche Aufe 
tritte auf öffentlicher Straße, unzuͤchtige öffentliche Darftellungen 
find daher fofort zu unterbrüden und zu beftrafen. Aus 
gleichem Grunde fol bie Polizei den @oncubinat nicht dulden, 
fondern die betreffenden Perfonen trennen, und im Ungehor- 
famsfalle arbiträr ftrafen®). 

2) Die Unmäßigfeit, befonderd im Genuffe geiftiger 
Getraͤnke, an ſich umfittlich , erfcheint, wenn fie zur Gewohnheit 
wird, als eine Quelle von vielen fitten- und rechtswidrigen Hand» 
lungen und barum als gemeingefährlih. Um fie zu befämpfen, 
dazu dienen nachftehende Anorbnungen: 

8) nur ben gewerböberechtigten Gaft- und Schenfwirthen ift 

gefattet, folche zu verabreichen®); 

b) biefelben bürfen ihre Gaſt- und Schenflocale nur bis zu 

einer gewiſſen Stunde — ber Polizeiftunde — offen Halten®). 

3) Gewiffe Arten von Spiel, insbeſondere die Hazardfpiele, 
find aus ähnlichen Gründen wie bie Unmäßigfeit bei Strafe ver- 
boten ?). 


2) ©. die V. über bie Bwange-Arbeitehäufer v. 28 Nov. 1816 Art.1 (9. 
2. V. &. 198). 

5) &s gibt feine pofitive Vorſchrift, durch welche bie Polizei ermächtigt wäre, 
folche Orte (Borbelle) zu dulden ober gar zu conceffioniven. 

) Dil. B. XII ©. 57. 

) 8. v. 25 Sept, 1841 (R. Bl. S. 987). 

6) ©. die betreffenden Verorduungen bei Döllinger, 8. XXIX. &, 728 
mb 729, J 

) Bgl. DEE. ©. XI. ©. 1355. und B. XXIX. ©. 725 — 28. Bei 
dem Verbote bes Spielens in auswärtigen Lotterien liegt ber Grund (lei⸗ 
der h mar in flecalifchen Rückſichten. 
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4) Die Lieblofigfeit gegen Menfchen fowohl als gegen Thiere 
Tann als die Aeußerung einer gemeingefährlichen Sinnes⸗ ober 
Gemuͤthsart auftreten, und inſoweit biefes ber Ball ift, ſchreitet auch 
bie Staatspolizei gegen biefelbe ein®). 


Die pofitive Förderung ber Sittlichfeit Liegt zunächft nicht in 
der Macht des Staates; fie iſt Sache ber Firchlichen und der buch 
Affociation verftärkten freien Privatthätigfeit. Die Aufgabe ber 
Polizei in biefer Richtung Tann daher vorzugsweiſe nur barin 
beftehen, biefe Thätigfeit frei gewähren zu laffen, und etwaige 
äußere Hinderniffe zu befeitigen®). 


$. 110. 
I. Handhabung der religiöfen Ordnung. 


Die Ordnung und Verwaltung ber religiöfen Angelegenheiten 
iſt zunächft Sache der einzelnen Religionsgefelfchaften. Der Staat 
hat dabei Hauptfächlih nur die Aufgabe, den Frieden und bie 
äußere Oxbnung zu wahren, und bie Einzelnen ſowohl als bie 
beftehenden Kixchen in ihren Rechten zu fehügen und dadurch biefen 
die Erreichung ihrer Zwecke zu erleichtern. Zu dieſem Behufe gebietet 
unfer pofitives Recht: 

1) daß jeder Staatsangehörige in ber Religion Unterricht erhalte, 
und macht die Eltern und Vormünder dafiir bei Strafe vers 
antwortlich, daß dieſes Gebot erfüllt werde‘). Der Staat 
forgt im Benehmen mit ben kirchlichen Behörben für geeignete 
Lehrer. 


- 9) Bgl. DE, 8. XXIX. ©. 746 fi. 

9) Bgl. die M. E v. 6 Jan. 1851, dieVerbefferung ber Lage der Minder- 
bemitteften betr. (Döll. B. XXIX. ©. 758). 

4) DE. 8.IX. ©, 1494 und 1465. In Füllen wo bie Eiteen x. ber Bor- 
feprift mach Sage der Dinge micht Genüge leiften fännen, wie Bei Baganten ober 
fonft unfittfichen Menſchen, hat die Poligei direct Sorge zu tragen, daß bie Kin- 
ber ben möthigen Unterricht erhalten, Bgl. auch das Gejeg über Aufäffigmagjiung 


v. 11 Sept. 1825 65. 1 und 8. . . 
. 15* 
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- 2): Ieder Staatsangehörige hat das Recht ber einfachen Haus⸗ 

andbacht, und lann verlangen, baß er in dieſem Rechte geſchuͤtzt 
werde ?). 

3) Die beftehenden Religionsgefelfchaften find in dem Genuß 
und in der Ausübung ber ihnen verfaffungsmäßig zufommens 
den Rechte gegen jede Störung und Beeinträchtigung in Schug 
zu nehmen. Insbeſondere Fönnen fie verlangen, daß jebe 
Störung ihres gemeinfamen Gottesdienſtes ober einzelner relis 
glöfer Handlungen, welche nach Vorfchrift ihrer Verfaſſung 
und ihrer Glaubensformel vorgenommen werben, möge fie von 
Angehörigen berfelben, ober einer fremden Confeffion aus⸗ 
gehen, abgewendet und wo fie vorfommt, befeitigt werde. 
Namentlich kommt ed ber Staatspolizei zu, Vorſchriften zu 
erlaffen, die zur Erhaltung ber öffentlichen Ruhe und Orb» 
nung zwiſchen den verſchiedenen Religionsparteien erforberlich 
find®), 

4) Auf ein höheres Maß des Schuges und ber Unterftügung 
haben bie öffentlichen Religionsgefelfchaften Anſpruch. Ihren 
Dienern find bie Rechte ber öffentlichen Beamten eingeräumt; 
ihre Kirchen find poligeilich als öffentliche Gebaͤude zu behan⸗ 
deln ); ihre Bebürfniffe an Geld und fonftigen äußeren Gütern 
gelten als öffentliche und ber Staat forgt für beren Befrie⸗ 
digungꝰ); ihre Belertage werben als öffentliche geachtet, und 
die Staatsgeſetzgebung hat eineReihe von Verfügungen erlaffen, 

“bie bazu dienen follen, daß folche Tage als Feiertage beobachtet 
und würbig begangen werben ®). 

5) Die einzelnen Staatsangehörigen find berechtigt, wenn fie 
als Mitglieder einer Kirchengefelfchaft durch Handlungen ber 


2) ©, Beil, U zur Verf. Urt. |. 2. 

5) Beil, Il. zur Berf. Urt. 99. 51, 80 und 83. 

) Beil. II. zur Berf. Urt. 55. 29 und 30. 

5) Bl. das Geſ., hie Gemeinbe-Umlagen v. 22 Jul. 1819 Art. I. Rr. 9 u. 10, 

6) Dahin gehören: das Verbot aller knechtlichen Arbeit am biefen Tagen 
(O5. B. VIII. S. 1088 ff.); das Verbot der Vornahme von Üffentlichen Hand» 
lungen feitene ber Stantöbehörden (Dil. S. 1081), das Gebot, bie Läden 
tährenb bes @ettesbienfles zu fäliehen (DL. &. 1077 ff). Mg. wegen bes 
Berhaltens ber fremben Confeffionen Beil. II. zur Verf. Url, $. 82. ©. eine 
Zuſammenſtellung ber hieher gehögigen Vorſchriften im 9. 8. VIII. &. 72 fi. 
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geiflichen Gewalt gegen bie fengefepte Ordnung beſchwert 
werben, dagegen ben landesfuͤrſtlichen Schutz anzurufen”). — 

Jedem Staatseinwohner ift bie Wahl bes Glaubensbekennt⸗ 
niffes nach feiner eigenen freien Ueberzeugung überlaffen. 
Die Polizeigewalt hat daher dafür zu forgen, daß niemand 
unfreiwillig — buch Lift oder Zwang — zum Uebertritt vers 
mocht, reſp. daran verhinbert werde. Jeder iſt zwar, folange 
er Mitglied einer Kicchengefelichaft ift, ſchuldig, der darin 
eingeführten Kirchenzucht fih zu unterwerfen, ‚allein feine 
Kirchengewalt ift befugt, Glaubensgefege gegen ihre Mitglie⸗ 
ber mit äußerem Zwange geltend zu machen, noch wirb ben 
kirchlichen Zwangsmitteln irgend ein Einfluß auf bie bürgerlichen 
Verhältniffe ohne Einwilligung der Staatsgewalt geftattet®). 


Drittes Eapitel. 
Die Sicherung ber bürgerlichen Ordnung. 
$. 111. 
Einleitende Bemerkungen. 
Nachdem wir in den bisherigen Ausführungen des zweiten Abſchnit⸗ 


tes die Anordnungen entwickelt haben, welche entweder zum Schutze 
der Ordnung überhaupt ober zunächft ber öffentlichen Ordnung 
beſtehen, bleibt uns noch übrig in folgenden jene Vorſchriften 
und Einrichtungen kennen zu lernen, welche vorherrſchend zum 
Zwecke haben, bie einzelnen Staatsangehörigen innerhalb ihrer 
Rechtöfphäre in ihrem Seyn und Thun zu ſchützen und zu ſichern. 
Die BVerhältniffe, um deren Sicherung es fi hier Handelt, find 


von felbft gegeben, und daran wird fich auch die weitere Ein 
theifung dieſes Capiteld naturgemäß beftimmen. - 


7) Beil. IL 55.52 u. 54; bie Entfcheibung folder Beihwerben ſteht hiernach 


nur ber höchſten Stelle zu. 


®) Beil. IL. 95. 5 — 10, 41 und 49, dann $. 71. 
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Der einzelne Menfch gehört zunächft mit feiner Perfönlichkeit 
det Familie an. Die Handhabung ber Orbnung innerhalb berfelben 
iſt primär Sache bes Familienhauptes; nur da wo bie Gewalt des 
lepseren nicht ausreicht, ober wo fie bie ihr rechtlich gezogenen 
Schranken überfchreitet, iſt Anlaß zur polizeilichen Thätigfeit geges 
ben (6. 112). 

Als individuelle Verhäftniffe, deren Schup zur Aufgabe der 
Polizei gehört, inſoweit ber Einzelne ſich ſelbſt zu fehügen außer 
Stande ift, bieten fi dann 

a) Leben und Gefundheit der Staatsangehörigen, 
b) bie Freiheit und die Ehre, 
ce) das Bermögen berfelben 1). 

In Bezug auf alle biefe Verhältniffe iſt das Streben des poligeili- 
hen Wirkens vorerſt bahin gerichtet, den Gefährdungen und Ver- 
Tegungen womöglich vorzubeugen und beren Eintritt zu verhindern; 
dann aber auch bahin, die bereits begonnenen Beichädigungen in 
ihrem weiteren Verlaufe zu hemmen, und die Nachtheile berfelben 
abzumenben ober doch zu milbern. 


8.112. 
1. Schuß der häuslichen Ordnung. 


Nur bie rechtmäßig begründete Familie hat Anfpruch auf bie 
Selbſtaͤndigleit und Unabhängigkeit, von welcher wir im vorigen 
Paragraphen ausgegangen find; rechtswidrige Verbindungen find 
nicht zu dulden ($. 109 Nr. 1). — Zum polizeilichen Einfchreiten 
muß ein befonderer Anlaß gegeben feyn; ein ſolcher kann aber 
liegen: 

1) Darin, daß das Familienhaupt von feinem Rechte Zucht und 
Ordnung zu handhaben, das gegenüber dem gemeinen Wefen 
zugleich eine Pflicht ift, Teinen Gebrauch macht, alfo 3.2. bie 
Kinder nicht in bie Schule ſchickt und verwahrlofen läßt; 
ober 





4) Bol. über bie Syſtematikt Rau, in ber Zeitfchrift für Staatsw. ©. IX. 
624, 
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2) darin, daß er feine Privatgewalt zu unrechtlichen und unſitt⸗ 
lichen Zweden mißbraudt. In beiden Bällen verfaͤhrt odie 
Polizei zuvörderſt mit Strafe gegen benjenigen, ber feine 
Verbindlichkeiten vernachläffigt, reſp. mißbraucht; dann aber 
muß fie auch bie gefährdeten Familienglieder in Verhältniſſe 
zu bringen fuchen, bie geeignet find, bie Bamiliengewalt zu 
erlegen!) ; 

3) Ahnliche Grundfäge müffen auch für ben Ball gelten, wo 
ber Inhaber ber Privatgewalt ſich eines Exceſſes bei «der 
Ausübung berfelben ſchuldig macht, alfo 3. B. feine Untere 
gebenen mißhanbelt. Außer ber Beftrafung bed Exceſſes iſt 
auch hier für anderweitige Unterbringung ber Betheiligten noͤthi⸗ 
genfals Bebacht zu nehmen?). . 

4) Aber auch dann, wenn bie Privatgewalt mit ihren Mitteln 
nicht im Stanbe ift, die ihr untergebenen Individuen in ben 
Schranken ber Ordnung zu erhalten, wie 3. B. gegen harte 
nädig ungehorfame und vwiberfpänftige Kinder, Lehrlinge, 
Dienftboten, tritt die Polizei ins Mittel, und macht gegen biefe 
von ihrem Zwangsrechte Gebrauch, indem fie biefelben bei 
Erfolglofigfeit gelinderer Maßregeln nöthigenfalls im Zwangs⸗ 
Arbeitöhaufe unterbringt. Es folgt übrigens aus dem von 
und an bie Spige geftellten Princip von felbft, daß das 
unmittelbare Vorgehen ber Polizei gegen bie ungehorfamen 
und widerfpänftigen Familiengenoſſen ſtets die Außerfte Map- 
vegel bildet; es find baher folhe Individuen, welche ſich der 
rechtmäßig beftehenden Privatgewalt eigenmächtig entziehen, 
3 B. entlaufen, vor allem zur Rüdfehr zu nöthigen®). 


4) Die Inftr. für die Polizei -Infpectoren v. 1812 S$. 31 und 32 (Döll. 
B. XI. ©. 57). Ob die erziefungebebärftigen Kinder in dffentlichen Anflal- 
ten ober in Privatfamifien unterzubringen feyen, hängt von ben Umfländen ab 
«ogl. oben $. 98). 

2) S. die angıf. Juſtt. v. 1812 5. 20; dgl. auch Steafgefegb. Th. I. Art, 
204, 207. j 

3) Die Rechtsverhaltniſſe zwiſchen Dienfigerren und Dienftboten insbefondere 
richten ſich uach ben jedes Ortes geltenden befonberen Orbnungen; ſolche find 
uamenilich bie file die älteren Provinzen erlaffene Gefinde-Orbnung v. 2 Mai 
1781 (DL. ®. XIII. ©. 1808), dann bie ihe mehr ober weniger nachgebübelgi 
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11. Schuß des Sehens und der Gefundheit. 


8.113. 
1) Gegen äußere Gefahren. 


Das Leben und die Gefundheit der Staatsangehörigen können 
durch äußere, gewaltſame Exeigniffe bedroht und angegriffen werden; 
ihnen vorzubeugen, reſp. fie zu befeitigen, gehört daher zum Wirs 
kungskreiſe ber Polizei. Die Art und Weife ihres Handelns ift 
natürlich von ber Beichaffenheit ber einzelnen Gefahr abhängig; 
es wich genügen, wenn wir bie wichtigeren Bälle der Axt im folgen 
den aufzählen: 

1) Unvorfichtiger Gebrauch ber Waffen, insbefondere ber Schuß- 
waffen, {ft duch zahlreiche Verordnungen befchränft, reſp. 
verboten 1). 

2) Um das Hinabftürzen und Ballen ber Menfchen zu verhüten, 
wird bei Strafe geboten: 

a) baß Brunnen und fonftige Wafferbehälter, Kalfgruben u. dgl. 

bebedt feyen?), und 

b) daß an den Straßen und öffentlichen Wegen, welche an 
jähen Abhängen hinführen, Sicherheitögeländer angebracht 
und gehörig unterhalten werben®); 

c) daß die Fußwege bei Glatteis beftreut, BVertiefungen auf 
Straßen und Plägen befeitigt, oder boch, foferne fie auf eine 
Zeitlang unvermeiblich find, äußerlich Tenntlich gemacht und 
abgefperrt werben. 4) 


Dienflboten-Drbnungen für Schwaben v. 1804, fir Unterfranken v. 1818, für 
Mitelfranten v. 1828, 

26, DE. 8. XI. ©. 777. 

9) Das Gleiche gilt von Aufziehlächern in Scheumen u. |. w.; f. Wunder, Hanbb. 
©. 322 Note 3. 

3) DE. 8. XVI. ©, 634 — 50 und XXXI. ©. 174 — 178. 

4) Die hieher gehörigen Vorſchriften ber Baupolizei find insbefonbere, dah 
Fenfterläben, Blumenbretter ze. an Gäufern wohl befefligt, daß baufällige Gebäude 
teparirt und daß; während ber Reparatur ein Warnungszeicen ausgeftellt werbe. 
Im Berbindung damit ſteht das Verbot bes Ansichltiens ober Werfens von Saden 
auf bie Straße. 
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3) Den Gefahren, welche durch Herabfallen von Sachen ober 
| duch Einftürzen veranlaßt werben fönnen, fucht bie Polizei 
zu begegnen einerſeits durch umfichtige und energifhe Hand» 
| habung ber Baupolizei®), anderſeits durch bie Sperrung von 

\ Kiess, Sand» und Steingruben die dem Einſturz broßen.) 

4) Das Zufammentreffen vieler Menfchen an einem und dem⸗ 

' felben Orte fann in manichfacher Weiſe Gefundheit und Leben 

bedrohen. Um dieſes zu verhüten if 

a) vor allem auf ftrenger Ordnung zu beftehen, fowie 

b) für möglichft viele Zu- und Ausgänge zu forgen 6); 

©) Fuhrwerken und Reitern ift ein gefonberter Raum anzu⸗ 
weiſen. 

5) Auch Thiere, wilde ſowie zahme (Hunde), können in dieſer 
Beziehung gefährlich werben. Erſtere muͤſſen, ſoferne fie frei, 
möglichft vertilgt, wenn fie in Gefangenſchaft Ieben, in feften 
Behältern aufbewahrt werben. Gegen Hunde befteht bas 
Verbot fie frei laufen zu laffen, in Städten das Gebot, daß 
jeder auf der Straße befindliche Hund mit einem Maulforbe 
verfehen feyn muͤſſe. Um bie Zahl derfelben zu vermindern, 
fordert man von ben Hunbebefigern eine Gebuͤhr ). 

6) Um den Befchädigungen zu begegnen, welche durch bie Exrplos 
fion von Dampffeflein dem Leben und der Gefunbheit wider 
fahren können, ift bie Anlage eines fefttehenden Dampfleſſels 
von vorgängiger polizeilicher Bewilligung abhängig, bie von 
ben Baupoligeibehörben nur nach genauer Unterfuchung ber Sache 
ertheilt wird. Aus gleichem Grunde find die bereits erprob⸗ 
ten und im Gebrauche befindlichen Dampfleffel von Zeit zu 
Zeit einer Unterfuhung zu unterziehen®). 

7) Eine minbeftens ebenfo burchgreifende und energifche Aufficht 
hat bie Polizei den Verkehrsanftalten, insbeſondere ben Eifen- 
bahnen zuzumenben, ba fonft das Publicum in biefer Beziehung 


5) Auch bie Eorge für gute Beleuchtung der Straßen verfolgt u. a. biefen 
medic inal · polizeilichen Zwedt, 

%) Dieß gilt namentlich bei Schaufpiel- und Opernhäuſern u. dgl. 

7) ©. bie einfhlägigen Verordn. bei. DIL, B. XXX. ©. 184 ff. 

) S. Verordn., Sicherbeitemaßregeln bei der Anlage und bem Gebraude 
von Dampfteſſeln betr. v. 9 Eept. 1852 (9. B. VI. ©. 81 ff). . 
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ſchutzloo der Nachläffigleit und dem Leichtfinn ber Betriebs⸗ 

Drgame überantwortet iſt. 

Damit in folchen Fällen, wo jemand, von einem Unglüdss 
falle betroffen, ber Tobeögefaht ausgefegt if, ober mo ber Tob 
fcheinbar eingetreten, in ber That aber nicht erfolgt if, bie geeig⸗ 
neten Borfehrungen getroffen werben, hat bie Staatsregierung eine 
Inſtruction über bie Behandlung der Scheintobten veröffentlicht 
und zugleich Anordnungen getroffen, um das Lebendig-Begraben⸗ 
werden zu werhüten. Zu letzterem Zwecke befteht namentlich die 
Vorſchrift, daß fein Tobter vor Ablauf einer gewiflen Friſt nach 
eingetretenem Tode (48 Stunden) beerdigt werde, und baß, ehe 
die Beerdigung ftattfindet, bie Leiche befichtigt und das Todtſeyn 
eonftatirt werde ?). 


2) Gegen Krantfeiten [Mebieinaf-Poligei]. 
2) Verhütung von Krankheiten. 


8.114. 


@) Entfernung der Aranfpeitdurfacen. 


Gewiſſe Zuftände und Verhältniffe, bie erfahrungsgemäß Krank⸗ 
heiten erzeugen, ober doch bie Entftehung berfelben befördern, 
erſcheinen als gemeingefährlich und können, refp. müffen daher von 
ber Polizei bekaͤnpft werden. Wir beſchraͤnken uns darauf die 
wichtigſten derſelben anzuführen, und die Maßregeln anzudeuten, 
welche unſer poſitives Recht gegen ſie anordnet. 

1) Um für eine geſunde Bevoͤllerung zu ſorgen, hat der Staat 
bie phyſiſche Erziehung der Kinder in Faͤllen, wo fie ber Entwidlung 


9%) S. bie Infir. Über das Verf, bei verfchiebenen Unglädsfällen und bei 
Scheintodten v. 13 Mai 1851 (DU. B. XXX. ©. 228 ff.); dann bie Inſtr. 
für bie Leichenbeſchau v. 6 Aug. 1839 (DIL. B. XXX. ©. 241 ff.) 

4) Dr. 8. Bogel, bie mebicinifche Polizeiiffenfchaft. Iena, 1858. 
älteren Werten verbienen erwähnt zu werben: 
fländigen mebicin. Polizei. 6 Bbe. 1804 — 1819, 8. 9.9. Schürmaper, 
Oandb. der mebic. Polizei. Erlangen, 1848, 8. Wegen ber Organe zur Aue 
Übung und Handhabung der Mebicinalpokzei ſ. oben $. 21. 
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"nachtbeilig zu werben broßt, Sorge zu tragen. Zu biefem Behufe 


befördert er namentlich in größeren Städten Kinber-Bewahranftals 
ten (auch wohl Krippen), verbietet einen zu frühen Schulbefuch, 
fest bie Bedingungen feft, unter welchen Kinder zu einer regel⸗ 
mäßigen Befchäftigung In Fabriken und in größeren Gewerlen ver- 
wendet werben bürfen, und beftimmt das Marimum der Arbeitszeit 
für diefelben (9 Stunden)?). 


2) Die Polizei hat danach zu fehen, daß nur ſolche Nahrungs⸗ 
mittel (Speifen und Getränfe), welche der Gefundheit unſchaͤblich 


. find, an die Eonfumenten abgegeben werden. Zu biefem Zwecke 


nimmt fie theild regelmäßige, theild außerorbentliche Bifttationen 
ber zum Berfaufe auögebotenen unb verfauften Gegenftände vor, und 
geftattet, um die Aufſicht zu erleichtern, den Verfauf nur an gewiſſen 
vorher beſtimmten Orten und zu beftimmten Zeiten®). 


3) Da au bie zur Zubereitung und Aufbewahrung von 
Speifen und Getränfen verwendeten Gefäße benfelben gefunbheits- 
ſchaͤdliche Eigenfchaften mittheilen fönnen, fo hat bie Polizei bei 
ihren Bifitationen auch hierauf ihre Aufmerffamfeit zu richten. 


4) Die Lage und Befchaffenheit der Wohnpläge und Wohns 
räume äußern ben wefentlichften Einfluß auf Leben und Gefundheit 
ber Staatseinwohner, und Die StaatSpoligei ift darum berechtigt, reſp. 
verpflichtet, ſoweit es rechtlich und phyſiſch möglich iſt, für Befeis 
tigung ber gefundheitsfhäblichen Einflüſſe und PVerhältniffe zu 
wirken. Zu ben beffallfigen polizeilichen Anordnungen gehören 
aber Bauptfächlich folgende: 


2) S. 8. bie Verwendung ber werftagsfchulpflichtigen Iugenb in Fabriken 
betr, v. 15 Ian. 1840 (Dil. 8. XXVIL ©. 605 ff.) und B., bie fanitätee 
(und fitten-) poligeil, Fürforge für jugendliche Arbeiter in ben Fabrifen betr. v. 
16 Jul. 1854 (R. Bl. ©. 561). 

®) S. wegen bes Fleiſches die Fleiſchbank· Ordnung für das Mebgergemwerbe 
in Münden v. Yun. 1845 (Dil. B. XXIX, ©, 423); in Bezug auf Brob 
DL. B.XIII.S. 863 — 883 und XXIX. S. 399 — 412; wegen bes Bieres 
f. Döll. B. XI. S. 943 — 974 und XXIX. ©. 444 — 459; in Rüdfice 
auf Wein ebaxd, 8. XII. ©. 902 — 908. Bgl. noh I. B. Friedreich, 
Hanbb. ber Gefunbheitspofizei ber Speifen, Getränke u. ſ. w. Nebft einem Anhange 
über bie Gefchirre, Ansbach, 1851. 8. 
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3) bie zwedmaͤßige Anlegung neuer Begräbnißpläge, ſowie bie 
Verlegung ber ſchon beftehenben außer den bewohnten Orten ); 

b) die Entfernung von Sümpfen, bie Sorge für bie Reinlichfeit 
in ben bewohnten Orten, in größeren Stäbten bie Anlegung 
von Abzugscandlen; 

©) bie Aufmerffamfeit darauf, daß nur ſolche Neubauten geführt 
werben, welche ber Gefunbheit feinen Nachtheil bringen, und 
daß neue Häufer nicht zu frühe bezogen werben’); 

d) die Fernhaltung der unreinlichen, ſchaͤdliche Gasarten verbreis 
tenden Gewerbe und Einrichtungen aus ber Nähe ber Wohn⸗ 
haͤuſer, reſp. ber bewohnten Orte. 

5) Beſonders firenge Beauffichtigung iſt ob ber mehrfachen 
Gefährlichkeit dem Verkehr mit Giften zuguwenden. Der Han 
del damit iſt nur gewiſſen Gewerbs Inhabern (den Materialiften 
und Apothefern) und bie Abgabe von Giftftoffen in der Regel nur 
auf Ordination eines anerfannten Arztes oder gegen Vorweis einer 
fpeciellen polizeilichen Bewilligung geftattet®). 


8.115. 


) Abroehr von anfedenden Krantselten. 


Die Beantwortung ber Frage, welche Maßregeln zur Abwehr 
von anftedenden Krankheiten zu ergreifen feyen, hängt vor allem 
von einer genauen Kenntniß ber Natur und ber Art der Vers 
breitung ber einzelnen Krankheit ab. Für Bayern als Binnenland 
kommen hauptfächlich nur jene contagiöfen Krankheiten in Betracht, 
welche im allgemeinen bereit8 im Lande eingebürgert find, und bei 
denen es ſich bloß um bie Verhinderung ber Weiternerbreitung 
handelt. Zwar iſt gegen bie Cholera bei ihrem erftmaligen Aufe 


) 8, Döll. 8. VII ©. 1172 — 1175. 

5) Hier concurrirt die Sanitäts: Polizei mit ber Bau-Poligei; f. die Belanntm. 
v. 10 Mai 1853, bie bau» und fanitäte-polizeil. Beſichtigumg der Neubauten und 
bie Ertheilung von Bewohnungsconfenfen betr, (Döll. B. XXXI. ©. 431). 

9) S. 8. den Gift- und Urzneiwaaren- Verkauf durch Meteriafiften und 
©pecereipänbler betr. v. 17 Aug. 1834 (DI. B. XV. ©. 857 Mh, bonn v. 
25 Mai 1850 (Döll. B. XXX. ©. 258). 
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treten außer ben Landeögränzen die Abfperrung verfucht worden 1); 
allein das Ergebnig war nicht von ber Wirfung, daß man ben 
Verſuch zu wiederholen für gut fand. — Unter ben Krankheiten, 
welche durch Anſteckung fich weiter verbreiten, find bie wichti⸗ 
geren: 

4) Die Blattern. AS regelmäßig wirkfames Schupmittel 
gegen biefelben erſcheint erfahrungsgemäß das Beſtehen ber Kuh⸗ 
blattern, und darum gebietet unfer pofitives Recht bei Strafe, daß 
jeder Staatseinwohner geimpft werde. Namentlich werben am 
1 April jeben Jahres alle Kinder, welche in dem zunächft vorher» 
gegangenen SKalenberjahte geboren find, impfpflichtig, und bie 
Impfung felbft ift zwifchen dem 15 April und 30 Juni jeden 
Jahres vorzunehmen). — Sollten befienungeachtet Blattern » 
Erfranfungsfälle vorkommen, fo ift das einzig wirlſame Mittel, um 
bie Weiterverbreitung des Uebels zu verhindern, bie Sonberung ber 
Kanten ober auch nur Verbächtigen von ben Gefunden. Bon ben 
Umftänden hängt es natürlich ab, ob und inwieweit bie Maßregel 
der Abfperrung anzuwenden fey. 

2) Um ber ſyphilitiſchen Anſteckung möglichft vorzubeugen, 
iſt das hauptfächlichfte Schugmittel die gefchlechtliche Vermiſchung 
mit angeftetten Perfonen zu verhindern. Dazu gehört aber daß 
man biefe fenne. Zwangsvorſchriften, welche den Arzt ober ben 
Kranken zur Anzeige verpflichten, an ſich unausführbar, wirken in 
ber Regel dem Zwede, die Heilung herbeizuführen, geradezu ent» 
gegen. Eine förperliche Unterfuchung zu biefem Zwecke iſt nur 
unter geroiffen Verhältniffen möglich, wie z. ®. bei Angehörigen 
bes ftehenden Heeres ober bei Verhafteten. — Es if baher ber 
Polizei in biefer Beziehung im allgemeinen nur ein geringer Grab 
von Wirkfamfeit gelaffen, Strafgefege gegen abfichtliche oder fahr- 
läffige Anſteckung, ftrenge Aufficht auf öffentliche Mädchen und 
firenges Verbot der Pfufcherei find einige der anwendbaren Mittel, 


4) Bgl. das Geſetz, bie Anwendung ber Waffengewalt Bei ber Bolljiehung 
ber fanitätspoligeil. Mafregeln zum Schule gegen bie Verbreitung ber aflatifchen 
Choleia betr. v. 28 Det. 1831 (Gef. Bl. ©. 41 ff.). 

2) Die Impfung ift allgemein geboten feit ber V. v. 26 Aug. 1807 (&. 
BL. S. 1428 ff.); zur Zeit entſcheidet darüber bie B. v. 22 Dec. 1880, bie 
Schutzpoden · Impfung betr. (R. BL. S. 1317 ff.). 
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3) Befondere Vorſchriften beftehen zur” Verhütung ber Ver» 
breitung ber Kräge, insbeſondere unter Soldaten und Handwerks 
burfchen. Soldaten follen nur nach vorgängiger Unterfuchung und 
wenn ſich ermeist, baß fie Förperlich gefunb feyen, aus dem Dienfte 
oder in Urlaub entlaffen werden. Handwerksburſchen, bie mit dem 
Uebel behaftet find, fol ber Eintritt ins Land, reſp. die Weiter: 
reiſe nicht geftattet werben, biß fie geheilt find®). 


b. Die Heilung der Kranfheiten. 


$. 116. 


a) Ueber. 


.  D De Sorge für bie Heilung von ausgebrochenen Krankheiten 
muß der Staat im allgemeinen ben Betheiligten — ben Kranken 
ſelbſt und ihren Bamilien — anheim geben, Er hat genug gethan, 
wenn er Anordnungen trifft, bamit es 
a) dem Kranken nirgends an bem erforberlihen perſön— 
lichen Beiftande — an bem höheren und niederen aͤrzt⸗ 
lichen Perfonale und an Kranfenwärtern fehle. Um bie 
Staatdeinwohner vor Nachtheil zu bewahren, erläßt der Staat 
Beftimmungen über die Vorbildung dieſes Perfonald, prüft 
ihre TZüchtigfeit und ermächtigt nur jene, ärztlichen Beiftand zu 
leiften, welche fich das öffentliche Zeugniß ihrer Tüchtigfeit erworben 
haben. Die in folcher Weife zugelafenen Perfonen erflärt 
der Staat bem Bublicum gegenüber für verpflichtet, denjenigen, 
die bieß verlangen, ihre Hülfe angedeihen zu laffen , wogegen 
fie berechtigt find, für ihre Mühewaltung von ben Betheiligten 
eine Vergütung — Deſervit — zu fordern‘). 
b) Zu gleichem Zwede verfügt die Staatögewalt das Nöthige, 


3 DH. B. XV. ©. 511, 518 — 533. — Die polizeil, Anordnungen zur 
Bahitung und Belämpfung von Viehſeuchen werden wir unten bei der Lehre vom 
Schutze des Vermögens behandeln. 

4) S. die Mebieinaltagorbnung v. 31 März 1836 (Di. 8. XV. &.299 
— 312 u. 8. XXX. ©. 106 — 110). 
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damit man fich allenthalben die nöthigen Heilmittel — Arzneien, 
Bäder — leicht und in gehöriger Qualität verfchaffen fönne 
— Apotheferorbnung. 

2) Diefe Fürforge reicht jeboch für außergewöhnliche Verhält- 
niffe nicht aus, und zwar Fan ber rund ber Unzureichendheit 
entweber Tiegen in ber großen Ausbehnung einer Krankheit (hei 
Epibemien), ober in’ dem Stande und den Bermögensverhältniffen 
des Kranfen (mie bei Dienfiboten, Gefellen, Armen), ober in ber 
Art der Krankheit (ontagien, Geiſteskrankheiten). Je nach biefer 
Verſchiedenheit des Grundes find auch die befonderen Anordnungen 
des Staates zur Abhülfe verfchieben. 


8. 117. 


EB) Sorge für arziliches Perfonat. 
. 


1) Um zur ärztlichen Praris in ihrem vollen Umfange — 
innere Heiffunft,. Chirurgie und Geburtöhülfe — zugelaffen werden 
zu können, iſt bie Erlangung bed mebicinifchen Doctorgrabes an 
einer der brei Landesuniverfitäten ein nothwendiges Erforderniß. 
Die Erwerbung besfelben ift aber bedingt durch eine mit entfprechen« 
dem Erfolge beftandene Prüfung 

a) aus ben naturwiflenfchaftlichen Bädern, unmittelbar nach 

Vollendung des vorfchriftmäßigen Lehreurfes ber allgemeinen 

Wiffenfhaften (medicinifhe Abmiffions- Prüfung), 

ferner 

b) aus ber gefammten Mebicin in vorzugeweife theoretifcher 
Richtung, nad) vollendetem dreijährigen Fachſtudium (t he o⸗ 
retifhe Prüfung), endlich 

e) aus ber gefammten Mebicin in vorzugsweife praftifcher Rich⸗ 
tung nach weiterer zweljähriger praftifiher Ausbildung (praf 
tifhe Prüfung‘). 

Die ärztliche Praris Tann aber felbitändig nur von denjenigen 


4) ©. bie V. das Studium ber Mebiein betr. v. 30 Mai 1843 (Döll. 
8. XXX. ©. 27 fi.) und bie Baber-Ordn. v. 21 un. 1843 (ebend. ©. 34 
fi). Die Zwiſchenſtufe der Land- und Wund ⸗ Aerzte, dann ber Gchurtöhelfer iſt 
burqh bie lebtere aufgehoben. 
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auegeübt werben, welche nach Erfüllung biefer Bebingungen durch 
eine beſondere Entſchließung ber Kreisregierung bazu zugelaflen 
worden find2), ſowie von denjenigen, welche entweder als (Gerichtes, 
Polizei⸗ und Militär) Aerzte im Dienfte des Staates ftehen, oder 
als Lehrer ber Mebicin an einer inländifchen Univerfität wirfen®). 

2) Das Gefchäft des Baders wird im allgemeinen als 
Gewerbe behandelt ; die Ausübung desfelben ift daher von einer förm- 
lichen Gewerbs⸗Conceſſion abhängig. Die Erlangung biefer” Eon 
eeffton ift neben dem Borhandenfeyn ber allgemeinen gemerbögefeglich 
erforderlichen Momente, insbefondere durch den Nachweis genügens 
der perfönlicher Befähigung des Bewerbers bedingt. Für genügend 
befähigt ift aber nur derjenige zu achten, welcher nach zurücgelegter 
(gweifähriger) Lehr⸗ und (breijähriger) Servirzeit Die Approbations⸗ 
Prüfung mit entfprechendem Erfolge beftanden hat‘), 

Die Befugniffe des Baders umfaffen zur Zeit lediglich 
® a) die Verrichtungen ber eigentlichen Baberei — Haare, Barts 

ſcheeren, Bäder bereiten; 

b) die Vornahme gewiſſer chirurgiſcher Hülfeleiftungen auf Anord⸗ 
nung bed Arztes, bann gewiffer einfacher hirurgifcher Vers 
tichtungen auch ohne biefed); 

c) bie erften Vorkehrungen in Erkrankungs- und fonfligen Noth— 
fällen, insbefondere bie Vornahme ber gewöhnlichen Wieder 
helebungsverfuche bei Verunglückten ober plöglich Geftordenen, 
dann biätetifche Anorhnungen; 


2) Bol, DEE, 8. XV. ©. 35 — 40, ©. XXX. ©. 20 f.; wegen der 
Competenz ſ. X. E. v. 10 Aug. 1848 zu $. 56 (Döll. B. XXX. S. 221. Um 
ter welchen Bebingungen bie Erlaubniß zur Ausübung ber Zahnarzneitunde am 
andere Perfonen als die geprüften Aerzte ertheilt werben Lönne ſ. B. v. 31 Jam. 
1853 (DI. 8. XXX. ©. 42). 

) S. wegen der Militär-Aerzte Dil. B. XV. ©. 40 — 43; ihnen ſtehen 
bie Privatdocenten gleich. Wegen ber Duiescenten, ſowie ber aus dem Staats- 
bienfte Entfaffenen |. A. E. v. 13 Ian. 1854 (Döll. 8, XXX. ©. 26). 

%) ©, bie Baber-Drbnung v. 21 Ian. 1843 (DE. 8. XXX. S. 34 — 
41). Seitdem haben denn auch bie Baderſchulen zu Landshut und Bamberg zw 
beftehen aufgehört. 

5) Diefe find: Behandlung einfacher und oberflächlicher Wunden, Reinigen 
umb Aus iehen von Zähnen, Appliciren einfacher Myflire und Schneiden ber Nägel 
und Leichdorne. 
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d) den Kranfenwärterbienft; 

e) bie Leichenfchau nach Maßgabe ber hierüber beftehenben beſon-⸗ 
deren Vorſchriften und 

N) die Affiftenz bei Leichen-Deffnungen. 

3) Die Hebärztlihe Hülfe kann nur ein recipirter Arzt 
ober eine fchulmäßig gebildete und approbirte Hebamme leiften. 
Zur Bildung der letztern beftehen befondere Hebammenfchulen zu 
Bamberg, München und Würzburg; ben Unterhalt der Schülerinnen 
haben die Gemeinden zu beftreiten, bie einer Hebamme bebürfen, 
— Die Beftellung der von der Schule für befähigt erklärten Hebs 
ammen geht von ben Gemeinden unter Genehmigung ber vorgeſetz⸗ 
ten Curatelbehörbe aus. Auf dem Lande fönnen fih lleinere Ges 
meinden beöfelben Polizeibezirls zur Aufftellung einer gemeinfamen 
Hebamme verbinden, fo daß für eine Bevölferung von beiläufig 
900 Seelen Eine Hebamme genügen fol. — Ihren Unterhalt 
erhalten die Hebammen zunächft aus ben Gebühren, welche fie für 
bie Bemühung forbern fönnen; wo biefe nicht zureichen, aus Ges 
meinde- und Diftricts-Mitteln‘). 


8. 118, 


y) Für die Hellmittel, 


Die Mittel zur Hebung ber Krankheiten find theild Arzneien, 
theild Gefundbrunnen und Bäder; über beide übt ber Staat bie 
polizeiliche Aufficht und Leitung. 

1) Die Befugnig Arzneien und pharmaceutifche Präparate zu 
bereiten und im Großen und Kleinen zu verkaufen, fleht nur dem⸗ 
jenigen zu, ber eine öffentliche Apothefe befigt. Die Errichtung 
einer neuen, fowie die Transferirung einer beftehenden Tann nur 
mit Bewilligung ber Kreisregierung ftattfinden'). 


6) S. bie Belanntmadung, bie Einrichtung bes Hebammenmefens betr. v. 
7 Ian. 1816 (Dill. B. XV. ©. 186 — 198); die Jnſtt. für die innere Eins 
richtung der Hebammenſchulen ſ. ebend. S. 199 — 210; bie Inſtt. für bie 
Hebammen, ebend, S. 211 — 230. Die einzelnen hierauf bezüglichen Bollzugs- 
vorſchriften in DIL. B. XV. ©. 231 — 45 und B. XXX, S. 87 — 94 
4% S. bie. 2 und 3, dann 31 und 32 be algencnen Apetheten, Ordnung 
Boezl, baher. Verwaltungerecht. 
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Zum Betriebe einer Apothefe, fey es als ſelbſtaͤndiger Apothes 
fer ober als Provifor, ift nur ber befähigt, welcher nach zurüdge- 
legter (mindeftens jähriger) Lehr- und (ebenfolanger) Servirzeit 
und vollendeten (einjährigen) Univerfitätöftubien die Approbations- 
Prüfung mit genügendem Erfolge beftanden hat?). — Jeder Apo⸗ 
thefer muß das ben Verhältnifien feines Bezirkes angemefiene Duan- 
tum fämmtlicher in ber Pharmacopea bavarica und der Arzneis 
Tare verzeichneter®), ber Aufbewahrung fähiger Stoffe und Prä- 

“ parate in vollfommen entfprechender Dualität jederzeit in Vorrath 
haben, und ift verpflichtet, innerhalb ber Gränzen genannter Phar- 
mafopöe jede durch ein berechtigtes Arztliches Individuum verorbs 
nete Arznei jederzeit unmeigerlich zu bereiten und um bie werord» 
nungsmäßige Taret) abzugeben, fi alles Selbſtordinirens aber 
unbebingt zu enthalten. — - 

Die Apotheken unterliegen ber regelmäßigen Auffiht und Con—⸗ 
trole der Diftrictöpofizeibehörden benehmlich mit dem Gerichtsarzte 
ſowohl in gewerbs⸗ als in fanitätöpoligeilicher Beziehung. Minde- 
ſtens einmal im Jahr find die fämmtlichen Apotheken eines jeden 
Volizeibifttictd einer genauen Vifitation zu unterwerfen, während 
es Sache ber Kreißregierungen bleibt, durch ihren Medicinalrath 
oder ein Mitglied bes Mebicinal-Ausfchuffes außerordentliche Bifi- 
tationen anzuorbnen. Diefe Bifitationen haben fich zu erſtrecken: 

a) auf das Apothefer-Berfonal; 

b) auf bie Geſchaͤfts⸗ und Vorrath8sLocalitäten und beren Ein» 
richtung (. 98. 41 — 49 der Apothefen-Orbnung); 

ec) auf bie Arzneiftoffe und Präparate ſowohl bezüglich ihrer 

Quantität ald Qualität, insbefondere was bie leicht verfälfch- 

baren ober ſchnellem Verderben auögefegten betrifft; 


v. 27 Jan. 1842 (DI, B. XXX. ©. 44 ff.). Nur unter befonberen Umftänben 
taun ben Aerzten ꝛc. bie Haltung einer Hanbapothefe, jedoch immer nur in wiber- 
ruflicher Weiſe geftatter werben; f. $. 3 der Apothefen-Orbnung. 

2) Ueber bie Befähigung zur Führung einer Hanbapothete f. $. 8 ber Apoth.⸗ 
Ordn. 

%) S. die Arzuei ⸗Tar ⸗ Ordn. v. 27 Jau. 1842 mit dem zw ihr gehörigen 
Beftimmungen bei DEU. B. XXX. ©. 112 — 166. 

) Nur jene Arzneien, welche auf ſchriftliche Orbination ärztlicher Inbivibuen 
bispenfirt werben, unterliegen der Tare, micht auch ber Handverkauf; über bie Fälle 
wo biefer zuläffig it, f. $. 64 ber Apoth.Ordn. 
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d) auf die Gefhäftsführung, zu welchem Behufe von ben vors 
ſchriftmaͤßigen Büchern (f. $. 65 ber Apothefen- Orbnung) 
Einficht genommen wird, 

Befondere Vorfchriften beftehen über den Verkauf, ſowie über 
die öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln®). 

2) Bis jetzt hat die Staatsregierung in Bezug auf bie oben 
genannte zweite Glaffe von Heilmitteln vorzugsweife nur bie Mine- 
ralquellen ind Auge gefaßt und für bie Leichtigkeit und Bequem» 
lichleit ihrer Benuͤtzung Anfalten getroffen. — Zur Beförderung 
ber Gelegenheit des Badens im allgemeinen, namentlich in Fluͤſſen 
und Seen, ift faſt nichts bisher gefchehen®). Die Polizeis 
Verordnungen enthalten nur Verbote des Babens, fey es wegen 
Gefährlichkeit des Platzes oder wegen Unſchicklichkeit. 


$. 119. 


I) Borteprungen für befondere Verbältniſſe. 


1) Wenn eine Krankheit epidemifch auftritt, fo iſt für ent» 
forechendes zahlreicheres Perfonal, dann für die angemeffenen Heils 
mittel vor allem Sorge zu tragen. Außerdem ift in folchen Zeiten 
namentlich der Bictualien-:Bolizei die vollſte Aufmerkffamfeit zu 
widmen, und muß auf Unterftügung nicht bloß ber conferibirten 
Armen Bedacht genommen werben. Ob temporäre Spitäler u. ſ. w. 
nothwendig, reſp. müglich feyen, Hängt von dem Charakter und dem 
Umfange der Krankheit ab). 

2) Die Benügung bes ärztlichen Beiftandes und der Arzneien 
iſt demjenigen verfchloffen, dem es am Wermögen fie zu bezahlen 


5) Bgl. bie Berorbn. ben Verkauf von@eheimmitteln betr. v. 18 Mai’ 1838 
(DE. B. XXX. ©. 263). Hiernach ift ber Verkauf der fogenannten koemeti- 
ſchen (Zahn und Haar-) Mittel nur mit Bewilligung bes Minifteriums des Innern 
‚ober ber Kreistegierung, ber aller anderen Geheimmittel nur zufäffig, wenn bafür ein 
Privilegium ermirkt wird. Wegen ber Antündigung berfelben in bem öffentlichen 
Blättern |. Döll. B. XXIL ©. 162 — 164, B. XXX. ©. 267 — 275. 

* In bem laufenden Frühjahr (1855) habe ich zuerft Ankündigungen ber 
Niefigen Behörben in ben öffentlichen Bläitern gelefen, welche dieſem Mangel abzue 
helfen wenigftens den Anfang machen können. 

4) Bl. Di. B. XV. S. 471 — 510, 

16* 


244 Zweites Bud. 


fehlt; daher ift für arme SKranfe eine befondere Obforge nöthig. 
Diefe Tann aber in doppelter Weife bethätigt werben; es wirb 
nämlich entweber ber Kranke in feiner Wohnung unentgeltlich 
behandelt, ober er wird in ein öffentliches Krankenhaus gebracht, 
wie wir davon bereits oben (8. 97) das Nähere mitgetheilt 
haben?). — 

Der Grund ber Hülflofigfeit im Falle der Erkrankung Tann 
aber audy in anderen Umftänden liegen, ald in ber Armuth; Pers 
fonen, bie, ſey es momentan oder dauernd, außer bem Bamilienvers 
Bande einzeln leben, befinden ſich namentlich in biefer Lage. Zu 
ihrer Unterbringung und Verpflegung bienen bie Kranfenhäufer, in 
welchen zweckmaͤßiger Weife befondere Abtheilungen für ſolche Indie 
viduen beſtehen follen, welche im Befige bes erforberlichen Vermö— 
gens bloß momentan ber Bamilienpflege entbehren. 


3) Bei Geiftesfranfen macht theils die Rüdficht auf ben Kran⸗ 
ten felbft, teils bie auf feine Angehörigen eigenthümliche DVeran- 
ftaltungen nöthig. Da hier bie Behandlung in ber Familie vegel- 
mäßig aus ben beiden angeführten Rüdfichten erfahrungsmäßig als 
unanwenbbar erfcheint, fo ftellt fich die Errichtung eigener Irren- 
Anftalten fomohl zum Zwecke ber Heilung ald der Aufbewahrung 
ber unheilbaren Kranken ald ein unerläßliches Beduͤrfniß bar. 


Demfelben abzuhelfen fiegt auf Grund der zur Zeit geltenden Gefeg- 


gebung ben Kreifen ob. Mehrere Kreife haben biefer ihrer Oblies 
genheit bereit6 Genuͤge geleiftet; insbefondere find neue Jrrens 
Anfalten errichtet für Mittelfranken, Schwaben, Oberpfalz und 
Unterfranken in Erlangen, Irſee, Karthaus-Pruͤll uud Werned. 
In den übrigen Kreifen find die Einleitungen und Vorbereitungen 
zur Abhülfe überall im Gange). 


2) Wegen ber Verpflegung ſolcher armen Kranfen, bie fremden Staaten 
angehören, beftchen Berträge, bie auf ben Grunbfägen ver Gegenfeitigteit beruhen ; 
f. bie Zufammenftellung in $. ©. V. S. 92 Note 24, dann bei DIL. 8. XII. 
©. 515 — 522, 578 — 588 und B. XXVI. 664 — 676. 

3) ©. das Geſetz, bie Ausſcheidung ber Kreislaften 2c. Art, 1 (meine Samml, 
©. 355). Bgl. die Sagungen ber Kreis-Irren-Anfalt in Erlangen bei Döll. 
3. XXX, ©. 213 ff, bann bie A. E., die Benügung ber Srrenanftalten und 
bie Behandlung ber Irren betr, v. 30 Dec. 1851 (Döll. B. XXX. ©. 225 
fi). XeltereAnftalten beftepen in Gieing (bei Münden), St. Georgen (Bayreuth), 
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Die Benügung ber Irrenanftalıen muß im allgemeinem dem 
freien Ermeſſen der Betheiligten anheim geftellt werben; nur in 
befonberen Fällen kann von Amtswegen auf Einſchaffung gedrungen 
werben. Im jedem Falle muß aber die Gewähr bafür gegeben 
ſeyn, daß nur wirklich Kranke in die Anftalt eingebracht werben 
¶. darüber $. 120). 


$. 120. 
1. Schub der Freiheit und der Ehre. 


4) Die perfönliche Freiheit der Staatögenoffen, von ber Vers 
faffung ausbrüdlich gewährleiftet, kann entweder von Perfonen beeins 
trächtigt werben, welchen jegliche Befugniß über die betreffenden 
Berfonen eine Gewalt zu üben fehlt, ober von ſolchen, welche eine 
an fich begründete Gewalt überandere mißbrauchen. In der erfteren Bes 
ziehung ift Die Polizei insbeſondere berufen, das Verbot der Sklaverei und 
der Leibeigenfchaft überall zur Geltung zu bringen, wo es thatfäch- 
lich übertreten wirbt). Aus dieſem Gefichtöpunfte iſt namentlich 
Arenge Controle der wandernden Schaufpieler, Selltänger u. ſ. w., 
dann in Bezug auf Perfonen, die öffentlich zur Schau ausgeftellt 
werben, und auf Individuen geboten, welche für fremde Krieges 
dienfte werben, ober fonft durch betrügliche Vorfpiegelungen zur 
Auswanderung verleiten, Nicht minder ift dafür Sorge zu tragen, 
bag niemand ohne gemügende DVeranlafjung in ein Irrenhaus 
gebracht werbe?). — In der zweiten Beziehung darf vor allem die 


St. Gertraud in Bamberg und in Würzburg; fie follen mach ber angef. A. E. 
dorzugsweiſe als Bewahranftalten gebraudt wurben, 

4) Bgl. and Strafgefegoud) Tp. I. Art. 192 — 195 und 371, mo das 
wiberreihtfiche Cefangenhalten als Verbrechen, refp. Vergehen genauer definirt if, 
Wahnfinnige Perfonen, verirrte Kinder, Landftreicher, Better, flüchtige ober’ auf 
ber That ertappte Verbrecher und andere verdächtige Perfonen iſt jeber Unterthan 
anzuhalteıt und bei ſich zu bewahren befugt. Wer aber länger als 24 Stunden 
eine ſolche Perfon in feiner Gewalt behält, ohne bie mächfte Obrigkeit, oder auch 
in ben heiben erften Süßen bie Angehörigen bes Angehaltenen bavon zu benachrich- 
tigen, ift polizeilich zu ſtrafen (Met. 196). 

2) Daher foll vorher eine Unterjuchung und eine darauf geſtiltzte gerichtliche 
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Polizei felbft nicht vergeffen, daß fie zum Schutze ber perfün, 
lichen Freiheit berufen ſey. Sie Hat biefe daher mehr noch ale 
ber Private zu achten, und fie nur fo weit zu befchränfen, als fie 
durch die beftehenden Gefege dazu berechtigt, reſp. verpflichtet iſt?). 
Um dem Mißbrauch einer an fich begründeten Privatgeialt entgegen» 
zufveten, muß fie in der Regel eine ausbrüdliche Beſchwerde ber 
Betheiligten abwarten; von Amtswegen einzufchreiten ift fie nur 
dann berechtigt, wenn ein öffentliche8 Aergerniß vorliegt. Diefes 
gitt ſowohl bezüglich ber väterlichen und vormundfchaftlichen Rechte, 
als auch bezüglich ber bisciplinären Rechte ber Dienftherren, Meifter, 
dann ber geiftlichen Behörden u. f. w. . 

2 Der Schug der Ehre beruht zunächft darauf, daß nies 
mand als berfelben verluftig betrachtet und behandelt werbe, ber fie 
nicht durch rechtswidrige ober unfittliche Handlungen verloren Hat. 
Beichränfungen der bürgerlichen Ehre, die auf Vorurtheilen beruhen, 
wie fie 3. B. gewiſſen Berufsarten anflebten, werben vom Staate 
nicht nur nicht anerfannt, fondern bie Betheiligten werben von ihm 
in Schug genommen. Zur Verhütung abfichtlicher Ehrenverleguns 
gen ftehen der Polizei nur wenige Mittel zu Gebote. Diefe liegen 
Hauptfächlich in ihrer Aufficht auf die Preffe und in dem Rechte, 
alle öffentlichen Demonftrationen, welche ehrenverlegende Zwecke 
verfolgen CHaberfeldtreiben, Kapenmufifen), zu verhindern?). 


IV. Schu des Vermögens. 
8. 121. 


Allgemeine Bemerkungen?). 


1) Die Urfachen, aus welchen Gefahren und Verlegungen für 
das Vermögen erwachfen können, find entweder rechtswidrige (abſicht⸗ 





Wahrſinuigkeits -Ertlärung Rattfinden; f. M. E v. 25 April 1831 (Dil. ©. 
XXX. ©. 222 — 2). 

3) Bol. Strafgefegb. Thl. IE. Art. 18 — 21, 126, 132. 

%) Bol. oben $. 112. 

*) DIE. ©. XIII. ©. 752 — 758, dann ©. 1424, ©. XXIX- ©. 359. 
Bol. Behr, allgem. Poligei-Biffenfhaftslehre, TH. 1. ©. 162 fi. 

9) Behr, a0. D. 2.16.15 und Th. II. S. Afl. 
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Hehe oder fahrläffige) Handlungen, ober äußere Zufäle. Wenn 
nun auch bie Polizei ihre vorbeugende Thätigfeit in beiden Rich— 
tungen zu entwideln hat, fo find‘ boch die Mittel und Wege zur 
Abwendung ber Natur der Sache nach fehr verſchieden. Die rechts⸗ 
widrigen Handlungen kann ſe in der Regel nur mittelbar — durch 
Strafverbote — verhüten; erſt dann wenn ſie bereits begonnen 
haben, tritt die Polizei direct hemmend entgegen. Die aͤußeren 
Vermoͤgensunfaͤlle ſind entweder von ber Art, daß ihnen durch 
rechtzeitige Vorkehrungen vorgebeugt werde, oder ſie erſcheinen auch 
bei ber ausgedehnteſten Fuͤrſorge und bei ber größten Kraftentwids 
lung als unabwenbbar. Gegen Unfälle diefer Art muß denn ver 
nünftiger Weife jede vorbeugende THätigfeit unterbleiben. Darum 
darf übrigens nicht jegliche Bemühung fie zu befämpfen unterlaffen 
werben, Vielmehr muß in ſolchen Faͤllen, wo bie Verfuche zur 
Abwehr des Schadens entweber an fich unmöglich find, oder wo 
‚fie zwar angewendet aber erfolglos geblieben find, bie polizeiliche 
Fürforge dahin gehen, daß Einrichtungen begründet und erhalten 
werben, durch welche ber Beichädigte für den erlittenen Schaden 
Erſatz erhalte. 

2) Was die Gegenftände anlangt, auf welche fi der polis 
zeiliche Schug erſtreckt, ſo haben die fammtlichen Vermoͤgensrechte, 
gleichviel welcher Art, darauf gleichen Anſpruch; daher 3. B. das 
fogenannte' Iiterarifche Eigenthum ebenfo hieher gehört, wie bas 
Eigentum im engeren Sinne. Wer der Berechtigte fey, ift in 
biefer Beziehung unerheblich; es genießt insbeſondere auch ber 
Fremde in Bayern diefen Schup in gleichem Maße wie ber Eins 
heimifche2). 


A. Polizeilihe Anordnungen zur Verhütung abfichtlicher 
Vermögensverlegungen, 


8. 122. 
1) Bur Verhütung von Entwendung. 


Es iſt zunächft Sache jedes Einzelnen, fein Vermögen gegen 
Diebſtahl, Raub u. dgl. ſicher zu ftellen. Die Polizei greift zu. 


2, Bel, die Beil. I. zur Berf. Urt. $. 16 
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dieſem Zwecke nur inſoweit ein, als die Kraͤfte des Einzelnen 
hiezu als unzureichend erſcheinen. Unter ben deßfallſigen Maß— 
nahmen ſind die wichtigſten folgende: 

1) Die Anordnung von beſonderen Sicherheitswachen, nament⸗ 
lich für Zeiten und Orte, wo Gefahren fürs Vermögen erfahrungs⸗ 
mäßig am eheften möglich find, alfo für bie Zeit ber Nacht, dann 
des fonn- und feiertäglichen Gotteöbienftes, für Weinberge, Aeder, 
Wiefen ( Flurwächter) und Waldungen '). 

2) Zur Sicherung bed Grundeigenthums gegen abfichtliche, 
ober auch auf Irrthum beruhende DVerlegungen und Störungen 
bient vorzüglich eine genaue Vermefiung und Kataftrirung des Ergeb⸗ 
niffes, dann das Segen von Gränzfteinen und anderen Grängeichen 
und die Sorge für bie Erhaltung derſelben?). Zur Sicherung bes 
Waldeigenthums gegen Entwendungen, Beſchädigungen und 
Berlegungen ber forftpofizeilichen Beftimmungen enthält das Forſt⸗ 
gefeg vom 28 März 1852 (Art. 78 — 104) fehr ausführliche 
Satzungen; bie Hebertretungen berfelben find Sorftfrevel, deren Unter 
ſuchung und Aburtheilung den Gerichten, und zwar infoferne der 
einzelne Frevel ben Vergehensgrad nicht erreicht, den Gtabt- und 
Landgerichten zufteht®). 

3) Die Ueberwachung des Verkehrs mit Schlüffeln und Die- 
trichen, indem namentlich der Verfauf ber legteren verboten und bie 
Führung berfelben nur ſolchen Perfonen geftattet ift, die ihrer zur 
Ausübung ihres Gewerbes bedürfen. 

4) Die Eontrole der Tändler und Tröbler, indem man fie 


4) Die Aufftellung der Naht, Dorf- und Flurwächter iſt Sache der Ge- 
meinen; ſ. das vevid. Gem. Edict $$. 101, 108 und 115. Wegen des Forfl- 
ſchuhes |. das Forfigefeg v. 28 März 1852 Art, 10 — 15. (9.8. VI ©, 
328 und 829. 

2) ©. das revid. Gem. Ed. $. 118; durch diefen $. wird namentlich gebo- 
ten, bie Siebnerei da wo fie befteht, zu erhalten. 

5) Zuwiderhandlungen gegen die forſtpolizeilichen Beftimmungen, welche von 
dem Walbbefiger felbft ober von Perfonen beren Handlungen berfelbe zu vertreten 
Hat, im eigenen Walde begangen werben, find Forftpoligei-Uebertretungen (f. Art. 
74 — 77); bezüglich deren Übrigens ebenfalls die Gerichte zuſtändig find. Bl. 
mo Dr. 2, Reinhard, die Unterfuhung und Aburtheilung ber Forſtfrevel zc. nach 
dem Geſetze vom 28 März 1852, Bamberg, 1854. 8. 
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verpflichtet, über die gefauften Waaren ſowie über bie Verkäufer 
fortlaufende genaue Verzeichniffe zu führen; dann ber Pfand- und 
Leihhäufer, indem das Leihen auf Pfänder nur befonders conceffto- 
nirten Anftalten und Privaten geftattet wird‘). Aehnliche Maps 
regeln find wegen gleicher Gefahr gegenüber den Gold» und Silber 
arbeiten Hinfichtlich des Einfaufs von Waaren nöthig. 

5) Neben biefen befonderen Anordnungen tft felbftverftänblich 
gerade für den hier in Frage fiehenden Zweck von befonderer Wich⸗ 
tigfeit der firenge Vollzug ber Verordnungen in Bezug auf Bettler 
und Landftreicher (f. 8. 84), ſowie bie ununterbrochene Aufficht 
auf ſolche Perfonen und Orte, welche ber Diebshehlerei und fons 
ftiger Begünftigungen von rechtswidrigen Handlungen verdächtig find. 


8.123. 
2) Bur Serhütung von Betrug. 


Auch in diefer Beziehung ift bie Abwehr von Schäden vorerft 
ber Bors und Umficht der Betheiligten anheim gegeben. Nur 
für ſolche BVerhältniffe, in welchen ber Einzelne außer Stande ift 
ſelbſt zu prüfen und zu entfcheiden, tritt die Vorſorge ber Polizei 
ein. Unter die Berhältniffe biefer Art gehören nun aber haupt⸗ 
fachlich folgende: 

1) Das zur Vermittlung bes Verkehrs dienende gemünzte und 
Papiergeld. Um ben Umlauf und Gebraud) von falſchem 
oder von zu geringhaltigem fremden Gelbe zu verhindern, und 
das Publicum vorkommenden Falles fofort darauf aufmerffam 
machen zu Fönnen, hat die Polizei darauf fortwährend ihre 
Aufmerkjamfeit zu richten‘). 

2) Der Verkehr mit Gold- und Silberwaaren. Die Pros 
ducenten und Berfäufer berfelben find verpflichtet, nur Waaren 
von einem beftiimmten Beingehalte zu Markte zu bringen, und 


%) Eine gleiche Coutrole iſt in Bezug anf Commiffions- Licitations- Nieder · 
Tagen gerednfertigt; |. DM. €. v. 4 Sin. 1845 (DL. ©. XXVII. ©. 7Um).- 
4) S. Död. ©. XIV. 8,2189 — 2194 und 8, XXxVIIl, &. 11291130. 
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zugleich den Beingehalt und ihren Namen ober ein gewiſſes 
Zeichen auf den Waaren zu verzeichnen ?). 


3) Die im Verfehre gebrauchten Mae und Gewichte. Zu 
diefem Behufe iſt vor allem angeordnet, daß das Maß und 
Gewicht im ganzen Lande bdasfelbe fey. Weiter wird bafür 
geforgt, daß die einzelnen Maße und Gewichte, bie im Vers 
fehr benügt werden, richtig feyen, indem biefelben vor ihrem 
Gebrauche ‚mit dem Original» Maß und Gewicht verglichen 
werben und deren Uebereinftimmung mit dieſem conftatirt wird 
Aichung), und indem ferner durch öftere Bifitationen bie 
Eontrole darüber geführt wird, daß nur foldhe Maße und 
Gerichte wirklich angewendet werden®). 


4) Zur Hintanhaltung von Mebervortheilungen fegt bie Polizei 
für gewiſſe Dienftleiftungen und für gewiffe Probucte einen 
obrigfeitlichen Preis — eine Tare — feſt. Aus diefem Grunde 
befteht eine Taxordnung für Advocaten, Aerzte, Apotheker, 
ein Tarif für Fialer, Lohndiener u. f. w., dann eine Tare für 
die gewöhnlichen Lebensmittel). 


5) Geſellſchaften oder Einzelne, welche mit dem Vermögen Drits 
ter fpeculiven wollen, bebürfen dazu einer fpeciellen polizel- 
lichen Bewilligung. Dahin gehören Actienvereine, Credits 
vereine, Aſſecuranz⸗ Geſellſchaften, Pfand» und Leib» Häufer. 
Die Thätigfeit ſolcher Anftalten unterliegt außerdem fortwährend 
ber polizeilichen Aufficht und Controle. 


Gegenüber vielen anderen Mitteln und Gelegenheiten bes 
Betrugs kann die Polizei in der Regel nur mittelbar vorbeugenb 
wirken, indem fie das Publicum belehrt und warnt, und diejenigen 
zur Strafe zieht, welche fich einer Betrügerei ſchuldig gemacht 
haben. Dieß gilt namentlich von jenen Prelereien, welche durch 
Benügung der Unwiſſenheit, des Aberglaubens u. f. w. von Geifter- 


2) Döll. 8. XXVIL ©. 741 — 743. 


5) ©. Döll. 8. XIV. ©, 2131 — 2149 und 8. XX VII. ©. 1109 — 
1m. 


) DE. B. XII. ©. 832 — 839 und B. XXIX. €. 394. 
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fehern, Propheten, Schatgräbern u. bergl. verübt werden. Nur 
eine vernünftige ‚Erziehungs- und Unterrichtsmethobe vermag biefen - 
Fällen vorzubeugen. 


B. Zur Verhütung zufälliger VBermögensverlegungen. 


1) Abwehr von Seuersgefahr‘). 
8. 124. 


a) Borbenugende Anordnungen. 


Die Mittel, um dem Eintreten einer Feuersgefaht möglichft 
zuvorzukommen, bezwecken einerfeits bie ber Gefahr ausgefegten 
Gegenftände für fie unempfänglich zu machen, theils bie äußeren 
Urſachen der Gefahr zu befeitigen. 

1) Da vorzugsmeife die Wohn- und Wirthfchafts-Gebäude ber 
Feuersgefahr ausgeſetzt find, fo gilt es vor allem dafür zu forgen, 
daß folche in möglichft feuerfefter Weife gebaut werben. Befondere 
Aufmerkfamfeit ift in biefer Rüdficht ben Defen, Herden, Kaminen 
und dann ber Bedachung zugumenden?). Um bie Gewähr bafür 
zu haben, ba bie einfchlägigen Vorfchriften der Feuers und Baus 
Ordnung im einzelnen Falle wirklich beobachtet werden, find die Pläne 
zu allen Neubauten vor ihre Ausführung den Baupolizeibehörden zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegen®). — Erhöhte Anforderungen in Bezug auf 
Beuerfeftigfeit find bei ſolchen Gebäuden gerechtfertigt, in welchen 


4) Die pofitivenNormen barüber findet man in benfener-Orbmungen, berem 
für jeden Ort und Diftriet eine eigene beftehen foll; fubfibiär gelten bie allge- 
meinen Feuer-Orbmumgen, bie für die verfefiebenen Provinzen bes Lanbes von ber 
Gefeggebung erlaſſen worden find — für die altbayerifchen Probinzen bie Feuer» 
Ortmung v. 30 März 1791 (Mair, Gen. Samml. B. V. ©. 212 ff.), die 
Feuer-Orbnung für die Provinz Schwaben v. 27 Aug. 1804 (Reg. BL. fir 
Schwaben ©. 713 fi.) u. ſ. w. 

2) Bgl. wegen ber engen durch Menſchen nicht zu befteigenben Kamin: M. 
€. v. 19 Zul. 1840 (9. 8. V. ©. 166 Note 15 d). 

3) Bei Handhabung ber Baupoligei find es namentlich zwei Punkte, welche 
weſentlich find: Sicherung bes Lebens und ber Gefunbheit und dann bes Eigen- 
tbums; |. Döll. B. XXXI. ©. 420 fi. x 
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mit Feuer arbeitende Gewerbe — Bäder, Brauer, Schloffer, Schmiede 
w ſ. w. getrieben werden. — Damit die Weiterverbreitung bes 
Beuers gehindert werde, iſt bei ber Anlage von Gebäuden auf 
deren Entfernung von anderen und barauf zu halten, daß ſoviel 
thunlich jedes Haus mit einem Feuermantel verfehen, und durch 
eine Beuermauer von bem anftoßenden getrennt ſey . 

2) Um bie beftehenden Gebäube foweit möglich vor Feuersgefahr 
zu bewahren, ift vor allem 

a) dahin zu wirken, baß bie Defen ıc. orbentlich gereinigt und 
in feuerfeftem baulichem Stande erhalten werben; 

b) Gegenftände, die beſonders feuergefährlich find, dürfen nicht 
in die gewöhnlichen Gebäude gebracht, reſp. nicht dort belaffen 
werben, fonbern müffen eigens verwahrt werden, wie z. B. 

+ Schießpulverd), Zündhölger 6). 

c) Den Benigern der Gebäude ift bie Vornahme gewiffer Hand⸗ 
lungen, die leicht Brand veranlaffen fönnen, in oder nahe bei 
benfelben bei Strafe‘ verboten, wie z. B. ber Gebrauch offenen 
Kichted in Scheunen, dad Tabafrauchen auf ſolchen Plägen, 
das Dörren von Flachs im Haufe, das Faßpichen und das 
Schießen in ber Nähe von Häufern?). 

Die Eontrole in allen biefen Beziehungen übt die Feuer 
beſchau, die unter Eontrole ber Kreisregierungen, reſp. der Diſtricts⸗ 
polizeibehörben von ben Localpolizeibehörben in ber Regel jährlich 
zweimal vorgenommen werben foll®). 

d) Zur Sicherung ber Gebäude vor ber Entzündung buch Blig 
iſt das Segen von Bligableitern zu befördern, und darauf zu 
fehen, baß bie gefegten in ordentlichem Stande erhalten 
werben ®), 


) Wird ein Ballen in bes Nachbars Wand eingezogen, fo bürfen ſich bie 
Balten der beiden Käufer nicht berühren, fondern burdh %, Fuß Mauer gejonbert 
feyn; ®. v. 2 Jun. 1837. 

5) Döll. 8. XII. S. 1048 — 50, dann B. XXIX. ©. 496 — 503. 

„IM. E. v. 7 April 1853 (DE. B. XXIX. ©. 506). 

7) ©. darüber das Nähere in ben Feuer ⸗Ordnungen. 

) gl. Döll. 8. XII. S. 1031 — 1037, dann 8. XXIX. S. 483 — 
486; Wegen ber Staatsgebäube f. Döll. B. XVI. ©. 505 — 506. 

) Döll. 8. XI. S. 1050 — 1052, baun B. XVI. ©. 1220 — 1224, 
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3) Um insbefonbere der Entftefung von Walbbränden 
vorzubeugen, ift das Beuermachen in ben Waldungen ober in ber 
Nähe berfelben nur unter Beobachtung ber zur Verhütung von 
Waldbränden nöthigen Vorfichtsmaßregeln zuläffig 19). 


8. 125. 
b) Die Hemmung und Unterbrüdung derſelben. 


1) Sol eine wirklich ausgebrochene Feuersgefahr in ihrer 
weiteren Verbreitung wirkfam gehemmt und unterdrüdt werden, fo 
müffeg vorerft die nöthigen Voranftalten getroffen feyn, die es möge 
lich machen im Momente ber Gefahr über bie erforderlichen Mafchinen 
und Geräthe und dann über bie nothwendigen perfönlichen Kräfte 
verfügen zu fönnen. Zu biefem Behufe hat 

a) jede Gemeinde bie entfprechende Zahl von Feuerfprigen und 
fonftigen Loͤſchrequiſiten (Beuer-Eimer, Hafen, Leitern u. ſ. w.) 
anzufchaffen und in Stand zu erhalten; 

b) ebenfo {ft überall darauf geeignet Bebacht zu nehmen, daß es 
an bem zum Löfchen unentbehrlichen Waffer nicht fehle, und 
daß dasfelbe zum Zwecke bes Löfchens leicht benuͤtzt werben 
fönne?); 

e) durch die locale Feuer-Orbnung ſollen die Perfonen, welche 
im Falle eines Brandes Dienfte zu leiften haben, genau 
beftimmt und ſchon vorher organifirt feyn, damit jeder Ein- 
zelne von Anfang an den Sammelplag und bie ihm zuge 
wieſene Aufgabe genau fenne. — Um bie öffentliche Sichers 
heit bei Brandfällen zu handhaben, find in ben Stäbten und 
Märkten, auch wenn fie feine Garnifon haben, Feuerpiquets 
angeorbnet®), 


10) Forfigefeg v. 28 März 1852 Art, 45, 76 und 95. 

4) Bgl. das Gemeinde» Umlagen -Geſetz v. 22 Jul. 1819 Art. I. b Nr. 2. 
G. 8. I. ©. 373); dann Döll. B. XII. S. 1040, 8. XXIX. ©. 486 — 
489 und B. XXXI. ©. 394. 

2) Bgl. bie bayer, Feuer-Orbnung Nr. 60. 

5) Doll. 8. XIU. ©. 1038 und B. X. ©. 869. 
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2) Da die Aufgabe der Feuerpolizei in der moͤglichſt ſchnellen 
Anwendung ber ihr zu Gebote ſtehenden Mittel zur Hemmung und 
Unterdrüdung eines Brandes beruht, fo muß für fhleunigfte Entdeckung 
und Bekanntmachung einer vorhandenen Feuersgefahr Sorge getragen 
feyn. Aus diefem Grunde ift 

a) jedem Hauseigenthümer und Einwohner zur Pflicht gemadkt, 
bei jeglicher Feuersgefahr Anzeige zu machen und um Hülfe 
zu rufen; 

b) in allen Gemeinden find Perfonen aufzuftelen (Thurm-, Thor 
und Nachtwächter), welche namentlich auf biefen Punkt Acht 
zu haben und von jeder Gefahr, die fie beobachten, Anzeige 
zu machen verpflichtet find 4). 

3) Welche Anordnungen nothivendig fegen, um einen ausges 
brochenen Brand zu dämpfen und beflen Weiterverbreitung zu 
hemmen, hängt von den Umftänden bes einzelnen Falles ab; Ein 
beit bes Planes und Energie bei ber Ausführung find jedenfalls 
Haupterforderniffe für ben leitenden Beamten). Die Rettung ber 
etwa gefährdeten Perfonen und ihrer Habe, und die fichere Bewah- 
zung bderfelben gehört felbftverftänblich ebenfalls zu ben bringenhften 
Obliegenheiten des Feuercommiſſaͤrs. Gleichzeitig ift bie Urfache 
bes Brandes womöglich zu ermitteln, und bie Größe bes eingetres 
tenen Schadens zu conftatiren®), — Die Feuer⸗Ordnung beftimmt 
näher, wie lange nach ber Loͤſchung bes Brandes bie Requifiten 
vorfichtöhalber noch bereit zu ſeyn Haben. 


) Schildwachen haben durch Abfeuern eines Schuffes ein Zeichen zu geben. 
Ueber bie Ermittlung entfernter Branbfätten durch das Pyroftop ſ. DEU. B. 
XXIX. ©, 509. 

5) Duck) die Feuer- Ordnung muß dafür geforgt fepn, daß bie Mafchinen, 
Gerätge fowie die nöthigen Perfonen fo frühe ale möglich am Orte der Gefahr 
fich einfinden; zu biefem Zwece empfiehlt es fi, denjenigen Prämien auszufegen, 
weiche 3. B. zuerft mit der Feuerſpritze am Plage find. 

6) Die durch Geſetz v. 28 Mai 1852 eingeführten Branbverficperunge-Aus- 
ſchuſſe find namentlich auch berufen: auf die Mängel und Gebrechen der Bau- 
ımb Feuerpolizei, dann ber Feuerföfganftalten zunächft bie Ortepolizeic, ev. bie 
Diftrictspoligeibeförbe aufmerffarn zu maden, (Art. 109 Nr. 2). 
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8. 126. 
2) Abwehr von Waffergefahr. 


) Auch gegenüber ben vom Waſſer drohenden Verlegungen 
bes Eigenthums handelt es ſich vor allem darum, benfelben wo 
möglich vorzubeugen. Als möglich erfcheint dieſes aber im allges 
meinen bei ben von Flüſſen, Strömen und Seen veranlaßten 
Gefährdungen — bei den Ueberſchwemmungen. Zu dem Ende ift 
a) an und in Slüffen alles dasjenige zu hindern, was bie Gefahr 
ber Ueberſchwemmung nach fich ziehen, ober doch vermehren 
Tonnte. Daher iſt es nicht geftattet, innerhalb bes Ueber 
ſchwemmungsgebietes eines öffentlichen Fluſſes Dämme ober 
ähnliche Anlagen, welche auf den Lauf des Waſſers oder die 
Höhe bed Waſſerſtandes Einfluß Haben, ohne Erlaubniß ber 
Verwaltungsbehörden zu errichten. Das Gleiche gilt, wenn 
Triebwerke, Waſſerleitungen, Abzugsgräben, Schöpfmerfe, 
Bades oder Wafchhäufer oder fonftige ben freien Wafferlauf 
flörende Anlagen an oder in Flüffen errichtet werden wollen. 
Die Erlaubniß ift nur nad) grünblicher Unterfuchung ber Sache 
und nad) Vernehmung ber Intereffenten zu ertheilen, und dabei 
jedesmal die Art ber Ausführung, foweit fie auf den Wafler- 
lauf Einfluß hat, genau feftzufegen. Bei jedem folchen Trieb- 
werfe und jeder anderen Stauvorrichtung foll ein bleis 
bendes Höhenmaß (Aichpfahl, Pegel) aufgeftellt werben, 
auf welchem bie zuftändige Wafferhöhe auf eine leicht fichtbare 
Weife zu bezeichnen ift ); 

b) find zum Schuge ber an fliegende Gewäffer angränzenden 
Xänbereien, Gebäude oder Anlagen gegen Abriß oder Befchä- 
Digungen Vorrichtungen (Dämme) nothwendig, fo iſt deren 


) ©. das Geſetz, die Benügung des Waffers betr. v. 28 Mai 1852 Art. 
10 — 14, dann Art. 73 — 85 ($. B. VII. S. 410 und 422). Das Gebot 
der Aufflelung eines Höhenmaßes gilt für alle Stauvorrichtungen, bie bereite 
beftehenben und bie neu errichteten (Art. 77 Abſ. 2). Das Genauere barüber ſ. 
in ber Berorbn. das Verfahren bei Aufftellung der Höhenmaße fir Stauvor- 
richtuugen ac. beit. v. 11 Jam. 1855 (R. Bl. ©. 65 ff.). 
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Herftellung und Unterhaltung zunaͤchſt Sache der Betheiligten. 
An Flüffen welche der Schiff oder Floßfahrt dienen, ift ber 
Uferfhug eine Kreislaft?) — Die Ufereigenthümer find ver 
pflichtet, die nöthigen Schugbauten an und auf ihrem Grund» 
eigenthume unentgeltlich vornehmen zu laffen, fowie bie zum 
Bau erforderlichen, auf ben zu fehügenden Grundftüden vors 
handenen Materialien an Sand, Lehm, Erde, Faſchinen, 
Steinen, Kies u. bgl. gegen Erſatz bes durch die Fortnahme 
etwa entitandenen Schadens abzulaffen. If zur Ausführung 
von Uferfchugbauten eine Eigenthums · Entwehrung nöthig, fo 
finden die Bejtimmungen des Erpropriationd- Gefepes darauf 
Anwendung ®). 


Damm + ober Deichhauten zum Schutze von Ortöfluren ober 
Drtfchaften gegen Ueberſchwemmungen liegen im Zweifel ben betr. 
Gemeinden ob*). 


2) Da wo zur Abwendung drohender ober bereits eingetre 
tener Waffergefaht augenblidlich Vorkehrungen nothwendig find, 
hat die Polizeibehörde das Recht alle benachbarten Befiger und 
Gemeinden, gleicviel ob fie innerhalb des vom Waſſer bedrohten 
Gebietes liegen oder nicht, zu Hand» und Spanndienften herbeizu—⸗ 
ziehen, ohne daß eine Einſprache dagegen zuläffig wäre. Die 
Gemeindebehörben find verpflichtet, den Polizei» und Baubehörben 
die nöthige Hülfe zu leiſten und für die ſchnellſte Stelung von 
Mannſchaften und Lieferung von Materialien zu forgend). — Damit 


2) Bom Uferſchutz zu trennen ift bie Flufcorrection; fie if Stantslaf, auch 
wenn fie zugleih zum Schug bes Ufers bient; angef. Gef. Art. 11. 

3) S. Geſetz, dem Uferſchutz betr. ©. 28 Mai 1852 Art, 1 — 16 (9. 8 
VII. ©. 441 fi). Das Gele geflattet zur Ausführung des Uferfhuges Genoffen- 
ſchaflen zu Bilden, fobald mehr als drei Grundeigenthümet ſich bazu vereinigen. 
Sole Schutzgenoſſenſchaften haben, wenn fie mehr als ſechs Mitglieder zählen, 
einen Ausſchuß, fonft einen Bevollmächtigten zu ihrer Vertretung zu beftellen, und 
ihre Satzungen ber ummittelbar vorgeſetzten Berwaltungsbehörbe zur Genehmigung 
vorzulegen (Art. 14 und 15). 

A) Ungef. Gej. Art. 18. Es verſteht ſich won ſelbſt, daß zu jebem ber unter 
b Begriffenen Unternehmungen bie unter lit. a erwähnte poligeil, Genehmigung 
zu erholen ift (Gef. Art. 20). 

) ©. das angef. Geſetz ben Uferſchutz betr. Art, 17. 
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die am unteren Fluſſe gelegenen Gemeinden rechtzeitig Borkehruns 
gen zu treffen vermögen, ift für möglichft fehnelle Verbreitung ber 
Nachricht von ber bevorftehenben Ueberſchwemmung Sorge zu 
tragen, 

Beſondere Mafregeln fönnen nöthig werben beim Eisgange 
in ben Flüſſen; folche find 3. B. Sprengung von befonbers Gefahr 
drohenden Eisdecken, Schügung dev Wafferbauten durch Eisbäume 
und Eisbrecher u. ſ. m.®). 


$. 127. 
3) Abwehr anderweitiger Vermögensgefährdungen. 


Unter ben äußeren Gefahren, bie das Vermögen bedrohen, 
. find außer ben bisher befprochenen noch mehrere bazu geeignet, von 
der Staatöpoligei befämpft zu werben. Die wichtigften davon find: 

1) Die Befchädigungen durch Thiere, die namentlich den Grund« 
befiger treffen, wie durch Mäufe, Heufchreden, Raupen (in 
Bezug auf Wälder gewiſſe Inſecten). Da biefen Thieren 
gegenüber nur gemeinfame Vertilgungsmaßregeln eine Abhülfe 
gewaͤhren, fo ift bie Polizei auch zu zwangsweiſer Anordnung 
von ſolchen als befugt zu erachten‘). — Wegen ber Beichäbi- 
gungen durch jagbbares Wild, ſowie durch zahme Thiere fteht 
dem Befchäbigten die Klage auf Schabengerfag gegen ben Jagd⸗ 
berechtigten?), reſp. ben Eigenthümer zu. 

2) Beſonders erheblich find die Gefahren, welche dem Landwirthe 
durch Krankheiten ber Hausthiere (noggentlic der Zugthiere) 
zugehen können. Die Sorge für beren Verhütung und Hei— 
lung muß ber Staat im allgemeinen dem Eigenthümer anheim- 


9) Bl. Behr, Allgemeine Polizeiwiſſenſchaftelehre, B. I, Tg. 2 ©. 48. 

9) Bl. bezüglich ber Anftolten gegen bie Feldmäuſe DEU, 8. XIV. ©. 663 
— 70 und 8. XXVII. ©. 343 — 44. Ueber bie ven Waldungen ſchädlichen 
Infecten f. Pfeil, Forſiſchutz und Forſtpolizeilehre, Berlin, 1831. ©. 97 ff.; 
vgl. das Forſtgeſetz v. 28 März 1852 Art. 46 (H. B. VII. ©. 335). 

2) ©. insbeſondere das Gefeg, ben Erfag bes Wildſchadens betr. 15 Jul. 
1850 ($. 8. VI. ©. 358). Vom Federwilde verurfaghter Schaden wird nicht 
vergütet, 

Boeyl, baher. Verwaltungstedt, 17 
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ſtellen. Ex wirkt dabei nur infoferne mit, ald er Anftalten zur 
Bildung ber Thierärzte unterhält®), und folchen, welche ihre Befähi- 
gung erprobt haben, die Befugniß zur Praris ertheilt®). 

Directed Eingreifen ber Polizei ift nöthig, wenn Thierw 
feuchen (Epizootien) herrſchen, vornehmlich dann wenn biefe 
anftedend find. — Die in ſolchen Fällen erforderlichen Anorbnuns 
gen gehen nach Einvernehmen bes Kreismebicinaltathes, vefp. bes 
Kreismedicinal⸗Ausſchuſſes, von ber Kreisregierung aus, und wer 
ben von ben unteren Polizeibehörden im Benehmen mit dem Gerichts⸗ 
arzte und ben Thlerärzten in Vollzug gefegt. Damit ift indeſſen 
ben äußeren Polizeibehörden bie Befugniß nicht entzogen, bie 
augenblidlich als nothwendig fich barftellenden Sicherungsmaßregeln 
zu ergreifen). 


%) Die hieher gehßrigen Anftakten find: bie CentralThierarzneiſchule in Mün- 
en, dann der an biefer Anftalt beftehende Lehrcurs für den Unterricht im Hufe 
beichlage und bie Hufbeichlagihule in Würzburg; |. Verordn. den Unterrichtsplan 
und bie Einrichtung ber Central» Thierarzneiſchuie in Milnchen betr. v. 29 Mat 
1852 (R. O1. S. 665 f.). Der Unterrictfoff ber erſten Anflaft if auf 3 Jahres 
curſe verteilt. — Jene Mebiciner, welche als Gerichtsärzte angeftellt werben 
wollen, find gehalten fih darüber auszumeifen, daß fie dem Lehrcurs über Zoo» 
tomie, Operationslehre, dann bie Lehre von ben Seuchen an ber Eentral- Thier- 
arzneiſchuie gehört haben; f. Verordu. das Veterinärweſen betr. v. 1 Febr. 1810 
R. Bl. ©. 120). 

4) Bol. die angef. Verordn. das Veterinärweſen betr. (R. BI. v. 1810 S. 
131). Die Beiträge zum Unterhalt der Thierärzte find eine Laſt ber Diftricte; 
ſ. das Gef. bie Difrictsräthe betr. v. 28 Mai 1852 Art. 27 Nr. 7 (meine 
Samml. S. 341). Dig 2. XV. ©. 273 — 275 und 8. XXX. ©. 102 
— 108. 

5) ©. die betreffenden Beſtimmungen bei Döll. B. XV. ©. 560 — 598, 
dann B. XXX. ©. 187 — 197; wegen ber Räubelvantheit ſ. ebend. 8. XV. 
©. 699 — 711 und 8. XXX. ©, 197 — 200, wegen ber Rotzkrankheit B. 
XXX. ©. 201. — Bl. noh Dr. I. M. Kreuger, Grunbriß ber geſamm⸗ 
ten Beterinär- Mebiein mit ausführlicher Darftellung aller in fanitäte- und 
veterinar · polizeilicher, gerichtlich-praftifcher und comparatio-twiffenfhaftlicher Hinſicht 
beſonders wichtigen Kraukheiten. Erlangen, 1853 — 55. 8. 
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©. Einrichtungen zur Entfhädigung. 
8. 128. 
1 Allgemeine Aeberſicht. 


1) Gegen mande äußere Unfälle, die das Vermögen treffen, 
iR von Anfang an eine vorbeugende ober hemmende Thätigfeit 
entweder ganz unmöglich ober doch äußerſt ſchwierig. Für folche 
Faͤlle nun, fo wie für jene Bälle, wo ungeachtet der angewendeten 
Bemühungen den Schaden abzuwenden nicht gelungen ift, geht das 
Beitreben ber Staatöpulizei dahin, dem Befchäbigten die Gelegen- 
heit zu bieten, daß ihm ber durch Unglüdöfälle zugefügte Schaden 
hinterher erfegt werbe. Die biefem Zwecke dienenden Anftalten — 
die Berfiherungs-Anftalten — werben daher vom Staate ges 
gefördert, und namentlich. wich ihre Entſtehung erleichtert, ohne daß es 
nothwendig oder auch nur nüglich wäre baß ber Staat ſelbſt fie unters 
nehme ). — Die beftehenden Anftalten diefer Axt ſtehen unter ber bes 
ſtaͤndigen Aufficht und Controle der Staatspolizei, um beide Parteien, 
die Verficherten ſowohl als die Verfichernden, in ihren Rechten zu 
(hügen und vor Benachtheiligungen zu bewahren. 

2) Ie nach ber Verſchiedenheit der Schadens-Urfache beftehen 
auch verſchiedene Affecuranz-Anftalten; zur Zeit gibt es ſolche 
insbefondere 

3) gegen Feuersgefahr, und zwar nach ben gefährbeten Gegen- 
ftänden wieder eine Gebäude + oder Immobiliar⸗ und eine Mos 
biliar⸗ Feuer-Verſicherung; 

b) gegen die Beſchaͤdigung durch Hagelſchlag; 

c) gegen die durch Viehſeuche erwachſenden Nachteile. 

Von ben beiden erfteren fol in ben folgenden Paragraphen 
das Nähere mitgetheilt werden. Zu dem legtgenannten Zmede 
befteht ein Verein, deſſen Mitglieder ſich zu gegenfeitiger Vergütung 
unverfchulbeter Berlufte an Nugthieren (Pferden und Rindern) 
verbindlich machen ?). 


4) Gegen welche Beſchädigungen überhaupt möglich, reſp. zweckmäßig ſey, 
darüber vergl. v. Wiohl, Polieiwiſſenſchaft Bo. I. S. 151. 
2) &, die Sahungen des Berfigerungs-Bereins gegen Schaden an Pferden un 
17* 
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DI. Die Verfiherung der Gebäude gegen Srandſchaden !). 


$. 129. 


1) Die Immobiliar- Brandverfihernngs-Anfalt Überhaupt. 


Zur Verfiherung der Gebäude gegen alle Brandunglüdsfälle, 
bie ber DVerficherte nicht felbft durch abfichtliches ober fahrläffiges 
Handeln verurfacht Hat, befteht für bie fämmtlichen Kreife bieffeits 
bes Rheins?) eine eigene auf bem Grundfage ber Gegenfeitigfeit 
beruhende Anftalt, welche die Rechte und Freiheiten der milden 
Stiftungen genießt und unter fortwährender Auffiht und Controle 
der mittleren und oberften Staatsftellen burch bie Diftrictöpoltzeis 
behörben verwaltet wird, benen bie mittelbaren Magiftrate und 
Gemeinbevorfteher in Bezug auf die Brandverficherungsgeichäfte 
als Gehülfen untergeben find®). Bei den Diftrietspolizeibehörben 
ift für Die Gefchäfte der Gebäube-Verficherung fein eigener Beamter bes 
ftelt. Dagegen ift am Sige einer jeden Kreisbau-Infpection ein eigener 
Brand-Berfiherungs-Infpector aus ber Zahl der geprüften Bau- 
Techniker für den betreffenden Bezirk aufgeftelt. Eben fo ift 
jeder Kreisregierung, 8. d. 3., ein Rechnungscommiffär zur aus⸗ 
ſchließlichen Beſorgung aller auf das Brandverfiherungswefen 
bezüglichen Rechnungsgefchäfte beigegeben, und zu gleichem Zwecke 


Kindern v. 1852 bei Döll. Bd. XXVII. ©. 394 — 412. „Um fih gegen 
bie Folgen möglicher Vernachläſſigung des Viehes zu fügen und bie Sorgfalt 
der Betheifigten für ihre Thiere zu erhöhen, vergitet bie Anftalt niemals mehr 
als drei Biertheile der Berfiherungefumme" ($. 3 ber Satungen). 

2) ©. das Gefeg, bie Feuerverfigerungs-Anftalt für Gebände in den Gebiets- 
theilen bieffeits bes deheins betr. v. 28 Mai 1852 (9. ©. VII. ©. 205 ff.), 
dann bie Suftruction dazu v. 9 Ocib. 1852 (a 0.D. ©. 288 ff.). 

2) Für die Pfalz beſteht eine eigene Anſtalt auf Grund ber Berorbn. v. 
26 Nov. 1817. Siebenpfeiffer, Handb. B. III. ©. 354 fi. Die Beſtimmungen 
biefer Verordnung find Übrigens ihrem weientlihen Inhalte nach der Brand- 
Berfiherungs-Orbnung v. 1811 eutnommen, 

®) S. das angef. Gejeg Art. 1, 39, 40, 82, 90 uud 104, 
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ift bei dem einfchlägigen Staatsminifterium (bed Handels u. f. w.) 
ein, Central⸗Rechnungscommiſſaͤr aufgeftellt 9. 

2) Die Befiger von Gebäuden, die in Bayeın gelegen find, 
können ſich im allgemeinen nur bei diefer Anftalt verfichern; bie 
Theilnahme an auswärtigen BVerficherungsanftalten ober Gefell- 
ſchaften ift bei Strafe verboten. Cbenſo ift die gleichzeitige Vers 
ficherung in der pfälzifchen und ber dießrheiniſchen Anftalt unters 
fagt d). — 

Die Theilnahme an der Anftalt ift in ber Regel frei gegeben. 
Verpflichtet zum Eintritte find, wenn fie Gebäude befigen: 

a) ber Staat mit feinen fämmtlichen Gebäuden; 

b) die Minderjährigen ober ſonſt unter Curatel ſtehenden 
Berfonen; \ 

©) bie Gemeinden, Kirchen, Schul» und fonftigen Stiftungen; 
daher insbefondere auch 

d) die Pfarreien, Beneficien, ftändigen Curatien, Pfarrvicariate 
und Erpofituren; 

e) der ober bie Miteigenthümer eines gemeinſchaftlichen unabger 
theilten Gebäudes, wenn ein Miteigenthümer die Einverleibung 
verlangt; 

N) jene, auf deren Gebäuden Hypotheken haften, fobald ein Hypo⸗ 
thefgläubiger bie Einverleibung gerichtlich beantragt, und 
der Schuldner fih nicht zur Abtragung der Schuld binnen 
3 Monaten anheifchig macht und hiefür vorläufige genügende 
Sicherheit leiſten kann; 

8) jene Perſonen, welche in Gant gerathen, wenn ein Hypo⸗ 
thekglaͤubiger die Einverleibung verlangt‘), 


) S. das Gef. Art. 82—90. Die Vertretung der Auſtalt vor Gericht 
liegt dem Regierungofiscale des Kreiſes ob, in welchem das betreffeude Gebäube 
gelegen if; ihr Forum hat fie bei dem Kreis- und Stadtgericht der Hauptſtadt des 
Kreifes, (Art. 104.) 

5) Art. 4 und 5, Eine Auenahme erleidet dieſes Verbot bezilglich jener Ge⸗ 
Käube, denen die Aufnahme in bie Anflalt verweigert ift (j. Art. 10.), ober welch 
ſchon vor ber Erlaſſung des Gefeges Verträge abgeſchloſſen hatten. 

5) Angef. Gef. Art. 2. Ar. 1-7. 
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Der Beitritt zur Anftalt muß in jedem Falle ausdrüdlich 
— entweber zu Protofoll oder fchriftlich — erklärt werben. Dabei 
müffen tie zu verfichernden Gegenftände mit ihren Zugehörungen, 
wenn ſolche mit dem Gebäube verbunden find, genau bezeichnet und 
muß Die geſetzlich vorgefchriebene Schägung, reſp. ber Voranſchlag 
vorgelegt werben?). — Geeignet zur Berficherung find ale Gebäude, 
gleichviel weſſen Eigenthum und wozu fie beftimmt find. Immer 
aber befchränft ſich bie Verficherung auf bas eigentliche Gebäude, 
nicht auch auf bie Bauftelle und die auf bem Gebäude etwa 
ruhenden Gerechtfame oder bie in demſelben befinblichen beweglichen 
Sachen). — Jedes zur Aufnahme geeignete Gebäude kann entweder 
im Ganzen, ober mit Ausnahme ber maffiven Mauern, Treppen 
und Gewölbe nur bezüglich ber verbrennbaren Beftandtheile ver 
ſichert werben.) Die Beſtimmung ber Verficherungsfumme fteht 
im allgemeinen bem Entretenden frei, fie barf jedoch in feinem 
Balle den wahren Werth der Sache überfteigen, wie er durch bie 
amtliche Schägung ermittelt wird. 8b) 


3) Eben fo mie ber Eintritt, ift auch ber Austritt regel⸗ 
mäßig dem freien Ermeffen anheimgeftellt; nur muß er ausbrüd- 
lich erfolgen und fann immer nur für das nächft folgende Jahr 
bis zum 1 September ausfchließlich erflärt werden). Verbunden 
in der Anftalt zu verbleiben find außer ben eben aufgezählten Per- 
fonen, infolange fie in ben bemerften Verhälniffen ftehen, 


7) Der Eintritt kaun zu jeber Zeit im Jahre, nur nicht im September ftatte 
finden, und kann entweder noch fürs Iaufende, ober erft für das folgende Etats- 
abt geſchehen. (Art. 11 und 12.) R 

®) Art. 6—10; wegen bes Wortes „Ueberbau“ in Art. 6 ſ. M. E. v. 
27 Zänner 1853 (9. 8. VII. S. 206 Note 1). Die Gebäude, bie ausnahms- 
weiſe nicht werfichert werben können, f. in Art. 10; bemeglide Sachen, bie 
ausnapmeneife zur Mitverſicherung geeigenfchaftet find, in Art. 7. 

%) Art. 13. Das erftere wird angenommen, wenn ſich ber Eintzetenbe 
nicht ausdrücklich dariiber erklärt hat. 

») Art. 14. 33. 

9) Angef. Gef. Art. 79 und 80. Durd eine Veränderung in ber Perſon 
des Befigers wirb ber Austritt nicht bewirkt (Note 80). 
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3) jene Theilnehmer, welche durch Brand ſchon einmal veruns 
glückt und aus ber Anftalt entfchäbigt worben find, bis fie 

“ erweislich den empfangenen Betrag buch jährliche Beiträge 
vor und nad) dem erlittenen Brandſchaden in die Anflalt zus 
rüdbezahlt haben; 

b) jene Theilnehmer, welche wegen abftchtlicher ober fahrläffiger Vers 
anlafjung des Brandes zur Rücvergütung und zum Erfage verurs 
theilt werben, bis fie fich ber Rüdvergütungs» und Erfagverbind- 
Tichfeit gegen bie Anftalt vollftändig entledigt haben; 

c) folhe Teilnehmer, welche ein ber Anftalt einverleibtes Ges 
baͤude erft nach ihrem Eintritte verpfändet haben, bis fie 
barthun, daß bie nach ihrem Eintritte aufgenommenen Gapi- 
talien wieber abgetragen worben find, ober daß bie Hypothefen« 
gläubiger den Austritt bemilligen 1). 


$. 130. 
2) Rechte und Berbindlichkeiten ber Theilnehmer. 


1) Jedes Mitglied der Anftalt Hat von dem Momente an, wo 
es feinen Beitritt in der oben bezeichneten Weiſe erklärt, und von 
ber betreffenden Diftrictöpolizeibehörbe bie Beicheinigung ber Aufs 
nahme erhalten hat, den Rechtsanfpruch aus ben Mitteln ber 
Anftalt nach dem Verhältniffe der Verficherungsfumme die Bers 
gütung jener Schäden zu fordern, welche an feinen verficherten 
Gebäuden nach dem Beitritte durch Brandunglüd entftehen, wenn 
nur nicht ber DVerficherte felbft ſich einer abfichtlichen ober fahrs 
läffigen Branbftiftung im Sinne des Strafgefegbuches fchuldig 
gemacht hat). Diefer Anfpruch erſtreckt fih auch auf ſolche ver- 





10) Gef. Art. 3. Dem Austretenben ſteht übrigens in feinem Falle ein 
Anſpruch auf Rilderfatz der geleifteten Beiträge zu. (Art. 80). 

4) Wenn jedoch) letzteren Falls die beicäbigten Gebäude mit Hypothelen be» 
laſtet, ober gemeinfepaftliches Eigenthum Mehrerer finb, fo wird bie Entfchäbigung 
zur Wieberherftellung bes Gebäudes gegen feinerzeitigen Niüderfag aus bem 
Bermögen des Schuldigen vorgeſchoſſen. (Art. 51). 
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ficherte Gebäude, welche bei Gelegenheit ober in Folge eines in 
einem anderen Gebäude ausgebrochenen Brandes beſchaͤdigt ober 
zur Hemmung bed Feuers ganz ober zum Theile niebergeriffen, 
fowie auf jene Schäden an Gebäuden, welche durch Blig mit ober 
ohne Entzündung veranlaßt find?). 


Der Schaden wird durch Schägung ausgemittelt, welche von 
der Diftrictspoligeibehörbe unter Zuziehung des Brandverficherungd-In- 
fpectord und ber von dem vorigen Zuftande am beften unterrichte- 
ten Nachbarn vorzunehmen iſt. Innerhalb ſechs Wochen nach eins 
getretenem Schaden hat die Kreisregierung, K. d. J., bie Ente 
ſchädigungsſumme feitzufegen. Die Aushändigung berfelben an 
ben Berechtigten findet nach Maßgabe des fortfchreitenden Baues 
Ratt%). Die Entfchädigung wird aber immer nur an ben Gebäuber 
Eigentjümer und nur unter der Bedingung geleiftet, baß das Ge— 
bäude, für das die Vergütung gegeben wird, auf ber alten Stelle 
feuerordnungsmäßig nach einem geprüften Plane wieder aufgebaut 
und bie Entfhäbigungsfumme lediglich zu dieſem Zwede verwendet 
wird). 

Den Mitgliedern der Anftalt fteht eine fortwährende Eontrole 
über biefelbe und über die Gefchäftsführung bei berfelben zu, bie 
in den einzelnen Gemeinden durch einen befonbern, zu biefem Be— 
hufe gewählten Brandverfiherungs-Ausfhuß (in Landgemeinden 
aus 3, in Stadtgemeinden von mehr als 6000 Einwohnern 
aus 5 Verficherten beftehenb), in den Diftricten und Kreifen aber 


2) Urt, 89— 48. Imsbefondere wirb aud ber Schaben vergütet, der die 
Folge von Feuersbränften ift, die in Staubquartieren, bei Durchzügen und Ein- 
gmartierungen durch das Militär ober das militärifche Gefolge verurſacht werben. 

;) Art. 54, 44 und 46. Den Beſchädigten fteht aber das Recht zu Bau-Accorbe 
auf bie Affecuranzjumme abzufcpliegen, eventuelle Anmweifungen auf dieſelbe aus- 
quellen und die bezügficgen Dandlungen tagfrei bei Amte protofollicen zu 
laffen. 

%) Art. 45. Die Entſchädigungsgelder können mit ber obigen Auflage auch 
veräußert werben (Art. 48). Ausnahmen in Anfehung bes Plabes fann mr die 
Kreisregierung fpeciell bewilligen. Die Frift, innerhalb welcher ber Wieberaufe 
bau bei Vermeidung bes Verlufies der Entfgäbigungsforberung zu yejchehen hat, be- 
trägt 5 Iahre (Art. 47). 


er 
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durch bie gefeglichen Vertreter ber Difttictö» und Kreis - Intereffen 
ausgeübt wird). 

2) Um bie der Anftalt obliegenden Leiftungen zu been, alfo 
ingbefondere um bie an verficherten Gebäuden entftandenen Brand» 
ſchaͤden zu erfegen®), Haben die Theilnehmer Beiträge zur Brand- 
verficherungscaffe zu entrichten, bie von ben Gemeinde-Einnehmern 
an bie Diftrictö-Poligeibehörben abgeliefert werden“). Die Größe 
bes jeden Einzelnen treffenden Beitrags richtet ſich nach ber 
Größe ber Verficherungsfumme und nad) ber Feuergefägrlichfeit 
bes verficherten Objectes. In ber lepteren Beziehung find bie 
Gebäude in vier Elaffen getheilt, fo daß 

a) bie maffiven Gebäude, welche ganz mit Stein ober Metall 
eingebedt find, in bie erſte; 
b) die Gebäude von Fachwerk, wenn fie ganz mit Stein ober 

Metall gededt find, in bie zweite; 

©) bie maffiven Gebaͤude, welche nicht ober nicht ganz mit Stein 
ober Metall gebedt find, in die britte, und 


d) alle übrigen nicht maffiven Gebäude in die vierte Claſſe eins 
gereiht find. 
Das Verhältniß biefer vier Claſſen ift num aber dieſes, daß 
die erfte mit 5, bie zweite mit 6, bie dritte mit 8, bie vierte mit 
9 in Eoncurrenz gezogen wird.?) 


5) Art. 105—111. Die Wahl des Ausſchuſſes ſteht in Landgemeinden dem 
Gemeinde -Ausicuffe, in Städten dem Magiftrate zu; fie geſchieht jedesmal auf 
3 Jahre. 

%) Das bezüglihe Eaffa- und Rechnungeweſen ift num Sache ber befondern 
Zarämter beiden Lanbgericten; |. ®. v. 15 Jun. 1855 8. 6 (R. Bl. ©. 389 ff). 

6“) Sonftige Auslagen, welche die Anftalt zu beftreiten hat, f. in Art. 98 
und 99 des Gefeges. 

7, Jedes Gebäude ift befonbers zu elaſſificiren. Sind in einem Gebinde 
Anlagen, welche bie Feuergefährlichteit erhöhen, fo wird der Beitrag nach dem 
Grade ber Gefäprlicteit erhöht, und zwar bei dem erſſen Grade um 2,9, bei * 
bem zweiten um 3, bei bem britten um *%/,,, bei dem vierten um 45, jener 
Summe, welche das Gebäude infeiner Claſſe zu zahlen hat. Die nähere Bezeichnnug 
ber Anlagen, bei welchen der I, IN, III, oder IV. Grab der Seuergefährlichteit 
anzunchmen ift, erfolgt im Verorbnungswege (Art. 58 — 64). Durch $. 71 der 
Inſtruction v. 9. Det. 1852 ift bieß geſchehen (9. 8. VII S. 250). 
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Außer den regelmäßigen Beiträgen hat jeder neu eintretende 
Theilnehmer ber Anftalt, ſowie jeder, der die urfprüngliche Vers 
fiherungsfumme fpäter erhöhen läßt, drei Jahre hintereinander 
noch zwei Kreuzer vom Hundert feined Verſicherungscapitals, reſp. 
der Erhöhung zu dem Borfehußfonde, zu entrichten, ber das 
Grundvermögen ber Anftalt bildet, und beftimmt ift jene Entfchä- 
Digungen vorſchußweiſe zu leiften, welche bis zur Beftftellung bes 
Hauptausfchlags nothwendig werben. — Der Hauptausfchlag kann 
aber erft beftimmt werben, wenn am Ende bes Jahres alle im 
Laufe besfelden vorgefalenen Brandſchäden befannt find (Art. 93). 
Um bie Anfalt in ben Stand zu fegen im Laufe bes Etatsjahres 
ihren Berbinblichfeiten vechtzeitig nachlommen zu fönnen, wird 
mit dem Beginne besfelben ein Vorausfchlag von 6 fr. von jebem 
Hundert der Verficherungsfumme ohne Unterfchied der Elafien er⸗ 
hoben, der dann am KHauptausfchlage abgerechnet wird.®) 


Für bie richtige Abtragung der Beiträge haftet zunächft der 
Eigenthümer bes verfiherten Gebäubes. Iſt dasſelbe vermiethet 
und ber Eigenthuͤmer nicht im Bezirk anweſend, fo hat der Miether 

” fie vorzufchteßen und vom Miethrinfe abzuziehen). 


8. 131. 
III. Die Mobilier-Seuerverfiherung. 


4) Die Verficherung der Mobilien gegen Brandſchaden if ben 
hiezu ſpeciell conceffionixten Privatgeſellſchaften ) unter Eontrole ber 
Staatspoligei überlaffen. 


®%) Art. 66 und 67. Falls die Mittel, die aus dem Vorſchußfond nnd aus 
bem Vorauoſchlag disponibei find, nicht zureichen, fo werben unverginsliche Borr 
ſchuſſe aus der Stantstaffe geleiftet, foferne fie dort entbehrlich find. Im anfer- 
ordemlichen Fällen tann bas Minifterium einen Zmilhen-Ausichlag anorbnen 
1%ct. 68 und 69). 

>) Art. 71. Die Artikel 72 — 75 regeln die Beitragspflicht bezüglich fol- 
her Gebäude, bie im Miteigenthum find oder zu einer Gantmaffe gehören, ober 
Eigentpum von Kirchen und Stiftungen find. 

4) Die zur Zeit mit Ermächtigung verfebenen Anfaften find: 
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Die Ermächtigung zum Gefchäftsbetrieb wird vom Monarchen 
erſt ertheilt, nachdem die Saungen vorgelegt und genehmigt find. 
Die Bedingungen, welche von biefen Geſellſchaften in ben 
Sagungen ausgeſprochen unb bei ihrer Geſchaͤfts-Ausuͤbung in den 
einzelnen Fällen verwirklicht werben muͤſſen, find hauptſaͤchlich 
folgende: 


a) die conceffionirte Gefelfchaft kann feinen foliden, den Statu- 
ten entiprechenden Verficherungs-Antrag von bayer. Unterihas 
nen zuruͤckweiſen.?) 


b) Sie muß Anorbnungen treffen, woburch Ueber- und Doppel 


verfiherungen unwirkſam gemacht werben.?) 

e) Auswärtige Verficherungs » Gefelfchaften find insbeſondere vers 
pflichtet, in ihren Streitigfeiten mit Verficherten, falls ſie 
fagungsmäßig durch Schiedsrichter zu entfcheiden find, als 
ſolche bayer. Staatsangehörige zu verwenden, außerbem bei 
ben bayer. Gerichten Recht zu nehmen. , Die Entfhäbigungen 


a) bie München ⸗ Aachener Mobiliar- Feuerverfiherungsgefellfgyaft (f. deren Satzun⸗ 
gen bei Döll. Sp. XIII. ©. 1212 ff. und Bd. XXIX. ©. 658); 

b) die feuer-Verfigerungsanflalt der bayer. Hypothelen- und Wedhfelbant (f. 
deren reglem. Grundbeftimmungen bei Doll. Bd. XXIX 8. 658 ff), 
womit bie Nürnberger Feuerverfiherungsanftalt auf Gegenfeitigteit feit 1839 
vereinigt ift (DM. a. a. D. ©. 673; 

e) bie Stuttgarter Privat- Fenerverfiherungs-Anftalt ; 

d) bie Bhöuig-Societät in London; 

e) bie k. f. privifegirte erfle öſterreichiſche Verſicherungsgeſellſchaft in Wien ; 

f) die vaterländifche Feuerverſicherungsgeſellſchaft in Eiberfeld und 

g) bie Ältere Feuerverſicherungsanſtalt im Leipzig. 

*) Die Geringfügigleit ber Verſicherungeſumme if fein Grund, der zur Zur 
südhweifung berechtigt; f. Dil, Bd. XXIX ©. 645, 648 und 691. 

3, Eine Ueberverjiherung ift vorhanden, wenn bie Verſicherungsſumme ben 
wahren Werth ber Gegenflände um mehr als ein Biertpeil überfteigt; bie Controfe 
bei Mobiliar « Feuerverficherungen betr, |. die B. d. 27. Juli 1853 1.18 (9. 
B. VI S. 598). 
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find auf Verlangen ber Betheiligten in baarem Gelbe nach 
bem 24%, fl. Buß zu bezahlen !). 

2) Um bie vorhandenen Geſellſchaften und Anftalten mit Erfolg 
beauffichtigen und überwachen zn fönnen, ift angeordnet: 

8) Ihre Agenten müffen ausbrüdlich beftätigt werben. Die Be 
ſtaͤtigung wird immer für einen gewiffen Bezirf und zwar nur 
folhen Perfonen ertheilt, welche in Bayern anfäffig, unbe 
fholtenen Rufes und im Befige ber zu ſolchen Gefchäften ers 
forberlihen Kenntniffe und Solibität ſind d). 

b) Jeder Verficherungsantrag if zunächft der Ortspolizeibehörde 
vorzulegen, und hierauf beider Diftrietspolizeibehörbe zu überreis 
hen. Waltet fein Bedenken ob, oder haben fich bie etwa er» 
hobenen Anftände duch bie Unterfuhung als unbegründet 
erwieſen, fo verfieht die letere Behörbe ben Antrag unter 
amtlicher Fertigung mit ihrem Vidit; im entgegengefegten 
Falle ift die Bewilligung in einem motivixten fchriftlichen Ber 
ſchluſſe zu verweigern), 

©) Jeder Agent ift verpflichtet, Verficherungs- Urkunden an die 
Betheiligten nicht eher auszuhändigen, ald bis er von ber 
Diftrictöpoligeibehörde jenes Bezirkes, in welchem ſich die zu 
verfichernden Gegenftände befinden, bie fhriftliche Befcheinigung 
erhalten hat, daß der Aushändigung nichts im Wege jtehe”). 

d) Jeder Agent hat über feine Gefhäftsführung ein bejonderes 
Vormerkungobuch anzulegen und fortwährend evident zu ers 
halten, in weldem die neu contrahirten, ober veränderten 
Verficherungen einzutragen find. Die Difteictöpoligeibehörden 


- 


) Zur Sicherung der Erfüllung der erſten Bedingung haben fie eine ange: 
meffene Eaution zu errigten ; f. ®. d. 27. Juli 1853, die auswärtigen Mobie 
Hiar- Feuerverficherungs-Gefellfepaften betr. $. VII, VIIE, und XV (9. 8. VII. 
©. 592 und 593). ö 

5) Auswärtige Gefellfgpaften müffen einen bie Geſellſchaft in ifren Angelegen- 
heiten vertretenden Hauptagenten aufftellen, der allein befugt ift bie Verſicherungs- 
urtunden auszuftellen; f. die in Note 3 angef. Berorbn. $. I und V. 

%) S. die bei Note 2 citirte Verordnung 9. 2, 5—15. 


7) S. die in Neie 2 angef. V. v. 27. Juli.1853 5.1. 
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find befugt, bei fich ergebendem befonderen Anlaffe bie Bors 
lage ber Vormerfungsbücher oder die Einfichtnahme berfelben 
an Ort und Stelle zu verfügen ®). 

e) Die auswärtigen Gefelfchaften insbefondere binfen in Feiner 
Weiſe eine Brandentfchäbigung oder wie immer Namen habende 
Schadenvergütung leiften, ehe fie ben feftgefepten Betrag 
ber Diftrictspolizeibehörbe bed Befchädigten angezeigt und 8 
Tage nad) erfolgter Anzeige etwaige Einſprache gegen bie 
Auszahlung abgewartet haben 9). 


$. 132. 
IV. Bie Berfiherung gegen Hagelfchaden. 


Um die Erzeugniffe des Bodens gegen Hagelfchaden zu verfichern, 
befteht ein aus Grundbefigern und Pächtern gebildeter Privatverein, 
der bie Verbindlichkeit übernimmt, ben Theilnehmern, welche 
dem Bereine förmlich beigetreten find und die fagungsmäßigen Bei 
träge entrichtet haben, für erlittene Hagelbefchädigungen vollen Er» 
ſatz zu gemwähren.t) 

1) Der Beitritt zum Verein erfolgt jedesmal für ein Jahr in 
ber Zeit vom 1 Jän. bis 15 Juni buch Mebergabe einer Faſ— 
fion an den Agenten, in welcher alle feine zu einem Gutscomplexe 
gehörigen Aecker aufgeführt und die mit Getreibefrüchten bebauten ver- 
fichert werben müffen, wogegen ber Agent dem Beitretenden unverzüge 
lich Die Berficherungsurfunde auszufertigen hat. Bei der Aushänbigung 
derfelben find die Beiträge baar an den Agenten zu entrichten, 
Diefe bemeffen fich einerfeits nach ber Hagelgefährlichkeit der Orts: 
flur, anderſeits nach der ber Frucht, fo daß 


%) S. biein Note3 angeführte Verordnung ſ9. XIX. und XX. Das erfle- 
mal follen etiwa beobadjtete Unzegelmäfigfeiten gerügt, das zweitemal foll ber 
Agent mit einer Geldfrafe bis zu 25 fl. belegt, bei fortgefefgter Unorbmung aber 
entfernt werben ($$. 21 und 22). 

9) ©. die Note 3 erwähnte Verordn. $. XIII. 

4) ©. die jegt geltenden Sagungen des Hagel» Berficherungs-Bereins im Reg. 
Bl. v. 1855 8.399 ff. Die frühern Satzungen ſ. bei Döll. 8b. XX VII. ©. 852. 
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a) in erflerer Beziehung jene Gutscomplexe, welche in 25 
Jahren feinen Hagelſchlag erlitten haben, in die erſte Claſſe 
zu ftehen fommen und 36 Fr. vom Hunbert ber Verficherungs- 
fumme zu entrichten haben, jene mit Einem Hagelfhlage in 
25 Jahren in die zweite Claffe mit 1 fl. 30 fr., jene mit 
zwei Hagelfchäben in bie dritte mit 2 fl. 24 fr., bie mit 3 
in bie vierte Claſſe mit 3 fl. 18 kr., foldhe mit vier in bie 
fünfte Elaffe mit 4 fl. 12 fr., die mit fünf in die fechöte 
Claſſe u. f. w. mit 5 fl. 18 fr. vom Hundert gefegt werben 2); 


b) die Sruchtgattungen find bezüglich ihrer Hagelgefährlichfeit in 
zwei Claffen getheilt, fo daß bie Getreidearten, Buchweizen, 
Knollen » Wurzelgewächfe und alle Futterpflanzgen als erfte 
Claſſe die einfachen Beiträge, alle übrigen Boden-Erzeugniffe 
(wie Flachs, Hopfen, Obft, Wein) als zweite Claffe das 
Doppelte berfelben zu zahlen haben. 

Die Schadenserhebung erfolgt durch Abfchägung, welche unter 
ber Leitung des Agenten durch zwei von ihm ernannte Bereind- 
Schäpmänner, bie von ben Verficherten gewählt find, vorgenommen 
wird, 


2) Die Berwaltungs-Drgane des Vereins find 

a) das Directorium, mit bem Sie in München, gebildet aus 
fieben Mitgliebern, die nebft eben fo vielen Erfagmännern 
von ber General-Berfammlung auf je 3 Jahre gewählt werden ; 

b) die Agenten, welche vom Directorium gemeinfchaftlih mit 


den Vereinsbevollmächtigten in wiberruflicher Eigenfchaft ers 
nannt werben); 


Die Intereffen der Bereins- Mitglieder, resp. des Vereins, wer 
ben vertreten einerſeits durch bie Vereinsbevollmächtigten, wozu 
bie General-Berfammlung fieben Mitglieder des Vereins, die ihren 


2) Für jedes weitere Schauerjahr erhöht ſich ber Beitrag dann um 1 fl. vom 
Hundert ($. 34). 

5) Die Agenten haben in ber Kegel eine angemeſſene Eaution zu fellen, 
und erhalten aufer den regulatiomäßigen Schägungsgebühren Remunerationen 
bie zu 5 Procent ber jährlichen Bereinsbeiträge ihres Bezirks ($. 45). 
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Wohnfig in Münden oder in befien Umgebung haben müffen, auf 

bie Dauer von 3 Jahren ernennt, anderfeits durch die General 

Verfammlung ber Vereinsmitglieber felbft, die regelmäßig alle 3 

Jahre zufammentritt. Die Bereinsbevollmächtigten ernennen auf 

je 3 Jahre das aus 10 Nicht-Vereinsmitgliebern beſtehende Schieds⸗ 
gericht, das alle Streitigfeiten zwifchen dem Directorium und den 

Vereinsgliedern zu entſcheiden hat, infoferne die Frage fireitig ift, 

ob und in welchem Grabe Entfchäbigung zu leiften fey und infofer- 

ne bie fchtebörichterliche Entfcheidung von ben Vereinsgenoffen an 

gerufen wird.t) 


Viertes Eapitel. 
Theilnahme der Polizei an ber Ausübung ber Strafgewalt. 


$. 133, 
Allgemeine Vorbemerkungen. 


ALS die Hauptaufgabe der Polizei gegenüber ber im Staate 
beftehenben rechtlichen Ordnung erfcheint zwar die Verhütung und Hem⸗ 
mung von Störungen und DVerlegungen. Allein darum ift ihr bie 
Befugniß nicht entzogen ba thätig zu werben wo die Staatöger 
malt zur Wieberherftellung der verlegten Rechts-Ordnung hans 
delnd auftritt, und mamentlih da wo fie ihre Strafgewalt übt. 
Die Polizei nimmt vielmehr an der Ausübung berfelben in mehr 
facher Beziehung Theil, indem fie 

4) die Organe der Strafiuftiz (die Staatsanwalthaft und bie 
[2 


%) Zur Controle des Vereins in ein 1. Commiffär aufgeftelt ($. 66). Im 
ber jlngften Zeit find auch auswärtige Geſellſchaften, melde bie Verſicherung ge- 
gen Hagelſchaden übernehmen, zum Gefcäftsbetrieb in Bavern zugelaffen worben, 
fo insbefonbere die f. k. privilegirte erfte Verſicherungsgeſellſchaft in Wien und 
bie Kötuifche Hagel-Berficherungs-Gefelicjoft. 
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Strafgerichte) in der Verfolgung ihres Zieles unterftügt. Man 
hat biefe Sunction der Polizei nach dem Vorgange bes franzöftichen 
Rechtes bie gerichtliche Polizei (police judiciaire) genannt. 
2) Außerdem fommt ber Polizei bei ung fowie in ben übrigen 
deutfchen Staaten auch das Recht zu, in eigener Competenz Strafen 
zu verhängen, und zwar in einer doppelten Richtung. Sie ift 
nämlich 
a) befugt, jene Strafen auszuſprechen und in Vollzug zu fegen, 
welche durch bie pofitiven polizeilichen Vorſchriften (Geſetze, 
Verordnungen, Entſchließungen uud Erlaffe ber Behörden) für 
gewiſſe gemeingefährliche Handlungen oder Unterlaffungen ans 
gedroht find 1). Ste fann aber auch 


b) gewiffe geringere Rechtsverletzungen, welche buch das pofis 
tive Recht bloß mit einer Polizeiftrafe belegt und zur Compe- 
tenz ber PBolizeibehörben verwiefen find, vor ihr Forum ziehen 
und Strafe gegen fie erfennen. 

Die, Strafbefugnig der Polizei in der erfteren Beziehung ift 
bloß ein Mittel zur Verwirklichung ihres Zweckes, veriteht fich baher 
im Zweifel überall von felbfl. Wenn man ben Polizei - Organen 
das Recht einräumt gewifle Handlungen bei Strafe zu gebieten 
und zu verbieten, fo muß man ihnen auch ben Vollzug der angebrohten 
Strafen zugeftehen. Die Ueberweifung ber zulegt erwähnten Rechts 
verlegungen an bie Polizeibehörben beruht dagegen auf politifchen 
Zmwedmäßigfeitsgründen, und es barf daher dieſer Wirkungsfreis 
der Polizei (die Boligeigerichtsbarkeit) nicht weiter ausgedehnt 
werden, als er durch ausbrüdliche Beftimmungen des pofitiven 
Rechtes begründet ift. 


4) Dber wie das Strafgefegbuh dv. 1813 Th. I. Art. 2 fih ansbrüdt: 
Handlungen ober Unterfaffungen, welche zwar an und für ſich ſelbſt Rechte bes 
Staaten ober eines Unterthanen nicht verlegen, jedoch wegen ber Gefahr fir 
rechtliche Ordnung und Sicherheit unter Strafe geboten ober verboten find. 
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$. 134. 
- J) Interflügung der Straf-Juftiz. 


Die Polizei Hat nicht bloß ben Verlegungen ber Ordnung vorzu⸗ 
beugen und bie bereitö eingetretenen zu hemmen, fonbern fie kat 
auch gegenüber ben bereitö vollendeten ftrafbaren Handlungen, des 
ven Unterfuhung und Aburtheilung zum Wirkungskreiſe der Ges 
richte gehört, ihre Tätigkeit zu entwideln, indem fie von ben zu 
ihrer Kenntniß gekommenen, nach ihrer Anſicht firafbaren Hand» 
lungen ben Organen ber Strafjuftiz — den Staatsanwälten und 
Gerichten Nachricht gibt, ben Urheber berfelben aysfindig zu machen 
ſucht und ihn in bie Gewalt bes Unterfuchungsrichters bringt, und 
endlich, indem fie die erwähnten Organe in der Sammlung ber 
Beweismittel unterftügt. Schließlich führt fie die Aufficht über 
die Anftalten, welche zur Erſtehung ber richterlich ‘uerfannten 
Freiheitsſttrafen errichtet find, fowie in gewiſſen Fällen über jene 
Berfonen, welche Eriminalfttafen erlitten haben. 

4) In ber erfteren Beziehung, in fo weit es ſich um Unter 
flügung ber Juftiz Organe vor und bis zu bem Urtheile Handelt, 
find die Polizeibehörben vorzugsmeife zu folgenden Handlungen ver- 
pflichtet i): ” 

a) Sie haben von jebem ihnen befannt gewordenen Verbrechen 
ober Vergehen ober von beren Anzeigungen ben einfchlägigen 
Staatsanwalt und Unterfuchungsrichter unverzüglich in Kennt 
niß zu fegen?). 

b) Sie Haben darüber zu wachen, daß bie von bem Verbrechen 
zurüdgelaffenen Spuren nicht vertilgt oder verändert, ſondern 


4) ©. das Strafgefegb. v. 1813 Th. II Art, 19, 

2) M. €. v. 16 Febr. 1849 (DI. B. XXIX. ©. 38). Die Thatigteit 
des Gtontsammwalts und bes Unterfnchumngsricters if} Übrigens nicht durch eine 
Anzeige der Polizei bebingt. Er ſqhreitet vielmehr überall ein, wo er eine ſtref⸗ 
bare Handlung erfährt, und wenn er, um ſich darüber zu informiren, bie Polizeie 
behörben requirirt, fo finb biefe verpflichtet, demfelben alle möglichen und erforberlichen _ 
Aufichtüffe zu ertheifen, vefp. zu verfchaffen; |. M. €. v. 17 März 1852 (DL 
a. a. O. S. 4). 

Boezl, bayer. Verwaltungsrecht. 18 
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bis zu genommenem richterlichen Augenfchein unverändert er» 
halten werben®), wie auch 

e) in eilenden Fällen, wo nämlich wegen Entfernung des Ges 
richts die Erloͤſchung ober Veränderung ber Spuren bes 
Verbrechens mit Grund zu beforgen wäre, haben ſie alles was 
zu deren umverzüglicher Erforſchung gehört, ſelbſt zu beforgen, 
und fodann bie ganze Verhandlung dem Gerichte ungefäumt zu 
übergeben. Nebſtdem ift es ihre Pflicht 

d) fehleunige Anftalten zu treffen, um bie Flucht des Thaͤters 
zu verhindern und dem noch unbefannten Uebertreter durch 
Entdeckung tüchtiger Anzeigen auf die Spur zu fommen; 

e) jeber Juftigbehörbe nach gefchehener Aufforderung in Ders 
folgung und Ergreifung bes Thäters behülflich zu feyn, auch 
in ben durch bie Straf Proceß Ordnung beftimmten, Fällen 
ihn ſelbſt ohne richterlichen Verhaftsbefehl zu ergreifend). 
Jeder wegen Vergehen ober Verbrechen Ergriffene if inner 
halb 24 Stunden dem Unterfuchungsrichter auszuliefern. 

2) Auch nachdem bie Strafgerichte ihr Urtheilgefält haben, hört 
die Polizei nicht auf zur Sicherung ber beftehenden Ordnung thätig 
zu ſeyn. Abgefehen von ber fchon erwähnten Aufficht und Leitung 
ber Strafanftalten (f. oben $. 69), führt fie auch über jene Perfonen, 
welche zu Criminalftrafen verurtheilt wurden, genaue Eontroles), 
in gewiffen durch die Gefege beftimmten Fällen eine befondere 
Auffiht. Wer nach überftandener Strafe aus dem Zuchthaufe 
entlaſſen ift, fteht in Kraft des Gefeges unter befonderer poligeilicher 
Auffiht. Bei Uebertretungen, worauf das Strafarbeitöhaus 
oder eine andere geringere Strafe gefegt ift, findet nach überftan- 


®) Ueber bie beffallfigen Berpflichtungen ber Organe ber Localpolizei ſ. 
das Gemeinde-Ebict $. 110. 

3). ©, diefe Fälle im Gteafgefegb. Th. II. Art. 126 — 128. Ueber das 
was nad, ber Berhaftung zu beobachten ift, f. ebenb. Art. 129 — 133, 

5) Die BVorflände ber Gtrafanftalten haben von jeder Entlaſſung ber 
betreffenden Polizeibehörbe Nachricht zum geben; f. wegen ber Vorſorge ſür folche 
Berfonen oben $. 69. — Im Falle der Loeſprechung eines Augeſchuldigten ceffirt 
jest bie befonbere polizeiliche Aufficht, feittem bie absol. ab änst. mit ihren 
Wirkungen (Strafgejegb. v. 1818 Th. II. Art, 890 ff.) aufgehoben if. Damm 
iR Übrigens bie Polizei nicht gehindert, folhe Inbisibuen, die losgeſprochen wurden, 
im allgemeinen zu Überwachen, foweit e8 ohne birecte Beſchränkung ber perjän- 
Hicjen Freifeit geichehen fann. 


.i 
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bener Strafe die befondere Polizeiaufſicht nur alddann flatt, wenn 
ſich aus ber Lebensart, dem Charakter und bem Betragen bes 
Berurtheilten befondere Gründe offenbaren, weßhalb berfelbe als 
ein ber öffentlichen Sicherheit vorzüglich gefährlicher Menfch zu 
betrachten if, — und aud) dann nur auf vorgängiges Erkenntniß 
des geeigneten Criminalgerichts 9). 


H. Die felbfändige Yolisei-Strafgewalt. 


8. 135. 
1) Die Bolizei-Straffälle und die Polizeiftrafen. 


1) Die einzelnen ftrafbaren Handlungen und Unterlaffungen, 
gegen welche bie Polizei mit Strafe einzufchreiten hat, find ent» 
weder bereits durch bie beftehenden Gefege und allgemeinen Ders 
orhnungen in Bezug auf Gegenftand und Strafe genau beftimmt, 
fo daß jede mwillfürliche Strafe dabei ausgefchloffen iſt, ober bie 
Gefege und Verordnungen ftellen bloß Kategorien ber polizeilich 
frafbaren Handlungen auf, wobei Gegenftand und Strafe nur im 
allgemeinen — letztere etwa in ihrem höchften zulaͤſſigen 
Grabe feftgefegt, das Nähere aber den Special-Erlaffen fowie 
ben nad) Zeit und Ort bemefienen Vorſchriften der Polizeiſtellen 
und Behörden überlaffen wird‘). 

2) Die Strafen welche von ben Polizei Organen gegen die 
Eontravenienten verhängt werden Fönnen, find im allgemeinen: 

a) Gelbftrafe, b) Polizei» Arreft, c) förperliche Züchtigung, 
die fegtere jedoch, auch abgefehen von ben Einwendungen, welche 
gegen ihre Anwendbarkeit überhaupt erhoben werben fönnen, jeden⸗ 
falls nur in jenen Fällen, wo fie durch ein beſonderes Geſetz 


9 S. Strafgeſetzb. v. 1813 TH. IL. Art. 401. Die Begränzung au einen bes., 
iſtmiten Aufenthaltsort (Confinirung) ift ein wefentlicher Beſtandtheil dieſer be» 
omdern Pofigei-Wufficht Cebend. Tg. 1. Art. 36). 

4) Für das erſtere Syſtem finden fi) eine Reihe von Beiſpielen im I. Th. 
bes Strafgefegbuches (vgl. 3.8. Art 196, 252, 379, 383 u.f. w.); das letztere 
iſt in dem Entwurfe bes Polizeiſttafgeſetzbuches v. 1852 befolgt, Derfelbe führt 53 
Kategorien von Bolizei» Webertretungen auf, und gibt bezüglich der Strafe in der 
Regel nur einen allgemeinen Rahmen. 

18* 
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ausbrüdlich verordnet iſt). Im welchem Maße fie im einzelnen 
Falle in Anwendung zu bringen ſeyen, barüber entfcheiben die 
einſchlaͤgigen Geſetze und Verordnungen. Da wo biefe über bas 
Steafmaß feine ausdrüdliche Beftimmung enthalten, wird bie Ana- 
logie anderer Straf» Vorfchriften einen Anhaltspunkt bieten. 

3) Die Polizeiftrafen auf Grund ber geführten Unterfuchung 
auszufprechen und zu vollziehen, dazu find in der Regel die unteren — 
oder die Diftrictö-PVoligeibehörben befugt); Ausnahmen von dieſem 
Grundfage gelten nur da, wo fie ausbrüdlich verfügt find. Solche 
beftehen aber in folgenden Beziehungen: 

a) bie Magiftrate in ben unmittelbaren Städten find in Polizei— 
fraffälfen regelmäßig nur dann zuftänbig, wenn es ſich um Zuer- 
fennung einer Arreſtſtrafe bis zu 3 Tagen, oder um eine 
Geldftrafe und Entſchaͤdigung bis auf ben Betrag von 50 fl, 
ober um Confiscation verbotener Gegenftänbe handelt 9; 

b) gewiſſe Strafverfügungen fönnen nur von den Kreisregie⸗ 
ungen erfannt werben, wie 3.8. die Einfchaffung ins Zwangs⸗ 
arbeitöhaus (f. oben $. 86). 

4) Iſt der erfennenden Behörde die Wahl zwifchen Arreft und 
Geldſtrafe gelafien, fo find die Verhältnifie und bie perfönlichen 
Eigenfhaften des Straffälligen zu berüdfichtigen, und ift bie 
wirkſamere Strafart vorzuziehen. — Da wo eine beftimmte Strafe 
art durch Gefege ober Verordnungen beftimmt ift, kann zunächft 
nur dieſe verhängt werden. Die Ummanblung in eine anbere iſt 
nur infofern zuläffig, als die primäre Strafe eine Geldftrafe iſt, 
bei ber im alle ber Unvermögenheit des DVerurtheilten bie Um- 


2) ©. die M.E, v. 30 Det. 1848 und v.7 Jän. 1851 (DU. Bb. XXIX. 
S. 764—766). Die beftehenben Berorbnungen fpreden zwar aud von einem 
polizeilichen Verweis, allein wir haben Anftand genommen, ihn unter bie Strafen , 
einzureißen. 

9&. 8. v. 28 Febr. 1838 (9. ©. I. ©. 287 Note 24). Diefe Regel 
warb durch Verorbn. v. 28 Det. 1846 und v.20 Jän. 1850 auf bie Polizei 
direction München und auf bie Univerfitäts-Poligeibirectorien von Erlangen und 
Würzburg ausgebehnt (DU. B. XXIX. ©. 757). 

*) Gem.-Ebiet $. 69 und M. €. v. 10 Mai 1839 u, v. 21 Sep. 1844 
(DU. B. XXIX. ©. 760 und 761). 
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wanblung in Arreft nach dem Verhältniffe geftattet ift, daß 25 fl. 
Geldftrafe einer Arreſtſtrafe von 8 Tagen gleichgeftellt werden?). 


$. 136. 
2) Die Zuftändigkeit. 


Die Unterfuchung und Aburtheilung ber Polizei-Uebertretungen 
fommt regelmäßig ben Diftrictö-Polizeibehörden — alfo den Lands 
gerichten und ben Magifttaten ber unmittelbaren Stäbte, letzteren 
mit ber Beſchraͤnkung zu, welche wir im vorigen $. angebeutet 
haben. Wo daher auf eine Höhere als bie dort genannten 
Strafen zu erfennen iſt, da hat ber Magiftrat lediglich die Unter» 
ſuchung durchzuführen und die Acten zur Fällung bes Urtheils ber 
vorgefegten Kreisregierung K. d. I. vorzulegen. — Diefe Regel 
bezüglich ber Competenz erleidet übrigens nach zwei Richtungen 
Ausnahmen; es ift nämlich: 

a) in Anfehung gewiſſer Polizetübertretungen den Gerichten 
das Recht der Unterfuchung und Aburtheilung eingeräumt und 
zwar entweber unbebingt, ober nur unter ber Vorausfegung, daß 

. fie mit Verbrechen oder Vergehen concurriven. In welchen 
Fällen unfer pofitives Recht die Polizeiübertretungen fchlechts 
bin den Gerichten zumeist, davon haben wir fchon gefprochen. 
Treffen mit der Anfehuldigung von Verbrechen oder Vergehen 
noch nicht beftrafte PBolizei-Mebertretungen in ber nämlichen 
Berfon!) zufammen, fo hat das Sttafgericht auch über dieſe zu 
entfcheiden, ohne Unterfchied ob fie mit dem unterfuchten Ver 
brechen ober Vergehen im Zufammenhange ftehen oder nicht?), 


5) Bergl. Strafgejeb. v. 1813 Th. I. Art. 34 und 35. 

*) If daher ber Gehülfe ober Beglinftiger eines Verbrechens zc. bloß zu 
einer Polizeiftrafe zu verurtbeiten, fo ift bie Aburtheifung ber Polizeibehörbe zu 
überlafjen; denn hier ift feine Toncurrenz in berfelben Perfon gegeben. 

2) Spricht das Gericht wegen Verbrechen ober Vergehen los, fo bleibt bie 
coneurrirende Polizeilibertretung umabgeurtheilt. Anders verhält ſich's, wenn ſich 
das erfennende Strafgericht überzeugt, ba bie im SBermeifungsbefchluffe als 
ein Verbrechen bezeichnete That bloß ein Vergehen ober eine Poligeilibertretung 
ſey; in biefem falle ſtebt der fofortigen Aburtheilung buch das Gericht nichts im 
Wege; ſ. Gele, die Abänberungen des IJ. Th. des Strafgefegb. betr. v. 8 Nov, 
1848 Art. 320 (©. BL. ©, 366). 
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Die Wirkung einer ſolchen Eoncurrenz befteht in ber Regel, 
wo nicht, wie bei Gelbftrafen, eine Zufammenrechnung möglich 
ift, darin daß die Polizeiübertretung als erfchwerenber Umftand 
auf Zumeffung der Strafe oder auf Beifügung einer äußeren 
Schärfung Einfluß Hat’). . 
b) Auch die Organe ber Ortöpolizei, ber Magiftrat in ben 
mittelbaren Städten und Märften, unb ber Gemeinde-Ausfchuß 
in ben Landgemeinden haben Strafbefugniffe. Der erſtere iſt be⸗ 
rechtigt, Gelbftrafen bis zu 10 fl. und Arreſt bis zu 3 Tagen 
zu verhängen, falls die Thatfache der Webertretung nicht ge- 
laͤugnet, und nicht erſt durch Beweisführung hergeftellt werben 
mußt). Dem Gemeinde-Ausfchuß in den Landgemeinben ftehen 
geringe Dorf» und Selbfrevel, befonbers ſolche, bie durch 
Ueberadern, Uebermähen, durch unbefugtes Einhüten, buch 
die Nachtweiden ıc. gefchehen, zur Beftrafung zu. Die Strafen 
bürfen jedoch nur in Geldbußen im Betrage bis zu 1 fl. ber 
ftehen, womit Die Verurtheilung in Schabenserfag bis zu 
3 fl. einfchäffig verbunden werben fann>). 
2) Welche Behörde in der einzelnen Sache zuftändig fen, bes 
fimmt fi nad) Analogie der Vorfchriften über bie ftrafrichterliche 
Competenz; darnach ift im allgemeinen jene Behörde zur Unter 
ſuchung und Aburtheilung berufen, in beren Bezirk die fragliche 
Uebertretung begangen wurbe ober wo ber Urheber wohnt, ohne daß 
bie fonftigen Gerichtsſtandsprivilegien an fih eine Ausnahme zu bes 
gründen vermöchten. Eine Befreiung von ber polizeilichen Gerichts» 
barkeit ber Behörde bes Wohnorts greift nur da Pla, wo das pofitive 
Recht ſolche ausdrüdlich ftatuirt, wie biefes namentlich in Bezug 
auf bie Gefandten und ihr Gefolge, dann in Bezug auf Militär 
perfonen ber Fall ift. Die wirklichen Militärperfonen, die ben 
Dienfteid geleiftet haben, bann deren Frauen, Kinder und andere 


3) Vergl. U. €. v. 12 Sept. 1815 (Doppelmaier, Samml. S. 140), 
Die wohl im weſentlichen auch jegt noch gilt. 

) Rev. Gem.-Edict $. 68. und Beil. VI. zur Verf.-Urk. $. 89. Falle ber 
Uebertveter gefänbig if, unb auf eine höhere als bie im Terte erwähnte Strafe zu 
erfeumen wäre, kann bieje zwar vom Magiftrate ausgeſprochen werben; allein vor 
ber Betannimachung ift die Veflätigung bes einfhlägigen Landgerichts zu erholen. 
5) Rev. Gem.-Edict. 9. 117 —119: bie erfannten Gelbftrafen fließen in 
bie Gemeinbelaffe. 
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Angehörige, wenn fie in Militärgebäuden wohnen, inſoferne 
es fih um Aufrechthaltung der in biefen eingeführten militär- 
polizeilichen Ordnung handelt, ftehen in polizeilichen Straf 
ſachen unter ihren vorgefeßten Militärbehörden, vorbehaltlich ber 
Einfchreitungen, welche die Eivilbehörben zur Wiederherftellung der 
- geftöxten öffentlichen Ruhe und Ordnung, dann zur Erhebung des 
objectiven und fubjectiven Thatbeftandes und zur Sammlung der 
Beweiſe anzuordnen für nöthig erachten‘). — Bei Polizetübertres 
tungen ber beurlaubten Militärperfonen find die gewöhnlichen 
Bolizeibehörden zuftändig; nur iſt von jeder Strafverfügung dem 
betreffenden Militär» Commando Nachricht zu geben 7). J 


8. 137. 
3) Die weſentlichen Kegeln über das Verfahren. *) 


1) Die Polizei verfährt gegen Polizei Mebertretungen von 
Amtswegen. Wil der durch eine folche Handlung Beichädigte gleich- 
zeitig Schabenserfag verfolgen, fo muß ex feine bepfalfigen Ans 
fprüche bei ber Behörde ausdrüdlich geltend machen). 

2) Die Form bes Verfahrens beruht vorzüglich auf der Münds- 
lichkeit der Verhandlungen?), und basfelbe ſoll ein möglichft ſum⸗ 
marifcbes feyn, ohne daß ed darum zuläffig wäre, wefentliche, die 


6) M. E. v. 8. Jän. 1840 (Dil. Bd. XXIX ©. 763). Die Competenz 
ber Eivilbehörde ift wieder begründet, wenn Militärperjonen als Realitäten » Be» 
figer oder Pächter, als Gewerbsberechtigte, als Miethleute, als Dienftherren und 
Abgabspfligtige wegen Uebertretung ber über biefe beionberen bürgerlichen Ber- 
hältniffe beſtehenden Geſetze und Verorduungen, ober wegen Berlegung der Beftim- 
mungen ber $$. 2 u. 3 ber Beilage III. zur Berf. Urkunde (mn ber $. 4 
bes Edicts v. 4 Jun. 1848) polizeilich in Strafe zu nehmen find. 

SM. €. v. 11 Aug. 1842 (DU. Bb. KXIX ©. 761 — 763). 

*) Da es und bis zur Stunde an einen eigenen Gefege über das Polizei- 
firafverfagren mangelt, fo erübrigt nur, bie Analogie ber Normen bes Strafpro-⸗ 
ceffes zul benützen und zwar jenes Strafproceffes, ber auf ben nämlichen allger 
meinen Principien beruht, wie das polizeigerichtfiche Verfahren, b. i. des Straf- 
proceſſes v. 1813. M. E. v. 28 Aug. 1851 (Dil. Bd. XXIX ©. 766). 

4) Ob eim folder Antrag von ber angerufenen Behörde berücfichtigt werben 
nme, hängt insbefonbere von ber Gröfe bes Schadens ab (f. $. 186 N. 1). 

2) Schriftliche Eingaben und Ausführungen find im ber Regel unzuliffig 
eben darum find (f. oben $. 71) Advocaten ausgefchloffen. 
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Glaubwürdigkeit einer Handlung bebingende Kormalitäten außer 
Acht zu laffen. Es verfteht fich daher auch im polizeilichen Unter- 
fuchungs-Proceffe der Orundfag bes rechtlichen Gehörs des Ange 
Hagten von felbft, abgefehen davon, daß ber Inquirent fchon von 
Amtöwegen zur Beibringung und Beridfihtigung alles beffen ver- 
pflichtet if, was zur Vertheibigung dient. — Was insbefonbere 
die Beweisaufnahme betrifft, fo find alle jene Vorfchriften, von 
deren Beobachtung bie Beweisfraft ber bemügten Beweismittel 
materiell bebingt ift, auch hier zu beobachten. — Das Erfennts 
niß geht regelmäßig von dem Einzeln-Beamten aus, ber bie Unters 
ſuchung geführt Hat). 

3) Der Recurs gegen bie Befchlüffe der Polizeibehörben I. Ins 
ſtanz in Polizei-Strafs-Sachen geht an die vorgefepte Kreisregierung, 
82.d. 3., bie in der Regel in II. und letzter Inftanz entjcheibet, 
wo nicht durch ausbrüdliche pofitive Beftimmungen ein Recurs an ben 
Staatsrath eröffnet if. — Die Nothfrift für Recurfe beträgt regelmär 
Big 14 Tage. Bei folchen Mebertretungen, für welche gefeglich eine 
I. Inftanz beim Staatsrath befteht, gilt hinfichtlich ber Frift zur 
Necursergreifung bie Beftimmung von Tit. I. Art. 1 und 2 ber 
Verordnung vom 8 Aug. 1810%. Bei ber Verfünbigung bed 
Steafbefchluffes iſt dem Betheiligten bie ihm geftattete Recurs friſt 
mit dem Bemerfen zu eröffnen, daß es ihm frei ftehe , jofort auf 
den Recurs zu verzichten?). 


®) Ueber Ausnahmen davon |. M. €. v. 23 Aug. 1840 (Döll. Bo. 
XXIX ©. 767). 

%) Diefe Berorbn. läßt nämlich ein Fatale von 30, für Ausländer in gewiffen 
Fällen von 60 Tagen offen. 

5) S. den Lanbtage-Abfchieb r. 1846 (Geſetzblatt S. 30). Verſchieden vom 
Recurje ift matürfi; das Gehuch um Begnabigung, für weiches fein Fatale Läuft, 
Wegen ber in Polizeiftzaffachen erlaufenden Koften |. Döll. Bo. XXIX ©. 769 fi 
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Pflege und örderung der Intereffen der Stantd- 
Angehörigen. 


8. 138. 
Einleitung. 


Die Staatögewalt ift nicht Bloß berufen, bie ber befgependen 
Ordnung drohenden Gefahren zu verhüten und gegen bie thatfäch« 
lich vorkommenden Störungen und Berlegungen berfelben einzu, 
reiten, fondern fie if eben fo berechtigt wie verpflichtet, die 
Unterthanen in ber Erftrebung ihrer individuellen Lebensaufgabe 
pofitiv zu unterflügen, und ihnen bie Erreichung bed Zieles zu 
ermöglichen und zu erleichtern. Man pflegte bisher faft bucchgängig 
biefen Zweig ber ftaatlichen Thätigfeit als Beſtandtheil ber Polizeis 
gewalt barzuftellen , und denfelben mit bem Namen ber „Wohlfahrts⸗ 
polizei” zu bezeichnen, Die man dannwieder je nach bem Gegenftand, um 
deſſen Foͤrberung es ſich handelt, — je nachdem es ſich um Foͤr⸗ 
derung ber materiellen ober ber höheren (geiftigen, fittlichen und 
zeligiöfen) Intereflen Handelt — in bie Wirthfchafts- und Cultur⸗ 
Polizei trennt. — Da man übrigens bei einer genaueren Betrach⸗ 
tung bie wefentliche Verſchiedenheit diefer beiden Arten von Staat» 
thätigfeit nicht verfennen Tann *), fo halten wir e8 für richtiger, bie 
zur Pflege und Förderung der Intereffen beftimmten Staatseinrich⸗ 
tungen und Anorbnungen von ber Polizei zu fonbern und in einem 
eigenen Abfchnitte darzuftellen. 


*) Das uUnterſcheidende liegt nämlich einerſeits barin, daß bei ber Uebung 
der Poligeigewalt das Primäre und Weſentliche in ber Entfaltung eines obrigfeit- 
Hidpen Zwangs befteht, ber bei ber jet im Frage ſtehenden Gtantsthärigteit theils 
Überhaupt nicht, theils jebenfals nicht vegelmäfig zur Anwendung fommt; ander- 
feits noch darin, baß ber Zwedt bes Handelns ber Polizei überall zunächſt auf 
das Intereffe bes Ganzen gerichtet iſt. 
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Erfites Eapitel. 
Die Pflege und Börberung ber materiellen Interefien. 
I. Titel. 
Die Förderung der Urproductian. 
A, Der Randwirihfhaft. 
1. Entfernung der Hinderniffe. 
$. 139. 


1) Der natärligen. 


Dem Grund und Boden, da wo es nöthig ift, auf künſtlichem 
Wege biejenige Befchaffenheit zu geben, welche zum vortheilhaften 
Betriebe ber Landwirthſchaft nöthig ift, muß zunäcft bem Ein- 
zelnen überlaffen werben, ber Eigenthümer besfelben if. Da es 
indefien in vielen Fällen unmöglich ift, daß ber Einzelne mit feinen 
Mitteln und in ben gewöhnlichen Bormen des Privatverfehrs etwas 
Gebeihliches erziele , fo ift der Staat berufen, unterftügend einzus 
greifen. Diefes tut er nach unferm Rechte namentlich zur Erleich⸗ 
terung von Bewäfferungs- und Entwäfferungs-Unternefmungen zum 
Zwede der Bobencultur. Solche Unternehmungen, fönnen nämlich, 
wenn fie einen unzweifelhaften überwiegenden landwirthſchaftlichen 
Nugen gewähren, fih auf eine bedeutende Grundfläche erſtrecken, 
und ohne Ausdehnung auf fremde Grundftüde oder zwangsweiſe 
Entwehrung unbeweglichen Eigenthums nicht ausführbar find, ale 
Unternehmen für öffentliche Zwede erflärt werden, womit bie 
Zuläffigfeit der Expropriation ald Wirkung verfnüpft it). Das 
Genauere in biefer Beziehung befteht in Bolgendem: 

1) Wenn fi zum Zwede der Herftellung einer gemeinfchaftlichen 

Bewaͤſſerungs⸗ oder Entroäfferungsanlage mehr als 3 Grund» 

eigenthuͤmer vereinigen, fo bilden biefelben eine Genoſſen⸗ 


4) ©. das Gefeg, bie Bewäſſerungs - und Entwäfferungs - Unternefmungen 
zum Zmwede ber Bobencultur betr. v. 28 Mai 1852 (9. B. VII ®. 429 fi. 
Art. 1). 
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ſchaft, wenn es fih um ein Unternehmen ber obigen Art hanbelt, 
oder bie Betheiligten die Genofienfchaftsbildung beantragen. Die 
Vertretung ber Genoffenfchaft iſt, wenn biefe aus mehr als 6 
Perſonen befteht, Sache eines gewählten Ausfchuffes, ber 
aus feiner Mitte einen Vorftand ernennt, Die Genoffens 
ſchaft Hat die auf das Unternehmen bezüglichen Rechte und 
Berbindlichfeiten ihrer Mitglieder, fo wie ihre gefammte 
innere Verwaltung durch Statuten zu regeln, bie ber Bes 
fätigung ber Kreisregierung bebirfen?). Bei Genoſſenſchaf⸗ 
ten, welche bie gemeinfchaftliche Bewäflerung von Wiefen 
zum Zwede haben, bilbet ber gewählte Ausfchuß zugleich die 
Wiefenvorftanbfchaft in Anfehung ber betreffenden Grunbftüde, 
bie den Plan für die Vertheilung des Waſſers entwirft, bei 
ber Feſtſetzung ber Wiefen-Drdnung wefentlich mitwirkt und 
beren Vollzug überwaght?). 

2) Die Koften für bie Herftellung und Unterhaltung folder Ans 
Tagen find von ben betheiligten Grunbeigenthümern zu beftreie 
ten. Können fich bie Interefienten über deren Vertheilung 
in Güte nicht verftändigen, fo entfcheibet hierüber nach Ver- 
nehmung berfelben und auf ben Grund bes Gutachtens ber 
Sacverftändigen bie einfchlägige Verwaltungsbehörde. — 
Hiebei iſt zunächit auf ben Flächeninhalt der Grundftüde, 
und, wenn Hinfichtlih ber Vortheile, welche diefen aus ber 
Anlage zugehen, ein erheblicher Unterfchieb befteht, mittelft 
Eintheilung ber Grundftüde in Klaffen auch hierauf Rüd- 
fiht zu nehmen 9). 

3) Kann ein derartiges Unternehmen ziwedmäßig nur durch Aus« 
dehnung auf eine mehreren Cigenthümern gehörige Grunds 
fläche ausgeführt werben, und iſt Die Zuftimmung aller betrefr 


2) ©. das angef. Geſetz Art. 2 und 3, Die Art. 4— 9 ſetzen insbefonbere 
bie Bebingumgen feft, umter welchen ſich Mitglieder einer beftehenben Genofjen- 
ſchaft anfchliegen, dann aus einer ſolchen austreten können, und unter benen bie 
Genoffenfchaft ipre Auflöfung beſchliehen kann. 

3) Angef. Geſetz Art. 10 — 12, bie Wieſenvorſtandſchaft lann Strafen bis 
um Betrage von 10 fl. verorbnen, welche in die Kaſſe der Geneſſenſchaft fließen. 

A) Angef. Geſetz Art. 18 — 15. Die Beitragspflicht ift Reallaſt der betref⸗ 
fenden Grunbftüde. 
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fenden Grundeigenthüͤmer im Wege gütlicher Verſtaͤndigung 
nicht zu erzielen, fo fönnen die wiberfpänftigen Grunbbefiger 
zur Theilnahme an ber gemeinfchaftlichen Anlage in Ans 
fehung bes benöthigten Areald und zur verhältnigmäßigen 
Tragung ber Koften gezwungen werben, wenn bie Eigenthü⸗ 
mer von wenigftend 2 Drittheilen ber ganzen bei ber Anlage 
betheifigten Grundfläche ſich für das Unternehmen erflären?). — 
Die Eigenthumer ſolcher Grundſtüde, welche ihrer Gattung 
nach nicht zu jenen gehören, bezüglich welcher das Unterneh- 
men höhere Ertragsfähigkeit bezwedt, ober beren befonbere 
Benuͤtzungsweiſe für den Eigenthümer von größerem wirthe 
ſchaftlichen Intereffe iſt, als die durch die Anlage beabfich- 
tigte Verbefferung, fönnen nicht zur Teilnahme gezwungen 
werben. If jedoch das Unternehmen ohne Ausbehnung auch 
auf ſolche Grundftüde nicht ausführbar, fo Tann ben betheis 
ligten Grumbbefigern das Recht auf Entwehrung nah Maps 
gabe des Erpropriationögefeges ertheilt werben ®). 

4) Was die Eigentjumsverhältniffe an dem zu ſolchen Unter 
nehmungen benügten Waffer betrifft, fo kann bazu nicht bloß 
eigenes, fonbern auch fremdes Wafler ober deſſen Gefäll 
felbft für Orundftüde in Anſpruch genommen werben, welche 
nicht an dem Fluſſe liegen, foferne biejenigen, benen ber 
Gebrauch bes Waſſers zufteht, dasſelbe weder zur Zeit felbft 
gebrauchen, noch innerhalb Jahresfrift nach gefchehener Auf⸗ 
forderung nugbar verwenden ?). 

5) Zuftändig zur Inftruction und Beſcheidung ber beffallfigen 


5) Sollten ſolche unfreiwillig beigezogene Grumbbefiger bie fie treffende Koften- 
rate ohne Schmälerung ihres Nahrungsftandes zu zahlen aufer Stande feyn, 
fo ift ihnen diefe Rate von den Imploranten vorzuidießen, wenn fie nicht vor- 
sieben, ſich der Annahme bes Vorjchuſſes und der Tpeilnahme an bem Unter 
nehmen durch Abtretung ber betreffenden Grunbfläche zu entziehen; f. Art. 16 
und 17. Die Sicperung der widerſprechenden Grunbeigenthümer ſ. in Art. 18 
umb 19. Bgl. noch das Gefeg über tie Benliyung bes Waffers d. 28 Mai 
1852 Art. 89 und 90 (H. 8. VII. ©. 425). 

6) S. Angef. Gef. Art. 20; das letztere gilt auch bann, wenn bie Entweh- 
zung von Triebwerken ſich als nöthig barftellt (Aut. 21). 

7) ©. das Geſetz die Benüßung des Waflers betr. v. 28 Mai 1852 Art. 62 
(&. 8. VII ©. 419). 
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Geſuche find die Verwaltungsbehörden und Stellen, und 
zwar bildet die Diftrictöpolizeibehörbe regelmäßig nicht bloß bie 
inftruirende, fondern auch bie in erſter Inftanz entfcheidende 
Behörde, gegen deren Beſchluß binnen einer 30taͤgigen 
Noihfriſt nur eine Berufung an bie vorgefepte Kreisregierung, 
8. d. 3. zuläflig if. Da wo ausnahmsweiſe die Kreisre⸗ 
gierungen in exfter Inſtanz entfcheiden (f. z. B. Art. 37 
und 42), geht die Berufung an das betreffende Staatöminis 
ſterium als I. und legte Inftanze). 


2) Der rechtlichen. 


$. 140. 
a) Allgemeine Ueberfiät. 


Die neuere Gefepgebung hat bie fämmtlichen Rechtöverhältnifie, 
welche man als gemeinfhäblih und namentlich für das Gebeihen 
und ben Beftand ber. Landwirthſchaft Hindernd bezeichnen. kann, 
volllommen befeitigt. So hat fie 

1) die Naturalfrohnen, foweit fie in biefer Eigenfchaft 
noch beftanden, aufgehoben; 

2) bei ben unftänbigen Grundabgaben , welche dem Grundbefiger 
durch die Zeit und Art ihrer Leiftung befchwerlich fielen und 
dadurch bie Entwidlung ber Landwirthſchaft hemmten, wie 
bei ben Befigänberungs-Abgaben und bem Zehenten, warb bie 
Firation geboten; endlich find 

3) alle Grundgefälle, ſowohl die ſchon früher ftändigen ald bie 
erſt feit der Publication bes Ablöfungsgefeges fixirten, für ab» 
lös bar erklärt‘). 

Von ſonſtigen Rechtsverhaͤlmiſſen außer den Reallaſten, welche 


8) Die Art. 23 — 46 be Gef.über Bewäflerunge- und Entwäfferungs -Unter- 
nehmungen enthalten fehe ausfüßeliche Beftimmungen über das Verfahren, bie 
bahin zielen, daß bei ber Verhandlung einerfeits die Nüglichteit und Ausrühre 
barkeit bes Unternehmens Mar conftatirt werbe, unb daß anberfeits bie Juterefſen 
umb die Rechte britter fo wenig als möglich beeinträchtigt werben. 

9 ©. das Grumbfaften-Abldfungsgejei v. 4 um. 1848 (meine Sammilung 
der Berf. Geſetze ©. 138); bie Siteratsre barüber ſ. in meinem Verf. R. S. 146. 
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ben gebeihlichen Fortſchritten ber Landwirthſchaft hemmend in ben 
Weg treten fönnen, find noch zu erwähnen 

4) dad Jagbrecht. Einerſeits ward das Jagdrecht auf frems 
dem Grund und Boben aufgehoben, und bie Berechtigung zur 
Jagd als ein Ausflug des Grundeigenthums erllaͤrt?); ander⸗ 
feits wurden Anfprüche auf Erfap des Wildſchadens dem 
Wirkungskreiſe der Gerichte überwiefen, in beren Bezirk ber 
Schaden ftattgefunden hat®). Ueber die Ausübung des Jagd⸗ 
rechts hat die neuere Geſetzgebung ausführliche Beftimmungen 
getroffen, bie wir im folgenden Paragraphen genauer entwideln 
wollen. 

5) Aus ähnlichen Gründen vwie über bie Reallaften hat bas 
neuere Recht eine Reihe von Verfügungen in Bezug auf bie 
Weidebienftbarkeit getroffen, indem es einzelne gemeinfchäb- 
liche Arten berfelben ſchlechthin aufhob, in Bezug auf bie 
übrigen aber die Ausübung vegelt und beren Ablöfung er= 
möglicht (f. $. 142). 

6) Die für das Gebeihen der Landwirthfchaft fo wichtige 
Güterarrondirung ift buch die Aufhebung ber Grundbarkeit 
von allen benjenigen Hinberniffen befreit, welche ihr bisher 
entgegenftanben; fie hängt daher jegt hauptfächlich nur von dem 
Willen und ber Einficht der Betheiligten ab. — Um größere 
Gutscomplere beifammen zu halten, ift einerfeits die parcellens 
weife Veräußerung landwirthfchaftlicher Gutscomplere, wenn 
fie gewerbsmäßig betrieben wird, bei Strafe verboten‘), und 
ift anberfeitö ben Grunbeigenthümern die Möglichkeit eröffnet, 
aus ihrem Grundvermögen Exbgüter zu errichten, wenn das 
zum Erbgute beftimmte Grundvermögen mit einem Grunbfteuers 


2) ©. das Geſetz, die Aufpebung bes Jagdrechts betr. v. 4 Jun. 1848 Art. 
1 (Gem.-81. ©. 129). 

5) Geſetz, bie Zuflänbigfeit ber Gerichte in Rechtoſtreiten Über den Erſatz 
des Wildſchadens betr. v. 10 Nov. 1848 (H. 8. VI. ©. 195). 

) S. das Gefeß, bie gewerbsmäßigen Gutszertrimmerungen betr. v. 28 
Mai 1852 (H. B. VI. ©. 75 ff.). 
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ſimplum von wenigftens 6fl. belegt und bis zu dem biefem 
Steuerbetrage entfprechenden Grundwerthe ſchuldenfrei iſt d). 


s. 141. 
b) Die Ausübung der Jagd indbefondere '). 


1) Im ber Regel übt bie politifche Gemeinde innerhalb ihres 
Bezirkes das Jagdrecht Namens der Grunbeigenthümer durch Vers 
pachtung aus. Die Gefammtflur einer Gemeinde bildet in jedem 
Tale einen felbftftändigen Jagdbezirk, wobei es ihr inbeffen unbes 
nommen bleibt, fih mit andern Gemeinden zu einem gemeinfchafts 
lichen Jagdbezirfe zu vereinigen. — Die Ausübung bes Jagd» 
vechted durch ben Grunbeigenthümer felbft ift nur zuläffig: 

a) auf allen unmittelbar an bie Behaufung ftoßenden vollftäns 
dig abgefehloffenen Hofräumen und Hausgärten; 

b) auf allen Grundftüden, welche mit einer Mauer, einer zufam- 
menhängenben Hede ober mit einer dichten Einzäunung und 
mit verfchließbaren Thuͤren verfehen find; 

c) auf einem zufammenhängenden Grundbefige von minbeftens 
240 bayı. Zagwerfen im Flachlande und 400 Tagwerfen 
im Hochgebirge ; 

d) auf Seen und Fifchteichen von mindeftens 50 Tagwerfen?). 

2) Da wo bie Gemeinde das Jagdrecht Namens ber Grund» 
eigenthümer ausübt, hat fie basfelbe regelmäßig auf bem Wege 
ber öffentlichen Verfteigerung an ben Meiftbietenden zu verpachten. 
Sie wird dabei durch bie Gemeindeverwaltung vertreten; das Er⸗ 
gebniß unterliegt indeß in Stäbten ber Genehmigung bes Gemeinde 
Ausſchuſſes, in Landgemeinden ber Genehmigung ber Gefammtges 
meinde. Die Pachtfchillinge werben in bie Gemeinbefaffe einges 
zahlt und ben beteiligten Orunbeigenthümern verrechnet, beziehungs⸗ 


5) S. das Geſetz, bie landwirtſchaftlichen Erbgüter betr. vom 22 Febr. 1851 
Geſetzbl. S. 49 ff.). Das Nähere Über den Inhalt biefes Gefehes gehört ine 
Privatrecht. 

4) ©. das Geſetz, die Ausübung ber Jagd betr. v. 30 März 1850 (9. B. 
VI. ©. 182 — 187), dann bie Borfhriften über ben Vollzug bes Gefehes v. 
9. April 1850 (a. 0. O. S. 187 — 192). Bol. bie Erläuterung bes Geſetzes 
v. €. Brater in Dollmanns Geſetzgebungl Th. III. S. 85 fi. 

2) ©. das Gef. Art. 2. Im dem falle von lit. c übt ber Eigenthümer das 
Jagdrecht gegen Entſchädigung and; auf den Enclaven aus (Art. 3). 
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weife zu ben fie treffenden Gemeindes Ausgaben verw endet ®). Die 
Gemeinden änd ausnahmöweife befugt, bie Jagd in Selbſtver⸗ 
waltung buch hoͤchſtens brei jagbfartenfähige Gemeindeglieder aus- 
zuüben: 

3) wenn bie Gemeinde als ſolche Eigenthümerin eines zufammen- 
hängenden Grunbbefiges von 240, resp. 400 Tagwerfen if; 

b) wenn bie von ihr verfuchte Verpachtung entweber gar fein 
Refultat gewährt oder Fein Pachtgebot erfolgt, weldhes ben 
von ber Gemeindeverwaltung beftimmten Aufwurföpreis 

erreicht ). 

3) Niemand darf ohne eine von der Diſtrictspolizeibehörde feines 
Wohnortes auf feine Perfon für das laufende Jahr auögeftellte 
Jagdkarte jagen’). Eine ſolche barf nicht ertheilt werben: 

a) den wegen Geifteöfranfheit unter Curatel Gefellten oder 

notorifch Geiftesfranfen; 

b) ben unter polizeiliche Aufficht Geſtellten; 

e) denjenigen, welche ihren Lebensunterhalt Armuth halber aus 
öffentlichen Gemeindes ober Stiftungsfaflen und Anftalten 
erhalten ; 

d) jedem , welcher wegen eines Verbrechens ober wegen eines 
infamivenden Vergehens verurtheilt worben ift. 

Sie ann verweigert werben: 

8) den Minderjährigen und Verſchwendern; 

b) jedem, welcher wegen Bettels, vachfüchtiger ober muthwilli⸗ 
ger Befchädigung von Bäumen, Früchten auf dem Halme 
oder Pflanzungen, ober wegen Jagdfrevels beftraft worden iſt; 


3) Angef. Gef. Art. T— 9. Für einen Jagdbezirk kzunen nicht mehr ale 
3 Pächter zugelaffen werben. Den zur Ausllbung ber Jagd berechtigten Grunb- 
eigentpimern fowohl als ben Jagdpächtern ift geflattet, für bie Ausübung ber 
Jagb eigene gelernte Jäger aufzuftellen. Den genannten Grundeigenthümern, 
Vätern und Sägern ift ferner geftattet, Perſonen, welche eine Jagdkarte befigen, 
mit auf bie agb zu nehmen (Art. 10). 

®) Angef. Art. 11. Der Art. 12 beftimmt ansbrüdlih, daß bei Aus 
bung ber Jagd bie Feld·, Forſt-, Iagb-, und ſicherheitspolizeilichen Vorſchrif- 
tem zu beobachten ſeyen. 

) Für bie Jagdkarte iſt eine Geblihr von 8 Guldben zu entrichten, wovon 
4, in bie Stantstaffe, 2, in bie Armenkaffe des Wohnortes fließt; frei hiebon find 
Bloß die für den Jagd. unb Forftferug Angefelten ober Berpflihteten (Art 14— 16). 
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e) jebem, welcher wegen einer fahrläffigen durch eine Schuß 
waffe begangenen Tödtung oder Verwundung oder wegen bes 
auf gleiche Weife begangenen Vergehens vorfäglicher Körpers 
verlegung, 

d) jedem, welcher wegen Verlegung ber perfönlichen Sicherheit 
durch Selbſthuͤlfe oder Störung bes häuslichen Friedens vers 
urtheilt worben ift; 

e) allen Hanbmwerfögefellen, Dienfiboten und in folcher Kategor 
tie fiehenden Perſonen 6). 

4) Wer in einem fremben Jagdbezirke ohne Einwilligung bes 
Berechtigten die Jagd ausübt oder in anderer Weife ein zur Gat- 
tung bes Wildes gehörendes Thier fich zueignet ober außer bem 
Tale der perfönlichen Nothwehr töbtet ober verlegt ober zum 
Zangen des Wildes Schlingen ſtellt, Ballen aufrichtet ober aͤhn⸗ 
liche Vorkehrungen trifft, macht fich des Jagdfrevels ſchuldig, ber 
entweber als PolizeisUebertretung ober als Vergehen beftraft wirb?). 
Verſchieden davon ift Die polizeilich ſtrafbare Uebertretung ber 
Befimmungen bes Gefeges über Ausübung der Jagb®). 


8. 142. 
©) Die Ausübung und Ablöfung ded Weiderechts h. 


1) Das Grundlaften-Ablöfungsgefeg von 1848 hatte im An- 
ſchluſſe an bie älteren bayerifchen Verordnungen bereits verfügt, 
daß bie Weide auf Aedern während ihrer Pructification und auf 
Wiefen während der Hegezeit ohne Entfchädigung aufgehoben fey. 
Das Gefe von 1852 beftimmt nun, daß die Fructification eines 


6) Angef, Gef. Art. 18 — 20. Die Verhandlungen über bie Ausftellung 
der Jagdkarte find tar- und ftempelfrei. Gegen bie Beſchlüſſe der Unterbehörbe 
iſt Recurs am bie Kreisregierung, 8. d. J., innerhalb 14 Tagen zugelaffen (Art. 
17 und 21). 

7) S. das Geſ., bie Abänderung ber Verordnung v. 9 Aug. 1806 über 
den Wilbbiebftahl betr. v. 10 Nov. 1848 (H. 8. VI. ©. 193 fi). 

8) ©. das Geſetz, bie Ausübung ber Jagd betr. Art. 28. 

% ©. Gel. die Ausübung und Ablötung bes Weiderechts auf fremdem 
Grund und Boden betr. v. 28 Mai 1852 (5. ©. VIL ©. 446 fi) und meine 
Erläuterung besfelben in Dollmanne Geſetzgebung des Königreichs Bayern 
16, 377 f. 

Doest, baper. —S 19 
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Aders mit jedem Zeitpunfte beginne, in welchem berfelbe mit 
landwirthſchaftlichen Exzeugniffen beftellt, das iſt befäet ober bepflanzt 
wird, und fchließt jeweils mit ber Abräumung besfelben nach beenbeter 
Ernte. Die Hegezeit ber Wiefen ift auf Die Dauer vom 1 April 
bis zur Abräumung ber Heu», begiehungsweife legten Grummeternte 
fefgefept, falls nicht früher fhon ein früherer Anfangs - oder fpä- 
terer End-Termin rechtlich beftimmt war?). — In Zukunft barf der 
Eigenthümer eines Grundftüdtes fein Weiderecht als Dienftbarfeit bes 
ftellen, noch fich ein ſolches bei Veräußerung von Grundftüden vor 
behalten(Art. 34.). 

2) Die zur Zeit der Erlaſſung des Geſetzes rechtlich beftehen- 
den Weiderechte auf fremden Grunbflüden können abgelöst 
werben, 

a) Die Ablöfungeiner einfeitigen Weibebienftbarkeit kann nur 
für den gefammten Umfang eine zufammenhängenden Weide 
bezirles an Aedern und Wiesgründen, bann Dedungen, Haiden 
und andern nicht cultivirten Weibeplägen, es mag fich derfelbe 
über eine ober mehrere Markungen politifcher Gemeinden 
erſtrecken, von ber Mehrheit ber Verpflichteten, bie ‚nach ber 
Tagwerkszahl der weidepflichtigen Grunbftüde zu bemeſſen ift, 
beantragt und zwangsweiſe durchgeführt werben?). 

Ueber die Art und ben Betrag ber Entfchädigung, welche der 
Berechtigte für fein Weiberecht erhalten foll, entfcheidet vor allem 
das gütliche Webereinfommen der Betheiligten. Kommt ein ſolches 
nicht zu Stande, fo wird bie Entfchäbigung nach dem Reinertrage, 
welchen ber Berechtigte von feinem Rechte zu ziehen befugt it, durch 
Abfhägung ermittelt und amtlich fefgeftelt‘). Der ermittelte 





2) Art, 2 — 5. Nen amgelegte, fotwie friſch umgebaute Wieſen bleiben 
von ber Schafweide während ber erſten 3 Jahre, von ber Weide mit anderen 
BViehgattungen während ber erften 5 Jahre nad; Vollendung ber Anlage gänzlich 
befreit (Art. 2 Abſ. 4.). 

3) Art. 6; über bie Bälle, in welchen ausnahmsweiſe bie theilweife Ab- 
fung eimer Weidedienſtbarkeit ſtattfiudet |. Art, 7. — Die Stimmen ber 
Eigenthümer von Debungen, Haiden und dergl. werben babei nur infoweit im 
Berechnung gezogen, als fie fi für bie Ablöſung ausſprechen (Art 8). Im 
Falle der Stimmengleichheit wird ber Beſchluß als zu Gunften ber Abldfung 
gefaßt erachtet (Art. 10). B 

%) Art. 11 — 16; über bie Regeln, nach welden die Abſchätung vorzu- 
nehmen iſt, vergl, meine Erläuterung S. 401 ff. 
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und in Gelb anzuſchlagende Reinertrag des Weiderechts bildet bie 
ſtaͤndige Jahresabgabe, welche anftatt bes Weidegenuffes auf bie 
weibebienübaren Grundftüce als Reallaft mit den in $. 12 Nr. 3 
und 4 bes Hypothelengeſetes und 8. 12 Nr. 7 der Prioritätd« 
Ordnung v. 1 Juni 1822 feftgefepten Borzügen zu übernehmen : 
iſt. Der Pflichtige kann dieſe Abgabe ganz oder theilweiſe burch 
Baarerlag ihres 20fachen Betrags ablöfen ober für biefen Betrag 
ein von feiner Seite jederzeit heimzahlbares Aprocentiges Boben- 
zinscapital conflituiren, welches gleichfalls die eben erwähnten 
Borzüge des Hypothekengeſetzes und ber Prioritäts- Ordnung ges 
mießt?). — Auf Verlangen des Berechtigten gehen foldhe Jahres» 
abgaben ober Bobenzinscapitalien an die Ablöfungsfaffe des Staats 
über, welche bemfelben ben Betrag bes betreffenden Ablöfungs-, 
resp. Bobenzinscapital mit AYtigen Ablöſungsſchuldbriefen nach 
dem Nennwerthe zu vergüten hat. Der Pflichtige kann dann bie 
Zahlung des Ablöfungs- oder Bobenzinszapitals an bie Ablöfungs- 
faffe in Ablöfungsfculdbriefen nach dem Nennwerthe leiften 6). 

b) Bei gegenfeitigen Weibebienftbarfeiten?) kommt es bars 
auf an, ob bie Rechte der Theilnehmer verhältnißnäßig, d. i. 
nad) Verhältnig ber Größe und Befchaffenheit des dabei bi— 
theiligten Grunbbefiges gleiche oder ungleiche find. Im erften 
Galle Tann jeder einzelne Theitnehmer zu jeder Zeit ohne 
Entfhädigungspflicht aus ber Weidegemeinfchaft austreten 
mit ber Wirfung, ba feine Grundſtüde von den übrigen 
Theilnehmern und die der Iegteren von ihm nicht mehr bewei⸗ 
det werben bürfen. Im zweiten Falle tritt bie Aufhebung 
der Weidegemeinfchaft nur gegen Entfchädigung und nur dann 
ein, wenn biefelbe 

@) für ben gefammten Umfang ber Gemeinfchaft und 


5) Art. 17 umb 18 und meine Erläuterung S. 407. Die ſurrogirende 
Jahresabgabe ift, wenn nicht vertragemäßig etwas anderes beflimmt wirb, jebes- 
mal am 15 Dec, zu entrichten (Art. 25). Fibeicommiß- oder Lepen-Anwärter ſo⸗ 
wie Hupothefgläubiger Können bie Ablöfung nicht hindern. 

) Art. 19 und 20; Beträge unter 25 fl. werben baar vergütet. 

7) Ueber ben Begriff der gegenfeitigen Weibebienftbarkeiten j. meine Erläu- 
terung ©. 396. r 

19* 
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4) von ber Mehrheit ber DVerpflichteten, bie wie oben zu berech⸗ 
nen ift, verlangt wirb®). 

Kommt über die Entfehädigung eine gütliche Uebereinkunft nicht 
zu Stande, fo wird fie duch Schägung und amtliche Feftftellung 
unter analoger Anmenbung der für einfeitige Weiberechte geltenden 
Grunbfäge ermittelt. Hiebei leiftet oder empfängt jeder Theilnehe 
mer Entfchädigung, foweit fein Theilnahmrecht geringer ober größerift, 
als die auf feinen Grundbefig treffende Weidelaſtꝰ)). Die Bertheis 
lung ber an ben Berechtigten zu leiftenden Jahresabgabe auf bie 
einzelnen weibepflichtigen Grunbftüde gefchieht beim Mangel eines 
gütlichen Einverftändniffes in beiden Fällen duch amtliche Ent- 
ſcheidung ®). 

3) Der Vollzug ber gefeglichen Beftimmungen über Ausübung 
und Ablöfung des Weiderechts und bie Entfcheibung der hiebei 
vorkommenden Irrungen und Streitigfeiten liegt ben Verwaltungs⸗ 
behörben und zwar ber einfchlägigen Diftrietöpolizeibehörde in J., 
ber vorgefegten Kreisregierung, K. d. J., in I. und legter Inftanz 
ob. Die Zuſtaͤndigkeit ber Gerichte bleibt indeflen vorbehalten, wenn 

a) das abgelöste Weiderecht Beftanbtheil eines Lehens ober 
Fideicommiſſes if, und über das Berhältniß ber furcogirenden 
Jahresabgabe ober Ablöfungsfumme Streit unter ben am 
Lehen ober Fideicommiß Betheiligten entfteht; 

b) wenn über die Wirfung der Weideablöfung auf beftehenbe 
Bachtverträge Differenzen obmalten; oder wenn Streitigfeiten 
Darüber entftehen, 

e) ob überhaupt das behauptete Weiderecht befteht, ob basfelbe 
ein ‚gemeffenes oder ungemeffenes, ein ausfchließliches ober 
cumulatives, ein einfeitiged ober gegenfeitiges ift, zu welcher 
Art und Zahl von Weidevieh ein gemeffenes berechtigt, und 
ob und in welchem Maße ber Berechtigte zu Gegenleiftungen 


6) Artt. 37 — 39. If Streit über das Borhanbenfegn ber Vorbebin- 
gungen bes Austrittes aus ber Weidegemeinfchaft, fo muß bie amtliche Entfchei 
dun abgewartet werden. 

9) Art. 40 — 42. Die Entfpäbigung wird auch hier in ber Form von 
Jahr esabgaben feftgefet. 

20) Art, 22 und 43. Erſt wenn dic Repartition geſchehen iſt, erlöſcht das 
Weiderecht (Art, 23). 
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an ben Pflihtigen verbunden if. Die Verhandlungen ber 
Abminiftcatiobehörben find mit angemeffener Beichleunigung 
protofollarifeh mündlich unter Zulaffung von Adwocaten zu 
pflegen , und fie ſowohl als bie auszuftelenden Ablöfungs- 
urfunden find tars und flempelfrei 11). 


U. Pofitive Anordnungen zur Förderung. 
$. 143. 


1) Anftalten zur Berbreitung von Kennt niſſen. 


Um benjenigen, welche Landwirthſchaft treiben, die nöthigen, 
resp. nüglichen Kenntniffe zu verfchaffen, und fie insbefondere in 
ben Stand zu fegen, vortheilhafter als bisher zu arbeiten , beftehen 
folgende Anftalten : 

1) Die LandwirtHfhafts- und Gewerbsſchulen, bie 
entweder auf Koften ber Kreiſe oder auf Koften einzelner 
Diſtricte und Gemeinden errichtet und unterhalten werben). 
Da biefelben übrigens nicht bloß bie Förberung ber Land» 
wirthfchaft, fonbern zugleich und zwar vorherrſchend die ber 
Gewerbe erzielen, fo wird es zweckmäͤßig feyn, bavon erft im 
folgenden Capitel genauer zu handeln. — Ausſchließend ber 
Landwirthſchaft find gewidmet: 

2) Die land wirthſchaftliche Gentralfchule zu Weihen— 
ftephan?), ber bie Aufgabe gefegt if, die Schüler in 
ber Theorie und Praris der Landwirthſchaft und ber damit 
gewöhnlich verbundenen technifchen Gewerbe und Nebenzweige 
in bem Maße auszubilden, baß fie jede auch größere Wirthe 


4) Art. 47 — 60. Da wo bie Einvernahme von Sachverftänbigen durch 
das Gefe geboten ober amtlich angeorbnet wird, ift bie Beflimmung ber Zahl 
und ber Perfonen der Sachverfländigen zunächft ber Uebereintunft fänmtlicher 
Beteiligten anheimgegeben; eventuell ernennt bie verhanbeinde Behörde brei. 

4) ©. die B. v. 16 Febr. 1833 bei Döllinger Bd. IX. ©. 1509 und 
unten $.150, 

2) Ueber bie früher zu Schleißheim beſtandene landwirthſchaftl. Centralſchule 
f. bie Verordnungen v. 20 Nov. 1839 und v. 18 Apr. 1849 bei DE. Bd. 
XXIV ©, 429 fi. 
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ſchaft vollfommen zwedmäßig einzurichten, zu leiten und zu 
möglichtt hohem Extrage zu bringen vermögen. Der wiſſen⸗ 
fchaftliche Unterricht umfaßt in zwei Jahrescurſen folgende 
Lehrgegenftände : 

a) Phyſikaliſche Geographie mit Atmofphärologie und Klimato- 
logie; 

b) landwirthſchaftliche Chemie und Technologie; 

e) öfonomifche und Forftbotanif, allgemeine und fpecielle (Obft- 
Weins und Gartens) Eultur; 

d) praftifche Anleitungen zur Borfteultur; 

e) Viehzucht und Thierheilkunde ; 

f) landwirthſchaftliche Baus und Zeichnungsfunde, praftifche 
Geometrie und Wiefenbau; 

g) landwirthſchaftliche Einrichtunge- und Betrieböfunde mit 
Buchführung und Gütertaration. Dabei ift 

h) zugleich für fortgefegten Neligions-Unterricht je nach ber 
Eonfeffion ber Schüler angemefiene Sorge zu tragen. 

Befähigt zur Aufnahme find jene Jünglinge, welche das 16te 
Lebensjahr vollendet, eine volftändige Landwirthſchafts- und Ger 
werbsſchule abfolvirt Haben und ſich durch ein legales Zeugniß 
über fittlich reinen Lebenswandel ausweifen®). 

3) Außerdem befteht eine Aderbaufchule bei den Staats» 
gütern in Schleigheim und Tries dorf, vorzugsweiſe 
für die praftifche Ausbildung in ber Landiwirthfchaft, die erſtere 
als Kreis, bie Iegtere ald Staatsanftalt. Der Unterricht ift 
in beiben Anftalten in ber Regel auf zwei Jahre verteilt‘). 

4) Die Staatsregierung hat ferner, um Bauernföhne zur beft« 
möglichen Führung ber von ihnen einft zu übernehmenben Güter, 
dann um Oberfnechte und Defonomieführer oder Gefhirr- und 
Baumeijter auszubilden, die Errichtung von einigen Muſterwirth⸗ 


%) S. 8, Die Verlegung ber Ianbroirtäfchaftlichen Centratſchule nach Weipen- 
flephan und deren Reorganifation betr. v. 18 Sept. 1852 (R. &. S. 1009 ff., 
und Döllinger Bo. XXIV, &. 492 ff). Das Programm und bie Satungen 
ber Anflakt ſ. bei Dill. a. a. O. ©. 436 ff. 

%) ©. die B. die Errichtung einer Aderbaufcule zu Trieaborf Betr. v. 29 
Sum. 1847 (DU. 8. XXIV. ©. 4.41 ff) und bie B., die Errichtung einer 
Kreisaderbaufchule zu Schleißheim betr. fammt Programm und Sayungen (Döll. 
a. a. O. S. 44fl). 
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haften in jebem Kreife zu ermöglichen gefucht, fo baß Land» 
wirthe, welche ihre Güter nad) rationellen Grunbfägen und 
mit verbefierten Aderwerkzeugen, ſowie mit Anwendung ber 
exprobten befferen Methoden bewirthfchaften, und auch einen 
guten Viehftand Halten, vermocht werben follen Bauernföhne 
in ihre Dienfte aufzunehmen und in ber befferen Wirthichaft 
zu unterrichten®). 


8. 144. 


2) Sonftige Einrihtungen. 


&) Der landwirtbfchaftliche Verein. 


Zu ben Einrichtungen, welche beftimmt find für Belebung 
und Vervollfommnung ber Landwirthfchaft zu wirken, gehört vor⸗ 
süglich der Tandwirthfchaftlihe Verein, eine unter bem Pros 
tectorate Sr. Majeftät bes Königs ſtehende Geſellſchaft ). Seine 
Thaͤtigkeit umfaßt neben dem Aderbau und ber Viehzucht auch 
den Wald, Garten» und Weinbau, die Seiden-, Fiih- und 
Bienenzucht, fowie bie mit ber Landwirthſchaft gewöhnlich verbun- 
denen Gewerbe. Der Verein fucht feinen Zwed zu erreichen: 

a) Durch fländige Vertretung ber landwirthſchaftlichen Inter 
eſſen von Seite der Wereinsbehörben bei ben betreffenden 

Staatsbehörden mittelft Erftattung von Gutachten fowie 

mittelft Vorbringung von Wünfchen, Anträgen und Befchwer- 

ben2); . 

b) durch mündliche und fehriftlihe Mittheilungen ber Mitglieder 
und Vereinsbehörben unter fich, durch thunlichft ſchnelle Kund⸗ 


%) ©. die hieher gehörigen allerhöchſten Entſchliekungen bei DEU.®. XXIV. 
©. 447 fi. — Der Kreis Oberpfalz und Ngneb. hat ben hieflir beftimmten 
Zuſchuß aus Centraffonds zur Errichtung einer Kreis - Wieſenbauſchule in ben 
teodenen Beden bes. Pfrentſchweihers verwendet; ſ. Landrathe⸗Abſch. v. 1853 
B. IV. 5(8. Bl. v. 1853 ©. 1792). 

4) S. über bie Gründung berjelben, bie vom 30 Dec. 1809 allerhöchft gench- 
migt wurbe, das Neg.-Bl. v. 1810 ©. 1057 ff. Die jegt geltenden Satzungen 
bes Vereins ſ. im Reg.-Bl. v. 1850 5. 881 fi. und bei Döllinger B. XXVII. 
©. 431 fi. 

2) Diefe Vertretung übt vorzüglich das General-Eomit6, und zwar insbefon- 
dere in wichtigen, bie landwirthſchaftliche Geſetzgebung betreffenden Gegenfländen. 
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gabe ber merkwuͤrdigſten Entbetungen und Erfindungen auf 
dem Gebiete ber Landiwirthfchaft und ber bamit in Berbin- 
bung ſtehenden Gemerbe, ſowie buch Ankauf und Mittheilung 
wichtiger und gemeinnügiger Schriften, bucch Belehrung und 
Ermunterung überhaupt, namentlich 

e) mittelt Anfaufs und Verbreitung landwirthſchaftlicher Ge⸗ 
raͤthe, Mafchinen, Modelle, nüglicher Sämereien und Gewächfe; 

d) durch Veranlaffung auf ben Landbau und die betheiligten Ge⸗ 
werbe fich beziehenber naturwiffenfchaftlicher DVerfuche von 
Seite erfahrener Landwirthe und Gewerböleute; 

e) durch Vertheilung von Preifen an verdiente Landwirthe und 
insbefondere an jene, welche wichtige landwirthſchaftliche Ver⸗ 
fuche mit Fleiß und entfchiebenem Erfolge ausgeführt Haben ); 

N duch Ausſchreibung von Preisfragen über wichtige, für 
Bayerns agricole Intereffen erhebliche landwirthſchaftliche 
Gegenftände und durch Zuerfennung von Preifen für bie 
fung; 

g) duch ſtete Kundgabe feines Wirkens mittelft ber Vereins⸗ 
ſchriften #) ; 

h) durch angemeffenen Verkehr mit den landwirthſchaftlichen 
Unterrichtsanftalten, endlich 

i) durch Unterhaltung wiffenfchaftlicher Verbindungen mit land⸗ 
wirthfchaftlichen Inftituten und Gefellfchaften des Auslandes. 

2) Die Organe, duch welche ber Berein feinen Zwed zu 
verwirklichen fucht, find: 

a) da8 General-Eomits in Münden, befichend aus 24 
ohne NRüdficht auf ihre Berufseigenfchaft wählbaren, im 
Stabtbezirfe München oder nicht über drei Stunden bavon 
entfernt wohnenden Vereinsgliedern, die zur Hälfte von 
den fämmtlihen Kreiscomites, zur Hälfte vom Generals 
Comito felbft gewählt werben, und aus bem Vorſtande ber 
landwirthfchaftlichen Centralſchule (f. $. 143), ben Prrfefforen 
der Landwirthſchaft an ber Univerfität München und an ber 


3) Dießgefchiehtnamentich bei @elegenheit besaltjährlichen Gentrallanbwirthfchafte- 
fees (Detoberfeftes) in München, dann der Kreis- und Begicks-Sandtvirthfchaftsfefte. 

3) Die Hauptvereinsfchrift if} Das Eentralblatt bes landwirthſchaftuichen Ber- 

eine, von bem monatlich ein Heft erfcheint; außerbem finbet alljährlich zur Zeit 
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Kreis» Landwirthſchafts ⸗ und Gewerbsſchule dafelbft, fofern 
fie Mitglieder des Vereins find>). 

b) Fuͤr jeden Regierungsbezirk befteht ein Kreis- Comite 
aus 12 Mitgliedern, ähnlih wie das General» Eomite 
gebilbet®). 

c) Für jeden Polizeibezirk, in welchem fich mindeftens 10 Vers 
einsmitglieber befinden, fol, und zwar in der Regel am Sitze 
ber betreffenden Bezirkspolizeibehörde, ein Bezirks⸗Comits ges 
bildet werben, das aus 5— 6 Mitgliedern befteht?). 


8.145. 
b, Zandwirthfchaftliche Grebitanftalten. 


Um ben Landwirthen bie erforderlichen fremden Eapitalien zu vers 
ſchaffen, dazu dient beim Vorhandenſeyn der entiprechenden Realficher- 
heit vor allem eine gute Hypothekengeſetzgebung und ein ftrader Vollzug 
ber hypothelariſch geficherten Anfprüche. Im beiden Beziehungen darf 
das bayerifche Recht den Vergleich mit anberen nicht ſcheuen, und es ift 
nicht feine Schuld, wenn bie Erecution in ber Praris vielfach vers 
ſchleppt und wenn dadurch ber Gläubiger benachtheiligt wirbt). 
Befondere Einrichtungen zu diefem Zwede find: 

4) Die Ereditvereine, biefich etwa auf Grund bes Gefeges 
vom 14 Sept. 1825 bilden?). Wir enthalten uns indeſſen 
einer einläßlicheren Erörterung der Grundfäge, nach welchen 
die Bildung folcher Vereine ftattzufinden hat, ba biefelben zur 


des Eentral-Lanbwirthichaftsfeftes eine General-Berfammlung ber Mitglieder bes 
Vereins flatt. j 

5) Die Wahlen geſchehen jevesmal auf drei Jahre, fo daß flets bie Hälfte 
der Mitglieder erneuert wird. Das General-Comite wählt aus feiner Mitte einen 
erſten und einen zweiten Vorſtand, dam zwei Schriftführer und einen Redacteur. 

6) Ueber den Wirkungekreis des Kreis-Comité's f. die Sagungen $. 21. 

7) S. bie Satungen $$. 24—26. Die fümmtlihen Wahlen werben von 
ben Bereinsbehörben angeordnet und geleitet; fie erfolgen ſchrifilich und mit Unter» 
zeichnung bes Wählers. 

*) Die Gründe biefes Uebelflandes liegen zu einem großen Theile in unferer 
bermaligen Gerichtsverfaſſung, in Folge beren ber Richter zugleich) Verwaltungs» 
beamter ift, und fi darum berufen glaubt, das Intereſſe des Schuldners ver- 
treten zu müffen. 

2) Geſetzbl. v. 1825 ©. 71I. ff.; vergf. dazu noch die Statuten v 1826 im 
Reg · vl. v. 1826 ©. 416. 


298 Zweites Bud. 


Zeit, abgefehen von ber Anftalt unter Nr. 26, fein praktifches 
Intereffe Haben, ein ſolches auch nicht wohl gewinnen. 

2) Die Hy pot hek en / und Wechſelbank zu Muͤnchen in ihrer 
erſteren Abtheilung. Sie iſt von einer Aetiengeſellſchaft gegründet 
und ſteht unter dem Schuge und ber fortwaͤhrenden Ober 
aufficht der Staatsregierung®). — Sie hat wenigftens brei 
Fünftheile ihres Fonds zu Anleihen auf Grund und Boden 
zu verwenden. Das Marimum ber Zinfen iſt vier vom 
Hundert. Die Bank ift verbunden, Annuitäten im Berhält- 
niſſe diefes Zinfes zu bewilligen. Sie hat in ihren von ber 
Staatsregierung genehmigten Statuten jene Beftimmungen feſt⸗ 
gefegt, welche zur Sicherftellung der pünftlichen Entrichtung 
ber Zinfen und Friften von ben auf Grund und Boden zu 
machenden Darlehen nöthig erfcheinen und in bie Darlehens⸗ 
Berträge aufgenommen werben follen. Insbefondere fol der 
$. 52. des Hypothefengefeges auf ben Vollbetrag verfallener 
Annuttäten Anwendung finden, fofern in den von ber Bank 
abgefchloffenen Darlehensverträgen biefe Anwendung bedungen 
iſt ). — Einen Ähnlichen Zwed in beftimmterer Richtung 
verfolgen 

3) die Kreishülfscaffend), beftimmt Landeigenthuͤmer 
(und Gewerbsbefiger) in unverſchuldeten Nothfälen mit ben 
zur Erhaltung ihres Anweſens nöthigen Darlehen gegen 
geringe Verzinfung und leibliche Ruͤckzahlungsfriſten auch ohne 
die oft ſchwierige Beftellung einer Hypothek zu unterftügen. 
Sie werden von ben Kreisregierungen geleitet; ihnen ſteht es 





3) ©. Geſetz, bie Errichtung einer baheriſchen Hppothelen- und Wechfel ⸗ 
bant betr. v. 1 Jul. 1834 (G.-BL. 81 ff.) und das Zufafgeieg vom 15 April 
1840 (6-81. 6. 61). 

*) ©. das angef. Geſetz v. 1834 $$. 6 und 10 und v. 1840 Art. IL. 
Die jet geltenden Statuten ber Bant (v. 1851) f. bei DEU. &b. XXVII. ©. 
1208; das Reglement über Darlehenegeſchäfte ebend. S. 1267. , 

5) Sie verbanken ihre Entſtehung einer Stiftung von König Ludwig dem Erflen; 
f. den Stiftungebrief v. 6 Jul. 1828 in. 9.8. V. S. 73 Note 20 b. Die 
urfprülngfiche Dotation einer jeden berfefben zu 10,000 fl. warb im Jahre 1833 
(5.8. V. S. 75 Note 20 e) auf 14,000 fl. erhöht. 
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baher zu, bie einfommenben Darlehensgefuche zu würdigen 
und nad) Maßgabe ber Beftimmungen bes Stiftungsbriefes 
zu befcheiden. Die Darlehen follen nicht unter 100 und 
nicht über 300 fl. betragen. 


$. 146. 


3) Börberung einzelner Zweige ber Landwirthfchaft 


Beſondere Einrichtungen zur Förderung einzelner Zweige find 


' insbefondere getroffen: 


1) zu Öunften ber Pferdezucht; bafürbefteht nämlich das alls 
gemeine Lanbeögeftüt. Demfelben ift bie Aufgabe geſetzt, die Pferdezucht 
in ben 7 Kreifen dieſſeits des Rheins 1) mit vorzugsweifer Bedachtnahme 
auf bie Hiefür am meiften geeigneten Lanbestheile zu verbeffern und 
verebelte Pferdefchläge in dieſen Landestheilen, wie ſolche ben 
Beduͤrfniſſen derſelben entfprechen, herzuſtellen. Dabei ift vor 
allem auf bie Exzielung bes Ffräftigen - Arbeitöpferdes und durch 
Vereblung besfelben auf Erzielung des großen Wagenpferdes und 
bes guten und ftarfen Reitpferbes beharrlich hinzuwirken ). — Zur 
Erreichung dieſes Zweckes hat die Landgeftitsanftalt folgende Mittel 
anzumwenben: 

a) Aufftelung einer gewiſſen Anzahl guter Beichälhengfte und 
Vertheilung berfelben auf die nad; ben Anforderungen bes 
Zwedes zu beftimmenben Beichälitationen ?); 

b) forgfältige Auswahl der Zuchtituten; 

e) genaue Beauffichtigung und Controle des Befchälgefchäftes; 

d) Mufterung ber Privatbefchälgengfte und Ertheilung von Be 
ſchaͤllicenzen an bie tauglichen ); 

e) Ertheilung von Aufmunterungspreifend). 


4) Fur die Pfalz befteht ein eigened Geftüt mit beſouderem Vermögen und 
befonderer Verwaltung |. Dil. 8. XX VI. ©. 319 Note * 

2) Berorbnung v. 25 Nov. 1851. Die Einrichtung und Verwaltung bes 
allgemeinen Landgeftiits betr. (R.-Bl. ©. 1345 ff. und Döll. Bb. XX VII. ©.319f.). 

%) ©. bie ange. ©. 98. 8-11. 

%) &, in Bezug auf b—d bie angef. Verordn. 56. 12—16 

8) Die Preife beftehen in 10—20 bayer, Thalern (55. 17—24). 
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Die oberfte Leitung bes Lanbgeftüts, bad mit dem Stamm» 
geftüte in Verbindung ſteht, ift dem Minifterium bes Handels 
und ber öffentlichen Arbeiten übertragen. Die obere Führung und 
Berwaltung berfelben fieht einer eigenen Behörde — Landgeftüts- 
Berwaltung — zu, bie ihren Sig in Münden hat und aus 
einem Borftande und einem Verwaltungsbeamten, wozu ein Quar⸗ 
tiermeifter berufen wird, zufammengefegt iR). 

2) Zur Hebung der Schafzucht werben aus ber Stamm. 
fhäferei des Töniglichen Staatsguts zu Schleißheim, dann früher 
aus ber Stammfchäferei zu Waldbrunn fein- und reichwollige Zucht⸗ 
widder unentgeltlich auf Koften des Centralfonds für Induftrie und 
Cultur abgegeben”). 

3) In gleicher Richtung verbienen noch erwähnt zu werben bie 
Anordnungen zur Förderung bes Flach&baues®), ber Bienenzucht?); 
dann bed Gartenbaues 10), 


B. Der Forſwirthſchaft. 
8. 147. 
1. Entfernung der Hinderniffe. 


Auch in Bezug auf bie Forſtwirthſchaft handelt es fi vor 
allem um bie Befeitigung ber Hinderniffe, welche ihrem Ges 
beihen entgegenftehen. Darunter find nun insbefondere die Borf- 


6) Die Verwaltung it militäriſch eingerichtet und das dafür zu verwendende 
Perfonal wird aus bem ſtehenden Heere genommen: j. bie V. v. 1851 55.25 — 
38. Außet den im Terte genannten Organen ber Anftalt beſteht noch in jebem 
Kreife ein Berathungs-Eomite ($6. 39 — 41). 

”) ©. Dil. Bo. XXVII. ©. 335 fi. Seit dem Jahre 1839 ift zwar bie 
Stammfcäferei zu Waldbrunn aufgehoben; allein es ift Sorge getragen, daß bie 
Erwerber der dortigen Heerde auch in Zutunft Zuchtwidder am fleifige Schaf- 
züchtet abgeben (Döll. a. a. O. ©. 338 Note *). 

8) ©. die M. €. v. 26 März 1850 u. v. 19 Auguft 1852 bei Döll. wr. 
XXVIL &. 339 fi. 

») Döllinger Bd. XXVII. &. 338. 

0) Die prattifhe Gartenbaugefellfchaft zu Frauendorf betr. f. DL. 8. XIV. 
©. 850. — Bergl. noch Göriz, Über das Bedürfniß ımb bie Einrichtung einer 
Lehranſtalt für Weinbau in ber Zeitfgrift für Ctaatswiffenfhaft 8. VII, 
©. 666 fl. 
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berechtigungen zu zaͤhlen.) Die neuere Gefeßgebung orbnet in biefer 
Beziehung an: 

1) daß neue Sorftberechtigungen vom Tage ber Verkündigung 
bes Borfigefeges (d. i. feit dem 2 April 1852) nicht mehr er⸗ 
worben werben fönnen?). 

2) Die beftehenben Horftberechtigungen find entweber gemeflene 
ober ungemeffene. Daß bie letzteren in gemefiene umgewandelt 
werben, kann fowohl der Walbbefiger als ber Forfiberechtigte vers 
langen. Die Art und Weife biefer Umwandlung iſt zunächft ber 
freien Uebereinfunft ber DBetheiligten überlafien. Kommt eine 
folche nicht zu Stande, fo Hat die Forftpoligeibehörbe die Umwands 
Kung vorzunehmen, und zwar nach folgenden Beftimmungen: 

a) Diefe erfolgt auf den Grund der ber Forftpolizeibehörbe vor⸗ 
zulegenden Rechnungsnachweife, infofern biefe von feinem 
Betheiligten beanftandet ober von ber Behörde als richtig 
anerkannt werben, und zwar nach dem Durchfchnitte ber vorher 
gehenden 10 Jahre. Fehlt es an folchen Nachweifen, fo if 
die Entfheidung auf das Gutachten von Sachverftändigen zu 
gründen. 

b) Iſt nach der Natur der Berechtigung bie Zeftfegung eines 
jährlichen Maßes nicht möglich, weil deren Ausübung von 
dem Eintritte gewiſſer Borausfegungen abhängt, fo gefchieht 
die Umwandlung durch genaue Feftftelung ſowohl ber Bor- 
ausfegungen, unter benen bie Ausübung ber Berechtigung eins 
tritt, als auch ber Größe, ber Zeit und ber Art ber Aus 
Übung). 

3) Umwandlung einer Forſtberechtigung in eine jährliche 
Gelbleiftung erfolgt in ber Regel nur im Wege ber freien Ueber- 


1) ©. das Forfigefeg v. 28 März 1852 in 9. 2. VII. ©. 327 fi. und 
bie Imftruction dazu v. 29 Jun. 1852 ebend. S. 363 ff. Bezüglich ber Ent 
fernung phyſiſcher Hinberniffe konnnen wohl bie oben ($. 139.) zur analogen An- 
wendung. 

2) S. das Forfigejeg Art. 34. 

%) ©. das Forfigefeg Art. 27. Bei Bauholzbereditigungen, welche nicht auf 
ein beſtimmtes jährliches Daß fefgefeit find, iſt ber Berechtigte gehalten, jebed- 
mal vorerft dem Bebarf und nachfolgend bie wirkliche Verwendung auf Ber- 
langen bes Berpflicpteten gehörig nachzumeifen (Art. 28). 
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einlunft ber Betheiligten. Eine Ausnahme hievon findet flatt, 
wenn ber Walbbefiger eine Abänderung ber Holz» ober Betriebes 
art beabfichtigt, in deren Folge eine Forfiberechtigung nicht mehr in 
ber bißherigen Weife ausgeübt werben kann, falls bie Parteien ſich 
nicht über eine andere Art ber Entſchaͤdigung verftändigen ober bie 
Forftpolizeibehörbe für zwedmäßiger erachtet), 

4) Hat eine folche Umwandlung in eine Geldleiftung ſtattgefun⸗ 
ben, foiftdiefelbemit dem 20fachen Betrage ablösbar, während Forſt⸗ 
beredhtigungen, bie nicht in Gelbleiftungen umgewandelt find, nur 
im Wege ber Uebereinfunft beider Theile ablösbar find. Ausnahmes 
weiſe kann die Ablöfung ber in ein beftimmtes Maß umgewandel- 
ten Forftberechtigungen auf Antrag bes Verpflichteten eintreten: 

a) bei Holgberechtigungen buch Abtretung eines furcogirenden, 
von Rechten Dritter freien Theils bes belafteten Waldes, 
wenn ber abzutretende Waldtheil nach Lage und Größe eines 
forſtwirthſchaftlichen Betriebes fähig bleibt und den Bedarf 
ber bisherigen Holgberechtigung nachhaltig bedt; 

b) bei Sorftberechtigungen folcher Güter, bie bei dem Eintreten 
der Wirkfamfeit des Grunblaften-Ablöfungsgefeges v. 4 Jun, 
1848 zu dem Befiger des belafteten Waldes im Grundbars 
keitsverbande beitanden, durch Erlegung bed Capital-Werthes, 
und wenn fie in jährlichen Bezügen beftehen, durch Erlegung 
bes 20fachen zu Geld anzuſchlagenden Betrags berfelben — 
eine Beftimmung, welche auf bie auf Staatswaldungen ruhen 
ben Borftrechte feine Anwendung findet). 

5) Auch wenn die Forftberechtigungen fortbeftehen, können fie ben 
Waldbefiger in der nachhaltigen Bewirthſchaftung bes Waldes, for 
wie in den durch die Boden» und klimatiſchen Verhältnifie gebote- 
nen Veränderungen ber Holz⸗ und Betriebsarten nicht hindern. 
Sollten Forftberechtigungen bie nachhaltige Bewirthfchaftung hindern, 


%) S. das Forfigefeg Art. 29 und 26. 
5) ©. das Forigefeg Art. 29 Abſ. 2 und Art. 30. Ueber Natural ‚Holz 
ober Waldfropnen und deren Ablöfung ſ. mein Berf-R. ©. 149. 
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fo find biefe auf Antrag des Berpflichteten für einen beftimmten 
Zeitraum entfprechenb zu ermäßigen®). 

6) Insbefondere darf die Weide inWaldungen nur unter ber 
Aufſicht eines Hirten oder Hüterd auögeübt werben. — Junghoͤlzer, 
Schläge und, Holzanflüge find mit dem Eintreiben von Weidevieh 
infolange zu verfchonen, bis bie Beweidung ohne Schaden für den 
Nachwuchs gefhehen kann. — Die Nachtweibe ift verboten”). 


148. 
N. Anordnungen zur Erhaltung und Förderung. 


1) Beim Waldeigenthum nimmt bie Sorge für Erhaltung 
bes Waldbeftandes eine viel wichtigere Stelle ein, als bei den 
übrigen Zmeigen ber Urproduction. Aus biefem Grunde haben die 
pofitiven Gefege den Waldeigenthümer gewiſſen Bejchränfungen un 
terworfen, Die das Borfigefeg einzeln aufzaͤhlt (f. unten Nr. 3). 

2) Damit der Waldbefiger bei der Benüpnng und Bewirth— 
fchaftung feines Waldes, ſowie bei der Verbefferung feines Wald» 
bobens nad) richtigen Grundſaͤtzen verfahre, ift es vom größten Ins 
texeffe, daß bie erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten möglichft 
allgemein verbreitet werden. — Zu biefem Zwecke befteht num 
insbefonbere eine eigene, aus Staats-Mitteln gegründete und er— 
haltene Forftfchule zu Afchaffenburg, bie freilich vorherrfchend für 
bie Vorbildung derjenigen wirft, welche im Staatöforftdienfte ver- 
wendet werben wollen‘). — 


s) Forfigefeg Art. 24 und 25. Ein Anfprud auf Entſchädigung findet im 
dieſem Falle uur dan flatt, wenn bie Ermäßigung durch unnachhaltige Bewirth- 
ſchaftung bon Seite bes jegigen ober ber früheren Walbbefiger veranlagt worben iſt. 

7) S. das Forfigefeg Art. 43. Die Alpenweide richtet fid nach ben beftehen- 
ben Rechtsverhäftnifien und Alpenorbnungen (Art. 44). 

1) S. bie B. die Errichtung einer Forſtſchule zu Aſchaffenburg betr v. 28 
Jin. 184 (Dil. Bo. XXIV. €. 457 ff.) ; dann bie Berorbnung, bie Vor- 
bilbung für den Stants-Forfbienft betr. v. 14 Sept. 1848 (a. a. D. ©. 467), 
Bezüglich der Vorbildung des niederen Forftihugperfonals ſ. M. E d. 3 März 
1842 (a. a. O. S. 464 Note). 
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3) Zu den Borfchriften, welche im Intereffe ber Erhaltung 
des Waldbeftandes erlaſſen find, gehört insbefondere das Verbot ber 
Robung?). Gänzliche ober theilmweife Robungen (Ausftodungen) 
find nur erlaubt, wenn 

a) die auszufiodende Fläche zu einer befieren Benigung, ind 
befondere für Feld-, Garten, Wein⸗ oder Wieſenbau unzweis 
felhaft geeignet; 

b) das Fortbeſtehen des Waldes nicht zum Schuge gegen Natur 
ereigniffe nothwendig ift®); und 

e) die Forfiberechtigten in die Rodung eingewilligt haben. 

Bon bem Vorhaben der Rodung it dem Forſtamte Anzeige zu mas 
hen, und biefes hat von dem Sachverhalte fogleich Kenntnig zu 
nehmen, und den Befund unter Beifügung bed geeigneten Antrags 
an die Forftpolizeibehörde zur weiteren Verhandlung und Beſchluß⸗ 
faſſung zu überfenden. Wer eine Waldung ausgerobet hat, ift ver- 
pflichtet den gerodeten Boben innerhalb einer angemeffenen Stift, 
die bei Genehmigung ber Rodung zu beftimmen ift, ber beabfichtige 
ten Eultur zuzuwenden ). 

4) Die der Holzzucht zugewendeten Grundftüde müffen ſtets 
in Holzbeftand erhalten und bürfen nicht abgefchwendet werben. 
Waldblößen, welche nach ber Verkündigung des Forſtgeſetzes v. 28 
März 1852 entftanden und culturfähig find, müffen aufgeforftet 
und wo nad) erfolgtem Holzſchlage bie natürliche Wiederbeſtockung 
unvolftändig bleibt, muß nachgeholfen werden. Zur Ausführung 


2) Außerbem gehört hieher bie Abwendung derjenigen Nachtheile, welche dem 
Fa Zerſtücklung in allzuviele unb Heine Theile zugehen (f. Forſtgeſetz 

xt. . 

®) Schutzwaldungen, beren Robung unzuläffig if, find bie Walbungen: 

a) auf Bergkuppen und Höhenzligen, an fleilen Bergwänden, Gehängen und 
fogenannten Saiten; 

b) auf Steingerälle des Hochgebirges, auf Hochlagen ber Aipen und in allen 
Oertlichkeiten, wo die Bewalbung zur Verhütung von Bergſtürzen und Las 
winen bient, oder wo durch bie Entfernung bes Waldes ben Sturmwinden 
Eingang verjchafft wilrbe; 

©) in Ortsaulagen, wo von bem Beſtehen bes Waldes bie Verhütung vom 
Sandſchollen oder bie Erhaltung ber Quellen ober Flußufer abhängig iſt 
Gorſtgeſetz Art. 36). 

S. das Forfigefeg Art. 35 und 37. 
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biefer Eulturen ift von ber Forftpofizeibehörde eine angemeſſene Friſt 
zu beftimmen, näch beren fruchtlofem Ablaufe das Forſiſtrafgericht 
neben ber verwirkten Strafe zu verorbnen hat, daß bie Ausführ 
zung ber Culturen auf Koften bes Säumigen buch das Forſtamt 
bewirkt were). 


IL. Titel. 
Die Forderung der Gewerbe. 
8. 149. 
Einleitende Aeberficht. 


1) Auch für die Förderung der Gewerbe und Pabrifen if 
eines ber erften und eingreifenbfien Mittel die Verbreitung von 
Kenntniffen und Sertigfeiten. Zu dieſem Behufe beſtehen nament- 
lich bie Landwirthfchafts- und Gewerbsſchulen, dann bie polytech⸗ 
niſchen Schulen und bie techniſche Hochſchule (f. 88. 150 u. 151). 

2) Eine fernere Rüdficht zu gleichem Zwecke ift barauf zu neh⸗ 
men, baß auch den Gewerbtreibenden das nöthige Capital zu bile 
ligen Zinfen beſchafft und ihr Credit möglichft aufrecht erhalten 
werbe. Dazu bient einerſeits bie oben ($. 145 Nr. 3) erwähnte 
Kreishuͤlfskaſſe, dann. ber Induftrie-Unterftägungsfonts, ber in Folge 
bes Gefeges vom 12 Mai 1848 gebildet wurde‘). Jede Unter 
ftügung aus biefem fol wo möglich nur unter der Bedingung ber 
Rüczahlung und gegen genügende Sicherheit gewährt werben. Bei 
Unterftügungen an einzelne Gewerbe ober an Gewerb⸗Vereine kann 
zwar nad) Maßgabe der obiwaltenden Verhältniffe von der Auflage 
ber Rüdzahlung an ben Induftriefonde Umgang genommen, es muß 
jedoch in allen Fällen die Bedingung gefegt werden, daß die Unters 
flügungs-Summe als ein Stammcapital bes betreffenden Gewerbes 
oder Gewerbvereines zu erhalten fey. Bei Vertheilung folder 
Unterftügungen follen die Kreife nach Maßgabe ihrer Induftrie 
möglichft gleichförmig behandelt werben?). 


5) ©. das angel. Forſtgeſetz Art. 41 uud 42. 

4) S. Gefegbl. v. 1848 ©. 29 fi. 

9 S. Landtagsabſchied v. 28 Juni 1850 $. 41 (Gefegbl. & 273 — 257). 
Boegt, bayer. Verwaltungsrecht. 20 
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3) Unfere Gefeggebung gibt ben Gewerbebetrieb nicht frei, fons 
bern fucht bie Concurrenz ber Gewerbtreibenden durch pofitive 
Anordnungen und Einrichtungen zu regeln, indem fie einerfeits 
eine gewiſſe Art ber Borbildung für Die einzelnen Gewerbe fordert, 
und anderſeits bie Befugniß zum Betriebe von ber Erlaubniß des 
Staats (Eonceffion) abhängig macht (ſ. $. 152 ff.). 

4) Endlich befteht eine Reihe von Anordnungen und Einrich⸗ 
tungen, um bie zum Gewerb&betriebe Zugelaffenen in ihrem Streben 
zu ermuntern und zur Thätigfeit anzufpornen, ober bie Intereffen 
ber Induftrie gegenüber ber Staatöverwaltung zu wahren und zur 
Geltung zu bringen, wie namentlich bie Gewerbö-Bereine, bie 
Gewerbs-Privilegien, bie Induftrie-Ausfellungen, ber polytechnis 
fe Verein, die Gewerb⸗, Fabrik⸗ und Handelsraͤthe, und die 
Gewerbes und Handelöfammern. 

Bon biefen verfhiedenen Anordnungen und Einrichtungen fol 
nun in ben folgenden Paragraphen Genaueres mitgetheilt werden ; 
nur in Bezug auf die Greditanftalten (Nr. 2) iſt eine weitere 
Erörterung, wie wir glauben, unnöthig®). 


1. Die Anterrihts- und Sildungs-Anfalten. 
s. 150. 
1) Die (Landwirthfhafts- und) Gewerbſchulen!). 


1) Die erfte Stufe und zugleich die Hauptgrundlage des techni- 
ſchen Unterrichts bilden bie Gewerbſchulen. Der Unterricht in 
benfelben beginnt mit ber gefteigerten Rechenkunſt, mit der einfachen 
geometrifchen Zeichnung und Zirfellehre , mit einfachen Ornamenten- 
umtiffen, mit ben Anfangsgründen ber Naturgeſchichte, womit 


3) Die allgemeinen pofitiven Anordnungen über biefe Materie enthält bas 
Geſetz, die Grundbeflimmungen für das Gewerbeweſen betr. v. 11 Eept. 1825 
(9. 8. II. ©. 65 ff.), wozu bie Berorbnung v. 17 Dec. 1853 bie Bollugs- 
vorſchriften gibt (9. B. VIII. ©. 6 ff.). 

+) Sie wurden in Bayern zuerft durch bie B. v. 16 Febr. 1833 (R. BL 
v. 1833 S. 177ff., dann Döll. Bd. IX. ©. 1649 fi.) eingeführt und durch bie 
Bolzugeinftruction bazu v. 4 April 1836 (Döll. a. a, DO) und M. E. v. 5 
Gebr. 1844(DIL,BH. XXIV. S. 394 ff.) weiter entwilelt. In der neneften Zeit 
wurden mit mehreren dieſer Anftalten befonbere Abtheilungen für Handelswiſſen - 
ſchaft verbuuden. 


Deitter Abſchn. Die Unterrichte- und Bildımgs-Anfaften. 307 ‘ 


Uebungen in Sprachen, Geographie und Gefchichte, fowie in ber 
Religionslehre verbunden find, und endet mit ber architektonifchen 
Zeichnung, mit bem fertigen freien Handzeichnen, mit der Uebung 
im Geſchaͤftsſtyle und in der Buchhaltung, und mit ben nöthigen 
Kenntniffen in der Chemie und Phyfil. Der Unterricht in biefen 
Rehrgegenftänden ift, wenn bie Anftalt eine vollftändige ift, in 3 
Jahreseurſe vertheilt?). 

2) In jedem Kreife fol wenigftens Eine vollftändige Gewerb⸗ 
ſchule (die Kreis⸗Gewerbſchule) beitehen, welcher eigene Zufchüffe 
aus Kreisfonds zur Dotation zugetviefen find. — Daneben fol 
es übrigens jeder Gemeinde frei flehen, eine vollftändige oder uns 
vollſtaͤndige Gewerbfchule aus eigenen Mitteln zu begründen, unb 
jene Gemeinden, welche biefes thun, haben das Durch ihre Magis 
frate auszuäbende Präfentationdrecht auf bie erledigten Lehrftelen, 
natürlich unter Einhaltung der allgemeinen Dualificationsbeftim- 
mungen 3). 

3) Die Mittel zur Begründung und Erhaltung der Gewerb- 
ſchulen werben entnommen : 

3) den Sonden ber ehemaligen höhern Bürgerfchulen; 

b) ben etwaigen freiwilligen Beiträgen von Privaten ; 

e) den disponiblen Mitteln der Unterrichtöftiftungen; 

d) ben etwaigen Beiträgen ber Gemeinden ; 

e) einem mäßigen Schulgelde der zahlungsfähigen Schüler ; 

N den mit Bewilligung bed Landraths gegebenen Kreis-Zus 
fchüflen. 

4) die Gewerbſchulen ftehen zunächft wie bie Gymnaſien unter 
Leitung und Aufficht eines Rectors, der einerfeits für die Stetig- 
feit und Zwedmäßigfeit des Unterrichts, dann aber insbeſondere 
für fräftige Handhabung der Schulzucht forgt. — Ihm fieht, 
ähnlich wie den Rectoraten ber Gymnaſien, ein eigenes Ortsfchol- 
archat zur Seite, das unter dem Vorfige des Rectors von ber 


Landwirthſchaftsſchulen find fie nur infofern, als bei jeber Kreisgewerb- 
qule ein eigener Lehrer ber Sanbwirtbichaft aus dem für Lanbesenftur beflimm- 
ten Kreisfonbs beftelle wird; in Bezug auf ben naturwiſſenſchaftlichen und mathe- 
matiſchen Unterricht if} die Anſtalt gemeinfam. 

9, über dieſe die Infruetion v. 4 April 1836 Sf. 53, 54 und 55 
(DIL. Br. IX. ©. 1893 und Bh. XXIV. ©. 400 Rote *). 

20* 
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Kreiöregierung gebildet wird, und aus einem Geiftlichen des Orts, 
je einem Mitgliede des Magiſtrats und des Gemeinde-Ausfchuffes, 
und einem augefehenen gebildeten, vom Magifttate gemählten 
Gewerbsmeifter des Ortes zu beftehen hat. — Das Nähere 
über bie Orbnung des Unterrichts, ſowie Die Berhältniffe der Schü⸗ 
ler gehört nicht hieher 4). 


$. 151. 
2) Die polytehnifhen Schulen und bie techniſche Hochſchule ). 


4) Der höhere GewerbeUnterricht wird an den polytechni- 
hen Schulen ertheilt?). Ex beginnt mit ber höhern Zeichnungs- 
Funde (architektonifche, geometrifche und perfpectivifhe Zeichnung), 
mit der Mathematif, ber beferiptiven Geometrie, ber Exrperimen- 
tal-Phyfit und den Anfangsgründen der Eivilbaufunde, und fchließt 
mit dem eigentlichen Mafchinen- und Architefturseichnen, mit ber 
Mathematit und Mafchinenlehre, mit der technifchen Chemie, und 
nad) Maßgabe des Berufes der Schüler mit Boſſiren und Models 
liren, dann mit ben wichtigften Kenntniffen aus ber Straßen, 
Waffer- und Brüdenbaufunde. — Audy Hier ift der Unterricht 
auf 3 Jahrescurfe vertheilt. 

2) Die polgtechnifchen Schulen find Staats-Anftalten; fie 
werben aus Gentralfonds dotirt. Zur Zeit beftehen folhe in Auges 
burg, Münden und Nürnberg. Jede diefer Anftalten fol neben 
gewiſſen gemeinfamen Disciplinen vorzugsweiſe jene Induſtriezweige 
berüdfichtigen , welche ber betreffenden Stadt und ihrer Umgebung 
zunächft eigenthümlich find). — Dadurch ift übrigens den Stäbten 


) ©. Döllinger, Bb. XXIV. ©. 408 — 421. Der Grund zu einer tüchtigen 
Borbilbung für den Gewerbebetrieb ſoll ſchon durch ben Unterricht in ber beut- 
ſchen Schule gelegt werben; barum bildet ber Zeichnungs » Unterricht, dann bie 
Mittheilung - von gewiſſen nügli—hen Kenntniffen mit eine Aufgabe berfelben. 

% ©. die im vorigen Paragraphen Note 1 angef. Verordnungen und Ent- 


2) An biefen Anftalten fällt der Iandwirthfchaftfiche Unterricht vollſtändig aus, 
) Demnach foll Augsburg vorzugsweiſe der Woll- und Baumwollfabrieation, 
dann der Runftweberei und Färberei, Munchen den Baugewerten und ben in bas 
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das Recht nicht benommen, eigene polytechnifche Schulen aus 
ihren Mitteln zu errichten. — Die genannten Anftalten ftehen in 
Unterordnung unter bie betreffende Kreisregierung unter ber Leis 
tung eines Rectors, ben ber König ernennt; im Verein mit ben 
Profeſſoren übt er bie Disciplin ). 

3) An der Spige bes technifchen Unterrichts in ber weitern 
Bedeutung bed Wortes fteht bie technifche Hochſchule, deren Stelle 
bie ftaatöwirthfchaftlichen Bacultäten ber Univerfitäten München 
und Würzburg vertreten. Sie follen für die Land- und Forſtwirth⸗ 
haft ſowohl, als für die Induftrie die höchſten Unterrichtsanftals 
ten bilben; von ihnen geht baher insbefonbere die Prüfung und 
Qualification ber Lehrer für die niederen technifchen Anftalten aus), 


1. Die Sefähigung zur Ausübung eines Gewerbes. 
8. 152. 
A. Ueberfigt. 


Wer irgend ein Gewerbe, fey es in eigenem Namen oder ald 
Gefchäftsführer ober Stellvertreter eines Anderen, 1) felbftänbig aus⸗ 
üben will, muß ben Nachweis liefern, daß er bie Befähigung dazu 
in vorfchriftömäßiger Weife erworben habe. Die Bedingungen, 
unter welchen diefer Nachweis als erbracht anzufehen iſt, find theils 
allgemein perfönliche, theils beſondere, und bie lehteren find wieder 
verſchieden, je nach Berfchiedenheit der Gewerbe, und zwar in fols 
genber Weiſe: 5 

4) Bei allen Handwerfen it zum Nachweife ber perfönlichen 
Befähigung erforberlich:: 


Artiſtiſche einichlagenden Gegenftänden, Nürnberg ben Guß- und Metallgewerten ac. 
feine Yufmertjamteit zuwenden; ſ. die ®. vom Febr. 1833 $. XI. 

%) Bergl. beffalls bie Satzungen der polytecnifchen Schule zu Münden v. 
1851 (Döl. Br. XXIV. ©. 422). 

5) M. €. v. 19 Aug. 1839 und v. 23 Nov. 1840 (Dil. Bo. XXIV. 
©. 184 ff.). 

9) Dasielbe gilt von dem Pichter eines veräußerlichen Gewerbes, ſ. die an- 
geführte B. v. 17 Dec. 1853 9. 70. 
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a) bie ordentliche Erlernung bes Handwerks bei einem, inlän- 

bifchen Gewerbömeifter 1°); 

b) die vorfchriftömäßige gefellenweife Ausübung besfeiben und 

c) bie Beſtehung einer Bähigfeitöprobe. 

2) Aehnliche Beringungen muß derjenige erfüllen — eine ge 
wife Lehr, und Servir-Zeit, dann Erftehung einer Prüfung — 
welcher ein Hanbelsgewerbe ausüben will; nur kann hier je 
nach Lage ber Verhaͤltniſſe leichter Dispenfation flattfinden. 

3) Die Befähigung zum Selbfibetriebe einer Fabrik iſt mır 
dann von einer Prüfung bedingt, wenn bie betreffende Kreisregie- 
rung eine ſolche ausnahmsweiſe für nöthig. erachtet. — Dasfelbe 
gilt von mehreren Geiwerben, bei welchen herfömmlich eine ge⸗ 
mwerbsmäßige Erlernung, fowie das Defeben einer Prüfung nicht 
geforbert wird ). 

Ausnahmsbeſtimmungen kommen zur "Anwendung 

a) für die Baugewerbe — Maurer, Zimmer: und Stein- 

megmeifter, fowie die Mühlärzte, wo ifte Verrichtungen nicht 
zu ben freien Gewerben gehören?) ; 

b) für die Apotheker, Bader und Hufbefchlagfchmiebe ); 

c) für die Schiffers und Flößer- Gewerbe, Die befonderen Ber 
dingungen für bie Tegteren richten ſich nach den für ben einzelnen 
Fluß geltenden Schifffahrte- und Floß⸗Ordnungen. 





"a) Wer bie Lehre im Anslande erfiehen will, bebarf hiezu der Bewilligung 
feiner Heimathbehörbe: f. Bollz. Verordnung v. 1853 $. 3. 

2) Bergl. bie B. v. 17 Dec. 1858 $. 69; fie rechnet dahin: bie Fragner, 
Oudler, Kleinkrämer, Salzfößler, Kästäufler, Priechler, Fiſcher, Lohnkutſcher, 
Fuhrleute, Boten, Wirihe, Garköche, Tändler, Antiquare, dann bie ſogenannten 
herumziehenden Gewerbe im Sinne der V. v. 2 Oct. 1816 (R. BL. ©. 683). 

) Die Prüfung ift nämli) von ihnen bei einer k. Kreisregierung zu er⸗ 
Reben, und zwar gefonbert für Gtäbte I. umb IT. Claſſe einerfeite, und für Gtäbte 
HL. Claſſe und Landgemeinden anderſeits. Die Aufgaben für bie erfle Kategorie 
gibt bie oberfle Baubehörde; jene für bie zweite das einfclägige Sreisbaur 
Bureau, und biefelße Behörde ſielt auch bie Prilfungszeuguiffe aus; f. bie angef.®. 
v. 1853 5. 66. 

*) Die befonvern für fie geltenden Borfepriften f. oben $- 117. 
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B. Die Befähigung zur Ausübung eines Handwertsinsbefondere. 


$. 153. 
1) Die Erlernung desfelben 1. 


1) Die Lehre fann bei jedem zur felbftändigen Ausübung ber 
rechtigten Meifter eritanden werben?). Die Wahl besjelben kommt 
demjenigen zu, bem gefeglih bie Sorge für bie Erziehung und 
Verforgung bes Lehrlinge obliegt. Bedingungen ber Aufnahme 
eines Lehrlings find: 

a) Vorlage eines Geburtsfcheines und eines Zeugniffes über 

erfolgreiche Schugpodenimpfung ; 

b) der Nachweis ber verordnungsmäßig erfüllten Schulpflicht. 
Zede Aufnahme muß binnen 14 Tagen ber zuftändigen Gewerbes 
poligeibehörbe und dem Vorftanbe des betreffenden Gewerbe-Bereins, 
wo ein folder befteht, unter Vorlage ber angeführten Zeugnifie 
und eines Heimathfcheines angezeigt werben. 

2) Die Lehrzeit beträgt 2 — 5 Jahre; innerhalb dieſer Gränzen 
wird fie für jedes einzelne Gewerbe durch bie befondern Sapungen 
feftgeftellt 3). Das Rechtsverhälmiß zwiſchen bem Lehrling und 
Meifter beftimmt ſich genauer nach bem Inhalte des Lehrver⸗ 
trags, der jeboch nichts enthalten darf, was ben gewerbpolizeilichen 
Vorſchriften oder den betehenben befonderen Gewerbsorbnungen 
„iberftreitet, oder bem Zwecke ber gewerblichen Ausbildung bes 
Lehrlings entgegen ift. 

Eine Aufhebung des Lehrvertrags vor Ablaufber Lehrzeit, reſp. 
vor Erreichung feines Zweckes, findet flatt: 

a) wenn ber eine oder andere Theil mit Tob abgeht, ober 

b) wenn fich beide Theile darüber verftändigen. — Ein einfei- 

tiges Zuruͤcktreten fteht den beiden Parteien nur aus befonderen 


4) Bergt. die augef. Bollzugs-Beroronung $$. 3 — 19, 
2) Jeder Meifter darf fo viele Lehrlinge aufnehmen , als bem Betriebe feines 
Gewerbes angemefjen find und er mit ber gehörigen Sorgfalt zu unterrichten ver- 


®) Ueber bie Vorausſetzungen, unter melden Ausnahmen flattfinben können, 
ſ. die Bollzuge-Berorbnuug $. 7. 
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Gründen frei, wie 3. B. dem Vertreter. des Lehrlings, wenn ber 
Meifter feine Pflichten gröblih vernachläffige, ober den Lehrling 
nicht zu befchäftigen vermag u. ſ. w. ). 

3) Zum Uebertritt des Lehrlinge in bie Kategorie der Gefellen 
ift feine Sreifagung erforderlich; dieſe aber iſt bedingt durch 
den Nachweis feiner Befähigung, ben er durch das Beftehen einer 
Prüfung und duch Anfertigung einer Gefellen-Arbeit zu liefern 
bat). Die Prüfung wird von einer Commiffion vorgenommen, 
welche unter Leitung einesf. Commiſſaͤrs aus einem Lehrer ber Ge 
werbfchule, ober wo eine folche ſich nicht befindet, aus einem Lehrer 
der beutfchen Schule und aus den Vorſtehern des betreffenden 
Gewerbe⸗Vereins, ober aus zwei Gewerbömeiftern gebildet ift®). 


$. 154. 
9 Die Befähigung zum Meifter. 


1) Der freigefagte Lehrling hat das erlernte Gewerbe in der 
Regel 5 Jahre lang, worunter 3 Jahre wirklicher Arbeitszeit fich 
befinden müflen, als Geſelle zu betreiben; wo, ob am Lehrorte 
oder auswärts, ob im In» oder im Auslande iſt ihm vegelmäßig frei 
gefteMt?). Die Rechte und Pflichten bes Gefellen einer- und bes 
Meiſters anderſeits beruhen theild auf allgemeinen gefeplichen Be— 
fimmungen (Geboten reſp. Verboten), theils auf freier Ueberein- 





*) ©. bie Bol. 8. 99. 13 und 14. 

3) Die Prüfung foll fih auf paffende Fragen über die gefammte Technik bes 
Gewerbes, feiner Stoffe, ber Werkzeuge und ihrer Anwendung, und wo biefes 
nach ber Natur ber Gewerbe nicht am Orte ift, auf Fragen aus der Mathema- 
dit, Phyſit und Chemie und auf Anfertigung einer Probejeichnung erfireden ; a. 
a. O. $. 17. 

©) Dos Zeugniß über die mit Erfolg beſtandene Prüfung wird von ber ein ⸗ 
ſchlagigen Diftrietepofigeibehörbe ausgeftellt, nachdem ihr die Commiffion das Ex- 
gebniß vorgelegt hat; a. a, O. 88. 17 — 19. Gleichzeitig mit dem Fähigfeits- 
zeugnif; wird das Arbeits. Buch ausgefellt, das fir den Inhaber zugleich 
Reiſe · Legitimation (Wander - Bud) ifl. 

4) Das Wandern if gefattet, nit geboten; über Die dehfalls zu beob ⸗ 
achtenden Vorſchriften |. bie mehrerwähnte Bollz. B. $. 22; — wegen ber Bor- 
forge für kranke @efellen |. a. a. OD. $. 32, 
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einkunft; Gegenfland der legteren ift insbeſondere die Dauer ber 
Verdingung, Lohn und BVerföftigung. 

2) Um endlich zum felbftändigen Betriebe eines Gewerbes zus 
gelaffen zu werben, muß ſich der Gefelle nach vollendeter Gefellen- 
zeit einer zweiten (ber Meifter-) Prüfung unterwerfen?), zu beren 
Vornahme bejonbere Commiffionen und zwar getheilt nach zwei Claſ⸗ 
fen beftehen. — Die Eommiffioner I. Elaffe werden nur in ben 
fogenannten unmittelbaren Stäbten, in welchen ſich eine poly- 
technifche oder Gewerbsſchule befindet, gebildet; bie Ilter Elaffe in 
allen fonftigen Orten, welche der Sig einer Diftrictöpolizeibehörbe 
find. Die Befähigungszeugniffe der erfteren ermächtigen zum Ges 
werbebetriebe in allen Gemeinden, jene ber Iegtern bloß in ben 
Stäbten Illter Elaffe und ben Landgemeinden. Zufammengefegt find 
bie Commiffionen 

a) aus einem von ber k. Regierung, K. b. I., zu beftimmenden 
Polizeibeamten ald Borftand ; 

b) aus zwei Mitgliedern des einfchlägigen Gewerbes — den 
Vorſtehern des Gewerbe⸗Vereins oder, wo ein folcher nicht befteht, 
aus zwei von ber Diftrictö-Polizeibehörbe zu beftimmenden Meis 

en; 

©) aus einem von ber Iegteren zu ernennenden Sachverftänbigen 
außer dem Gewerbe, wozu 

d) bei den Commiſſionen I. Elaffenod ein von ber Kreis- 
tegierung zu berufender und für die entfprechenden Gewerbe zu 
begeichnenber Lehrer der polytechnifchen oder Gewerbſchule 
kommt 3). 

Die Prüfung erſtreckt fich auf alle Erforberniffe des betreffenden 
Handwerks und theilt fich in münbliche Fragen aus allen Lehr⸗ 
gegenftänden , welche auf bie praftifche Ausübung des Gewerbe Bes 
zug haben; dann in Ablegung ber Bähigfeitöprobe, welche ſich auch 





2) Das Geſuch um Zufaffung zur Prüfung, einzureichen bei ber Diftricts- 
poligeibehörbe bes Heimathortes, muß mit allen ben Belegen verfehen ſeyn, welche 
den Nachweis liefern, daß bie ſämmtlichen Worbebingungen der Zulaſſung vorhan- 
den feyen; f. Vollz. 8. 5. 42. 

3), ©. ie Boll. B. 56. 37 und 38. Die Wahl ber Prüfungscommiffion 
iſt ben Bewerbern anpeitmgeftellt ($. 40). Cine Dispenfation von der Prilfung 
iſt nur dann ausnahmeweije zuläjfig, wenn ein bereits anfäffiger Gewerbsmeifter 
zu einem techniſch mahe verwandten Gemerbe übertreten will ($. 49). 
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auf Entwerfung von PVoranfchlägen über Arbeiten, welche dem bes 
treffenden Gewerbe angehören, auf eine Probearbeit zur Er⸗ 
mittlung ber Kenntnife des Candidaten bezüglich einer entſprechen⸗ 
den Rechnungsführung und, infoferne das Gewerbe eine Faͤhigkeit 
im Zeichnen erfordert, auf bie Anfertigung einer Zeichnung zu er 
fireden hat. — Die Eommiffion entfceidet nach Stimmenmehr- 
heit über die Befähigung. Ein für unbefähigt Exflärter Tann vor 
Ablauf eined Jahres nicht wieder zur Prüfung zugelaffen werben 4). 


III. Die Erwerbung eines Gewerbsrechtes. 
$. 155. 


D Im Allgemeinen. 


1) Um ein Gewerbe felbftändig ausüben zu fönnen, ift außer 
der genügenben Befähigung in ber Regel noch bie Erwerbung eines 
Gewerbörechtes nöthig. Unfere Gefehgebung kennt nun aber zweier 
lei Arten von Gewerbörechten, nämlich 

3) reale und rabicirte Gewerbe, bie erfteren felbftänbige 
Dbjerte, die Iegteren Zugehörungen eines Gebaͤudes, beibe 
dauernde, jeboch untheilhare Gegenftände bes Privatrechtes, 
vererblich und veraͤußerlich 1); 

b) perſönliche Gewerbsrechte ober Conceſſionen, 
die einem Individuum auf Lebensdauer zufommen?) und uns 
veräußerlich find. 

Die realen und radicirten Gewerbsrechte werben in ben For 
men des Privatrechtes, durch Erbſchaft, Kauf, Taufh u. |. w. 


%) Boll. V. 55. 44 — 48. Die Eommiffions-Mitglieber erhalten für ihre 
Miühemwaltung und Zeitverfiumniß eine angemefjene Remuneration, die aus Bei- 
trägen der Canbibaten (4 — 6 fl.) beftritten wirb. 

4) Nur jene Rechte können als ſolche gelten, welchen biefe Eigenſchaft ſchon 
zur Zeit ber Erlaffung bes Gemerbsgejeges (1825) zulam ; fie find an bie Ger 
meinbe gebunden, wo fie damals befanden; f. Bollz. B. 55. 81 — 83. 

2) Eine Ausnahme hievon macht bas Gewerbsgejeg (Art. 3) zu Gunften 
ber Wittwe und ber böslich verlaffenen Ehefrau; beiven ift geftattet, das Ge- 
werbe ihres Chemannes burd) einen befähigten Wertführer fortzufegen. 
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erworben. Die perfönlichen dagegen beruhen auf obrigfeitlicher 
(gewerbö -polizeilicher) Verleihung. — Die Erwerbung von 
realen ober rabichtten Gewerben ift von ber Zuftimmung ber Ge 
werböpoligeibehörde unabhängig; die Ausübung iſt auch Bier 
durch die Bewilligung der einfchlägigen Gewerböpolizeibehörde be⸗ 
dingt, bie nur unter der Vorausſetzung bes Nachweiſes des guten 
Leumundes und ber perfönlichen Befähigung bes Bewerbers ertheilt 
werben barf, und Die aus benfelben Gründen erlifcht und zurüds 
genommen werben Tann, aus welchen die Eonceffion zu einem per- 
fönlichen Gewerbe erliſcht. — Uebrigens ift darum Niemanden ver- 
wehrt, für fich und feine Angehörigen Arbeiten eines Ge 
werbes zu verfertigen oder durch feine Familienglieder und gebrö- 
beten Diener verfertigen zu laffen®). 

2) Eine Mobification erleiden diefe Säge bei den fogenann- 
ten freien Gewerben, zu deren Betrieb in ber Regel weder 
der Nachweis ber Befähigung, noch eine befonbere polizeiliche Ber 
willigung erforberlich ift. Welche Gewerbe als freie zu betrachten 
feyen, bejtimmt ſich nach ben jedes Ortes geltenden Verordnungen 
und Gewohnheiten. Insbeſondere Fonnen, außer der den Lanbleuten 
allenthalben frei gegebenen Leinweberei, ber freien Eoncurrenz ent- 
weber allgemein oder an einzelnen Orten überlaffen werben: 

a) die Hervorbringung von eigentlichen Kunftproducten, 

b) alle Arbeiten und Erzeugniffe, zu deren Berfertigung eine 
gewerbömäßige Erlernung und Vorübung nicht erforberlich ift, 
namentlich Diejenigen, welche zu den Gegenftänden des Lurus 
ober der. Mode gehören‘). 

Ausnahmöweife fann jedoch die Befähigung verlangt werben: 

a) wenn ber Betrieb des freien Gewerbes durch einen Nicht» 

befähigten in fanitätspoligeiliher Beziehung Bedenken un« 
terliegt; 


) B. die Bolzugs-Iuftruction $. 165. 

) Gewerbsgeiig Art. 8. Die Bol. Verordnung v. 17 Dec. 1853 zählt 
in $. 164 eine Reihe von ſolchen freien Erwerbsatten auf, und behält babe 
ausdrüdtich den Fortbeſtand derjenigen vor, welche bereit® vorher von den #, 
Minifterien dafür ertlärt waren. 
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4) wenn jemand den Nachweis, daß bie Bedingungen von 5. 6 
bes Heimathgeſetzes gegeben jeyen , auf den Betrieb einer 
freien Erwerbsart fügen will, und Zweifel über die Bes 
fähigung zum Betriebe obwalten. 

Ebenfo ift in mehreren Fällen der Betrieb einer freien Erwerber 
art duch die Löfung eines befonbern polizeilichen Licenzſcheines 
bedingt, ber jedoch ſtets widerruflich bleibt und darum an fi 
feinen Titel der Anfäffigmachung und der Heimath begründet. Ex 
iſt nöthig: 

a) überall da, wo ber Betrieb bes freien Gewerbes vom Nach⸗ 
weis ber Befähigung abhängt; fo wie 

#) dann, wenn jemand bie Exfordernifie des $. 6 des Heis 
mathgefeges auf ben Betrieb einer freien Erwerbsart grün 
det, auch wenn die Nothwenbigfeit eines befondern Faͤhig⸗ 
feitöbeweifes nicht gegeben ift; 

7) wenn bas betreffende Gewerbe in einem offenen Laden, 
ober auch nur mit öffentlicher Anfündigung oder mit Ges 
hülfen betrieben werden will; 

d) wenn ein biöher zünftiges Gewerbe dem freien Betriebe 
überlaffen wird, folange noch concefftonirte Meifter vorhans 
den find). 


$. 156. 
2) Bon den Eoncefflouen insbefondere. 


1) Die ErtHeilungeiner Gewerbsconceffion ift außer 
dem Nachweiſe ber perfönlichen Fähigfeit de Bewerbers noch 
weiter durch Die Berüdfichtigung des erforderlichen Nahrungsftandes 
fowohl des Bewerbers felbft als der ſchon vorhandenen Gewerbs⸗ 
genoflen und durch ben Nachweis ber fonftigen gefeplichen Exfor- 
derniſſe der Anfäffigmachung bedingt. Die Rüdficht auf den Nah— 
rungsſtand kann jedoch nur infoferne maßgebend feyn, als nicht 


5) ©. bie Boll. B. 98. 167 — 170. Ber eine freie Erwerboart auf 
fabritmäfige Beife im Großen betreibt, fann auf Wıfuchen vom ber einfchlägigen 
Kreisregierumg zur Führung der Begeichnung „Babrit“, ſowie einer Firma ermäd- 
tigt werben ($. 171). 
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hoͤhere Ruͤckſichten für das Intereſſe des Publicums und der Ges 
meinden, Ruͤckſichten der Staatspolizei und ſtaatsrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe entgegentreten!). Die Verleihung von Gewerbsconceſſtonen 
gebührt in der Regel in Stäbten und Märkten mit magiſtratiſcher 
Berfaffung den Magiftraten, in allen übrigen Gemeinden ben k. 
Landgerichten. Ausnahmsweiſe iſt indeſſen bei mehreren Bewerben 
bie Entſcheidung den k. Kreisregierungen, K. d. 3.9, ober wohl 
aud; ben Kammern der Finanzen 3) vorbehalten, und bei einigen 
Unternehmungen 4) {ft die f. Genehmigung erforderlich. 

2) Um ühr; Die Frage, ob einem angebrachten Eoncefflond- 
gefuche zu willfahren fey, entfcheiden zu können, ift jedes Geſuch *) 
vor allem 4 Wochen lang öffentlich amzufchlagen, find bann bie 
fpeciell als betheiligt bezeichneten Subjecte®) mit ihren Erinnerun⸗ 


) Im Erwägung biefer höheren Ridficten kann eine Gonceffion ertheilt 
werben, obwohl fie den Nahrungsftand der vorhandenen Meifter geführbet; fle 
Tann verfagt werben, obgleich ber Bewerber und feine Concurrenten ihren Nahrungs“ 
fand fünben; ſ. Boll. B. 9. 74 — 76. Bei der Conceſſion zur Aus- 
Übung realer unb rabicirter Gewerbe fällt die Berückichtigung bes Nahrungeftandes 
der Gewerbegenofien hinweg; der des Bewerbers lommt nur in foferne in Be- 
tracht, als er ſich anfäfftg machen will ($. 85). 

2) Ihnen kommt die Verleihung zu: a) bei erlebigten und nenen Apotheler- 
Conceffionen; b) bei neuen Bierbrauereien; c) bei neuen Stellwagen- und Boten- 
geihäften; d) bei erlebigten und neuen Buchdruckereien, lithographiſchen Anftalten, 
Buchhandlungen und Antiquariaten; e) zur Anlegung von Fabriken und Manu- 
facturen, insbefonbere zur Errichtung von Hochöfen umb Hütten, unb bei ber 
Wieberverleijung von erlebigten Conceffionen ber Art; f) bei erlebigten und nenen 
Großpandiungegefgäften; g) bei ber Gefattung fogenannter berumziehenber Ge- 
werbe; h) bei ber Anlegung und bem Betriebe neuer Mühlen an ſchiffbaren 
ober floßbaren Flüffen (Bolz. 8. $. 209). 

) Die Bewilligung zur Errichtung von Mafzmühlen fir ben eigenen Ge- 
brand ber Inhaber — Particular» Malmühlen — ſieht vorbehaltlich der t. 
Ermächtigung ihnen zu ($. 210). 

%) Diefe find: bie Errichtung und ber Betrieb von Eifenbahnen, der Damp 
ſchifffahrt, daun bie Conceffionirung von anonymen Geſellſchaften und Corpora- 
tionen ($. 211.). Im ben Fällen der lehteren Art wird don dem Erforberniffen 
der Anfäffigmachung abgefehen; will dieſe begriiubet werben, jo muß dieſes ge» 
ſoudert geſchehen. 

5) Das Geſuch wird in der Regel bei ber verleihenden Behörde zu Prototoll 
eflärt (Soll. 8, 5. 213). 

6) Die Vollz. Berorbn. führt in $. 217 biefe Subjecte einzeln auf; jeben- 
falls gehört überall da, mo durch die Conceſſion bie Anfäffigfeit begrliub 
fol, bie einfhlägige Gemeinbe hieher. 
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gen zu hören, und wo Zweifel obwalten, hat noch bie Einver- 
nahme des betreffenden Gewerbe und Handelsrathes, wo ein ſol⸗ 
her befteht, einzutreten. Gegen ben Beſchluß ber erfien Inftanz 
ift den Bewerbern und ben Betheiligten binnen 14 Tagen ein 
Recurs an die naͤchſt höhere Inſtanz — Kreiöregierung oder Mis 
nifterium — eröffnet?.. — Wenn ber Berleifungsbefchluß rechts⸗ 
Fräftig geworden ift, wird bie Gonceffiondurfunde auögefertigt und 
Die Eonceffion in die Gewerbömatrifel eingetragen®). 

3) Wer eine Eonceffion erlangt hat, hat damit das Recht 
zum Betriebe des in der Eonceffion bezeichneten Gewerbes erwor⸗ 
ben, und ift befugt gegen jede Beeinträchtigung Unbefugter, d. i. 
folcher , die entweder fein Gewerbörecht oder ein anderes befigen, 
den polizeilichen Schug in Anfpruch zu nehmen. In dem Gewerbs- 
rechte liegen aber insbefondere folgende Befugniffe: 

a) zur Ausübung des Gewerbes Gefellen und andere Arbeitös 
gehüffen aufzunehmen ; 

b) jeder Arbeitöbeftelung zu entſprechen, gleichviel woher fie 
komme; 

c) mit den ſelbſtgefertigten Producten und Waaren Handel zu 
treiben, und zu diefem Zwecke am Gewerbsſitze einen offenen 
Laden zu haltenꝰ). Das Recht, an dritten Orten Nieber- 
lagen zu errichten, ift von einer befonderen gewerbspolizei⸗ 
lichen Bewilligung abhängig '9. 

4) Die Gewerbsconcefitonen erlöfchen 


?, S. das Gewerbegefeg Art. 10 Nr. 2. 

®) Bollz.;Berorbn. $. 227; wegen der Tazen |. das Gewerbsgeſetz v. 1825 
Art. 11 und die dazu erlaffenen M. €. €. (6. ©. II. ©, 80 Ne a — g). 

9) S. die Bolz. Inſit. $. 88 ff. Nicht geſtattet ift: ber Haufirhaudel und 
der Verlauf von Producten, die ber Verfäufer nicht felbft gefertigt hat (66. 97 
und 98,). Wegen der Berhältniffeder Haublungsreifendenund Agenten 
entſcheidet die ®. v. 9 Febr. 1844 (9. 8. III. ©. 143). 

10) Diefe Bewilligung geht entweder von der Unter-Behörbe ober ber Kreie- 
regierung ans, je nachdem bie Gewerbs-Conceffion von ber einen ober anderen 
erteilt if; der Verkauf am Orte der Niederlage kann entweber durch Gehülfen, 
bie im Dienfte des Gewerbsinhabers ſtehen, ober durch Perfonen, die am Rier 
berlageorte anfäffig find, geſchehen (Bollz. Juſtt. 5. 100). 
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a) durch ben Tod des Erwerbers, vorbehaltlich bes oben erwähn- 
ten Rechtes ber Wittwe; 

b) durch einen vor ber zuitänbigen Obrigfeit erklärten Verzicht, 
bem 

e) eine fünfiährige freiwillige Unterlafjung bes Betriebs gleich 
fteht; enblich kann 

d) die Ausübung des Gewerbes wegen Mißbrauchs, beharclichen 
Ungehorfams oder Wiberfeglichkeit gegen obrigfeitliche Anord- 
nungen in Gewerbsſachen von ber zuflänbigen Behörde zur 

* Strafe entweder auf beftimmte Zeit eingeftellt ober nad) 
Umftänden die Conceffion gänzlich eingezogen werben 11), 


$. 157. 
y 
-IV. Die Gewerbs-Bereine. 


1) Die Genoffen eines ober mehrerer verwandter Gewerbe 
— Meifter und Pächter — , bie früher zünftig betrieben wurden ), 
bilden wie früher eine Innung, fo jegt einen Gewerböverein und 
zwar zu folgenden Zweden: 
a) zur Verbreitung nüglicher Kenntniffe unter den Vereinsglie⸗ 
bem; 
b) zur Erleichterung der Ausbildung in ben Gewerben; 
e) zur entfprechenben Aufficht auf Lehrlinge, Gefellen und Ge— 
hülfen; 
d) zur geordneten Verwaltung und nüplichen Verwendung des 
BVereinsvermögend ; 
e) zur Unterftügung dürftiger Vereinsangehöriger 2). 
Zur Bildung eines Vereins, deſſen Sprengel ſich in der Regel 


1) &, das Gewerbögefeg Art. 6; verſchieden won bem letzteren Falle ift 
vie Einziefung bes Gewerbörectes durch Uriheil bes Strafgerichts (vgl. das 
Steafgefegbuch Theil I Art. 33.), 

4) Den Genoffen der freien Gewerbe ift die Bildung von Gemerbövereinen 
in der Regel; geftattet, aber micht geboten (Bollz. Inſtr. $. 104). 

2) ©. das Gewerbsgeſetz Art. 7 und bie Vollzugs ⸗ Inſtr. 5. 108 
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über einen Poltzeidiftrict erſtrecken ) und deſſen Sig mit dem Sige 
der DiftrictSpoligeibehörde zufammentreffen fol, werden regelmäßig 
412 Gewerbömeifter von einem und bemfelben Gewerbe erfordert. 
2) Die Gewerbövereine erledigen ihre Geſchaͤfte theils in den 
Bereind:Berfammlungen!) durch Beſchlüſſe der Mitglieder, theils 
durch zwei befondere aus ihrer Mitte auf je 2 Jahre gewählte 
Vorſteher. Alljaͤhrlich am Bereinstagewird die Stelle deseiun Bor 
ſtehers, ber bereitd 2 Jahre fungirte, durch eine neue Wahl befegt>). 
Der Austretende ift wieder wählbar, kann jedoch die Wahl ablehnen. 
Ale Angelegenheiten des Vereins, die nicht ausdrüdlich ber 
Vereinsverſammlung vorbehalten find), werden durch die Borfteher 
beforgt, und bie Vereinsgenoffen find ihnen hiebei Achtung und 
Gehorfam ſchuldig. — 
3) Die Einnahmen des Bereind?), bie ihm bie zur Exreis 
hung feiner Zwecke nöthigen Gelbmittel liefern, fließen 
a) aus ben Zinfen und Renten bes Bereinsvermögeng ; 
b) aus den Eintrittögebühten, dann ben ordentlichen Beiträgen 
der Vereinsglieder, und aus Gelbbußen; 
c) aus ben regelmäßigen periodifchen Beiträgen der Gefellen zur 
Unterftügung ber wanbernben ober kranken Genoflen; 
d) aus Schenkungen und Vermaͤchtniſſen; 
e) aus auferorbentlichen Beiträgen ber Bereinsmitglieberd). 


) Er kann, wenn bas Gewerbe im Diſtriet fehr zahlreich vertreten ifl, 
auch Heiner als biefer ſeyn, fo daß der Diftriet in mehrere Bereinsfpreugel ge- 
theilt wird; er kann abge auch mehrere Diftricte, ja (wie bei ben Buchdruckern) 
ben ganzen Kreis umfaflen. 

4) Ieber Berein foll ordentlicher Weife alljäßrlic und zwar am Jahrestage 
eine Verſammlung halten (Boll. Juſtr. 6. 123). 

5) Das erftemal beſtimmt fid ber Austritt durchs Loos. Neben bem Bor- 
ſtehern werben auf biefelbe Zeit 2 Erfagmänner gewählt. 

6) Auer ber Wahl der Vorſteher gehören allgemein dahin: a) bie Beil 
fegung bes Jahresetats der Einnahmen und Ausgaben; b) die Genehmigung von 
Ausgaben, welche nicht ſchon durch bie beftehenben Berorbnungen als Bereing- 
Ausgaben anerkannt find; c) die Feſtſtellung ber Dedungsmittel der Ausgaben; 
dA» jebe Veräußerung und Verpfändung bes Bereinsvermögens; e) bie Abhör 
ber Bereinsredinungen, 

) Worin bie Angaben bes Vereins beſtehen, ergibt fi mittelbar aus 
der Auffügrung feiner Zwecke (Boll; Inſtr. $. 129). 

> .2) Bil. Juſtt. g. 130. 
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Die Verwaltung bed Vermögens , forte Die Verrechnung esfelben 
iſt Sache ber Vorfteher. If dasſelbe bedeutend, fo kann ein be 
fonberer Rechnungsführer aufgeftellt werben, für deſſen Gefchäfts- 
führung jedoch bie Vorfteher verantwortlich find 9. 

4) Die Gewerbs-Vereine ftehen unter fländiger Aufficht und 
Leitung, fowie unter dem Schug der einfchlägigen Diftrictöpolizeis 
behörbe , welche einen Beamten aus ihrer Mitte als Vereins» Eoms 
miffär aufftelt. Ihm Liegt e8 ob bafür zu forgen, daß ber 
Verein feinen Verbinblichfeiten genüge und ſich innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Schranfen bewege. Er erfcheint baher entweder felbft oder ” 
durch einen Stellvertreter bei ben Vereinsverfammlungen und führt 
in benfelben ben Vorfig'). 


$. 158. 
V. Die Gemerbs-Prisilegien. 


Für neue oderim Königreiche noch nicht angewandte Entdeckun⸗ 
gen, Erfindungen und Verbefferungen im Gebiete ber Gewerbe übers 
haupt werben auf Anfuchen unter gewiſſen Bebingungen Privilegienmit 
ausſchließender Wirkung für einen beftimmten Zeitraum von höch⸗ 
tens 15 Jahren ertheilt, nach befien Ablauf bie Entdeckung, 
Erfindung oder Verbefferung Gemeingut wird '). 

1) Die Bedingungen der Extheilung find: 

a) daß der Gegenftand ber Entdedung, reſp. Verbeſſerung, betreffe 
fie ein neues Fabricat, oder ein neues Fabricationsmittel oder 
eine neue Fabricationsmethode, neu und eigenthümlich ift, ober 
daß bie angebrachte Aenderung etwas neues und eigenthuͤm⸗ 
liches enthält, und 


) Bollz. Inſtt. $. 119 Pr. 11 und 12, bann 95. 181 und 132, 

4) Bollz. Juſtr. 99. 113 — 115, dann 99. 121 und 124. Der Com» 
miſſar verfieht feine Function unentgeltlich; nur da, wo der Vereingfig nicht am 
Sib der Behörde ſich befindet, in ipm bie Aufrechnung ber regulatiomäfigen 
Diäten geftattet, 

4) ©, das Gcwerbögejeg Art. I Abſ. 1 und bie Vollz. Inſtr. $. 172 fi. 

Voezl, bayer. Verwaltungsrecht, 21 
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b) daß berfelbe von folcher Bedeutſamkeit fen, daß Die Entdedung, 
Erfindung oder Berbefferung einen gemeinnützigen mefentlichen 
Einfluß zu äußern vermag. 

Iſt der Gefuchfteller ein Ausländer, fo if noch weiter erforbers 

lich, daß 

ec) ber zu privilegirende Gegenftand im Auslande noch unter 
dem Schuge eines Gewerbsprivilegiums fleht?). 

2) Die Geſuche um Gewerböprivilegien find an das Handels- 
miniſterium zu richten, und müffen, wenn fie Berüdfichtigung finden 
follen, mit einer ins Einzelne gehenden und getreuen Befchreibung 
bed Gegenflandes ber Erfindung begleitet feyn. Jedem Gefuche 
muß zubem die entfprechende Tare®) und ber gefegliche Stempel 
(3 fll.) beiliegen). — Dem Ermeſſen des Minifteriums bleibt 
vorbehalten, eine vorgängige Unterfuchung über das Vorhandenſeyn 
ber erwähnten Vorbebingungen anzuordnen, ohne daß dadurch bie 
Haftung des Gefuchftellers für bie Neuheit und Eigenthümlichkeit 
aufgehoben ober geändert würde. — Ueber jede Extheilung eines 
Gewerbs-Privilegiums wird eine Urkunde ausgefertigt, welche ben 
Berechtigten, den Gegenftand und die Dauer des Privilegiums ges 
nau angibt, und ber wefentliche Inhalt berfelben wird zugleich 
durch das Regierungsblatt öffentlich befannt gemacht. 

3) Der Erwerber eines Gewerbsprivilegiums hat das aus» 
ſchließliche Recht, bie ihm ertheilten Befugniffe unter Beobachtung 
ber beftehenben Gefepe und Verordnungen auszuüben und zu Dies 


2) Die erſteren nennt bie Vollz. Inſtr. Erfindungs-, bie legteren Ein 
führungs-Privilegien. 

3) Die Tage beftimmt fid) nad) ber Zeitbauer bes Privilegiums, fo daß für 
1 Jahr 25 fl., für 2 Jahre 30 fl., fir 3 Jahre 40 fl., für 4 Jahre 50 fl., 
für 5 Jahre 60 fl., für 6 Jahre 70 fl, für 7 Sabre 90 fl, für 8- Jahre 
110 f., für 9 Sahre 130 fl., für 10 Jahre 150 fl., für 11 Sabre 175 fl, 
für 12 Jahre 200 fl., für 13 Iahre 225 fl., fr 14 Jahre 250 fl., für 15 
Jahre 275 fl. zu entrichten find. Das Einkommen aus biefen Tagen wird zu 
Gewerbsunterftiigungen verwendet. 

4) Die Zeit ber Uebergabe bes Geſuchs entſcheidet Über bie Priorität; fie 
iſt daher auf jebem Gefuche vorzumerlen und bem SPetenten auf Berlangen zu 
Hefcheinigen. 
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fem Zwecke Gewerbsanlagen in beliebiger Zahl zu errichten und 
Hülfsarbeiter aufzunehmen’). Sein Recht ift veräußerlih, und 
geht im Todesfalle auf feine Erben über. Eingriffe in bie Ber 
fugniffe der ‘Privilegieninhaber werden mit einer Geldbuße von 100 
bis 500 fl. beftraft, wovon jedesmal die eine Hälfte dem Betheis 
ligten, Die andere bem Armenfonbe des Ortes, wo ber Eingriff 
entbeckt wurde, zufallen fol. Nebftdem werden bie dem Privilegium 
zuwider nachgemachten oder eingeführten Gegenftände zum Vortheile 
des Privilegienbefigerd confiscirt®). 

4) Gewerböprivilegien erlöfchen, abgefehen von ben Fällen, 
wo biefelben wegen Mangels ber Borausfegungen ald umvirkfam 
erſcheinen, oder wo die Zeit abgelaufen ift: 

a) wenn der Inhaber eines Erfindungsprivilegiums nicht binnen 

3 Jahren, ober foferne das Privilegium auf weniger ald 6 

Jahre ertheilt worben ift, binnen ber erſten Hälfte bes Zeits 

raums, ober wenn ber Inhaber eines Einführungspriviles 

giums nicht binnen Jahresfrift die Ausführung desfelben bes 
wirkt und dem Hanbdelöminifterium nachgewiefen hat; 
b) wenn bie Ausführung 2 Jahre lang aufgegeben worden ift; 
ce) wenn bei Einführungsprivilegien das Patent, unter deſſen 

Schu der privilegirte Gegenftand im Auslande fteht, außer 

Wirkung tritt; 

d) wenn in Beftgänderungsfällen bie vorgefchriebene Anzeige an 
bas Handelöminiftertum nicht binnen 3 Monaten erftattet 
wird?), 


5) Et erlangt jedoch burd) das Privilegium bie Befugniß zur felbfänbigen 
Ausübung des Gewerbes, in das ber patentirte Gegenfland einſchlägt, eben fo 
wenig, als ihm baraus ein gefeglicher Titel zur Anſäſſigmachung erwächst. 

6) Gewerkögefeg Art, 9. Abf. 2. Der obrigfeitlihe Schutz gegen Eingriffe 
ift fowohl auf Aurufen bes Berechtigten als non Amtswegen zu gewähren. (Vollz. 
Zufte. $. 197.) 

7) Bollz. Iuftr. $. 199. Daß ber Berechtigte amsbrildtic auf fein Redit 
verzichten könne, verſteht fih von ſelbſt. 


21* 
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$. 159. 
VI. Andere Anflalten zur Förderung der Induftrie. 


Außer den bisher befprochenen Einrichtungen zur Förderung 
ber gewerblichen Intereſſen verdienen noch folgende erwähnt zu 
werben: 

1) die Induftrie-Ausftellungen, die entweder als 
allgemeine (deutfche ober bayerifche), oder als beiondere für einzelne 
Kreife oder Orte angeorbnet werben können. Als Zwede und 
Bortheile, welche man babei zu erreichen fucht, werden bezeichnet: 

a) daß fie den Kunſt⸗ und Gewerbfleiß anregen, indem fie ben 
tüchtigen Gewerbömeiftern Gelegenheit verfchaffen, den Er— 
zeugniſſen ihres Fleißes die Empfehlung der öffentlichen Ans 
erfennung unb in Folge berfelden neue Abfagwege zu eröff⸗ 
nen; 

b) daß fie eine Ueberficht des Standes der Induftrie im Aus- 

ftellungsgebiete, die Beurtheilung biefes Zuftandes erleichtern 

und die Vorurtheile gegen biefelbe berichtigen t). 

2) Damit verwandt find ftändige Induſtrie- und Ge 
werbehallen?). 

3) Aehnlich wie ber Iandwirthfchaftliche Verein für bie Land- 
wirthfchaft wirft der polytechnifche Verein für bie Induſtrie, 
indem er theils durch mündliche Vorträge in feinen Berfammlungen, 
theild durch Herausgabe einer periobifchen Schrift — des Kunfts 
und Gewerbeblattes — für Verbreitung gemeinnügiger Kenntniſſe 
thätig ift?). 

4) Zu gleichem Behufe befteht ein befonberer Privatverein zu 
Münden — der Berein zur Ausbilbung ber Gewerke —, 


S. A. €. v. 16 Aug. 1830 u. a. (DA. Bb. XIV. S. 2202 ff.), dann 
bie auf fpätere Ausftellungen bezügl. Worfchriften bei Döllinger Bo. XXVII. ©. 
1189 fi. 

2) S. M. €. v. 23 Det. 1849, durch melde bie Satzungen bes Iabuftrier 
Halle-Bereins in Mainz zur Beachtung mitgetheilt wurben (DBU. Bd. KXVIN. 
©. 1147). 

3) Der Berein befteht feit 1816; f. bie betreffenden pofitiven Beſtimmungen 
bei Dölinger Bd. XIV. &. 2206 fi. 
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ber ſich die Vernollffommnung aller jener deutfchen Gewerke, deren 
Erzeugniffe dur Anwendung wahrer Gewerbskunſt und gefchmads 
voller, kuͤnſtleriſch Ddargeftellter Formen einer höheren Ausbildung 
in Bezug auf Zwedmäßigfeit und Schönheit fähig find, zur Aufs 
gabe gemacht hat‘). Andere Staatseinrichtungen Fönnen neben ihrer 
wefentlichen Beftimmung zugleich der Foͤrderung ber Induftrie Dies 
nen. Dahin gehören insbefondere bie Zolleinrichtungen (Eingangs⸗, 
Ruͤck⸗Zoͤlle), von denen fpäter genauer gefprochen werben fol). 


VI. Organe zur Vertretung der indufriellen Intereffen. 
$. 160. 


1) Die Gewerb-, Fabrit- und Handelsräthe. 


In allen größeren Stäbten bed Königreichs, wo fich eine ents 
fprechende Anzahl von Gewerbtreibenden befindet, find nach Bes 
bürfnig Gewerb⸗, Fabrik⸗ und Handelsräthe zu bilden). 

1) Der Gewerberath, in ber Regel aus 7, ausnahme- 
weife aus 9 ober 11 Mitgliedern beſtehend, wird von den ihre Ge⸗ 
werböbefugniffe wirklich ausuͤbenden Gewerbsmeiftern aus ihrer 
Mitte jedesmal auf? Jahre gewählt?), Derfelbe Hat die Intereffen 
bes Handiwerferftandes feines Bezirkes wahrzunehmen, die zur Förs 
derung der Gewerbe geeigneten Einrichtungen zu berathen und den 
Vermaltungsftellen zur Kenntniß zu bringen, fowie bie verlangten 


*) ©. bie Satzungen desſelben v. 6. Dec. 1850 bei Döllinger Bd. XXVIII. 
S. 1169 ff. Verwandt damit ift ber Verein zur Verbreitung nültzlicher Kenntuiffe 
durch gemeinfaßliche Schriften (f. ebend. ©. 1175 ff.). 

») ©. aud noch A. €, v. 15 März 1852, die Verbindung der Naturwifjen- 
ſchaft mir der Technik, vefp. die Errichtung einer naturwifſenſchafilich techniſchen 
Commiffton bei der f. Alabemie ber Wiffenfchafeen (Döll. Bd. XXVIII. ©, 
1179). 

4) Im melden Stäbten biefes zu geichehen habe, barliber beftimmt nad 
Einvernahme ber untergeorbneten Behörden und Stellen das Handelsminifterium. 
Ueber die erſte Einführung biefer Organe f. die f. Verordnungen v. 3. Aug. 
1848, dann v. 27. Jaun. 1850 (9. B. IV. ©. 364 und 8. VI. ©. 306). 

2) Wäpfbar if, wer 30 Jahre alt iſt und fein Gewerbe 3 Jahre treibt; 
alle zwei Jahre wird bie Hälfte nen gewählt. 
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Auffchlüffe und Gutachten zu ertheilen. Ex wird mit feinen Ans 
fichten und Vorfchlägen in allen Angelegenheiten gehört, bei denen 
es fih um Anordnungen handelt, welche auf die beftehenden Ders 
hältniffe des Gewerbftandes einen erheblichen Einfluß äußern, und 
fol auch in einzelnen Fällen von befonderer Bedeutung gutachtlich 
vernommen werben. Der Gewerberath wählt aus feiner Mitte 
nad) abfoluter Mehrheit auf je 1 Jahr einen Vorfigenden und eir 
nen Stellvertreter). 

2) Der Fabrikrath wird in gleicher Zahl und nad ana- 
logen Grundfägen wie ber Gewerberath gebildet, Ihm liegt bie 
Wahrnehmung ber Intereffen der Fabrifinduftrie des Bezirks ob; 
er tritt zu Diefem Zwecke einerfeit8 aus eigenem Antriebe in Thätig« 
keit, und ertheilt anderſeits die Aufſchlüſſe und Gutachten, welche 
die Verwaltungsftelen von ihm verlangen. Ex hat befondere Sorge 
den Berhältnifien ber Babrifgehülfen und Babrifarbeiter zuzu— 
menden und fich die Verbefferung der Lage bderfelben in öfonomis 
ſcher und fittlicher Beziehung als eine Hauptaufgabe zu fielen. Er 
wird enblich mit feinen Anfichten und Vorfchlägen gehört, wenn es 
ſich um Anordnungen handelt, welche auf den Fabrikbetrieb einen 
erheblichen Einfluß äußern‘). 

3) Die Mitglieder des Handelsſtandes wählen aus ihrer 
Mitte ben Handelsrath, ber die Regierung in ber Förderung 
des Handels und in ber Befeitigung ber feinem Aufblühen ent» 
gegenftehenden Hinberniffe durch feinen Rath und feine Mitwirfung 
unterftügen fol. Er ift demgemäß verpflichtet, über Gegenftände 
bes Handels Gutachten und Aufklärung zu geben. Bei ber Aufs 
ftellung vereibeter Mäfler und Senfale, bei Feftfegung von Spe— 
bitions-Orbnungen und der Gebührentarife ber Schröter, Güterlaber 
2. 2. in dem betreffenden Bezirk wird er mit feinen Erinnerungen 
gehört. Ihm kann die Aufficht auf zweckmäßige Ausführung und 


3) Bol.-Inftr. 55. 126 — 148. 

°) Bollz. Inſtr. 55. 149 — 151. Den Fabritanten eines Bezirke, fir bie 
ein Handelsrath gebilbet ift ober wird, fieht es frei ſich bem Banbelsrathe anzu- 
Schießen (5. 185). 
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Verwaltung öffentlicher auf den Handel und die Schifffahrt ber 
zuͤglicher Anftalten übertragen werben). 

Gemeinfame Angelegenheiten der verfchiebenen Kreife fünnen 
von ben betreffenden Organen gemeinfchaftlich berathen und erledigt 
werben. 


8. 161. 


2) Die Gewerbe und Handelstammernt). 


1) Aus ben Vorfigenden und Stelvertretern fammtlicher in 
einem Regierungsbezirke befindlichen Gewerbs⸗, Fabrif- und Han 
delsraͤthe bildet fiheine E reis» Gewerbs⸗ und Handelskam— 
mer, bie alljährlich am 15 Jänner am Sige derk. Regierung, K. d. 
J., ober wenn eine andere Stadt des Kreifes eine größere indus 
ſtrielle Bedeutung hat, in biefer Stadt zu einer in ber Regel nicht 
über 10 Tage dauernden Verfammlung zufammentritt2), — Für 
bie. Dauer ihrer Verſammlung wählen die Mitglieder aus ihrer 
Mitte einen Borfigenden, einen Stellvertreter besfelben und einen 
Schriftführer nach einfacher Stimmenmehrheit, 

2) Die Kreis⸗Gewerbs⸗ und Handelskammer hat die Intereffeu 
der Inbufttieund bed Handels in dem betreffenden Regierunge- 
bezirke wahrzunehmen. Sie wird, infoweit es bie Verhaͤltniſſe ges 
ftatten, mit ihrem Gutachten bei allen Gegenftänden vernommen, 
welche dieſe Intereffen wefentlich berüßren. Sie hat insbefondere 
einen Jahres-Hauptbericht über bie Lage, bie Verhältniffe und die 
Beduͤrfniſſe ber Induſtrie zu erflatten, dabei ihre Hierauf bezüglichen 


5) Bol. Iufte. 55. 159 —154. Dem Hanbelsrathe kann mit Genehmi- 
gung ber Difirictspofigeibehörbe zugleich bie Function ber Vorſteher des Handels 
gremiums übertragen werben., 

4) Auch fie find durch die Verorbuung dv. 27 Jän. 1850 zuerft eingeführt 
worben. (9. B. VI. &. 311); vergl. bie Vollz. Iuftr. v. 17 Dec. 1853 96. 
156 — 162. 

2) Dem Staatsminiflerium ift das Recht vorbehalten, in ben Fällen, wo 
eine eoncentrirte Beratung Über Gegenflände der gewerblichen Inbuftrie und des 
Handels fir angemeffen erachtet wird, eine ſolche Berufung von Sadverftänbigen 
und inebeſondere von Abgeordneten ber Gewerbs- und Handelskammern ober 
einzelner Abtheilungen berfelben herbeizuführen. 
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Wuͤnſche und Anträge zu entwideln und diefen Bericht unmittelbar 
an das Handelöminifterium einzufenben. 

Um dieſer ihrer Aufgabe genügen zu können, iſt biefelbe 
befugt, über Gegenftände ihres Wirkungskreiſes alle erforderlichen 
Correſpondenzen zu führen. 

3) Die Abftimmung in ber Gewerb8- und Handelsfammer 
geſchieht in der Art, daß die anweſenden Mitglieder des Gemwerbs-, 
bes Fabrik⸗ und Handelsftandes gefonbert fiimmen, und es ift ein 
gemeinfamer Beſchluß der Gewerbs- und Handeldfammer nur bann 
vorhanden, wenn bie Mehrheit einer jeden biefer Kategorien mit 
dem Befchluffe einverftanden ift, wo nicht, fo liegen bloß gefonderte 
Beſchluͤſſe bes Gewerbe, »Babrifanten- und Handelsſtandes vor. Die 
Mitglieder, die nicht am Berfammlungs +» Orte felbft wohnen, er · 
halten Reife-Entfchädigungen und Diäten gleich ben Landrathsmit⸗ 
gliedern ®). 


DI. Titel. 
Die Förderung und Unterftügung bes Handels und Verkehr‘). 
8. 162. 
Einleitende Bemerkungen. 


Der Berfehr unter den Staatdangehörigen überhaupt, fo wie 
der Güter-Umfag und ber Handel im engeren Sinne, d. i. ber 
gewerbsmäßige Betrieb von Kaufs- und Verkaufs-Gefchäften erfor 
dert eine Reihe von Staatseinrichtungen und Anftalten, theild um 
benfelben im allgemeinen moͤglich zu machen, theild um ihn zu 
fördern und zu erleichtern‘. 


3) Die einzelnen Kreiv-Gewerbs- und Handelskammern find befugt, ſich ihre 
Gefhäfts- Orbnung zu geben. — Wir haben bie zulegt beſprochenen Organe 
fon am biefem Orte genauer und vollflänbig bargeftellt, obwohl fie zum Theil 
amter ben folgenten Titel fallen, weil e8 der Bufammenhang der Sache und bie 
Rüdficht auf Vermeidung von Wiederholungen forberte. 

YR. v. Mohl, bie Polizei-Wiffenigaft, B. II. S. 379 ff. 

2) Das, was im Interefje bes Verkehrs überhaupt von Staatswegen geſchieht, 
nätgt natikcfich auch dem Handel, ohne daß ſich biefes auch umgekehrt behaupten ließe. 
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Zu den Einrichtungen und Anfalten, welche bem Verkehr 
überhaupt dienen, gehören aber hauptfächlich folgende: 
4) die Eommunicationsmittel, — (Land und Waffer-) Strafen, 
Eifenbahnen u. ſ. w.; 
2) die Verkehrs⸗Anſtalten — Pot, Eifenbahnen, Boten —; 
3) die zum GüterUmtaufh und zur Preisbeftiimmung nöthigen 
Mittel und Einrichtungen — Maß, Gewicht, Geld, Märkte, 
In Bezug auf ben Handel und feine Beurtheilung von Seite 
bes Staates gelten ähnliche Grunbfäge, wie bezüglich ber Gewerbe. 
Hier wie bort handelt es fih vor allem um Verbreitung von 
Kenntniffen und Sertigfeiten, die zum Betrieb bes Handels nuͤtzlich 
find, dann um bie Aneignung der Befähigung; auch hier hat ber 
Befähigte fich das Recht zum Betriebe erft Durch den Erwerb eines 
Hanbelörechtes zu verfhaffen!). Wir werben bie verfchiebenen hie⸗ 
her gehörigen Materien in ber oben aufgeführten Ordnung näher 
entwideln. 


A. Auftalten und Einrichtungen im Jutereſſe des Verkehrs 
überhaupt. 


1. Die Communications-Mitiel*) 
1) Die Sandfiraßen. 
8. 163. 
3) Deren Serfellung. 


Deffentlihe Wege (Landftraßen) find diejenigen, welche bem 
allgemeinen Gebrauche dienen und diefem nicht kraft Privatrechts 
entzogen werben fönnen. Je nach ber Wichtigfeit ihrer Zweck⸗ 
beftimmung bezeichnet‘ fie unfere Geſetzgebung als Staats⸗, Kreis⸗, 
und Diſtricts⸗Straßen oder als Gemeinde-Wege‘). Die beiden 


) Bon ben Organen zur Bertretung ber befonbern commerciellen Intereſſen 
war bereits in ben unmittelbar vorhergehenben Paragraphen (55. 160 und 161) 
bie Rebe. 

®) Freiherr v. Pechmann, über ben frühern und gegenwärtigen Zuftanb des 
Baffer- und Straßenbaues im Königreich Bayeın. Münden 1822, 8. 

4) ©, über biefe Ausſcheidung M. €. v. 18 Behr. 1835 (DA. Ob. XVI. 
5.79). 
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erſtern Arten von Straßen werden aus Eentralfonds?), bie Diſtriets⸗ 
Straßen aus ben Mitteln der betreffenden Diftricte, die Gemeinde 
wege von ben Gemeinden innerhalb ihrer Markungen hergeſtellt 
und unterhalten. Die Grundfäge, nach welchen bei der Anlegung 
und Herftellung der Straßen zu verfahren ift, find theils Chau-) 
technifche, theils rechtliche; bie letzteren Hauptfächlich find esnatiir- 
lich, mit denen wir es bier zu thun haben. 

1) Ueber die Nothwendigfeit der Anlage einer Straße ents 
ſcheidet die Staatsregierung, und zwar geht die Entfcheidung, wenn 
es fih um Staats» ober Kreisftragen handelt, vom Monarchen 
aus, bei Diftrictöftraßen von ben Kreisregierungen, K. d. J., 
bei ben Gemeinbewegen von ber betreffenden Diſtricts-Verwaltungs⸗ 
Behörde unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung ber einfchlägigen 
Repräfentativ, Organes). Iſt dieſe Notwendigkeit anerkannt, fo 
ift e8 in ber Regel auch geftattet, das Privateigenthum, in fo 
weit e8 zur Anlegung ber Straße umerläßlich nöthig ift, gegen 
Entſchaͤdigung in Anſpruch zu nehmen®e), 

2) Die Bauführung ift Sache ber Techniker und ber ihnen 
untergeorbneten Organe; bie wefentlichen, babei zu beobachtenden 
Grundfäge find denſelben in ben befonbern für fie erlaffenen Ins 
ftruetionen vorgezeichnet‘). — Dabei ift namentlich auch für bie 
Aufftellung und Erhaltung der Stunden-Säulen, fowie ber 
Ortstafeln und Wegweifer, ſowie für Errichtung von Bruftmauern 
oder Geländern an fteilen Abhängen von ben Polizeibehörben Sorge 


2) Ein eben (October 1855) vorgelegter Gejegentwurf ſchlägt vor, daß bie 
Kreisfiragen in Zukunft eine Kreielaft bilden. 

3) Bei Strafen, bie file bie Sanbesvertheibigung von Wichtigfeit find, hat 
vorheriges Benehmen mit ven Militärbehörben ſtattzufinden. Döll. B. XVL ©. 
589 — 91. 

32) File Anlegung von Gemeinbewegen kann bie Abtretung von Grund» 
eigenthum nicht erzwungen werben (f. das Geſetz, bie Bwangsabtretung betr. 
rt. J. A. Nr. 5 in meiner Samml. &. 27.). Beſondere Borfchriften gelten 
deßfalls Keziiglich der Kiesgruben (®. v. 5 Aug. 1819 in Gerets Sammf. 
8. IX. ©. 790, womit der Landtagsabſchied v. 1 Nov. 1837 zu vergleichen 
iſt in meiner Sammlung ©. 86.). 

) S. biefelben bei Döll. Bd. XVI. ©, 652 ff., dann bie Vorſchriften für 
Erbauung und Erhaltung ber Diftrictsftrafen v. 7. Jän. 1845 (Dil. Bd. 
XXL ©. 218 fj.). — Ueber bie Baubehörden f. oben $. 33, 
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zu tragend), und follen bie angränzenden Gemeinden vermocht 
werben, freiwillig längs ber Straßen Baumpflanzungen anzulegen 
und zu unterhalten ®). 

Brüden gelten ald Theile der Straße; bezüglich ihrer Her- 
ftellung gelten daher in der Regel, foweit nicht befondere Rechts» 
titel eine Ausnahme begründen, dieſelben Grundfäge, wie bezüg« 
lich der Straßen?). 


$. 164. 
b) Deren Unterhaltung. 


Eben fo wichtig als die zweckmaͤßige Herftellung ber Straßen 
iſt die ftetige Sorge für Erhaltung berfelben in gutem fahrbaren 
Zuftande. Zu diefem Ende find 

1) gewiffe Benügungsarten berfelben bei Strafe verboten. 
Dahin gehört insbeſondere 

a) das Verbot von fhmalen Radfelgen. Für alles Fuhr⸗ 
werk, welches dem Handels-⸗ und Gewerbszwecke bient ober 

Gegenftände verfährt, die zum Verkaufe ober zur Verarbeis 

tung für ben Verfauf beftimmt find, ift auf fämmtlichen 

Staatöftragen und auf denjenigen Kreis- und Bezirksſtraßen, 

welche bereits funftmäßig ober doch vollfommer fahrbar her- 

gefteltt find, eine nach Maßgabe der Zahl der angefpannten 

Zugthiere ſich vichtende Breite der Radfelgen gefeglich vorger 

fehrieben 1), und ift zugleich verboten, Radreife mit vorjtehen- 


5) ©. die einſchlägigen Beftimmungen bei DL. Bb. XVI. S. 634 — 650, 
bann ®b. XXXI. ©, 174— 178; da wo bie Strafen bie Landesgränze lber- 
ſchreiten, find befonbere Hoheitszeichen aufzuftellen, 

% ©. Dill, Bd. XVI. ©. 729-788 und Bd. XXX. ©. 196— 202. 
Die M. €. v. 11. Dec. 1848 ertlärt ausbrüdlih bie Anwendung von Zwang 
als unftatthaft. 

7) ©. Dil. 8b. XVI. ©. 813—849 und Bd. XXXI. ©, 227 u. 228. 

4) ©, das Gefeg, bie Einrichtung bes bie Kunfiftraßen im Königreich be⸗ 
fahrenden Fuhrwerls betr. v. 27 Jul. 1850 ($. 8. VI. ©. 408 fi. u. Döll. 
Bd. XXX. ©. 181 ff). Hiernach muß bie Breite 

a) bei zweiräbrigem Fuhrwerl, das mit 2 Pferben beſpannt, 4 Zoll, mit 3 ober 

4 Pferden beipannt, 6 Zoll rhez 

b) bei vierräbuigemn Fuhrwert mit 2 Pferden 2%, 3., mit 3 ober 4 Pferden 
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den (nicht eingelaffenen oder doch platigefchlagenen) Rad⸗ 
föpfen ober Schrauben zu führen. Uebertretungen dieſer Nor⸗ 
men werben mit Gelbftrafen von 3 — 25 fl., eventuell mit 
Arreſt geahndet. Die eine Hälfte der Strafe fat an ben 
Local⸗Armenfonds jener Gemeinde, in deren Bezirk die Webers 
tretung entdeckt worden iſt; Die andere Hälfte wird zur Bil⸗ 
bung eines Unterftigungsfonds für das zur Beauffichtigung 
ber Straßen verpflichtete. Unterperfonal verwendet. 

b) Gewiſſe Arten des Einfperrens beim Bergabfahren (ohne 
Radſchuhe, oder Rabfchleiffperre), das Schleifen von Bäumen 
und Steinen, das Treiben und Weidenlaffen von Schafheerden 
in den Steaßengräben und an ben Böſchungen und Dänmen?), 
das Befahren der Straßen mit aneinander hängenden beladenen 
ober unbeladenen Wägen®). 

2) Damit die, fey es in Folge der regelrechten Benügung ober 
in Folge Mißbrauch oder durch Elementar-Einfiüffe entftandenen 
Unvollfommenheiten und Schäden fofort wieder ausgebeffert werben 
fönnen, muß ſteis ein genügender Vorrat} von gutem Material 
auf ber Straße felbft vorhanden ſeyn, und die Ausbeflerung fo 
fehleunig als möglich bewerffteligt werden‘). Die Laft der Unter 
haltung trifft diejenigen, welche zur Herftelung verbunden find, 
mit ber Mobification jedoch, daß bie Gemeinden verpflichtet find 
die Straßen, foweit fie innerhalb bes Ortes gelegen find, zu reis 
nigen und wohl auch zu unterhalten). 

3) Chauffeegelder werden feit der Verordnung vom 24 Aug. 


Stiere, Kühe ober Eſel Einem Pferde gleich gerechnet. Die in befondern Fällen 

etwa nöthige Vorſpann bleibt außer Anfchlag. 

2) Bergl. Döll. B. XVI. ©. 789-802 dann B. XXXI. ©. 202—206, 

3) A. €. v. 2 Dec. 1840 bei Döll. B. XXXI. ©, 208. 

%) Die hiefür zunächſt beſtimmten und verantwortlichen Organe find bie 
Wegmeifter und Wegmadyer (f. oben $. 33 Note 7). 

5) Der erwähnte Geſetzentwurf (Urt. 18) verpflichtet die Stäbte zur volle 
tommenen Unterhaltung ber Staats- und Kunſtſtraßen mit Ausnahme der Briden 
über ſchiff · und floßbare Ströme, bie übrigen Gemeinden zur Abſchlammung, 
Schneeraumung und Unterhaltung ber Gehwege. 

4 3., mit 5-8 Pferden 6 Zoll xh. betragen. Dabei werben 2 Ochſen. 
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1840 nicht erhoben. Dagegen find bie Gemeinden, infoweit fie 
biefes Recht hergebracht befigen ober die Bewilligung dazu erhalten, 
zur Erhebung von Brüden- und Pflafterzöllen berechtigt ®). 


2) Die Wafferfiraßen. 
$. 165. 


3) Die Flüffe. 


4) Die öffentlichen Fluͤſſe, d. i. jene, welche bisher zur Schiffe 
fahrt ober Floßfahrt mit gebundenen Flößen gedient haben oder in 
Zukunft dazu eingerichtet werben, bilden ein zur allgemeinen Ber 
nügung beftimmtes Staatögut!). (Welche Seen und fonftige ſte⸗ 
hende Gewaͤſſer als öffentliche anzufehen feyen, ift nach den deßfalls 
hierüber beftehenden Rechtöverhältniffen zu beurtheilen)?). Die 
Regelung und Leitung biefer Benuͤtzung und bie Feftfegung befon- 
derer Befchränfungen berfelben ftehen der Staatsregierung zu, 
welche zu biefem Behufe Schifffahrts- uud Floß- Ordnungen fowie 
auch andere zum Schuge ber öffentlichen Gewaͤſſer und ihrer Ufer 
erforberliche polizeiliche Anordnungen erläßt?). 


5) Berg. bie Inſtt. zum vebib, Gem, Eb. v. 31 Det, 1837 Nr. 42 (9. 
2.11. S. 62 fi); bort find zugleich die Fälle aufgezählt, weiche von biefen 
Zöllen befreit find. 

1) Berg, das Geſetz, bie Benllgung des Waffers betreffend v. 28 Mai 
1852 Art. 1, 2 und 3 (9. 8. VIL ©. 409). 

2) ©. das angef. Gefe Art. 7. Cine Folge bes Umftanbes, daß bie 
Slüffe ald res communes erflärt find, wird in Art. 9 hervorgehoben, wornach 
ber Gebraud bes Waffers aus Bffentlichen Gewäſſern durch Schöpfen, Baben, 
Waſchen, Tränfen jebem unverwehrt ift. 

2) Die Beſtimmungen für bie Schifffahrt auf dem Rheine f. bei Döllinger 
8b. XIV. &. 2057 — 2130, banı ®b. XXVIII. &. 777 — 835; — auf 
dem Maine Bo. XXVIII. ©. 835 — 919; — auf ber Donau und ihren 
Nebenflüffen Bb. XXVIII. ©. 964 — 1069. Für die Schifffahrt auf jenen 
Flüffen, welche bas Gebiet mehrerer Staaten berühren ober durchſtrömen, hat, 
wie befannt, bie Wiener Congrefjacte v. 1815 bie leitenden Peincipien feftgeftelt; 
und fie enthält zugleich genauere Normen über bie Schifffahrtsgebühren. 
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Da bie öffentlichen Flüſſe dem allgemeinen Gebrauch gewibs 
met feyn und bleiben follen, fo it 

a) bie Errichtung von Triebwerfen, Wafferleitungen, Abzugs⸗ 
gräben, Schöpfmerfen, Bader ober Wafchhäufern, ober fons 
fligen, den freien Wafferlauf ftörenden Anftalten nur mit Er⸗ 
laubniß der Verwaltungsbehörbe zuläffig®); 

b) das Abführen von Steinen, Sand, Schlamm, Erde und 
Pflanzen aus dem Flußbette ift nur nach Maßgabe ber ber 
falls zu ertheifenden Erlaubniß und an ben hiezu bezeichneten 
Plaͤtzen geftattet*); 

c) Brüden und Stege über biefelben dürfen nur mit Bewilligung 
ber Kreisregierung und nad) ihrer Anordnung angelegt ober 
abgeändert werben; 

d) das Gleiche gilt von neuen Weberfahrtsanftalten mittelft Faͤh⸗ 
ven ober Nähen?) (Prahmen) oder fliegenden Brüden, 

2) Die Ufer der öffentlichen Flüffe gehören ben Eigenthümern 
ber anliegenden Grundftüde; allein biefe find verpflichtet, ben Leins 
pfad, und zwar in ber Regel unentgeltlich zu geftatten®), während 
bie Erhaltung des Leinpfabes in brauchbarem Zuftande dem Staate 
obliegt”). — Der Uferfehug, in der Regel Sache ber Eigenthümer, 
ift in Beziehung auf bie öffentlichen Flüffe Kreislaſt; Slußcorrectio- 
nen bagegen, ſowie alle Vorrichtungen und Arbeiten, welche in 
folgen Flüſſen zur Beförderung der Schiffe ober Floßfahrt und 
zur Befeitigung ber Hinderniffe berfelben nothtvendig werben, bilben 
eine allgemeine Staatslaft?). 

Damit die der Schifffahrt nachtheiligen und Hinderlichen Ume 


3) ©. das angef. Gele Art. 10; wegen Dämmen f. oben $. 126. 

H Art. 15; hiefür können Gebühren erhoben werben. 

5) Art, 16 und 17. 

6) Ebenfo find fie verbindlich das Landen und Befeſtigen ber Schiffe und 
Ftöße, ſowie die Ausfegung der Ladung in Nothfällen zu dulden (Art. 18). 

?) Angef. Gef. Art. 18 und 20; wegen ber Alluvionen ſ. Art. 23 — 32. 

8) ©. bas Gefeg, ben Uferſchutz betr. v. 28 Mai 1852 Art. 2 und 11. 
(9. B. VII. ©. 441 ff). Um zu ermitteln, wo und welche Schutzbauten nd« 
thig feyen, hat bie Stantsbehörbe altjährlich einmal nach Ablauf ber gewöhnlichen 
Oochgewäſſer eine allgemeine Uferbefichtigung vorzunehmen, wovon bie betheiligten 
Gemeinden zu benajritigen find (Art. 12). 
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fände und Ereigniffe ſchleunig erfannt und baldigft befeitigt werden 
fönnen, find an ben bebeutenderen Flüffen eigene Flußwarte aufs 
geftelt, bie ben ihnen zugeiiefenen Diſtrict jedesmal nach dem 
Eisgange und nach beträchtlichen Hocwäflern, außerdem aber im 
Laufe eines Jahres mindeftend viermal längs bes Ziehweges zu be⸗ 
gehen haben°). 


$. 166. 
b) Die Eonäle. 


1) Unter den Ganälen erfheint als berwichtigfteber Ludwigs⸗ 
Canal), der bie Donau mit bem Maine verbindet. Urfprünglich 
durch eine privilegirte Actiengefellfhaft gebaut2), ging er fpäter 
in Folge einer befonberen Mebereinfunft mit dieſer — nämlich in 
Folge Vertrags vom 19 Mai 1851 mit Nachtrag vom 17 Febr. 
18523) — eigenthümlich auf ben Staat über, der ihn in eigener 
Regie durch befondere Organe?) verwaltet. 

2) Die Schifffahrt auf dem Canal ſowohl in Bezug auf den 
Perfonen- als Güter-Transport iſt frei und in Beziehung auf den 
Handel Niemanden unterfagt, der bie tarifmäßigen Gebühren ent- 
richtet und bie über die Schifffahrt gegebenen Vorfohriften einhaͤlt d). 
Zu ben beffalfigen Vorfchriften gehören nun aber hauptfächlich 
folgenbe: 


9) Bergl. bie Inſtruetion für die am Main am geflellten Flußwarte v. 16 
Mei 1843 (DI. Bd. XXXI. S. 29 fj.); für bie an der Donau v. 26 April 
1847 (a. a. O. S. 82 ff.). 

4) Außer ihm beſteht vorzugsweiſe nur noch ber Frankenthaler Canal; vergl, 
die Eanal-Orbnung für benfelben (v. 1844) bei DEI. 8b. XX VIII. ©, 1086 ff. 

2) ©. Geſ. d. 1 Iuli 1834 (Gefegblatt ©. 97 ff.). 

3) &. ben Bertrag bei Döll. Ob. XXVIIL ©. 953 ff., dann Gefeg bie 
Aufbringung bes Bedarfs für ben Ludwig - Canal betr. v. 4. März 1852 (a. a. 
D. Bd. XXXI ©. 261). 

%) Das Organ, welchen bie Unterhaltung, Verwaltung und Beauffihtigung 
bes Aidwigs · Canals zufteht, iſt das Canal-Amt zu Nürnberg; ſ. V. die Verwal - 
tung und ben Betrieb bes 2.-Canals betr. v. 15 Juli 1852 (Döll. B. XXVIII. 
&.956). Dasfelbe if als Bollyugebehörbe ber Generaf-Direetion der Bertehrsan- 
ſtalten nntergeorbnet. 

5) Vergl. bie Canal⸗Ordnung v. 9 Yün. 1842 9. 23 (DU. ©. XXVIII. &, 
926). 
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8) jebes Schiff muß von einer k. Aichbehörbe geaicht und bie 
Beſcheinigung darüber bei fich führen‘). Seine Länge barf 
nicht mehr ald 110°, die Breite nicht mehr als 15' 4“, ber 
Tiefgang nicht mehr ald 4’ betragen”); 

b) bie Schiffe duͤrfen nur duch Menfchen ober Thiere gezogen 
werben; ber Gebrauch von Segeln barf das Vorüberfahren 
anderer Schiffe nicht hindern; 

e) fie bürfen in der Regel nur bei Tage und einzeln fahren, 
und haben dabei die Mitte des Canals einzuhalten; 

d) für die Durchfahrt durch die Schleußen find die Vorauss 
fegungen, dann bie Reihenfolge und die Art und Weife ges 
nau durch die Canal⸗Ordnung beftimmt; 

e) das Aus, Ein- und Umladen von Gütern ift regelmäßig 
nur in ben Ganalhäfen unter Aufficht des Hafenmeifterd ges 
ftattet®). 

3) Für die Benügung bed Ludwigs Canald und feiner Häfen 
werden Gebühren erhoben; bie Tarife berfelben werben in ben 
Marimalbeträgen von Bubget- zu Budget⸗Periode mit Beirath und 
Zuftimmung der Kammern feftgefegt)). Die zur Zeit geltenden 
Tarife beruhen auf der Verordnung v. 8 Oct. 184619). 

Die Uebertretungen ber Eanal-Orbnung, dann ber Beftim- 
mungen über bie Ganalgebühren werben, foferne fie nicht Vergehen 
ober Verbrechen find, als Polizei-Straffälle beurtheilt und behan⸗ 
belt. Die Unterfuhung und Aburtheilung fteht daher den einfchlä- 
gigen Diftrictö-Polizeibehörben zu. Die Strafen beftehen theils in 
Geld (5 — 50 fl.), theils in Arreft (v. 3 — 14 Tagen); wer 


9% ©. Berorbn,, die Vorſchriften über bie Aichung ber ben &-Eanal be- 
fahrenden Schiffe betr. v. 25 Mär 1843 (a. a. O. ©. 989 ff.). 

?) Eanal-Ordmung 56. 25—28. Schiffe auf ber Fahrt müffen zudem mit 
gutem ZTalel- und Tauwerk unb dem nöthigen Schiffegeräthe verfehen feyn ($. 30). 

5) Ausnahmen fegen bie Erlaubniß des Schleufen- ober Canalwãrters vor · 
aus ($. 52). 

) ©. das oben Note 3 angeführte Gefeg v. 4 März 1852 Art. 2, Befon- 
dere Geblißren werbenfür die Aichung (f. bie oben in Note 6 angeführte Verordn. 
Art. 13) und für die Benligung ber Lagerhäufer erhoben. 

10) S. das Finanzgeſetz v. 28 Mai 1852 $. 10 (Geſetbbl. ©. 234). 
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insbefonbere Schifffahrtsabgaben defraubirt, hat den Afachen Betrag 
als Strafe zu bezahlen 1), 


3) Die Eifenbahnen. 
. $. 167. 


a) Die -Anlegung derfelben, 


Die Eifenbahnen, unter den Berfehrömitteln zur Zeit das 
wichtigſte, wurden bisher faft ausfchliegend vom Staate erbaut 
und betrieben, ohne daß übrigens Private principiel ausgefchloffen 
worben wären !). 

1) Die Bebingungen, unter welchen Private (Einzelne, oder 
Eorporationen ober Vereine) bie Eonceffion zur Erbauung einer 
zum allgemeinen Gebrauche beftimmten Eifenbahn erlangen können, 
find aber hauptfächlich folgende: 

a) Vorerft muß bie Bewilligung zu ben Vorarbeiten — bie 
BProjectirungs-Eonceffion — nachgefucht werben. Die- 
felbe wird vom Handels-Minifterium benehmlih mit bem 
Minifterium des Innern und bed Krieges nur dann ertheilt, 
wenn weber in Bezug auf die Perfon des Bewerbers, noch 
in objectiver Beziehung ein Anftand obwaltet. Dem Gefuche 
muß ber Plan bes Unternehmens insbefondere über bie Rich» 
tung ber Bahn in allgemeinen Umriffen angefügt feyn, und 
es ift die Zeit anzugeben, innerhalb welcher Die Vorarbeiten 
begonnen und vollendet werben follen. Die Projectirungs- 
Eonceffion verleift dem Inhaber das Recht, auf feine Koften 


41) Ganal-Orbnung $$. 87 — 98 und $$ 109— 112. Bon den Strafe 
geldern erhält ein Vieriheil der Anzeiger; brei Biertheife fallen in die für das Canal- 
Unterperfonal errichtete Unterftügungsfaffe. 

4) Peivatbahnen find zur Zeit: bie Ludwigsbahn zwiſchen Nirnberg und 
Furth, gebaut durch eine Actiengeſellſchaft (f. bie Statuten derſelben d. d. 9. 
März 1839 bei Döli. B. XXX. ©. 323 ff.) und bie pfähifen Eiſenbahnen 
«bie Kheinpfalz⸗ Bexbacher ober bie Ludwigebahn, unb bie Bahn von ber Landes 
gränge bei Weiffenburg bis zur Landesgränze bei Worms), Den Iehteren 
hat indeſſen ber Staat einen gewiſſen Zinserttag gemwährfeiftet (f. bie hieher ge- 
hörigen Borfchriften und Gefege bei DEN. B. XXXL ©, 329 — 352), 

Voezl, bayer. Verwaltungerecht. 22 
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bie Vorerhebungen für bie fünftige Ausführung ber Bahn 
zu pflegen, namentlich die nöthigen Vermeſſungs⸗ und Rivel- 
lirungs⸗ Arbeiten gegen volle Entfhäbigung ber betheiligten 
Grundbefiger vorzunehmen?). 

b) Die Gefuhe um Bewilligung zum Baue und Betriebe ber 
Bahn — um bie Eifenbahn-Eonceffion — werden 
bei dem Hanbeld- Minifterium eingereicht®), durch dieſes ins 
ftruirt und dann dem Könige zur Entfcheidung vorgelegt. — 
Geht das Geſuch von mehreren Perfonen aus, die erft einen 
Verein bilden wollen, fo muß bamit auch das Gefuh um 
die Beftätigung des Vereins unter Vorlage ber Geſellſchafts— 
verträge und ber Sapungen verbunden werben, und biefe 
Beftätigung erfolgt gleichzeitig mit ber Ertheilung der Eon- 
ceſſion. Die Eifenbahn-Eonceffion wird immer nur auf eine 
beftimmte Zeit unb zwar höchftens auf 99 Jahre ertheilt, 
nad) deren Ablauf das Eigenthum ber Bahn mit ihren Zu- 
gehörungen ohne Entgeltund unmittelbar auf den Staat über- 
geht‘). Wer eine Eifenbahn-Eonceffion erlangt hat, erwirbt 
bamit 

a) ein ausfchliegliches Recht zum Baue ber Bahn zwifchen 
denfelben Endpunkten mit Berührung berfelben Zwiſchen⸗ 
punfted); 

b) die Befugniß, das zum Baue ber Bahn nöthige Areal, das 


2) Vergl. bie Beftimmungen, bie Erbauung von Eifenbahnen betr. v. 20 
Juni 1855 1 — 4 M. Bi. ©. 656 fi. 

5) Jedes Geſuch foll enthalten: a) die Hinweifung auf bie erlangte Projec- 
tirungs- Conceffion; b) bie Darlegung ber Vortheile ber projectirten Bahn; c) 
ben gehörig ausgearbeiteten Bauplan nebft Koften. Anſchlag mit Angabe ber Zeit, 
wann das Unternehmen begonnen unb beenbet werben foll; d) bie Darlegung 
der Weife, wie die erforberlihen Geldmittel beigeſchafft werben follen (f. die an- 
gef. Beſt. 8. 5). 

) Die Frift beginnt mit dem Tage zu laufen, an weldem bie Bahn 
ganz ober zum Theil der Benitung bes Publicums überlaffen wird. Eine Ab- 
Tfung bes Cigentjumes ber Bahn vor Ablauf der Erlöſchungefriſt kann nur auf 
bem Wege freien Uebereintommens eintreten. Im jebem falle geht nur bie 
Bahn an ben Staat über; das Mobifiarvermögen und bie Inventarftüde ver- 
bleiben den Unternehmern, 

5) Die Regierung ift aber nicht gehindert, bie Conceffion zu Zweigbahnen 
oder zu einer bie vorige fortjeende Bahn zu eriheilen ober jelbft zu bauen. 
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fih im Privateigentfum Dritter befindet, nah Maßgabe 
bes Erpropriationsgefeges zu acquiriren; 

c) das Recht, Perfonen und Sachen nach bem feftgefepten 
Tarife auf der Bahn zu befördern, infoferne dadurch das 
Poſtregale nicht verlegt wird, 

2) Die Berbindlichfeiten, welche ber Eonceffionirte übernimmt, 
find: 

3) Er ift verpflichtet die Bahn fo zu bauen und fortwährend in 
einem ſolchen Zuftande zu erhalten, baß bie Beförderung 
auf berfelben mit Sicherheit und in entfprechender Weife ge 
fchehen kann); 

| b) der Unternehmer hat für die angemefiene Unterbringung ber 
Arbeiter, wenn ihre Zahl bedeutend ift, fodann für Unter 
bringung erfranfter oder verunglüdter Arbeiter zu forgen, und 
die Koften für außerordentliche polizeiliche Aufficht und für 
ungewöhnlich vermehrte ärztliche Viſitation zu übernehmen; 

e) wenn durch den Bau öffentliche Wege ober Brüden zerflört 
ober unfahrbar gemacht werben, fo hat er bie Verpflichtung, 
bie geftörte Communication nad) Anorbnung ber Behörden 
wieber herzuftellen und im Umfange bed Bahneigenthums zu 
unterhalten”); 

d) ber Eonceffions: Inhaber if gehalten, die Errichtung einer 
Telegraphen- Leitung längs der Bahn auf dem zur Bahn ger 
hörigen Areale unentgeltlich zu geftatten®). 

Daß die zum Baue verwendeten Grundftüde, dann bie Bahn- 

gebäude den allgemeinen Staatslaften unterliegen, bebarf faum 
einer befonderen Erwähnung. 





6) Für Vefchädigungen, welche während des Baues ober fpäter Dritten 
durch die Bahn ermadjfen, bat er zu haften (8. 10, 1). 

?) Dasfelbe gilt, wenn neue Brüden, Durchläſſe in Folge des Bahnbaues 
nöthig werben, 

8) Die Berbinbfigkeiten unter a — c birfen, da fie ber Staat ben Prie 
daten auflegt, auch als folde bes Staates felbft bezeichnet werben, wenn er den 
Bau von Eifenbahnen unternimmt. 


22* 
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$. 168. 
b) Der Betrieb, 


4) Der Betrieb der Eifenbahnen richtet ſich nach ben allge 
meinen polizeilichen und ben befondern für ben Eifenbahnbetrieb 
beftehenden Anordnungen. Solche Anordnungen find aber insbefon- 
bere'): ‚ 

a) Bor ber Eröffnung ber Fahrten muß bie Bahn und das 
Betriebömaterial technifch geprüft und die Eröffnung genehmigt 
werben; 

b) das Transportmaterial ift fortwährend in ganz entfprechen- 
dem Zuftande zu erhalten; 

e) für den Betriebsdienſt darf nur befähigtes und verläffiges 
Perfonal aufgenommen werden. — Die Wahl ber Betriebe» 
und Ausfhuß-Beamten, welche zur Handhabung der Bahn- 
polizei beftimmt find, muß rüdfichtlich dieſer Verwendung ber 
einfchlägigen Kreisregierung, K. d. I., zur Beftätigung ans 
gezeigt werben?), worauf fie für die Uebungber Bahnpoligei 
bei der Diftrictö-Poligei-Behörbe verpflichtet werben. 

2) Die Tarife für den Perfonen- und Waaren » Transport, 
dann für die Nebengebühren find bei Privatbahnen ber Genehmis 
gung des Handelöminifteriums zu unterftellen und werden von 3 
zu 3 Jahren einer Revifton unterworfen. — Die Tarife für ben 
Perfonen- und Waaren » Transport auf den Staats + Eifenbahnen 
find in ihren Marimalfägen von ber Zuftimmung der Kammern 
abhängig®). 

3) Ebenfo unterliegt der Bahrtenplan der Genehmigung bes 
Handeld- Minifteriums, und dieſes ift befugt, von Amtöwegen 


4) Diefelben werben in ber Verordnung v. 20 Juni 1855 $. 10 Nr. 5 ff. 
zunächſt als für Privat-Unternehmer geltend erklärt; allein fie find gleicher Weiſe 
wohl auch für ben Staat als Eifenbahn-Unternepmer verbindlich. 

2) Die Aufnahme von Ausländern fegt bie Zuſtimmung ber betreffenden 
Diftvicts-Poligeibehörbe woraus, 

®) Bur Zeit gelten als ſolche die Säge des Tarife v. 15 Mai 1845 \R. 
Bl. v. 1845 ©. 291 ff. und Dil. 8. XXVIII. ©. 610ff.); vergl. das Finanz 
gefeg v. 28 Mai 1852 9. 10 (Geſetzbl. v. 1852 ©. 233 und 234). 
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Verfügung zu treffen, wenn ſich verſchiedene Eonceffions» Inhaber 
bezüglich ber wechfelfeitigen Verkehrsverhaͤltniſſe nicht vereinigen 
fönnen, ober wenn bei ber Einrichtung ber Fahrten bie Zwecke ber 
Poftanftalt nicht nach Gebühr berüdfichtigt find. 

4) Die Benügung ber Eifenbahn von Seiten der Poft bleibt 
bei allen Fahrten vorbehalten; die Briefr und Zeitungs-Patete, die 
officiellen Fahrpoſtſendungen, fowie die begleitenden Beamten, Eons 
ducteure und bergl. finden unentgeltliche Beförderung. Zahlbare 
Bahrpoftfendungen werden in ihrem Gefammtgewicht nach ber ger 
mwöhnlichen Gütertransporttare bezahlt. 

5) Jeder Unternehmer einer Privatbahn iſt verpflichtet auf 
Verlangen ber MilitärBerwaltung zu jeder Zeit Truppen-Abtheis 
lungen in jeder Stärke, Pferde, Kriegsmaterial und Militär-Effecs 
ten, fowie einzeln marfchirende, namentlich in Urlaub gehende 
ober davon einrüdende Unterofficiere und Soldaten, wenn. fie ſich 
als ſolche ausweifen, zu jenen Tariffägen zu befördern, welche für 
diefe Transporte auf ben Staatsbahnen gezahlt werben‘). 


8.169. 
©) Die Bahnpoligei. 


Außer den Anordnungen für bie technifch richtige Anlegung 
und Betreibung ber Eifenbahn find auch noch jene zu erwähnen, 
welche ben Schuß und die Offenhaltung der Bahn, dann die Sicherung 
des diefelbe bemügenden Publicums fowie derjenigen Perſonen und 
Sachen bezweden, welche in bie Nähe ber Bahn kommen ober fich 
in berfelben befinden. Solche Vorfehriften find: 

1) Alten nicht zum Bahnbaus oder Betriebsbienfte gehörigen 
Perſonen ift verboten die Bahn und die dazu gehörigen Gräben, 
Böfchungen und Dämme, ſowie bad ganze bazu gehörige und mit 
Steinen abgegränzte Borland zu betreten, bort zu reiten ober 
zu fahren, Vieh zu treiben, zu weiden u. |. w. — Nur 
an ben als Uebergang bezeichneten Stellen darf bie Bahn von 


%) Die Uebernahme folder Transporte für andere Staaten bedarf ber Zur 
ſtimmung ber Bayer. Staatsregierung (amgef. Beft. $. 10 Nr. 9). 
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Fußgängern, Reitern und Wagen, jedoch nicht eher uͤberſchritten 
werben, als bi die Schranfen von ben Bahnbebienfteten geöffnet 
find). Befhädigungen ber Bahn und ihrer Zugehörungen werben 
poligeilich mit Geldftrafen (bis zu 50 fl.) ober mit verhältnigmäßis 
gem Arrefte beſtraft). — Um bie Gefahr einer Befchäbigung 
derjenigen, welche die Eiſenbahn bemügen, zu beieitigen, find bie 
Waldungen, welche die Bahn durchzieht, auf beiden Seiten der⸗ 
felben in einer Breite auszulichten, welche genügend erfcheint, daß 
die durch Sturmmwind und aus anderen Urſachen entwurzelten 
Bäume, ober abgeriffenen Zweige und Aefte nicht auf die Bahı- 
bahn fallen fönnen®). 

2) Damit das Publicum, welches die Eifenbahn benuͤtzt, ger 
gen Beſchaͤdigung gefichert fey, it vor allem ftrenge Aufficht und 
Controle auf die Erhaltung bes Bahnförpers und ber Schienen 
lage, und bann auf bie Art bes Betriebs von Seite ber Bahn 
bedienfleten geboten. Die Handhabung biefer Aufficht und Eon 
trole ift felbftverftändlich zunächft Sache der vorgefegten Behörden, 
und etwaige Verfäumniffe und Sahrläffigfeiten fallen baher, wenn 
fie nicht als Vergehen oder Verbrechen erfcheinen, ber bisciplinären 
Ahndung anheim ). — Damit die Bahnbebdienfteten die Ordnung 
aufrecht zu erhalten im Stande feyen, find auch ben auf der Bahn 
Reifenden gewiſſe Vorfchriften ertheilt, über beren Einhaltung bie 
Betriebsbebienfteten zu wachen haben >). 


4) Polizeivorfehriften für ben Schu ber Eifenbahnen v. 1845 (DEU. ©. 
XXVIN. ©. 633 ff.). An den erlaubten Webergängen barf Bieh nur mitfliegen- 
ber Geißel übergetrieben und mit Wägen darf bie Bahn mır in Schritt überfah - 
ven werben. 

2) Gehandhabt wirb bie Bahnpoligei in biefer Ritung von fänmtlichen 
Vahnbebienfteten nad) Iufalt ihrer Inftructionen. Cie ind beretigt nöthigen- 
falls die Ortspofigeibehörben und die k. Gendarmerie anzurufen, 

©. M. E. v. 14 März 1842. Die Beimmung der Breite hängt von 
thatfägfich obwaltenden Berhältniffen ab, 

) ©, bie einzelnen bahin zielenden Anorbnungen bei DU. Bo. XXVIII. 
©. 638 — 647. 

%) S. biefe Vorfchriften (0. 1845) bei Döll. Bb. XXVIIL ©. 648. ff.; 
die Beſchwerdeblicher betr. ebenb. S. 651. 
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I. Die Berkehrs-Anfalten.*) 
8. 170. 


1) Die Boft. 


a) Deren Berhältnig zu deu Boteugewerben. 


Die Port, feit 1808 im Befige der Staatsregierung!) und 
von biefer durch eigene Organe betrieben (ſ. oben $. 34), involvirt 
das ausfchließliche Recht, Briefe, Zeitungen, gewiſſe Güter und 
Reifende in regelmäßiger Weife gegen Entrichtung einer gewiſſen 
Gebühr von einem Orte zum andern zu bringen. — Dabei fragt 
es ſich vor allem, wie weit das ausfchließliche Recht der Poft gehe, 
beziehungsweife in welchem Verhältniffe diefelbe zu den verwandten 
Privatgewerben, insbefondere zu den conceffionirten Boten, Stell- 
wagen-Inhabern und Lohnkutfchern ſtehe? 


1) Was vorerft die Boten betrifft, fo find fie im allgemeinen 
an ben beftimmten Botentagen und auf ber ihnen zugemwiefenen 
Route zur Uebernahme und Beftellung jeglicher Art von Berfen- 
dungen berechtigt, jeboch mit folgenden Befchränfungen: Briefe 
und Schriften-Pafete unter einem halben Pfunde dürfen fie nur 
infoweit übernehmen, als zwifchen ben betreffenden Orten eine 
Briefpoft nicht befteht, wogegen fie befugt find, offene Frachtbriefe 
fowie die mit zollamtlichem Siegel verfchloffenen Frachtbriefe und 
zollamtliche Anmweifungen, ſodann die mit Taren und Sporteln belegten 
Briefe der f. Stellen und Behörden, welche von ben aufgebenden 
Erpebitiond-Aemtern und Behörden fowohl mit ihrer Unterfchrift 
als auch mit dem abzulöfenden ober einzubringenden Tarbetrage in 
der Botenfarte einzutragen find, zu übernehmen und zu befördern 9. 


*) Au bie Eiſenbahnen, infoweit fie fih im Betrieb befinden, gehören 
hieher; bes Zufammenhanges wegen haben wir das darauf Bezügliche fon unter 
Nr. I. aufgeführt. 

4) Bergl. mein Lehrbud des Verf.Rechts, II. Aufl. S. 196. 

2) Bergl. die Land und Wafjerboten-Orbuung v. 16 Nov. 1822 (9. B. 
1. ©. 207 fi). 
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2) Der Lohnkutſcher ift berechtigt, Neifende, bie ihn ger 
dungen, mit ihrem Gepäde zu befördern; aber er iſt als folder 
nicht befugt 

8) andere Effecten, Pakete, Briefe und dergl. anzunehmen und 
zu verführen; 

b) regelmäßige, auf beftimmte Tage fallende Fahrten einzurich- 
ten oder 

c) Relais zu Halten ober mit andern Lohnfutfchern ſich abzu- 
loͤſen. 

Auch ſoll 

d) dem Lohnkutfcher an Orten, wo eine Poſt beſteht, erſt dann 
geftattet ſeyn, Reiſende, welche mit Extrapoft angelommen 
find, weiter zu befördern, wenn ſich Diefe bereits 24 Stunden 
an bemfelben Orte aufgehalten haben®). 

3) Der Inhaber einer StellwagensEonceffion if befugt, 
in Wägen, bie mindeftens &figig find, Perfonen gegen eine ges 
wiffe gleichförmige Tare, die 12 fr. per Meile nicht überfteigen 
darf, von einem Orte zum andern zu befördern. Pferdewechſel ift 
nicht geftattet; dagegen iſt die Befchränfung in Bezug auf die Be 
fpannung aufgehoben und ihm überlaffen, mit wie viel Pferden er 
den Wagen befpannen wolle ®). 

Wer in die ausfchließlichen Befugniffeder Poſt eingreift, macht 
fi einer Poſt-Beeinträcht igung fehuldig, Die mit Gelbftrafe, 
fubfidiär mit Arreſt geahndet wird. 


3) Bergl. bie Verordnung, das Lohnrößlerweſen betr. v. 2 Dec. 1819 (9. 
8. 1. €. 201 ff.). Als Folge der unter Lit. c erwähnten Vorfchrift hebt die 
Berorduung hervor, daß ſich Reifenbe nur nad) vollbrachtem Nachtlager zu ihrer 
Reife eines andern Lohnkutſchers ala besjenigen bedienen können, wit bem fie an- 
gelommen find. 

) Die Stellwagen find zuerft geregelt durch Berorbnung vom 21 Dec. 
1842, womit zu verbinden ift die M. €. v. 10 Febr. 1849 (H. 8. III. ©. 
204 ff. und ®. VI. &. 228). Briefe, Gelder, Fragifüde aufzunehmen if 
dem Stellwagen-Führer unterfagt. 
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8. 171. 
b) Die weſentlichen Vorſchriften über den Betrieb. 


1) Die Art des Dienftes und die Orbnung besfelben ift 
durch eine Reihe von Inftructionen und Reglements genauer bes 
ſtimmt, deren Inhalt als vorzugsweife technifcher Natur Hier nicht 
weiter auszuführen iſt. 

2) Die Gebühr, welche für die Benütung ber Poft zu ents 
richten iſt, wird Yon ber Regierung im Verordnungswege feſt⸗ 
geſetzt; Befreiungen von berfelben (Portofreiheit) müffen ausdrücklich 
eingeräumtfeyn, verftehen fich nicht von ſelbſt 1). — In der neueften 
Zeit Hat die Regierung mit mehreren auswärtigen Mächten Staatsver- 
träge abgefchloffen, welche zum Zwecke haben, gleichmäßige Beftims 
mungen feftzuftellen für bie Tarirung und poftalifche Behandlung 
der Briefe und Bahrpoftfendungen, welche ſich zwiſchen ben Poft- 
gebieten ber Contrahenten bewegen oder ins Ausland gehen. Ein 
ſolcher Vertrag befteht namentlich zwiſchen Bayern einerfeits, dann 
Defterreih, Preußen, Sachſen, Hannover, Württemberg, Baben, 
Luremburg, Braunſchweig, ben beiden Medlenburg und Oldenburg, 
ben drei Hanfeftäbten und ber fürfl. Taxis ſchen Poftverwaltung, 
feit dem 6 April 1850; er trat in einer revibirten Faſſung v. 
1851 am 1. Juli 1852 ins Leben und fol vorerft bis zum 
Schluffe des Jahres 1860 in Wirkfamfeit verbleiben?), — Die 


4) Den amtlichen Berfehr der Stantsbehörben unter fih und mit den Unter 
thanen hat bie Voſt unentgeltlich zu vermitteln; es wärbe ber Natur ber Suche 
wiberfiveiten, bieflir ein Porto zu erheben. Ueber bie einzelnen Fälle ber Porto 
freißeit ſ. Döll. 8. VII. ©. 334, B. IX. ©. 219, 853 und 1076, 8. X. 
©. 404, 8. XI. ©. 1028, 8. XVII. ©. 236 ff. 8. XIX. ©. 94, B. 
XXV. &. 273, 8. XXVIU. &. 229—337 und B. XXIX. ©, 643. Wer 
die ihm zuftehende Portofreiheit mißbraucht und bie Staatecaffe um bie ihr zu- 
fommenbe Gebühr bringt, begeht eine Poftbefraubation, bie als Polizei-Ueber- 
tretung von ben Diftrictspoligeibehörben behandelt wird. 

2) S. ben Bertrag bei Döll. B. XX VII. S. 14 ff. Die gemeinfhaft- 
liche Portotare für bie internationale Bereinscorrefponbenz beträgt hiernach für 
ben einfachen Brief (d. i. für bem, ber meniger als 1 Loth wiegt) bei einer Ent- 
fernung bis zu 10 Meilen 3 tr., bis zu 20 Meilen 6 kr., bei allen weiteren 9 
fr. Bei Fahrpoſtſtücen ift das Minimum bes Porto's ebenfalls je nach ber Ent» 
fernung auf 3, 6 und 9 fr. fefigefellt. 
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Beftimmungen über bie internen Brief und Bahrpoft» Sendungen 
bleiben ben einzelnen Poftverwaltungen überlaſſen; bie bayerifche 
Regierung hat übrigens bie TarifrBorfehriften des Poſwereins für 
die Fahrpoſt feit dem 1 Det. 1853 auch auf ben inneren Fahr⸗ 
poftbienft anzuwenden geboten). Befondere Anordnungen beftehen 
ſowohl für den internen Verkehr als für ben Poftverein bezüglich 
ber Verfendung von Drudfachen (Kreuzband- Sendungen), bann 
der Waarenproben und Mufter, und ber Zeitungen‘). 

3) Die Poftanftalt Haftet für richtige und unbefchädigte Beſtel⸗ 
lung der ihrinvorfchriftömäßiger Form übergebenen recommanbirten 
Briefe und ber Fahrpofflüde. Für einen zu Verluft gegangenen res 
commandirten Brief iſt dem Reclamanten nach Inhalt des Poft: 
vereinsvertrags eine Entfhäbigung von einer Mark Silberd zu 
leiten, für Frachtſtücke ift der beclarirte, ober wo bei einer Sen» 
dung bie Werthöangabe fehlt, der erweisliche Werth; zu erfepen. 


4) Reifende werben von ber Port mittelft regelmäßig curſiten⸗ 
ber Perfonen-Wägen (Eilmägen), wie auch mit ben Padwägen, 
wo folche noch beftehen ‚befördert. Außerdem werben auf jenen Routen, 
auf welchen Eilmägen laufen, auf Verlangen auch Separat-Eil- 
wägen abgegeben®). Die dafür zu entrichtende Tare beträgt hei 
den Eilmägen 16 fr. für die Stunde, bei den Separat-Eilwägen 
2A 9) Schließlich find die Poſtſtallhalter verpflichtet, Reiſende 
die mit Extras Port fahren, gegen Entrihtung ber verordnungs⸗ 
mäßigen Tare zu befördern”). 


2) S. M. E. v. 28 Sept. 1853 (R. Bl. S. 1353 ff.). 
%) S. ben angef. Vertrag Art. 22, 23 und Art, 41 — 58. 


®) ©. das Genauere in ber FahrpoſtOrdnung vom 21 Jän. 1847 $5. 38 
— 55 (DL. 8. XXVIII. &. 396 ff.). 


) S. A. € v. 16 März 1855 (R. BL. ©. 217). 
N ©. die ErtrapoſtOrdnung v. 1. Apr. 1833 (DE. 8. XXVIII. ©. 
478—488), dann bie neueren bahin einſchlägigen Vorſchriften (ebend. S. 488 ff.). 
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$. 172. 
2) Die Boten. *) 


1) Das Botengefchäft if ein Gewerbe, das in ber Befugniß bes 
ſteht, zwifchen zwei Orten Güter Sendungen inregelmäßiger Weife 
zu übernehmen und zu beforgen, auch wohl, Reifende mit zu ber 
fördern. Dasfelbe wird daher auch im allgemeinen in berfelben 
Weiſe, wie fonftige Gewerbsrechte erworben. Was in&befondere 
die Conceffions-Berleifung betrifft, fo geht biefelbe, wenn es fich 
um Wiederverleifung bisher ſchon beftandener Botengefchäfte 
handelt, von ben DifttietSpoligeibehörden, wenn bagegen bie 
Verleifung von bisher noch nicht beflandenen Botengerechtige 
feiten in Frage ift, von ber Kreißregierung K. d. I. aus. Qua— 
lificirt zum Boten find nur ſolche Individuen, welche, neben Ver- 
Iäffigfeit und Unbefcholtenheit ihres Leumundes bed Lefens und 
Schreibens fundig, im Stande find, eine nach dem Umfange bes 
einzelnen Gewerbes ſich bemefiende Kaution zu ſtellen. — Der 
Umfang eines jeden Botengemwerbes beftimmt ſich aber nad) bem 
Inhalte der Eonceffion, reſp. Legitimation !). 

2) Jeder Bote hat das Recht, an ben beftimmten Tagen und 
auf ber beflimmten Route Verfendungeh aller Art zur Beftellung 
zu übernehmen, infoweit er darin nicht burch die Poſt befchränft 
wird (f. 8. 170, 12). Dritten Perfonen iſt e8 in ber Regel 
unterfagt Briefe, Waaren, Gelder u. f. w. zu übernehmen und zu 
beftellen. Dadurch ift jedoch niemand gehindert, in eigenen Ger 
ſchaͤften Boten zu fenden, fo wie ben Fracht und Fuhrleuten daraus 
feine weitere Befchränfung erwaͤchst, als daß fie von ber Ber 


*) Bergl. bie Land- und Wafferboten-Orbnung v. 15 Nov. 1822 in 9. 
8. In. S. 207 fi. 

4) Im ihr ift daher imsbefondere anzugeben: ob ba® Gewerbe zu Wafler zu 
üben ober ein fahrendes fey, daun ob Reiſende aufgenommen werben dürfen, 
ber Straßenzug, auf dem zu fahren, ber Tag ber Abfahrt und Ankunft (ſ. bie 
Boten-Orbnung. $. 10). 

2) Da wo er Gelder und Frachtſtüdde zur Weiterbeförderung den Poſt⸗ 
behörben übergibt, hat er von dieſen bie Botengebühr zu fordern ($. 15). 
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Rellung von Briefen Coffene Frachtbriefe ausgenommen) und von 
Ladungen, bie 15 Pf. nicht überfteigen, ausgefchlofien find. 
3) Zu ben eigenthümlichen Obliegenheiten ber Boten gehört: 
a) Jeder iſt ſchuldig das Regierungsblatt, und wenn er von 
Seitenorten fommt, auch die Befehle ber k. Stellen unb 
Behörden in Dienftfachen unentgeltlich zu verführen 
b) Jeder fahrende Bote ift verbunden eine Botenfarte zu führ 
ven, worin unter fortlaufenden Rummern die Beichreibung 
ober nähere Benennung eines jeden Stüdes, befien Zeichen, 
Aufgabs⸗ und Beſtimmungs-Ort, die Adreſſe, das Gewicht 
und der Inhalt einzutragen iſt ). 
Die Aufficht auf die Ausübung des Botengewerbes fteht ben 
BVolizeibehörben zu, bie entweber von Amtswegen ober auf Anrufen 
der Poftbehörben des Staates einzufchreiten berufen find 


8. 173, 
3) Die Telegraphen. 


1) Die Telegeaphen werden vom Staate hergeftellt und von 
Drganen beöfelben verwaltet und geleitet‘). Diefelben ftehen als 
eine öffentliche Anſtalt zunächft unter der Aufficht und bem 
Schuge ber unteren Polizeibehörden. in beſonderes Geſetz 
bedroht zubem diejenigen, welche die Telegraphen-Anftalt irgend 
ſtören ober befchädigen, mit fehr ſchweren Strafen?). 

2) Die Benügung ber Telegraphen zur Correſpondenz fteht 
im allgemeinen jedermann ohne Ausnahme zu. Die Vorfchriften, 
welche für biefe Benügung maßgebend find, beruhen vorzugsweiſe 
auf den Staatöverträgen, welche die Staatsregierung in Beziehung 
auf bie Telegraphen abgefchloffen Hat, namentlich auf den Verträ 
gen, buch welche der beutfch-öfterreichifche Telegraphen- Verein bes 


®) Hat er das Recht Neifende zu beförbern, fo hat er biefe ebenfalls in bie 
Botentarte einzutragen (88. 18 u. 19), 

1) ©. Gefeg, die Herftellung eines telegraphifhen Netzes für Bayern betr. 
v. 6 Juni 1850 (Geſetzbl. S. 177 fi). Daß auch Private mit Genehmigung 
der Staatsregierung ſolche errichten Können, verfteht ſich von ſelbſt. 

2) ©. Geſeh, den Schut ber Telegrappen-Anflalten betr. v. 24 Dec. 1849 
Geſetzbl. S. 87 fi.) 
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gründet und weiter entwidelt worben if). Zwar ift ben Der 
einsbeſtimmungen an fih nur bie internationale, d. i. jene Corre⸗ 
fponbenz unterworfen, bei welcher die Urfprungs- und Endftation 
verfehiebenen DVereind-Verwaltungen angehört; bie Regelung ber 
inneren bleibt ben einzelnen Vereinsregierungen vorbehalten. Allein 
Bayern hat biefelben im wefentlichen auch für das inlänbifche 
Telegraphenwefen ald maßgebend bezeichnet). 

3) Die Tarife der für die Benügung ber Telegraphen zu 
entrichtenden Gebühren find‘ ebenfalls durch die Vereind- Verträge, 
und zwar an ſich nur für bie internationale Correfponbenz feftge- 
ſtellt. Die Gebühr beträgt hiernach für eine einfache Depefche 
(d. i. für eine foldhe, die aus 20 ober weniger Worten befteht) 
auf eine Entfernung von 10 Meilen 1 fl. Eonventions - Münze 
ober 4 fl, 12 fr. xh.d) Füuͤr eine Depefche, welche zwiſchen 21 und 
50 Worten umfaßt, wird das Doppelte, für eine folhe von über 
50 bis zu 100 Worten das Dreifache erhoben. — Für den inter 
nen Verkehr, d. i. für jene telegraphifchen Depefchen, welche aus—⸗ 
ſchließlich durch Die unter bayerifcher Verwaltung ftehenden Telegraphen- 
Iinien befördert werben, wird von diefer Gebühr nur die Hälfte 
erhoben®). — Auch für die internationale Correfpondenz find 
nachträglich Ermäßigungen vereinbart worden, namentlich werben 

a) für jede Adreffe einer telegraphifchen Depefche fünf Worte 
freigegeben, bie nicht zu tariren find; nur bie biefes Maris 
mum überfchreitenden Worte ber Adrefle werben gezählt und 
in die Wortzahl der Depefche eingerechnet; 

b) wenn eine vom Aufgeber einer Depefche vorausbezahlte 


%) ©. ben Bertrag v. 25 Juli 1850 (R-BL. ©. 737), dann bei DIL. 
8. XXVIII. &. 652 ff. und dem Nadteng dazu v. 14 Det. 1851 RL. ©. 
1852 ©. 169 ff. und 9. ©. VI. ©. 52 fi). 

*) ©. bie Vekanntmachung v. 19 Fehr. 1852 (R.-BL. v. 1852 ©. 169). 

%) Die Gebühr fleigt jedesmal um benfelben Betrag flir weitere 15, 20, 
25, 30, 35, 40 u. f. w. Meifen. 

% S. Belanntm. v. 10 März 1854 (RBl. ©. 275). 
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nicht mehr als 10 Worte enthält, fo zahlt fie nur die Hälfte 
der Gebühr einer einfachen Depefche”). 


IN. Bie Erleichterung des Güterumfages. 
8.174. 


1) Das Geldweien®). 


1) Die Grundfäge, nach benen die bayerifche Regierung ihr 
ausſchließliches Recht Münzen zu prägen ausübt, beruhen zur 
Zeit auf völferrechtlichen Verträgen, insbeſondere auf Verträgen mit 
mehreren fübdeutfchen Bunbesftaaten (v. 25 Auguft 1837 und vom 
29 Aug. 1837)1) und auf einer Vereinbarung ber legteren mit 
Preußen und einer weiteren Zahl von norbdeutfchen Staaten (v. 
30 Juli 1838)2). 

Bayern Hat hiernach bie Silberwährung und prägt aus ber 
Koͤlniſchen Mark (233,855 Grammes) 24%, Gulden. Die Münze 
einheit ift fonach der Gulden, der auch im doppelten und halbirten 
Werthe geprägt wirdY. Der Silbergehalt der Hauptmünzen wirb 
zu Yıo der Kupfergehalt zu %,, des Gewichtes angenommen. Die 
geftattete Abweichung von bem vorfchriftmäßigen Beingehalt wird 


7) S. Betanntm. v. 10 Nov. 1855 (R-Bl. S. 1165—1167,. Um das 
Bublicum und die Behörben mit ben auf das Telegraphenweſen beyügligen Ein» 
richtungen und Beſtimmungen vollftänbig bekannt zu machen, ward unter bem 
12 Nov. 1855 eine befondere Bekanntmachung erlaffen (R.- BI. v. 1855 S. 
1189 ff.): 

*) Daß das Geldweſen, fowie es geſetzlich georbnet ift, der flänbigen Con- 
trole ber Polizei unterliege, bavon haben wir ſchon geſprochen ($. 123). 

2) Der erftere iſt die allgemeine Münz-Convention, ber zweite betrifft Die 
Scheidemünge. Daran fehließt fi) die Konvention zur weiteren Ausbildung und 
Bervollflänbigung bes fülbbentf—en Münzwefens v. 27 März 1845 (9. 8. IV. 
S. 332 — 336, dann S. 341 — 342), womit das Münz-Eartelv. 21 Oct, 
1845 ($. 8. IV. ©. 344) in Berbinbung fteht. 

9) ©. diefe in ($. B. IV. S. 336 — 40). 

) Die Prägung von „Ziwei-Gulbenftüden” warb durch ben Vertrag v. 27 
März 1845 eingeführt. 
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auf Yo, von dem Gewichte auf oo feftgelegt, was bei bem 
einzelnen Stüde fowohl als bei ber ganzen Mark fich erproben 
fo. 

Die gemeinfamen Scheidemünzen ber fübbeutfchen Staaten find 
die Sechs⸗ und Drei» Kreugerftüde, für deren Ausprägung ber 
27 Ouldenfuß angenommen if. Ihr Sitbergehalt wird auf Y, ober 
auf 5%, Loth in ber Mark feftgefegt. Die Abweichung am eins 
gehalt und Gewicht darf hier 7 vefp. og betragen, wobei jeboch 
nicht das einzelne Stüd, ſondern nur bie ganze Mark zu Grunde 
zu legen iſt ). 

Aus demfelben Gewichte feinen Silber prägen bie nord- 
beutfchen Staaten 14 Thaler, fo daß 1 Thaler —1%, fl.oder 1 fl. 
—%Y, Thaler if. Zur Vermittlung und Erleichterung des gegenfeiti- 
gen Verkehrs wird eine gemeinfchaftliche Hauptſilbermuͤrze — Vers 
einsmünze — zu %, ber Mark, ober zu 2 Thaler ober zu 31, 
Gulden ausgeprägt, beren Mifchungsverhältnig basfelbe wie das 
der Guldenftüde iRd). Die contrahirenden Staaten Haben babei 
die Verpflichtung übernommen, nicht mehr Scheidemünge in Um⸗ 
lauf zu fegen, als zu Zahlungen im Fleinen Verlehre und zur Aus- 
gleihung im eigenen Lande erforberlih if. In Bezug auf bie 
polizeiliche und frafrechtliche Behandlung und Beurtheilung von 
Münzverbrechen und Vergehen haben fich die vereinigten Staaten 
volle Gegenfeitigfeit zugefichert. 

2) Es gibt bis zur Stunde in Bayern fein Papiergeld, Da- 
gegen Hat die privilegirte Hypothefen» und Wechſelbank das Recht, 
unverzinsliche Banknoten auf den Inhaber lautend in Umlauf zu 
fegen, deren Nachahmung ober Veränderung im ganzen Königreiche 
nad Art. 347 TH. 1. des Strafgeſetzbuchs von 1813 geftraft 





4) Die Ausprägung von Ein-Kreigerftüden von Silber» ober Kupfer und 
ber Theilſtüde berfelben (Pfenninge- und Heller) bleibt dem Ermeſſen ber ein- 
jenen Staaten überlaffen. 

) Demnach wiegen 6,0 Stüde eine Matt, ober 63 Stuck 10 Matt, ba 
jevem Stüde /.0 Kupfer beigemifcht ift. 
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wird). Die Summe biefer Noten darf jedoch nie den Betrag von 
Yo bed Bankfonds, im höchften Falle nie die Summe von 
8 Milionen Gulden überfchreiten und muß jebenfalls für 
brei Viertheile der Emiſſion mit dem doppelten Betrage der von 
ihr auf Grund und Boden anliegenden Hypothefen, für das 
weitere Viertheil aber wenigftens mit einem gleichen ſtets in 
Baarem vorhandenen Geldvorrathe der Bank⸗Caſſe gedeck feyn. 
Die Banf ift verpflichtet, ihre Noten auf Begehren fogleich bei 
ihren Caſſen einzulöfen. Die Banknoten follen in ihrem geringften 
Betrage nicht unter 10 fl. ausgeftellt werben. — Die Staats 
Regierung übt durch einen k. Commiffär bie fortwährende Ober- 
aufficht auf bie Einhaltung ihrer Sapungen, und wacht insbe 
fondere über ben gewiffenhaften Vollzug der bezüglich ber Banf- 
noten gegebenen Beftimmungen. Der Eommiffär hat darum auch 
diefelben vor ihrer Emiffton mit Unterfchrift oder Stempel zu 
unterfertigen?). 


8. 175, 
2) Maß und Gewigt*). 


In dem dießcheinifchen Theile des Königreichs find Maß und 
Gewicht gleichföormigt) und zwar ift 

1) für das Längenmaß ber altbayeriiche Buß, ber in 
12 ZoM Cbiefer in zwölf Linien) getheilt wird, die Einheit). Die 
Klafter enthält 6, bie geometrifche Ruthe 10, die Ele 2 Fuß 10 
Yı 302) 


%) S. Gele, bie Errichtung einer 5. Hypothefen« und Wechſelbank betr. v. 
1 Inli 1834 (9. ©. IV. ©. 348) und bie anf der Grunblage besfelben ent- 
worfenen Banffatuten v. 18 Jun. 1835 ($. B. IV. ©. 350 fi), von denen . 
insbefonbere die 99. 13—20 hieher gehören. 

7) Die Banknoten Können bei öffentlichen Caſſen nad ihrem Nennwerthe an 
Zahlung gegeben werben ($. 13 ber Statuten), Amortifations » oder Arreſt- 
gefuche auf bie ausgegebenen Noten nimmt bie Bank nicht an ($. 16). 

*) Bon ber Aufficht auf Maß und Getwicht zu dem Zwecke um Betrug zu 
verhüten ſ. oben $. 123. 

1) ©. B. v. 28 Fehr. 1809 (9. B. IV. ©. 324 — 326), 

2) Diefer Fuß it bei + 18° R. = 129%, Barifer-Linien, 

2) Wegen bes Holzliaftermaßes |. bie €. v. 31 Dec. 1814 (K.-Bl. v. 
1815 ©. 21). 
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2) Fuͤr das Flaͤchenmaß if der Duabratfuß bie Einheit, 
beren 100 die Duabdratruthe, 40,000 den Morgen ober bad Jau—⸗ 
chert geben. 

3) In Bezug auf Slüffigfeiten bildet die Maßkanne bie 
Einheit, deren 64 ben Eimer ausmachen. 

4) Für das Getreidemaß ift der altbayerifche Megen 
Gu 342, Maßkannen die Einheit); 6 Mepen bilden ein Schef⸗ 
fl. — In ber neueften Zeit ift auch die Abwägung ber Gerealien 
als zwedmäßig empfohlen und darum bie Aufftellung von Getreibe- 
Waagen in Orten, die fhrannenberechtigt find, geboten worden ). 

5) Für das Gewicht ift das Münchener ober bayerifche 
Pfund die Einheit), das in 32 Loth zerfält, und von dem 100 
ben Gentner bilden. Seit dem Zolls Vereins» Vertrage vom 11 
Mai 1833 (ſ. Art. 14) befteht für bie zum Verein gehörigen 
Staaten ein gemeinfchaftlihes Zollgewicht. Als Einheit 
wurde babei ber im Großherzogthum Heſſen gefeglich eingeführte 
Eentner zu Grunde gelegt, und auf diefer Grundlage iſt der Zoll- 
tarif ausgearbeitet worden, Diefes Zollgewicht verhält fih zum 
bayerifchen wie 28:25). 

Befondere Normen beftehen bezüglich bed Mebicinals 
gemwichtes, als welches allgemein das in Nürnberg geltende in 
Anwendung zu bringen iſt, und bezüglich des Silbergewichtes?), 

Damit die Gleichförmigfeit im ganzen Lande hergeftellt und 
erhalten werde, find fowohl hei den Kreisregierungen, ald bei ben 
Landgerichten, Rentämtern, Städten und Märkten Mutter-Mafe 
und Gewichte hinterlegt, die nicht zum Gebrauche, fondern nur 

zum Abaichen anderer beftimmt ſeyn follen, und nur ſolche Maße 


3) Der halbe Megen wird in Bayern „Viertel“, ber %, Metzen ein halber 
Viertel, der 1/; Meten ein Maßl genannt. — Dasfelbe Maß gilt auch als Kalt 
maß, wobei 24 Metzen eine Muth machen. 

) ©. M. €. v. 25 Jun. 1852 (DI. 8. XXVIII. S. 1110). 

5) Das bayer. Pfund ift glei 560 grammes bes franzöf. Gewichtes, 

%) Das Zollgewicht kommt auch bei ber Poftverwaltung in Auwendung; 
ſ. M. E. v. 14 Mai 1840 (Dil. 8. XXVIII. ©. 1112). 

7) AS gemeinfames Silbergewicht iſt nämlich das Wiener Markgewicht er⸗ 
Mäct, welhes zu ber Kölner Mark fih verhäft wie 6 zu 63 f. 9. € v. 19 
Apr. 1811 (H. 2. IV. ©. 328). 

Boezjl, bayer. Verwaltungerecht. 23 
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und Gewichte, deren Uebereinftiimmung mit ben Normal-Magen 
und Gewichten conſtatirt ift, dürfen im wirklichen Verkehr in 
Anwendung gebracht werben. 


8. 176, 
3) Märkte und Meſſen 


Auf Märkten und Meſſen treffen fich Verkäufer und Käufer 
von Waaren; fie find beftiimmt, ben Güters-Umtaufch zu vermitteln, 
zefp. zu erleichtern‘). Was nun 

1) die Befugniß zur Abhaltung ber Märkte betrifft, fo 
fteht biefelbe einzelnen Gemeinden und zwar entweder auf Grund 
ber früher etworbenen ober hergebrachten Befugniß ober in Folge 
neuer jegt erſt ftattfindender Verleihung zu. Zuftändig zur Er—⸗ 
theilung neuer Marftrechte if, wenn es fih um Wochenmärkte 
handelt, die einfchlägige Kreisregierung, K. d. J., wenn es fi 
um Jahrmärkte oder Meſſen Handelt, der Monarch). — Den 
unteren Polizeibehörben fteht daher nur bie Inftruction ber Markt 
gefuche, dann bie Aufficht auf die wirklich ftattfindenden Märkte 
und die Entfceidung der etwa vorfommenden Marktſtreitigkeiten 
au. 

2) Zur Beziehung ber inländifhen Märkte und Meſſen 
(Dulten) find berechtigt: a) alle Producenten roher Erzeugniffe ; 
b) bie conceffionirten Yabricanten®); ec) alle Künfller und 
Profeſſioniſten (d. i. Inhaber von Gewerbsrechten) ; d) bie Selbft- 
erzeuger (b. i. jene welche eine freie Erwerbsart betreiben); e) 
conceffionirte Kaufleute und Krämer mit offenen Laden an 
ihrem Wohnorte (Bragner, Hudler u, f. w. eingefchloffen) ; £) bie 


4) Ihre Wichtigkeit mindert fid in dem Berhäftniffe, als der Güterumſatz 
überhaupt erleichtert ift. B 

2) ©. bie Formation-Berorbnung v. 17 Dec. 1825 9. 62 (9. 8. IIL 
©. 264), Die BVictualien-, Getreide, uud Biehmärkte werben hiernad vom ber 
Kreisregierung bewilligt. 

3) Dabei ift es nicht erforberlich, daß ber Producent ober Fabricant im 
Berfon den Markt beziehe; auch Perfonen, welche erweislich in feinem Brode 
‚oder Dienfle fliehen, werben zugelafien. 


Dritter Abſchn. Die Vorbebingungen zum Betrieb des Handels. 355 


zum Landfram-Handel von einer Kreisregierung ausdrüdlich 
patentifirten Inlaͤnder ). — In Bezug auf das Recht bes 
Marktbeſuchs find die Unterthanen der beutfchen Zolvereinsftaaten 
gleich den Inlaͤndern zu behandeln). 

Die genaueren Vorſchriften bezüglich der Rechte und Ber 
binblichfeiten derjenigen, welche den Markt ald Verkäufer befuchen, 
find aus den einzelnen Markt-Orbnungen zu fchöpfen, durch welche 
übrigens allgemeine Polizei-Verbote, wie 3. B. das Verbot bed 
Feilhaltens an Sonn- und Feiertagen während bes vormittägigen 
Gottesdienſtes, felbftverftändlich nicht geändert werben fünnen‘). — 
Befondere Normen gelten Hinfichtlih ber Victualien«, Getreide- 
und Biehmärfte. 


. 
B. Anftalten und Einrichtungen im Intereſſe des Handels 
insbefondere. 


8. 177. 
1. Die Yorbedingungen zum Betrieb des Handels. 


Die Befugniß zum gemerbsmäßigen Betrieb des Handels if 
im allgemeinen von benfelben Vorbedingungen abhängig, wie bie 
Befugniß zum Betriebe eines Handwerks, Es ift nämlich in der 
Regel 

4) vor allem erforderlich, dag man in einer ordentlichen eins 
gerichteten Handlung wenigftens 6 Jahre ald Lehrling und Gehülfe 
zugebracht ober aus überwiegenden Gründen Dispenfation erhalten 
babe, und daß man feine Befähigung zum Betrieb eines Hanbelds 
gewerbes durch das Beftehen einer Prüfung‘) erprobt Habe, — 
Die Prüfung hat fih 


H) S. B. 0.8. Mai 1811 (9. 8. IV. ©. 297 ff). Vergl. noch bie 
Imftruction zum Gewerbsgefege v. 17 Dec. 1858 98. 97 und 98, 

5) S. den Zollverttag v. 22 März 1833 Art, 18 (9.8. IV. ©. 315). 

6) Daher ift 3. B. das Haufiren auch am Orte und während ber Zeit bes 
Marktes im allgemeinen nicht geftattet; aber anderſeits ben Individuen, bie fonft 
dazu befugt finb, nicht verwehrt. 

4) Diefer Prüfung geht jene voraus, welche nach Ablauf ber Lehrzeit vor 
den Borftehern bes Handlungsgremiums zu erftehen iſt; f. bie Inftr. zum Gemerb& 
gefege v. 17 Der. 1853 5, 54. 

23* 
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a) über Faufmännifche Rechenfunft, Eorrefpondenz, Wechfelfunde 
und Buchführung, dann 

b) Hinfichtlich der mit dem Abfage von Waaren fich befaffenden 
Gefchäfte über die in das Berufsfach des Gehülfen vorzugs⸗ 
weife einfchlagende Waarenfunde, bei Materialienhandlungen 
insbefondere über Giftfunde und über die bei Aufbewahrung 
und Abgabe dieſer Stoffe zu beobachtenden Vorſichtsmaß⸗ 
regeln zu erſtrecken 2). 

2) Derjenige ber ben Befähigungsnachmweis geliefert Hat, muß 
ein Hanblungsrecht erwerben, dad analog den Gewerbsrechten ent 
weber ein reales (reſp. veräußerliches) ober ein perfönliches feyn 
Tann. Was die Art der Erwerbung eines folhen betrifft, fo 
gelten dafür dieſelben Orunbfäge, wie für bie Gewerbsrechte über— 
Haupt. Insbeſondere werben die Hanblungs-Eonceffionen 
regelmaͤßig ebenfalls von ben unteren Polizeibehörden ertheilt, 
jedoch mit folgenden Ausnahmen : 

8) bie Verleijung neuer und bie Wiederverleihung erledigter 
Eonceffionen zum Großhandel (ſowie zum Buchhandel) kommt 
ben Kreißregierungen, 8. d. J., zu; 

b) die Extheilung von Conceffionen zu größeren Handelsunter- 
nehmungen an anonyme Geſellſchaften oder Corporationen 
kann nur vom Könige ausgehen®). 

Unabhängig von dem Befige eines Handlungsrechtes und 
daher auch von einer förmlichen Conceffion ift 

a) ber Getreibehandel, indem bazu nur der Nachweis ber Ans 
fäiftgfeit erfordert wird (f. oben $. 100), fo wie überhaupt 
ber Handel mit Tandiwirthfchaftlichen Producten. Indeſſen ift 
damit nicht ausgefchloffen, daß derjenige ber den Handel mit 
Landesprobucten im Großen und mit bebeutenden Mitteln 
betreibt, von ber Kreisregierung, K. d. J., bie Bewilligung 


2) ©. bie angef. Iufte. 99. 50 und 54. Bezüglich ber Prüfungs-Tom- 
miffionen 2c. gilt das oben ($. 154) ſchon Angeführte, 

3) S. bie ange. Inftr. 99. 209 und 211. Um bas Prineip der Perfün- 
llichteit in Fällen ber letzteren Art feftzupalten, follen ſolche Conceifionen immer 
nur auf eine beflimmte Reihe von Jahren verliehen werben (Inftr. $. 80 am Ende. 
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erhalte in das Handelsgremium einzutreten und eine Firma 
zu führen‘). 

b) Der Viehhandel und ber Handel mit Holz, indem biefer jes 
bem völlig frei fteht, jener aber nur durch die Anfäffigfeit 
bedingt ift5). 


8. 178. 
D. Die Sefugniffe der Inhaber von Handelsrechten. 


1) Der Umfang der Befugniffe, welche mit dem Befige einer 
Hanbelögerechtfame verknüpft find, richtet fich zuwörberft nach dem 
Inhalte des einzelnen Rechtes, das erworben wurde. Diefer bes 
ſtimmt ſich aber bei realen Rechten nach bem Ortsherfommen, bei pers 
fonlichen nach dem Inhalte ber Eonceffionsurfunde, — Auch bann 
übrigens, wenn jemand ein allgemeines Handelsrecht erwirbt, blei⸗ 
ben gewiffe Gegenftände ausgefchloffen, wie 3. B. ber Handel mit 
Arzneien, mit Giften (f. oben $. 114 und 118). 

2) Außer der Befugniß des Berechtigten, mit ben einfchlägigen 
Waaren in feinem Wohnorte Handel zu treiben und zu dieſem Bes 
hufe dort einen offenen Laden zu halten, fteht es ihm auch zu, 
bie Meflen und Märkte zu beziehen und bort jene Waaren aus— 
zubieten, bie zu führen ihm fonft geftattet if. — Dagegen bleibt 
ber Haufichandel und das Auffuchen von Waarenbetellungen, ins 
foweit es demfelben gleich zu achten ift, abgefehen von ben befon« 
deren Ausnahmen in Bezug auf ben Schacherhandel der Juden, 
wie bisher verboten‘), 

3) Dem Inhaber eines Handelsrechtes fteht es zu, eine Handels⸗ 


%) ©. die mehrerwähnte Imfteuction $. 171. 

5 ©. Dil. 8. XIV. S. 1571 — 1580, bann 1596 — 1600. Daß 
dabei folgeweije auch bie Fähigfeitaprobe wegfalle, verſteht ſich von ſelbſt. 

2) S. bie Inftrustion zum Geiverbsgefege v. 17 Dec. 1853 9.83 unb 98. 
Wegen der Handlungsreifenden f. bie 8. v. 9 Febr. 1844 (9. 8. III. &. 148). 
Ihnen ift das Anbieten von Waaren und das Suchen von Waarenbeftellungen 
nur geftattet 

a) bei berechtigten Kaufleuten, 
b) bei Fabricanten und Gemwerbsleuten bezüglich ber für ihre Fabrication 
ober ihr Gewerbe erforderlichen Stoffe und Werkzeuge, Bloß Weinreifende 

Können aud ben Conjumenten direct Offerte machen. 
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firma anzunehmen und die angenommene zu ändern. Die Wahl 
der Firma, infoweit biefelbe von bem wirklichen Namen bes 
ober ber Gewerbsinhaber abweicht, unterliegt ber Genehmigung 
jener Behörde ober Stelle, welche bezüglih bes betreffenden 
Gewerbörechtes zur erftinftanzlichen Beſcheidung der Conceſſions⸗ 
gefuche berufen ift ober wäre. Waltet im Hinblide auf die gelten« 
den Eivil und Handelögefege fein Anftand ob, fo foll die Geneh- 
migung in ber Regel ertheilt werben; fie kann dagegen verfagt 
werben, wenn bie gewählte Firma zu Mißbeutungen, Verwechs⸗ 
Fungen ober Täufchungen Anlaß geben fönnte, oder wenn fonftige 
außerorbentliche polizeiliche Rüdfichten es gebieten?). 

4) Die Befiger von Handelsrechten bilden in ähnlicher Weife 
wie die Gemwerbömeifter im engeren Sinne Innungen ober Hanbeld» 
gremien, für welche im allgemeinen diefelben Normen wie für bie 
Gewerbövereine gelten (f. oben $. 157). — Don ben befonderen 
Einrichtungen, um bie Interefien bes Handels gegenüber ber 
Staatöregierung zu vertreten, ben Gewerb-, Fabrif- und Handels⸗ 
räthen, dann ben Gewerbes und Handelsfammern — haben wir 
bes Zufammenhanges wegen ſchon oben ($. 160 u.161) gefprochen. 
Es find daher nur noch einige Einrichtungen zu erwähnen, bie bloß 
im Intereſſe des Handels beftehen. 


8.179. 
III. Seſondere dem Handel dienende Einrichtungen*). 


Schließlich ſey noch einiger, vorzugsweife bem Handel dienen, 
ber Hülfseinrichtungen gebacht, welche in unferem Verwaltungs⸗ 
foftem ſich finden. Dahin gehören: 

1) bie Senfale und Mäkler, bie vom SHanbelöftande 
aufgenommen, dem Wechfel- und Mercantilgerichte ad proban- 
dum vorgeftellt und von dieſem verpflichtet werden, Ihr Beruf 
iſt aber: 


2) Der unbefugte Gebrauch einer Firma unterliegt einer Gelbftrafe vom 
25 fl. (Inf. 8. 90). 

*) Eigene äffentliche Unterrictsanftalten im Intereffe bes Handels beſtehen 
bis jet nicht; f. jeboch oben 8. 150 Note 1. 
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a) die zwiſchen zwei Negotianten oder anderen Perfonen ges 
ſchloſſenen Wechfels oder Hanbelögefchäfte, welche ihnen an 
gezeigt werben, in ihren mit dem Wechfel- und Mercantil- 
gerichts⸗Siegel verfehenen Büchern vorzumerfen, wodurch fodann 
dieſe Gefchäfte biefelbe Gültigkeit und Wirkſamkeit erhalten, 
als ob die Eontrahenten Wechfelbriefe ausgeftellt Hätten; 

b) die Wechfel« ober Handlungs Gefchäfte, welche ihnen von 
Handelsleuten ober anderen Perfonen zu betreiben übertragen 
werben, gegen bie gewöhnliche Gebühr zu beforgen; fo wie 
endlich 

e) ein orbentliches Anfrage ober Adreffe- Comptoir zu errichten, 
bei welchem alle jene Perfonen, welche Gelder ausleihen oder 
aufnehmen wollen, die Anzeige machen fönnen N). 

2) Bezüglih ber Börfen, d. i. öffentlicher Räume, in 
welchen fich täglich zu einer beftimmten Stunde die Kaufleute und 
Mäfler des Ortes verfammeln, um ſich über Gefchäfte zu bes 
fprechen und ſolche abzufchliegen, enthält unfere Geſetzgebung 
feine nähere Beſtimmung; es ift daher bad Nähere aus ber localen 
Börfen-Drbnung zu erfehen. 

3) Die Hypotheken- und Wechſelbank ſowohl, ale 
die f. Bank zu Nürnberg berühren in ihren Operationen auch 
die Intereffen bes Handels. Bon den Gefchäften ber erfteren 
gehören insbeſondere hieher: 

Das Escomptes Gefchäft, dann das Leihgefhäft auf Papiere, 
Gold und Silber, dad Girogefhäft und das Depofitengefchäft?). 

Die k. Bank zu Nürnberg ift eine dem Finanz Minifterium 
untergeorbnete Anftalt mir kaufmaͤnniſcher Geſchaͤftsführung, welche 
den Zwed hat: 

a) ald Wechſelbank dem Verkehr und dem Handel im allgemei- 
nen zu nügen; 

b) als Leihbank duch Vorlehen an Kaufleute, Fabricanten und 


4) ©. bie bayer. Wechjel-@erichte-Orbng. v. 1785 99. 19 und 20. Damit 
verwandt find bie Commiffions-Bureaug fir Geldgeſchäfte u. ſ. w.; vergl. Döll. 
3. XXVI. ©. 744 — 749, dann 8, XXVIII. ©. 1339 — 1842 und B. 
XXIX. ©. 780. 

2) ©. die neurebigirten Satzungen ber Bank (v. 1851) 89. 62 — 79 
(ðll. 8. XXVIII. ©. 1215 — 1218). 
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Gewerbsleute ben Handel, die Induſtrie und die Gewerbe zu 
unterftügen und zu befördern; 

c) auch an andere Private (Landivirthe, Anftalten 2c.) gegen 
entfprechende Sicherheit Darlehen zu machen 9). 

4) Für das Intereffe der Kaufleute find endlich in mehrfacher Ber 
ziehung wichtig bie Niederlagen (Entrepots, Hallen) *), öffentliche 
Magazine, in welchen unverzollte fremde Waaren, welche entweder 
unmittelbar aus bem Auslande ober unter Begleitfchein s Controle 
eingehen), aufgenommen und für gewiffe Zeit aufbewahrt werben, 
um von ba entweber weiter ind Ausland verfenbet oder im In⸗ 
Iande abgefegt gu werben. — Ausnahmsweiſe kann für ſolche 
Waaren, welche fih zur Aufbewahrung in den öffentlichen Nieder- 
lagen nicht eignen, bei genügend gewährter Sicherheit gegen Ver- 
untreuungen und Verlufte auch die Befugniß zum Privatlager, jer 
doch jeberzeit wiberruflih und nur auf befondere Genehmigung 
ber oberften Finanzſtelle geftattet werben, 


3) ©, die B. v. 4 Oct. 1850 (R.-8. S. 785 und Döll. 8. XXVIII. 
©. 1320 — 1326). 

%&, das allgemeine Nieberlage-Regulativ v. 13 Rob. 1841 : DI. B. 
XXVII. ©, 1276 — 85). Wegen Niederlagen in einer anderen Bedeutung ſ. 
oben S. 156. Nr. 3, 

5) Gegenftände inlänbifhen Urfprungs und verzollte ausländiſche können 
nur ausnahmsweiſe aufgenommen werben; f. das angef. Nieberlage-Regulatio 
4. 6. 

©. das Zollgeſetz v. 17 Nov, 1837 8. 40 (Geſetzbl. S. 197). Bei- 
ſpiele von ſolchen Privat-Nieberlagen |. bei Döll. B. XXVII. ©. 1296 fi. 
Im getoiffem Betracht Lönnte man das Zollweſen überhaupt an biefem Orte ab» 
handeln; allein wir erachten es doch für zweckmäßiger, bavon fpäter im Finanz - 
rechte zu handeln, 
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Zweites Eapitel. 


Sorge für die Bildung ber Staats-Angehörigen. 
8. 180. 
Einleitung *) 


1) Es ift zwar jeber einzelne Menfch an fich fittlich verpflichtet, alle 
feineAnlagen und Kräfte möglichft zu entwickeln und fich zu vervolls 
fommnen. Sol er aber biefer fittlichen Anforderung auch nur annä⸗ 
hernd zu genügen im Stande ſeyn, fo muß der Staat (und bie Kirche) 
babei ins Mittel treten, indem er Anftalten (Schulen) errichtet 
und fonftige Anorbnungen trifft, bie beftimmt find, einexfeits die 
Hinderniffe zu entfernen, welche ſich dem Einzelnen bei der Erſtre⸗ 
bung feines Zieles in den Weg ftellen, andererſeits ihm Erleichterung 
und Unterftügung hiebei zu bieten. 

2) Wenn übrigens ber Souverän, von feiner Regentenpflicht 
gebrungen, Unterrichts- (und Erziehungs) Anftalten begründet 
und erhält, fo verfchafft er dadurch den Unterthanen nur Mittel 
und Wege, bie fie, je nad) ihrem Ermeſſen, für ihre Zwede bes 
nügen fönnen; er zwingt Niemanden zur Benützung — einSap, 
der nur in Bezug auf bie beutfchen Schulen eine gewiffe Modifi— 
sation erleidet (Verf. R. 11. A. ©. 56) 1). 

3) Ie nach dem Zweck, ben bie Unterrichts -Anftalten vers 
folgen, unterfcheibet man verfchiedene Arten von Schulen®), und 


*) Lipomwsly, Gefchichte der Schulen in Bayeın. Milnden 1825. 8. 

2) Die Schulpflicht beginnt mit dem vollendeten 6ten Lebensjahre und ban- 
ext bezüglich der Werktagsſchule bis zum vollendeten 12ten, reſp. 18ten; bezüglich 
der Feiertagefhule bis zum vollendeten 18ten Jahre. Damit diefer Pflicht vom 
allen Kindern genügt werde, bürfen Kinder vor vollendetem 10Oten Lebensjahre zu 
einer regelmäßigen Beſchäftigung in Fabriken zc. nicht zugelaffen werben; f. bie 
8. v. 15 Jän. 1840 und v. 16 Juli 1854 (H. 2. VI. ©. 153 ff. ). 

2) Man kann naturlich auch noch von andern Eintfeilungsgrünben aus Unter 
ſcheidnugen ſtatuiren, wie J B. Knaben- und Mäbchen- Schulen, Stadt- und 
Sanbfgulen u. |. w. Die im Terte erwähnte Unterſcheidung iſt jebenfalls bie 
buchgreifenbfte und praktifd) wightigfte. — Die Erziehung ift ein Recht und eine 
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zwar vor allem: niedere ober Elementars, auch wohl deutſche ( Volls⸗) 
Schulen und höhere. Die Iegteren zerfallen dann wieber in ger 
lehrte ober in Schulen für claſſiſche Bildung, und in Real- ober 
Schulen für technifche Bildung. Von ten letztern haben wir be 
reits im vorigen Capitel im Zufammenhange mit jenen Zweigen 
ber bürgerlichen Thätigfeit gefprochen , welche durch bie betreffenden 
Unterrichts »Anftalten gefördert werben ſollen (f. insbefonbere oben 
ss. 143, 147 und 150). Es bleibt uns nur noch übrig dasjenige in 
Kürze kennen zu lernen, was ſich auf bie deutfchen und gelehrten 
Schulen bezieht. Die darauf bezüglichen Vorſchriften betreffen 
bann aber 
a) bie financielle Seite ber Anftalten, die Laft der Herftellung 
und Unterhaltung, ober 
b) die rein technifchen, reſp. wiffenfchaftlichen Verhältniffe, die 
Qualification ber Lehrer, Unterrichts» Gegenftände, Lehr⸗ 
methode, Disciplin ber Schüler u. f. w., und enblich 
c) die Art und Weife der Controle und Aufficht, die der Staat 
über biejelben übt. 


1. Titel. 


Die deutſchen Schulen. 
$. 181. 
A. Die Herftellung und Erhaltung von Schulen. 


1) Wenn das pofitive Recht den Befuch der öffentlichen 
Schule in ber Regel zur Zwangspflicht macht, fo muß es auch 
Anordnungen treffen und Betimmungen erlaffen, die es den Unter 
thanen möglich machen biefe Pflicht zu erfüllen. Daher muß vor 
allem bie Verbindlichkeit der Herftellung und Erhaltung der öffent- 
lichen Schulen genau geregelt ſeyn. — Zu biefem Zwede wird 


Pflicht der Familie, und nur ausnahmsweiſe, wo befonbere Berhältniffe es noth ⸗- 
wendig maden, follen Staata- Erziehungs. Anftalten nadbeifen. Eben befhalb 
weil wir hier nur bie Negel zu berlidfichtigen gebenfen, flehen wir im ber fol- 
genben Darftellung vorerft von den Erziepunge-Anftalten ab (ſ. jedoch unten $. 
191). 
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bad ganze Land in Schulfprengel (Schulgemeinden) abgetheilt, für 
beren jeden bann eine eigene Schule zu bilden it‘). 

2) Die Bebürfniffe, um beren Dedung es fich bezüglich der 
beutfchen Schulen handelt, find aber: 

a) bie Herftelung, Einrichtung (Anſchaffung der Schufrequifiten) 
und Beheizung ber Schulgebäude; wozu auf dem Lande in 
ber Regel ein Kleiner Grundbefig und ein Schulgarten kom- 
men foll2); 

b) ber Unterhalt ber Schulfehrer und der Aufwand für bie 
Vorbereitung von ſolchen. 


3) Die Mittel zur Befriedigung biefer Bedürfniffe fliegen 

a) aus ben zu biefem Zwecke etwa beftehenden Stiftungen), 
oder 

b) aus ben Leiftungen von Privaten , Die aus befonderen Rechts- 
titeln dazu verpflichtet find®); 

©) aus ben ber Schule zugewiefenen Reichnifen derjenigen, 
welche die Schule benügen — dem Schulgelde 9); 

d) aus gewiflen Gelbftrafen, welche geſetzlich ben Schulen zu- 
fallen, insbefondere den Strafen wegen Schulverſaͤumniß 6); 

e) aus Zufchüffen ber Eentralftaatsfaffe und der Kreisfonds?). 


4) Die Bildung und Berichtigung der Schulfprengel if Sache ber Kreis- 
tegierungen, 8. d. J.; f. die Format. V. v. 17 Dec. 1825 $. 44 Abſ. 2 (9. 
2. 11. ©. 259). Dabei ift insbefonbere auf bie Verſchiedenheit ber Eonfeffion 
Rüdfit zu nehmen. 

2) ©. Döll. 8. IX. ©, 1321 — 28. 

) Inwieferne auch die Renten von Euftusftiftungen für Zwecke der Schule 
verwendet werben können, f. Beil. II. zur Berf. Url. $. 49. 

%) ©. Beil. VI. zur Berf. Url, $. 21. Zur Errichtung neuer Schulen ift 
kein Privater (Gutsbefiger u. ſ. w.) verpflichtet. Errichtet er ſolche doch, fo ſichert 
ihm bie obige Geſetzesſtelle das Recht zu, ben Lehrer zu präfentiren. 

5) Wo bie Eltern zur Zahlung unvermögend find, ift bas Schulgeld aus 
bem Armenfonds, refp. von ber Gemeinde zu entrichten. Dasfelbe ift vorzugs- 
weife eine Einnahme bes Lehrers; fein Betrag ift von ber Kreisregierung zu ber 
ſtimmen. 

6) Ueber ſonſtige Geldſtrafen u. confiscirte Gegenſtände, bie dem Kreisſchul- 
fonds zu gute kommen ſ. mein Berf.-R. II. A. ©. 302 Not. 8. 

7) &. darüber mein Verf. R. I. U. ©. 301 Note 7. 
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Wenn endlich alle dieſe Mittel nicht hinreichen, den Bebarf 
der Schule zu beden, fo ift bie betreffende (Schul-) Gemeinde 
verbunden, das Fehlende durch Beiträge ihrer Mitglieder, duch 
©emeindesUmlagen zu ergänzen bezüglich beren Vertheilung und 
Erhebung die allgemeinen Grunbfäge über Gemeinde-Umlagen gel- 
tend). 


B. Die Schullehrer. *) 
$. 182. 
I. Bie Vorbereitung derfelben.) 


Um als Lehrer an einer deutfchen Schule angeftellt zu werben, 
muß in der Regel ber zweijährige Befuch eines öffentlichen Schul 
lehrer» Seminars2), und das erfolgreiche Beftehen einer Prüfung 
nachgewiefen werben. 

1) Fähig zur Aufnahme ins Seminar find aber in ber 
Regel nur ſolche Sünglinge, welche, nachdem fie aus ber beut- 
fhen Schule entlaffen find, mindeſtens 3 Jahre bei einem tüch« 
tigen Lehrer oder Geiftlichen?) als Schullehrlinge vorgebildet worden 
find und in einer befondern Prüfung ihre Fähigfeit aufgenommen 
zu werben erprobt haben‘). 


8) Ueber bie Beitragspfligtigen f. mein Verf. Recht S. 253, — Für bie 
Juden gelien im allgemeinen feine befonberen Beſtimmungen; ſ. das Juben- 
Ebict v, 1813 51. 32 und 33 (H. B. IV. ©. 188 und 189). 

*) Bergl. 3. v. Dall Armi bie Schullehrer in Bayern, Augsburg 1855 
18 
4) S. das Regulativ über bie Bildung ber Schullehrer v. 31 Jän, 1836 
(DL. 8. IX. 1156 — 1220). 

2) Sole Seminarien beftehen für bie Angehörigen ber kathol. Confeſſion 
zu Freiſing, Lauingen, Straubing, Eicflätt (Oberpfalz unb Mittelfcanten), Bamberg, 
Würzburg und Speier ; für bie ber proteftantifchen in Alidorf, Schwabach und Kaiſers- 
lauten, Sie bilben eine Laſt des Gentralfonde, während ber Aufwand flr bie 
Vorbereitung zun Seminare von ben Kreifen zu beſtreiten iſt. 

®) Welche Lehrer und Geiftliche diefe Vorbereitung ertheilen bürfen, beſtimmt 
die Kreisregierung auf Antrag des Kreisfholarhats und im Benehmen mit bem 
einschlägigen kirchlichen Stellen; |. M. E. v. 27 Juli 1842 (Dil. B. XXIV. 
©. 347). 

) Conftige allgemeine Bebingungen ber Aufnahme find, daß der Eanbibat 
night unter 16 und nicht über 20 Jahre alt und körperlich gefunb fey. 
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Die aufgenommenen Lehrlinge wohnen im Seminargebäube 
und erhalten dort gegen ein beftimmtes, aus ihren Mitteln zu bes 
ſtreitendes Koftgeld volle Verpflegung. 

2) Die Leitung bed Seminars fleht einem vom Könige er- 
nannten Infpector zu, ber unmittelbar der Kreisregierung, K. d. 
J., untergeorbnet if. Unter ihm wirkt dann ein 2ter Infpector, 
oder ein Praͤfect und eine je nach dem Bebürfniffe ſich bemeffende 
Zahl von Lehrern, zunächft für ben Unterricht, dann aber auch 
als Lehrer-Rath bald mit bloß gutachtlicher, bald mit entfcheidender 
Stimme, 

3) Die Gegenftänbe, in welchen im Seminar Unterricht er 
theilt werben fol, find: 

a) ber Religions» Unterricht, und zwar durch einen Geiftlichen 
ber betreffenden Confeſſion; 

b) Unterricht in der deutfchen Sprache; 

ce) Unterricht in der Geographie und (insbefondere) ber (Vaters 
lands⸗) Gefchichte; 

d) Unterricht im Rechnen (Kopfrechnung und fehriftlichen Rech⸗ 
nen); 

e) Unterricht im Zeichnen und in ber Formenlehre; 

f) Unterricht im Schönfchreiben, und 

8) in ber Muſik (Gefang, Orgel, Violin-Spiel u. ſ. w.) *). 

Dabei fol nicht fo fehr darauf Hingearbeitet werben bie Zöge 
linge mit vielerlei neuen Kenntnifien auszuftatten, als vielmehr in 
ihnen das Erlernte zu größerer Grünblichfeit und Harer Anfhauung 
zu bringen, fie auf ben rechten Standpunkt zu fielen, und fie 
mit ber Unterrichtsfunft (nicht fo fehr theoretifch ald praftifch) vers 
traut zu machen. 

4) Diejenigen, welche mit dem Zeugniffe ber Befählgung aus 
dem Seminar entlafien find, bie Schuldienfterfpestanten, werben 
in ben erſten zwei Jahren als Schulgehülfen, fpäter wenn 
fie ihre ‚Tauglichfeit erprobt haben, als Schulverwefer verwendet, 
Nach dreijäßriger Uebung Haben fi biefelben am Sitze 
ber Kreisregierung ber eigentlichen Anftellungsprüfung zu unter 


5) Ueber die Verteilung ber Fücher unter bas Lehrperſonal verfügt auf An- 
trag bes Juſpectors und bes Kreisſcholarchats bie Kreißregierung. 
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werfen, bie unter ber Leitung bes Kreisſchulreferenten oder eines 
vom Regierungspräfidenten hiezu ernannten Mitgliedes bed Kreid- 
ſcholarchats von einer jedesmal befonbers beftellten Commiſſion 
vorgenommen wird. Derjenige, ber biefe Prüfung mit Erfolg ber 
fanden Hat, ift anftellungsfähig N). 


8.183. 


IL Die Anftellung und die Nerhteverhältniffe der angeftellten 
Sehrer. 


4) Die Anftellung der Schullehrer geht von ben Kreisregie- 
rungen, 8. d. J., aus, und zwar handeln dieflben babei entwweber 
* felbftändig oder fie üben bloß das Beftätigungsrecht, legteres überall 
ba, wo einer Gemeinde, Körperfchaft ober einem Privaten Das 
Präfentationsrecht zufteht). Denfelben Stellen kommt auch bie 
Verfegung, Quiescirung und Entlaffung bes Lehrerperfonals zu. 
2) Der angeftellte Schullehter erhält den Sold für feine 
Dienfte neben der Nugung bes Schulhaufes und der etwaigen 
Schulgründe zunächft aus dem Schulgeld und den Gebühren für 
die auf dem Lande regelmäßig mit dem Schulbienfte vereinigten 
niederen Kirchendienſte (ald Meßner, Organift, Chorregent)?), 
wozu noch die etwaigen Bezüge aus Stiftungen, und ber Antheil 
an ben Zufehüffen aus ber Staatscafle (f. $. 181, 3.) fommen. Wird 


6) Allgemeine Borausfegung ber Anftellungsfähigkeit ift das Judigenat (DL. 
8. IX. ©. 1232). 

*) Bergl. bie Format. Berorbnung v. 17 Dec. 1825 $. 46 (9. 8. Ill. ©. 260). 
Mit Rüdfiht auf den angeführten Unterſchied trennt man Immediat- und Mer 
diat - Schulſtellen. Wegen ber Präfentationsrechte der Gutsherren f. Beil. VE. 
zur Berf. Urt. $. 21. Magiftraten, bie vor 1807 das Präf.-R. hatten, fol es 
verbleiben (Döl. 8. IX. ©. 1240). Die Präfentationsrechte ceffiven bei ber 
Aufftelung von Schulverweiern (Döll. a. a. D. ©. 1256). 

2) &. V. v. 30 Dec, 1810 (R. 8. ©. 17), dann M. €, v. 14 Juni 
1819 (Dt. 8. VII. ©. 1634). 
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dadurch die Congruaꝰ) nicht erreicht, fo wird das Fehlende aus 
Gemeinde, und eventuell aus Kreismitteln ergänzt. 

Jeder wirkliche Schullehrer, welcher in biefer Eigenfchaft drei 
Dienſtesjahre zurüdgelegt hat, erwirft Fraft bed Geſetzes die Ans 
fäftigfeit in jener Gemeinde, in welcher er bei Ablauf jener Frift 
angeftellt ift. Wird berfelbe nach Ablauf der genannten Friſt in 
feiner Eigenſchaft als Schullehrer verfegt ober befördert, fo erwirbt 
er babucch von felbft die Anfäffigfeit mit ihren gefeglichen Folgen 
in ber Gemeinde feiner neuen Anftellung‘). — 

Zu ben eben erwähnten Sunctionen bes Schullehrers fügt das 
Gemeinde⸗Edict noch bie $. 94 des Gemeindeſchreibers; er beforgt alle 
Schreibereien, fertigt auch die Gemeinde» und Stiftungsrechnungen, 
wenn bie Gemeinde und Stiftungspfleger biefes förmlich zu thun 
nicht ſelbſt im Stande find. Seitdem für das Kicchenvermögen 
eine befondere Verwaltung beiteht, d. i. |. 1834, hat er auch 
bei biefer in Gemäßheit ber angeführten Geſetzesſtelle die Schreib- 
geihäfte zu beforgen?). Es verfteht fich von ſelbſt, daß bie Ger 
meinbe verbunden ift dieſe Dienfte entfprechend zu honoriren. 

3) Da ben Schullehrern weder nach allgemeinen Grundfägen, 
noch nach unferen pofitiven Gefegen pragmatifche Rechte zuftehen, 
fo fönnen auch ihre Relicten keinen Anſpruch auf Penfion machen. 
Die Staatsregierung hat indeſſen ben Anftalten und Einrichtungen, 
durch welche ben Lehrer-Relicten Unterhaltöbeiträge entrichtet werben 
Tonnen, ihte Förderung und ihren Schuß verfprochen. Zu biefem 
Zwede hat ſie die Bildung von Privat-Vereinen empfohlen und bie 
Principien bezeichnet, auf welche folche begründet werden Fönnen®). 


3) Sie beträgt bei Schulfellen in minimo 200 ff. und fleigt nach Claſſen 
aufwärts. 

%) S. das Geſetz, Über Auſäſſigmachung der Schullehrer v. 9 Dec, 1849 
(meine Sammlung S. 312); über bie Bolgen der Anfäffigfeit vergl. mein Berf. 
R. ©. 78. 

) Es ift geftattet, daß den Schullehrern ber Kleinftationiftenbienft an ber 
Gränge, ober bie Function eines Unterauffhlägers (nicht die eines Lotto Eollec- 
teurs) übertragen werde (Dill. 8. IX. S. 1283 ımd 1284). 

6) ©. bie beffallfigen Anorbnungen bei Dil. 8. XXIV. ©. 369. 
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©. Die Eontrole und Aufficht. 


8. 184. 
1 Bie Socalfcyulinfpection. 


Die beutfchen Schulen ftehen wie alle Unterrichtsanftalten 
unter ber ftändigen Controle und Aufficht des Staates, die er in 
Angelegenheiten des Religions -Unterrichts und ber religiöfen Er 
ziehung im Benehmen mit der betreffenden Kirche übt, Welches 
bie zur Uebung berfelben beftellten Organe bes Staates feyen, haben 
wir in ber Hauptfache fehon im erften Buche (8. 23) angegeben. 
Hier Handelt es ſich hauptfäclih darum, ihren Wirkungskreis ger 
nauer zu beftimmen. 

1) Das unmittelbar die deutſchen Schulen beauffichtigende 
Drgan ift bie Local-Schulinfpection ober in größeren Staͤd⸗ 
ten bie Bezirfs-Infpection‘). Zu ihren Obliegenheiten ges 
hört?) : 

a) Sie überwacht die zunächft dem Lehrer zuftehende Handhabung 
ber Schulbisciplin, und erfennt über etwaige Beſchwerden. 
In wichtigern Fällen geht bie erſte Entſcheidung auf erftattete 
Anzeige bed Lehrers von ihr aus, wie namentlich bei Schul 
verfäumniffen. 

b) Sie forgt für den Vollzug ber Vorfehriften über bie Schul- 
pflicht, und fertigt für jene Kinder, welche benfelben genügt 
haben und deren Prüfung ein befriebigendes Ergebniß gelie⸗ 
fert Hat, die Schul-Entlafjungsfcheine aus. 


%) Die Local-Schulinfpectionen find gebildet a) in Landgemeinden: aus 
bem Pfarrer, dem Gemeinbevorfteher und 2 — 3 Abgeordneten bes Gemeinde» 
Ausſchuſſes; b) in Heineren Städten: aus dem Bürgermeifter, dem Pfarrer und 
1 — 4 Deputirten bes Magiftrats. Im ben größeren (unmittelbaren) Städten, 
deren Umfang bie Errichtung mehrerer Stabtbezirls - Infpectionen nöthig macht, 
beftehen biefe: aus dem Bezirks. Pfarrer ober einem andern Infpector und einem 
Magiftratsrathe als ordentlichen Mitgliebern, wozu ber Magiftrat noch 1-8 
Diſtrietsvorſteher benennen kann. S. 8. v. 21 März 1821 (Döll. B. IX. 
©. 109). 

2) S. barüber bie Amts- Juſtt. für bie Loealſchulinſpeetoren v. 13 Sept. 
1808 (Dil. B. IX. ©. 1085). 
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c) Ste führt die Aufficht über die Schulgebäude und bie zur 
Schule gehörigen Gegenftände; Heinere Reparaturen berfelben 
hat fie felbftändig anzuordnen, bei größeren ftellt fie Anträge 
und erholt die höhere Genehmigung. Die Verwaltung und 
Verwendung des etwa vorhandenen Local: Schulfonds®) wird 
von ihr beauffichtigt vefp. begutachtet. 

d) Ueber das Lehrerperfonal, über fein Wirken in und fein 
Benehmen außer der Schule führt die Schul-Infpection ftete 
Aufficht, zieht diefes wegen geringer Pflichtverlegungen felbit 
zur Verantwortung und zeigt fehwerere dem Diftrictö- Schul- 
infpector an. Bei andauernder Berhinderung bed Lehrers 
bat fie das Nöthige einzuleiten, bamit ein Gehülfe beftellt werde. 

Die Local-Shulinfpection beforgt ihre Gefhäfte, foweit fie nicht 

vom Vorftand allein erledigt werben fönnen, in Sigungen bie 
zegelmäßig an jedem erften Sonntage im Monat gehalten werben 
follen. Am Schluffe jedes einzelnen Schuljahres erftattet jede In⸗ 
fpection einen Hauptbericht an den vorgelegten Diſtricts⸗Inſpector. 
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4) Die fämmtlihen Schulen eines Diftrictö, Die berfelben 
Eonfeffion angehören, ftehen unter ber Aufficht und Leitung bes 
Diſtriets /Schulinſpectors, — in größeren Städten unter ber ber 
Local⸗Schulcommiſſion ij. In Folge feiner Beſtimmung befteht das 
Amt des Diftrictsinfpectord vorzugsmeife in Folgendem : 

a) Er hat fi von dem Zuftande der fämmtlichen Schulen feines 
Bezirks eine möglicht genaue Kenntniß zu verſchaffen. Zu 
dem Zwede ift er gehalten, jährlich wenigftens einmal jede ihm 
untergeordnete Schule gemeinfam mit ber Diftrictöpolizeibehörde 


3) Die Verwaltung ber vorhandenen Echufftiftungen fteht, wie bie aller 
Localftiftungen den Gemeinde-Organen zu (S. mein Verf. R. ©. 269 n. 275). 
4) Ueber bie Beftellung bes erfteren ſ. oben $. 23; bie legtere wird aus 
ben Mitgfiebern ber einzelnen Bezixkeinfpectionen zuſammengeſetzt. Ueber das 
Berhältniß zur Difrictöpofigeibehörbe f. oben $. 23 Note 4. 
Poesl, bayer. Bermaltungdrecht 24 
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zu befuchen, und ſich von beren Zuftande zu unterrichten 

(Haupt Schulvifitation)?). 

b) Ueber das gefammte Lehrer - Perfonal, ſowohl das bereits 
angeftellte als das in der Vorbereitung begriffene, übt er 
eine fortwährende Controle, und in wichtigen Fällen die Dis— 
eiplinarftrafgewalt. Ebenfo unterliegen 

e) bie Local-Schulinfpectoren des Bezirks feiner Aufficht; er for 
wohl als der Vorftand ber Diftricts-Polizeibehörbe führt eine 
Qualificationslifte über fies). 

Er erftattet feine Berichte und richtet feine etwaigen Vetbeſſe— 
rungsvorfchläge unmittelbar an die Kreistegierung, 8.6.9. Ins— 
befonbere fenbet er bie Jahresberichte der Rocalinfpectionen mit feinen 
Bemerkungen an biefe ein. 

2) Die Leitung und Beauffichtigung der fämmtlichen Schulen 
bes Kreifes kommt den Kreisregierungen, 8. d. J., zu. Zur felb- 
Händigen Competenz derfelben eignen fich vorzüglich folgende An— 
gelegenheiten: 

a) Die Prüfung ber Lehrer, fowie die Anftellung, Verſetzung 
und Entlaffung berfelben. 

b) Die Bildung und Berichtigung ber Schulfprengel, bann bie 
Errichtung neuer und bie Aufhebung oder Zufammenfchmel- 
zung beftehender Volksſchulen. In allen übrigen Beziehungen 
fehreiten die Regierungen erft ein, wenn fie Mißbräuche ent 
beden , ober wenn bie Betheiligten Beſchwerde erheben. In 
ber legteren Beziehung fteht ihnen namentlich zu: 

e) Die zweitinftanzliche Entſcheidung der Streitigkeiten zwifchen 
Schullehrern und Pfarrern oder Gemeinden in Bezugauf bie Ber 
hältniffe der Schule und die Schulordnung, ferner über Anftände we⸗ 
gen der Schulgebäude und der Baulaft bezüglich berfelben 4). 


2) Bei den jährlich flattfindenden Verſammlungen ver Lehrer beim Diftricte- 
Infpector ift dieſem ebenfalls Gelegenheit zur Information geboten. Ueber außer- 
ordentliche Bifitationen |. M. €, v. 8 Aug. 1851 (Döll. 8. XXIV. ©. 338), 

JM. E. v. 9 März und 31 Aug. 1833 (Döll. 8. IX. ©, 1102 und 
1114). 

% S. die Format. Verordnung v. 17 Dec. 1825 99. 44, 45, 46 und 47 
©. 8. II. ©. 259). 
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Um fi) von dem Stande des Schulwefens zu überzeugen und 
die etwaigen Gebrechen besfelben kennen zu lernen, follen 
jährlich die Schulen mehrerer Bezirke des Kreiſes durch einen Res 
gierungscommiffär vifitivt werben. Die Schulen, welche jedesmal 
zu vifitiven find, beftimmt ber Regierungspräfibent®). 

3) Die oberfte Leitung des Schulwefens ift Sache des Minie 
nifteriums bed Innern für Kirchen und Schul- Angelegenheiten, 
über befien Stellung zu ben untergeordneten Organen bie früher 
ſchon entwidelten Grundfäge entfcheiden. 


1. Titel. 
Die Anftalten für claffifhe Bildung. 
8. 186. 
A. Allgemeine Grundfäge. ') 


1) Für bie höhere allgemeine Bildung ber Jugend, zu welcher 
ber Grund einerfeit8 durch die tiefere Erfenntniß und Bewahrung 
bes Chriſtenthums, fowie anderfeitö Hauptfächlich durch das Studium 
ber Sprachen und ber Literatur bes claffifchen Alterthums gelegt 
wird, follen lateiniſche Schulen und über benfelden Oymnar 
fien beftehen. — Die Aufgabe biefer Anftalten foll in ber Art 
erfaßt werden, dag an benfelben nicht bloß gelehrt und ber Jugend 
bloß ein beftimmtes Maß von Kenntniffen eingeprägt , fondern auch 
wirklich erzogen und auf bie religiöfe und fittlice Bildung eben 
fo ſehr, wie auf die geiftige Hingearbeitet, und daher unbefchabet 
der Verftandesbildung die Vereblung bed Gemüthes und Herzens 
ber Jugend gleichmäßig angeftrebt und bewirkt werde. Zu dem 
Ende iſt das Recht der Erziehung und bie Handhabang einer 
ftrengen Zucht und Ordnung ausfchlieglih in die Hände ber 
Schulbehörden und des Lehrperfonals gelegt, und in biefer Richtung 


3) 8.8. v. 1 April 1832 (R. Bl. ©. 297 fi). 
4) ©. bie revibirte Orbnung ber lateiniſchen Eulen und der Gymnafien 
im Königreich Bayern vom 24 Febr. 1854; durch fle iſt die Schul-Ordnung d. 
13 März 1830 aufgehoben. 
24* 
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jeder andere als ber rein päbagogifche Einfluß und alle Mitwirkung 
von Seite anderer Behörden und Organe aufgehoben, — vors 
behaltlich des durch die Kreisregierungen zu uͤbenden Oberauffichts- 
rechtes ). 

2) Mit jedem Gymnaſium iſt eine lateiniſche Schule verbun- 
ben; fie kann indeſſen auch für fich beftehen (iſolirte Latein 
Säule). Da wo folhe ifolirte Schulen bereit volftändig oder 
unvollftändig eingerichtet find, ſollen fie vorerft fortbeftehen®). Die 
lateiniſche Schule hat den Zweck, die unter Nr. 1 bezeichnete 
Bildung auf ihrer erfien Stufe zu begründen und für Die am 
Gymnaſium zu erwerbende höhere Bildung vorzubereiten. Das 
Gymnafium hat die Beftimmung, die in ber lateinischen Schule 
begonnene Bildung in allen Zweigen fo fortzuführen, ba bie 
Schüler in ihrer religiös-fittlihen und geiftigen Entwidelung ges 
börig gefräftigt und zum Mebertritte an die Univerfität gründlich 
vorbereitet werben 9). 

3) Die Koften für Einrichtung und Erhaltung dieſer An- 
falten, den Real und Perfonal + Bebarf berfelben beftreitet Die 
Staatscaffe, infoweit geftiftete Mittel dafür nicht vorhanden jind, 
ober bie vorhandenen nicht ausreichen 5). Indeſſen erfcheinen nur bie 
Anfäge für die Gymnaſien und die bamit verbundenen lateinifchen 
Schulen im Staatöbubget; die ifolirten Lateinfchulen participiven 
an bem Refte, ber fih von ber Kreisfchuldotation nah Abzug 
des Etats der Lyceen, Gymnaſien und ber damit verbundenen 
Rateinfchulen, dann der Echullehrerfeminarien ergibt, und ber dann 
mit Zuftimmung der Landräthe unter bie beutfchen und bie ifolit- 





2) S. bie X. Ed. 24 Gebr. 1854, durch welche bie revidirte Schulord- 
mung ben Kreisregierungen umb den Echulbehörben zum Vollzug mitgeiheift wurde, 
%f. 3 und 4. 

3 ©. bie Sub. Ordu. (4. 3 und 6. Die durch die Format. Berorbnung 
v. 17 Dec. 1825 5. 44 dem Mreisregierungen auferlegte Pflicht, für Erhaltung 
amd Vermehrung ber Ctubien-Borbereitungsfchulen auf bem Sande zu forgen, 
if ihnen demnach und mit gutem Grunde abgenommen. 

%) Yngef. Schul-Orbmung 56. 2 und 45. 

®) Begen der Anſtalt zu Metten ſ. DEU. B. XXIV. ©. 559 — 561. — 
Bie das Vermögen ber Stubien-Anflalten, Seminare x. zu verwalten fey, dar- 
über vergl. bie ®. v. 6 Mär 1817 55. Vn und VII. (9. 2. II. ©. 2). 


Dritter Abſchn. Die Iateiniihen Schulen, 373 


ten Lateinſchulen vertheilt wird. Primär werden fie aus Stifs 
tungs- und Gemeinde-Mitteln erhalten. 


B. Die lateinifhen Schulen. 
8. 187. 
1. Die Schulordnung. 


1) Jede vollftändige lateinifche Schule befteht aus 4 Claſſen 
oder Jahrescurfen. Die Lehrgegenftände derfelben find: Religionslehre, 
Iateinifche Sprache, griechifhe Sprache (in ber britten Claſſe 
beginnend), beutfche Sprache, Arithmetik, Gefchichte (vom britten 
Eurfe an) und Geographie. Daneben wird technifcher Unterricht 
in ber Kalligraphie (in den zwei unteren Eurfen), im Gefange und 
in der Muſik, ſowie im Zeichnen, dann gymnaftifcher Unterricht im 
Turnen und Schwimmen extheilt. Dem Unterrichte in dieſen 
Gegenftänden follen wöchentlih 22 Stunden gewibmet werben N). 

2) Das Schuljahr, in zwei Semefter getheilt?), beginnt mit 
dem 4 Det. und fchließt am 8. Auguſt. Die erfte Aufnahme for 
wohl als der Webertritt von einer Claſſe zur andern ift durch das 
erfolgreiche Beſtehen einer Prüfung bebingt?), durch welche ber 
Nachweis geliefert wird, daß ben Anforderungen zum Ein» resp. 
Mebertritt vollſtaͤndig genügt fey. Das Auffteigen nichtbefähigter 
Schüler ift mit rüdfichtslofer Strenge zu verhindern 4). 

Am Schluſſe der Iateinifhen Schule wird eine befondere 
Prüfung für jene Schüler abgehalten, welche in das Gymnafium 
eintreten wollen, und wieber eine befondere für jene, welche fich 


4) ©. die Schul ⸗Ordu. $. 3, bann 55. 7 — 27. Dispenfation von einem 
als obligat erklärten Gegenftand ift hier, wie im Gymnaſium unftatthaft. 

) Das erſte Semeſter endet am Dienfttage vor Oftern, bas zweite fängt 
am Donnerflag nad Oftern an. 

3) Knaben, welche in bie I. Clafſe eintreten wollen, milffen das 10te Ler 
bensjahr vollendet, und dürfen das 1äte nicht überfhritten haben, von biefem 
Requifit kann bie Kreisregierung, von jenem ber Rector dispenſiren. 

) Wer ſich bei zweijährigem Beſuche eines Eurfes zum Auffteigen nicht be» 
fähige, iſt von der Anſtalt zu entfernen; eben fo auch ber, nachdem er bie nächſt 
untere Clafje repetirt hat, nun bie nächſt höhere wieder repetiren müßte, 
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einem anderen Berufe widmen und ein Schlußzeugniß über 
Vollendung der Iateinifchen Schule erhalten wollen. Die erftere 
findet am Anfange des Schuljahres vor dem Lehrer-Eollegium 
des Gymnaſiums unter Beiziehung bed Lehrerd ber IV. Claſſe 
der lateiniſchen Schule, und zwar fehriftlib und mündlich, ſtatt. 
Die zweite wird in gleicher Weife von dem Vorftande und ben 
ſaͤmmtlichen Claßlehrern der Iateinifchen Schule vorgenommen). 

3) Die Handhabung der Zucht und Ordnung, fomie bie 
Ueberwachung des Fleißes und der Eittlichfeit der Schüler ift 
Sache bed Lehre ber betreffenden Claſſe Zu dieſem Zwecke 
ſtehen ihm bie in ben Schulfagungen feftgeftellten Strafmittel zu 
Gebote. Bei Earcerftrafen ift jedoch die Zuftimmung des Rectors 
erforderlih. Die Dimiffioen (Entfernung von der Anftalt mit ber 
Möglichfeit, an einer in einem bitten Orte befindlichen Anftalt 
wieber aufgenommen zu werben) kann nur durch einen mit wenige 
ſtens 2%, ber Stimmen bed Lehrerraths gefaßten Beſchluß 
verhängt werden, während die Erclufion (von allen Anftalten) 
auf Antrag bes Lehrerrathd von ber Kreisregierung verfügt 
wird ). 


$. 188. 
N. Die Sehrer und die Auffihts-Organe. 


1) Jede ber vier Claſſen der lateinifchen Schule Hat ihren 
eigenen Lehrer, der ben Namen „Stubienlehrer“ führt!). Wer 
als folcher angeſtellt werden und wirfen will, hat feine Befähigung 
dazu durch das Beftehen einer befonderen Lehramtöprüfung darzus 

5) Schul Ordu. $). 28 — 34; über bie zu ertheifenden Jahreszeugniſſe ſ. 
56. 35 ud 86, die Preife $. 37. Separatprilfungen zur Erlangung eines 
Sclußzeugniffes find unzuläfig (Publ Entſchl.). 

®) Schul · Orduung $. 38. Ein zum Zien Male bimittirter Schüler kann 
erft nach Jahreefriſt bie Wiederaufnahme an einer andern Anftalt nachſuchen; 
der zum ten Male dimittirte ift als erelubirt zu betrachten ($. 39). 

4) Sind ber Schiller mehr ale 50, fo foll entwweber dem Lehrer ein Aus 
hülfstehrer beigegeben ober bie Trennung ber Claffe in Parallel-Eurfe eingeleitet 
werben ($. 4). 
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thun?). Die Auswahl unter ben Befähigten und bie Anftelung 
berfelben geht von ben Kreisregierungen, 8. d. J. aus, — Der 
Gehalt eines Studienlehrers beträgt für den Anfang 525 fl. in 
Geld, dann 2 Scheffel Weizen und 5 Scheffel Roggen im Gelb» 
anfchlage zu 75 fl. Bi zum erfüllten 18ten Dienftjahre erhält 
jeder, ber feinen Dienftpflichten durch untabelige fittliche Aufführung, 
durch Wohlverhalten in ben öffentlichen Beziehungen und buch 
Treue, Fleiß, Eifer und bewährte Tüchtigfeit im Amte Genüge 
geleiftet hat, von 6 zu 6 Jahren eine Befoldungd- Erhöhung von 
100 1.3). 

2) Vorſtand ber mit einem Gymnaſium verbundenen lateinifchen 
"Schule ift der Rector des Gymnaſiums, welchem an zahlreich ber 
ſuchten Anftalten zur Unterftägung ein Conrector aus bem Lehrer- 
gremium beigegeben wird. An ben ifoliten Lateinſchulen ift ein 
Lehrer der beiden oberen Claffen zugleich Vorftand ber Anftalt 
(Subrector)Y. Der Vorftand hat mit allen geeigneten Mitteln 
dahin zu wirfen, daß in bem Unterrichte, wie in ber Schulzucht 
überall vorfchriftsmäßig verfahren werde. Namentlich hat er über 
die an bem Stubienorte nicht einheimifchen Schüler ftrenge Auf- 
ficht zu führen und darauf zu fehen, daß diefelben nur in folchen 
Häufern wohnen ober ihre Koft nehmen, bie er dazu für geeignet 
erflärt hat. Er ift verpflichtet, zu Anfang eines jeden Semeſters 
fih mit den Lehrern über die Gegenftände und ben Gang bes 
Unterrichts zu berathen, ben Unterricht in ben einzelnen Claffen 
von Zeit zu Zeit zu befuchen, unb fi über die Ordnung und 


2) ©. bie Vorſchriften über diefe Prüfung, die gemeinfam mit der für bas 
Gymnafial-Lehramt ftattfinbet, in der Cchul-Orbmumg 55. 87 —94. Diejenigen, 
welche biebei bie IIIte Note erhalten, gelten als befähigt für das Lehramt an ber 
lateiniſchen Schule; |. noch unten $. 190. — Auch berjenige, welcher einen bem 
öffentlichen Unterricht an ber Lateinſchule oder am Gymnaſium erſetzenden Private 
unterricht ertheilen till, muß, wenn er nicht Geiſtlichet ift, die Lehramtsprilfung 
befanden haben (8. 101). 

5, S. 4. €. v. 28 Sept. 1845 (DIE. B. XXIV. S. 208) un M. €. 
v. 5. Sept.1849 (a. a. O. ©. 212). Die letstere erſt hat bie Beſoldungserhöhung 
als pragmatifd) erflärt. Daß auch für bie Stubienlehrer bezüglich der Ausſchei- 
dung des Stanbes- und Dienftesgehalts bie 8. v. 20 Yult 1848 Anwendung 
finde, verfteht ſich von ſelbſt. 

%) Diefelben werben bem Rector eines ber nächfigelegenen Gyinnaflen zur 
Oberleitung zugewiefen; ſ. Schul-Orbnung $. 43. 
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Methode berfelben Kenntniß zu verihaffen?). — In wichtigen 
Fällen tritt die Lehrerconferenz zufammen; deren Zahl beftimmt ſich 
nach bem Bebürfniß. 

3) Um die Einhaltung bes Lehrplanes, ben Unterricht und 
die Zucht zu gemwährleiften, follen von Zeit zu Zeit in allen Krei- 
fen Viſitationen fämmtlicher lateinifchen Schulen gehalten werden, 
bei welchen bie Zuftände der Anftalten, ſowie deren Bebürfniffe 
genau zu unterfuchen find, und wo Mipftände fich zeigen, iſt fchleu« 
nig Abhülfe entweder fogleih an Ort und Stelle zu treffen oder 
weiter zu veranlaffen. — Die f. Kreisregierung übt über die Intei- 
nifchen Schulen ihres Kreifes die Oberauffiht. An fie hat ber 
Rector am Schluffe des Jahres über ben Gelammtzuftand und 
die Bedürfniffe der Schule ausführlichen und wohlmotivirten Be- 
richt zu erftatten®). 


©. Die Gymnafien. 
8. 189, 
1. Die Schul-Ordnung. 


1) Auch das Gymnaſium beiteht aus vier Glaffen. — Die 
Aufgabe, welche ihm zur Löfung vorgefegt iſt, beiteht in Folgendem : 

Es ſoll in ihm die chrifliche Bildung der Schüler durch fort⸗ 
gefegte Untermeifung im Chriftentfum, durch Uebung und Zucht tiefer 
begründet werben. Der Sprachunterricht ift zu einem wohlbegrün- 
beten und umfaflenden Studium ber lateinifhen, griechifchen und 
deutſchen Literatur zu fteigern und zugleich durch Ausbehnung 
auf Poetik und Rhetorik, fowie durch Vorbereitung auf das Stus 
dium ber Philofophie vermittelt der Lection philofophifcher Schrif⸗ 
ten der Griechen und Römer zu erweitern!). — Der Unterricht 


5) Am Schluffe eines jeden Monats hat er ſich zu dem Ende bie ſämmulichen 
Scul- und Haueaufgaben nebſt einer Tabelle über die Fortfepritte der Schüler 
im den Haupıfähern, dann ihre Fleißes- und Sitten-Noten vorlegen zu lafien; |. 
Squl ⸗ Ordnung 5. 40. 

6) S. die mehrerwähnte Schul-Orbmung 95. 41, 42 und 44. 

4) Ueber bie Art ber Ectheilung des Unterrichts in ben Lehrgegenſtünden 
des Gymnaſiums bemerkt bie A. €. v. 24 Febr. 1854 Abi. 5: „Derfelbe if in 
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in der feangöfifchen Sprache, welcher, wo das Beduͤrfniß bringenb 
iſt, ausnahmsweiſe und facultativ ſchon an ber lateiniſchen Schule 
begonnen werben fann, ift am Gymnaſium obligatorifch; die Ges 
ſchichte ift umfaffender zu behandeln); die Mathematik foll auf 
Geometrie und Trigonometrie erſtreckt und mit Phyfif verbunden 
werben?). — Der gefammte Unterricht in diefen obligaten Fächern 
if auf 24 Stunden wöchentlich vertheilt. 

2) Bezüglich der Eintheilung bed Schuljahres, dann feines 
Beginnes u. |. w. gilt die oben ($. 187) für die Lateinfchule an 
geführte Regel. — Von den Bedingungen ber Aufnahme in bie 
1. Claſſe des Gymnafiums haben wir ebenfalls ſchon gefprochen. 
Um in eine höhere Claſſe einzutreten, ober von einer niederen 
in eine folche überzutreten, ift der Nachweis ber vollfommenen 
Reife für diefe Claſſe nöthig N. 

Wer ein Zeugniß über die vollftändige Abfolirung der Gym- 
naſialſtudien erhalten will, hat ſich einer Abfolutorialprüfung zu 
unterwerfen), welche an jedem Gymnafium alljährlich theils fchrift- 
lich, theild mündlich abgehalten wird. Für bie ſchriftliche Prü- 
fung, bie jebesmal am 1 Juni beginnt und drei Tage bauert, 
wird eine Commiffion aus ben fämmtlichen Lehrern des Gymnas 
fiums unter bem Vorſitze bes Rectors 6), für die münbliche, die 2 
— 3 Tage dauert, aus benfelben Perfonen unter dem Vorfige 


allen Lehr zweigen derartig einzurichten, daß Ernſt und Grünblidfeit bes Studiums 
unbebingt gefichert und bei der Jugend Freude und Begeifterung für geifige und 
wiſſenſchaftliche Befhäftigung und Beſtrebung rege gemacht, leerer Mechanismus 
und Formaliemus und vornehmlich alles geiftloje Memoriren mit aller Strenge 
ferne gehalten, daß namentlich bei Erflärung ber alten Claffiter von ber formell- 
Kinguiftifen Behandluugsweiſe abgegangen, und mehr bie fachliche, Inhalt und 
Geift ber Autoren ins Auge faffende Erklärung in Anwendung gebracht merbe.” 

2) Der Unterricht in ber Geſchichte erfiredt fi auf allgemeine Weltgefchichte 
mit befonberer Hervorhebung ber beutihen, uud auf bayerifche Geſchichte. 

3) Für folde, welche fi der Theologie zu widmen gebenten, ift in außer» 
ordentlichen Stunden auch Unterricht im Hebräiſchen, dann auf Begehren aud im 
Zeichnen und Gejang von befonberen Lehrern zu ertheilen. 

%) Die Schul-Orbnung $. 69 macht den Lehrern babei rüdfihtelofe Strenge 
zur Pflicht. 

5) Dieß gilt auch für jene, welche mit befonberer Genehmigung ein frembes 
Gymnaſium befucht haben. 

5) Die Aufgaben bei denjelben werben vom Minifterium beftimmt; ſ. bie 
Schul · Ordnung $. 71 fi. 
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eines Minifterial-Commiflärs gebildet. — Wer biebei die vierte 
Note erhält, gilt als rejicirt; nur wer eine ber brei erften Noten 
ſich erworben hat, fann an eine höhere Lehranftalt übertreten ?). 

3) Hinfichtlich der Schulzucht fommen biefelben Beftimmungen 
in Anwendung, wie bei ben Iateinifchen Schulen. 


8. 190. 
1. Die Schrer und die Auffihts-Organe. 


1) Jede Elaffe bes Gymnaſiums hat ihren eigenen Lehrer, 
der den Namen „Gymnaſialprofeſſor“ führt. Mit gleicher Benen- 
nung beftehen befonbere Lehrer für die Religion und die Mathematif. 
Bei Ueberfüllung einer Claſſe findet das Anwendung, was oben 
bezüglich ber Lateinſchulen angeführt wurde). — Anftellungsfähig 
ift nur berjenige, welcher bei der oben erwähnten Prüfung ber 
Lehramtscanbidaten die I. oder Il. Note fih erworben hat. Nach 
beftandener Prüfung hat der Candidat feine praftifche Befähigung 
entweder als Affiftent bei einer Stubienanftalt oder durch Erthei— 
lung von Privatunterricht zu vervollfommnen. — Die Anftellung 
seht auf Vorfhlag des Minifteriums bes Innern vom Monarchen 
aus. Der Angeftellte erhält für den Anfang einen, nad) Ablauf 
bes verfaffungsmäßigen Proviforiums mit pragmatifchen Rechten 
befleibeten Gehalt von 800 fl., über beffen Vermehrung das oben 
in Anfebung der Studienlehrer Bemerfte gilt ?). 


?) Der Rejicirte kann fih der Prüfung nur nach Ablauf eines Jahres noch 
einmal unterziehen ($$. 78 und 82). Die Abhaliung von Ceparatprüfiugen 
zur Erlangung des Abſolutoriums ift ausdrüclich als unſtatthaft bezeichnet. 

4) Ber:l. bie revidirte Schul-Ortnung $. 47. Der Geſchichtsunterricht 
wird regelmäßig von bem Claßlehrer, und nur wenn confeffionelle Rüdfichteu eine 
Aenberung zwedmäßig machen, von dem Religionelchrer ertheilt ($. 61). 

2) Vergl. außer ben obeng. 188 ſchon angeführten Belegen noch die M. E. v. 9. 
Der. 1850 (Döll. B. XXIV. ©. 213). Alle auf den Gehalt bezüglichen Bes 
ſtimmungen finden feine Auwendung auf bie einem geiſtlichen Orben angehörigen 
Lehrer umb Profefforen. Auch bezüglich der dem Sücularpriefterftande angehö- 
rigen Lehrer und Profefforen hat die A. E. v. 28 September 1845 $. VIII. 
auebrüdlich vorbehaften, dah biejelben jederzeit auf einenangemeffenen Seelſorger . 
poſten verfegt werben Können. 
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2) An der Spige eines jeden Gymnaſiums fteht ein Rector, 
und zwar iſt in ber Regel einer ber orbentlichen Lehrer ber beiden 
oberen Claſſen zugleich Rectors). IR ein Lyceum am Orte, fo 
fann der Rector oder ein Profefior besfelben auch Rector der übri— 
gen Anftalten feyn. — Hinſichtlich der Schulzucht, deren Hand» 
habung und Conttole, ift es im Gymnaſium eben fo zu halten wie 
an ber Inteinifchen Schule. Dasfelbe gilt in Bezug auf bie Lehrers 
Eonferenzen, dann bie Bifitationen und das Auffichtsrecht ber f. 
Kreisregierungen ?). 


$. 191. 
D. Die Erziehungs-Fnftitute. 


4) Neben ben Iateinifchen Schulen und ben Gymnaſien bes 
ftehen mehrere öffentliche Erziehungs-Inftitute (Seminarien, 
Alumnate), in welchen die Knaben und Jünglinge, die fih ben 
Studien widmen, theil® unentgeltlich, theild gegen Vergütung 
Unterkunft und Verpflegung finden. Sie beruhen entweder auf 
Privatftiftungen oder auf landesherrlicher Dotation. — Die innere 
Einrichtung folcher Inftitute, deren Zöglinge die öffentlichen Lehr» 
anftalten befuchen, darf mit den Vorſchriften der Schul» Ordnung 
nicht in Widerfpruch ſtehen ). — Die Frage, unter welchen Ber 
dingungen die Aufnahme ftattfinde, und was der Aufgenommene 
zu leiften Habe, beantwortet fich nach ben für jedes einzelne In- 
ftitut geltenden Sagungen. Davon hängt e8 daher namentlich ab, 
ob bloß die Angehörigen einer gewiſſen Eonfeffion, oder wohl auch 
nur die Angehörigen einer gewiffen Provinz oder Stadt die Aufs 
nahme anſprechen fönnen, ober ob das Inſtitut unter Erfüllung 
der allgemeinen Bedingungen allen bayerifhen Staatsangehörigen 


offen ftehe?2). 


%) Zu feiner Erleichterung und nach feinem Ermeſſen zur Unterftigung ber 
anberen Lehrer wirb ihm als Aſſiſtent ein geprüfter Lehramiscandidat beigegeben 
f. SchulOrdnung 8. 48. 

%) Die rebidirte Schul-Orbnung erwähnt weder bei ben Beftimmungen 
über bie Gymnafien, noch bei denen über bie Lateinſchulen der befonbern Gcho- 
larchate, wie”fie der $. 52 der Schul-Orbnung von 1830 angeordnet hatte. 

4) Rev. Shul-Orbn. $. 99; vergl. auch das Concorbat Art. V. 

) Bloß für latholiſche Zöglinge find 3. B. beftimmt : bas Seminar zu Amberg, das 
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Ein bifchöfliches Erziehungsinftitut ift in dem Benedictiner- 
Klofter zu Metten eingerichtet. Der Abtei daſelbſt ift das k. Er—⸗ 
siehungd- Inftitut zu München übertragen; fie trägt die fämmt. 
lichen Laſten besfelben, erhebt aber auch alle dazu nad) dem Etat 
von 1839 40 gehörigen Renten 9). 

) Privat Unterrichts. und Erziehungs, Anftalten, die ſtatt 
ber Iateinifchen Schule und des Gymnaſiums dienen follen, fönnen 
nur mit Genehmigung ber einfchlägigen k. Kreiöregierung errichtet 
werben. Diefe Genehmigung fol nach Einvernahme der Polizeis 
behörbe nicht anders, als auf Gutachten des nächiten Gymnaſial ⸗ 
rectorats, welchem bie Aufficht barüber zu übertragen ift, erfolgen 9. 


1. Titel, 


Die Anftalten für Fortpflanzung und Erweiterung 
der Wiſſenſchafty. 


i 5. 192. 
A. Die Lyceen.?) 
1) Die Lyceen find Speeialſchulen für das Stubium ber all« 


zum hl. Joſeph im Augsburg, das zu Landshut, das zu St. Emeran und St. 
Paul in Regensburg u. f. w.; bloß für proteftantifche das Alumneum zu Ans - 
bad), zu Regensburg; bloß für Adelige beſteht eim Fonds zu Würzburg. Bergl. 
die Statuten ber einzelnen Inftitute bei Dil. 8. XXIV. ©. 548 fi. — Die 
Mehrzahl diefer Inſtitute ift direct den Kreisregierungen untergeorbnet. Das 
biefige Inftitut ift ummittelbar dem Minifterium unterftellt; f. jedoch bie Satungen 
$. 32 (Dil. 8. XXIV. ©. 563). 

) S. A. E. v. 13 Mai 1840 (Dil. B. XXIV. &. 562). — Die Bor- 
bereitung für bie militärifche Laufbahn Bietet das Eabettencorps, das in 8 Clafſen 
oder Jahreseurſe zerfällt; ſ. oben $. 37 Note 4. 

) S. bie revidirie Schul-Orbnung $. 102. — Für Höhere weibliche Bil- 
bung gibt: es ebenfalls eine Reihe von öffentlichen Erziehungeinflituten ; vergl. 
Dil. 8. XXIV, ©. 577 — 588. 

4), Aus umferer Anorbnung ertlärt ſich bie Eintheilung ber Schulen in nie 
dere, mittlere und hohe. 

2) ©. bie V. v. 30 Nov, 1833 (Döl. 8. IX. ©, 541 ff.) dom M. €. 
v. 13 Nov, 1849 (ebend. ©. XXIV. ©. 187). 
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gemeinen (fogenannten philofophifchen) Disciplinen (mit einem 
Jahrescurſe) und der Theologie (mit 2 Jahrescurfen) ; fie zerfallen 
daher in eine philofophifche und theologifche Section 3). Jeder 
Kreis, in welchem fi der Sig eines Erzbiſchofs oder Biſchofs 
befindet, hat ein vollftändiges Lyceum, das wo möglich an dem 
Orte bes ergbifchöflichen oder bifchöflichen Seminars feyn foll. 

2) Fähig zur Aufnahme an einem Lyceum find nur jene Jüng⸗ 
linge, welche das Gymnafium in vorfchriftsmäßiger Weife abfol- 
virt haben. Dem Studirenden an bem Lyceum ift übrigens der 
Uebertritt an bie Univerfität jederzeit, alfo nicht bloß am Anfang 
des Schuljahres, fondern auch zum Beginne des Sommerfemefters 
freigeſtellt, und die daſelbſt gehörten Eollegien werden benen an 
der Univerfität gleich geachtet. — Das Schuljahr beginnt mit dem 
18 Oct. und endet am 31 Auguft. Das erfte Semefter läuft am 
Sonnabend vor Palmfonntag ab, und das zweite fängt mit bem 
Montage nad) der Oftermoche an). 

3) Die Lyceal⸗Profeſſoren — deren Normalzahl für bie philos 
fophifche Section auf 5, für bie theologifche auf 4 feftgefegt it — 
werben vom Könige auf Vorfhlag bed Unterrichts» Minifters ans 
geftellt, wobei auf die Wünfche der Bifchöfe Rüdficht genommen 
werden ſoll d). Faͤhig zur Anſtellung vorgefchlagen zu werben find 
nur jene, welchen nebft mufterhafter Sittlichfeit, tiefen päbagogifchen 
Kenntniffen und hohem Berufsernfte auch bie volle Habilitirung 
zu einer Univerfitätd-Profeflur beiwohnt®). Die Angeftellten wer 
den in Bezug auf ihre Gehaltöverhältniffe den Gymnafialprofefioren 
gleich behanbelt. 


3) Es gibt indeffen auch unvollſtändige Lyceen, an welchen Bloß bie philofo- 
phiſchen Fächer gelehrt werben (4. B. in Augsburg). Während bes phitofophi- 
fen Curſes hat der Candibat unter analoger Anwendung ber Univerjitäte- 
Satzungen 8 ordentliche Tollegien zu hören. 

%) S. außer ben oben Note 2 erwähnten Belegen bie M. €. v. 21 Yuli 
1845 (DU. 8. XXIV. ©. 191). 

5) ©. die M. €. den Bollzug des Concorbats betr, v. 8. April 1852 Nr. 
18. 

6) Ueber bie Oualifications-Borfcpriften vergl. die B. ©. 30 Nov. 1833 
Nr, VII. und bie Juſtruction dazu v. 3. Febr. 1834 Nr. III. ( Döll. 8. IX. 
©. 542 und 546 ff.). 
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4) Die widerrufliche Function des Rectord wird entweder 
einem ber Profefloren oder einem fonft dafür geeigneten Manne 
übertragen, ber in Unterordnung unter bie Kreisregierung für ben 
Vollzug der pofttiven Anordnungen forgt und die Disciplin an der 
Anftalt Handhabt, infoweit biefes nicht zur Gefhäftsfphäre ber 
einzelnen Profefforen gehört”). In wichtigern Fällen hat er vorher 
das Gutachten des Lehrerrathes einzuholen. 


$. 193. 
B. Die Univerfitäten‘). 


1) Die Univerfitäten, einerfeit8 bazu beftimmt das Studium 
der fämmtlichen Zweige bed gelehrten Wiffens ben gehörig worbes 
reiteten Jünglingen durch münbliche Lehre und durch Bereitftelung 
des erforberlichen Unterrichtömateriald zu ermöglichen und zu er- 
leichten, und anberfeit6 für Erweiterung ber Wiffenfchaft zu 
wirfen?), find Central-Anftalten, direct unter die Aufficht des Un— 
terricht8-Minifteriums geftellt. Sie beftreiten die nicht unbeträcht- 
fichen, zur Verwirklichung ihrer Aufgabe nothwendigen Ausgaben 
geößtentheils durch eigenes, aus Stiftungen herrührendes Vermögen; 
foweit die Renten besfelben nicht ausreichen, erhalten fie Zufchüffe 
aus ber Staatöcaffe. 

2) Das Recht die Vorlefungen an ber Univerfität zu befuchen 
reſp. ſich auf biefelben zu inferibiren und die wiflenfchaftlichen 
Attribute berfelben zu benügen (das afabemifche Bürgerrecht), kommt 
nur ben förmlich aufgenommenen — immatriculirten — Stur 
direnden zu. Die Aufnahme wird jedem gewährt, der ein geſetz⸗ 
liches Maturitätö» Zeugniß beibringe und gegen ben in -fittlicher 


7) Diefe find insbefondere berechtigt, reſp. verpflichtet, die Orbuung in bem 
Hörfälen aufrecht zu erhalten und nad) Umfländen fofort Strafen zu verfängen. 
Schwerere Fälle, die mehr als 24ſtündigen Carcer verbienen, reſſortiren zum Rec 
torate. 

4) S. über ihre Berfaffung mein Lehrbuch des Verf. R. ©. 218. 

2) Vergl. Dr. Franz Hoffmann, über die Idee der Univerfitäten. Würz- 
bung 1845. 4. Dr. ©. v. Bayer, über bie Befltmmung ber Univerfltäten sc. 
Münden 1852. 4. 
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Beziehung Fein. Bedenken obwaltet?). Wenn fie einmal erfolgt ift, 
bleibt fie für Die ganze Dauer der Studienzeit an der betreffenden 
Univerfität gültig. 

3) Das akademiſche Studium dauert für jeden, ber fih zu 
einem öffentlichen Amte in Bayern vorbereitet, 4 Jahre. Während 
ber eriten 2 Jahre desſelben Hatjeder Kandidat wenigitens 8 ordent⸗ 
liche, d. i. folche Vorlefungen zu hören, bie wenigſtens 4 — 6 
Stunden wöchentlich gelefen werben. Im übrigen fleht es jedem 
Studirenden frei, welche und wie viele Vorlefungen und bei wel 
chem Lehrer er fie hören wolle. Nur der Befuch wenigftend 
eines ordentlichen Eollegium& in jedem Semefter ift Zwangspflicht 9. 
Afademifhe Prüfungen finden nur zum Zwede ber Erlangung ber 
afabemifchen Grade, fowie dann ftatt, wenn die Prüfung fonft als 
nöthig ericheint ober gefordert wird d). 

4) Die Univerfitäte-Lehrer theilen fich in Cordentliche und 
außerordentliche) öffentliche Profefioren und in Privatdocenten. 
Die erfteren, vom Könige angeftellt, find befoldet und genießen 
in biefer Beziehung die Rechte der Stantöbiener; die legteren 
werben auf Gutachten ber betreffenden Facultät und bes afademi- 
ſchen Senats vom Staats- Miniſterium admittixt, ohne dadurch Anfpruch 
auf Befoldung ober Anitellung zu erwerben‘). Die Zulaffung zum 
afabemifchen Lehramte ift aber bedingt: 

a) durch den Nachweis, daß allen ben Anforderungen genügt fey, 
welche zur Erlangung eines Staatsamtes überhaupt nöthig find; 

b) durch den Nachweis, daß man ben Doctorgrad bed eins 
ſchlaͤgigen Faches rite erworben; 


3) Solche, die von Lyceen ober anbern Univerfräten kommen, haben ein 
Abgangszeugniß beizubringen. ©. die Sagungen für bie Stubirenben an ben. 
5. Univerftäten v. 1 Det, 1849 |. 8. Ueber Ausnahmen in Bezug auf Bhar- 
maceuten und Techniker ſ. $. 14 (bie fleine Matritel). 

) Sagungen $$. 22, 23 und 29. 

Durch neuere Entjchliegungen ift biefer Sat näher dahin erläutert, daß das eine Col ⸗ 
legium bemjenigen Fache angehören mülffe, für welches fid) der Candidat vorbereitet. 

5) Sagungen $. 36. Nicht Univerfitäts-Sade find die Prüfungen derjenie 
gen, bie am öffentlichen Aemtern concurriren. 

6) Eine Etellung zwijchen ben öffentlichen Profeſſoren und den Privatobocenten neh- 
men bie Ehrenprofefforenein ſ. A. E. v. 16 März 1839 (Döll. B. XXIV. S. 66). 
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e) durch die Vorlage einer für genügend erfannten Probe von 
ſchriftſtelleriſcher Thätigkeit und die Abhaltung einer zufrieden» 
ſtellenden Probe-Vorlefung”). 


8. 194. 


©. Die Akademie der Wiffenfchaften ') und die öffentlichen 
Sammlungen. 


1) Die Akademie der Wiffenfchaften in Münden if ein 
unter dem Schupe des Königs ftehender Verein von Gelehrten, 
um bie Wiffenfchaften zu pflegen, biefelben durch Forſchungen zu 
erweitern und durch bie vereinten Kräfte ihrer Mitglieber Werke 
hervorzubringen, welche die Kraft eines einzelnen Gelehrten über- 
eigen. Ihre Wirffamfeit umfaßt das ganze Gebiet der allgemeinen 
Wiſſenſchaften. Je nach den Hauptgegenftänden berfelben theilt ſich 
die Afademie in 3 Claſſen: 

a) bie philofophifch -philologifche, b) die mathematifch - phnfi- 
kaliſche, c) die Hiftorifche Claſſe. — 

An ber Spige der Afabemie fteht ein vom Monarchen auf 
je drei Jahre ernannter Vorſtand?), an der Spige jeder Claſſe 
ein von ben ordentlichen Mitgliedern berfelben auf je 3 Jahre 
gewählter Claffenfecretär. Jede Claſſe befteht aus höchſtens 12 
ordentlichen Mitgliedern. Die Aufnahme in die Zahl berfelben 
erfolgt durch freie Wahl ber vorhandenen Mitglieder, bie jedoch zu 
ihrer Wirkfamfeit ber Föniglichen Beftätigung bebarfd). — Außer 
dem ernennt bie Akademie mit k. Genehmigung eine gewiſſe Zahl 
von Ehren» oder außerorbentlichen, dann von correfpondirenden 
Mitgliedern. 


) S. M. €. v. 21 Jun. 1842 (Döll. 8. XXIV. ©. 65). 

4) Sie ift geflftet am 28 März 1759 ſ. bie Gefege der dur-bayerifcien 
Mabemie ber Wiffenſchaften v. d. D. bei Döll. B. IX. S, 1 ff. Ihre dermalige 
Berfafjung beruft vorzugsweife auf der Berorbn, v. 21 März 1827 (Döll. 
B. IX. ©. 35 ff), die nur in einigen Punkten Wenderungen erfahren hat. 

2) S. A. €, v. 22 Nov. 1841 (Döll. B. XXIV. ©. 1). 

3) ©. bie ®. v. 1827 Art. VI. dann X. €. v. 25 März 1849 (DEU. B. 
XXIV. ©, 3). 
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2) Die wiflenfchaftliche Thätigkeit der Alademie äußert ſich 
vorzüglich s 
a) durch Beratfung — in allgemeinen und Clafen-Sigungen ; 
b) durch Schrift und Drud — Herausgabe ber afademifchen 
Denkfchriften, der monumenta boica, dann einer Literatur- 
Zeitung ; 
e) durch Ermunterung — Ausfchreiben von Preisfragen u. f. m. *). 
Mit der Afademie ift eine wiffenfchaftlich-technifche Commiſſion 
verbunden, bie aus einem Vorſtand, einem Secretär und einer 
dem Bebürfniffe entfprechenden Zahl von Mitgliedern beitehtd), — 
welche analog ben Mitgliedern ber Afademie durch freie Wahl 
aufgenommen werben. 


3) Der DVorftand ber Akademie ift zugleich Vorſtand des 
General:Eonfervatoriumd ber wiflenfhaftlihen Sammlungen des 
Staates, unter befien Reſpicienz folgende Inftitute und? Samm⸗ 
Tungen ftehen: a) der botanifche Garten, b) das Herbarium, c) bie 
mineralogıfche, d) die geognoftifche, e) Die paläontologifche, f) die 
zoologifch-zootomifche, g) die anatomifch«phyfiologifche, h) Die phyſi⸗ 
kaliſche Sammlung, i) das chemifche Laboratorium, k) bie Sternwarte, 
1) das Antiquarium, m) das Münzcabinet, n) die braſilianiſch- 
ethnographifche Sammlung. — Unter unmittelbarer Reſpicienz 
bes Minifteriums ftehen: bie fogenannten vereinigten (etönographis 
hen, alterthümlichen und artiftifhen) Sammlungen und die Hofr 
und Staatsbibliothek). 

Unter welchen Bedingungen der Zutritt zu dieſen Sammluns 


%) ©. die angef. Berorbn. v. 1827 Art, XV — XIX. — Durch U. E. 
v. 18 Aug. 1849 ift ihr insbefonbere bie naturwiſſenſchafiliche Erforſchung bes 
Königreichs zur Aufgabe gemacht (DL. 8. XXIV. ©. 8). 

5) Ihre Aufgabe ift, die Grlinbe des Gelingens (wohl auch bes Miflingens) 
der verſchiedenen techniſchen Operationen im Gebiete der Landwirthſchaft und ber 
Induſtrie näher zu erſorſchen und wiffenfchaftlich feftzuftellen, jo wie Entbedungen 
auf dem Gebiete ber naturwiffenfepaftlichen Tpätigfeit, weiche für Aderbau und 
Induſtrie Gewinn verſprechen, in dieſer Richtung weiter zu verfolgen: ſ. A. E. v. 
15 März 1852 (DL. B. XXIV. ©. 9). 

6) Die Ießtere insbejondere ift dem Minifterium bes Innern untergeorbnet. 

Boezl, Bayer. Verwaltungerecht. 25 
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gen und bie Benigung berfelben geftattet fey, darüber gelten für 
die einzelnen Sammlungen befondere Vorfchriften, die anzugeben 
hier nicht der Ort ift?). 


IV. Titel. 
8.195. 
Die Anftalten zur Förderung fünftlerifher Bildung. 


Die Läuterung und Veredlung bed Gefchmades fält mit 
unter bie Aufgabe aller bisher aufgeführten Unterrichts-Anftalten. 
Ausschließlich für ben Zwed Fünftlerifcher Bildung find errichtet:- 

1) Die Akademie ber bildenden Künfte, zugleich eine 

- Lehr und Bildungs-Anftalt, und eine Geſellſchaft von Künftlern, 

die unmittelbar dem Minifterium d. I. für K. u. Sch. A. unter 
georbnet it). 


Der Unterricht an ber Alademie umfaßt ale Zweige ber 
bildenden Kunft und ift vorzugsweiſe praftifch, jedoch unterftügt 
buch ben dem einzelnen Kunſtfache entfprechenden theorerifchen 
Unterricht. Der fpecielle theoretifche Unterricht befchäftigt 
fih mit der Kunftgefhichte, Anatomie, Perfpective, deſcriptiven 
Geometrie und Schattenconftruction; ber praftifhe begreift das 
Fach ber‘ Hiftorien-Malerei, der Bildhauerkunft, der Bau und 
Kupferftecherkunft 2). 


2) Wegen der Bibliothek f. DELL ©. 1X. ©. 60 ff. — Ueber bie ſtaats- 
rechtliche Eigenſchaft diefer Sammlungen f. mein Berf.-Reht &. 327. 


4) Sie erhielt ihre erſte Berfaffung durch V. v. 13 Mai 1808 (DU. B. 
IX. S. 84 f.), welde im Jahre 1846 einer Rebifion unterſtellt wurde, beren 
Ergebniß in der ®. v. 14 Aug. 1846 niedergelegt if. (DIN. 8. XXIV. 
©. 23 fi). 

2) Die gemeinfame Grumblage des Kunftfindiums ift das Zeichnen 
nad der Antike; an biefem haben ſich alle Schüler der Alabemie mit An 
nahme ber Bau-Canbibaten zu betbeiligen. Wer fi) der Malerei wibmen will, 
hat den Eurfus der Mautechnik vorher durchzumachen, für melde nad A. €, 
v. 15 Nov. 1849 eine befonbere alabemifche Profefjur errichtet if (DEU. B. 
XXIV. ©. 43). 
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In ihrer Eigenfchaft als Kunftgefellfchaft genießt die Alade⸗ 
mie die Rechte und Borzüge einer gelehrten Geſellſchaft. ie ift 
insbefondere berechtigt, Einheimifche und Auswärtige vorbehaltlich 
der f. Beftätigung zu Chrenmitgliebern und Correfpondenten zu 
wählen. 


Das Perfonal der Afademie befteht aus einem Director, vier 
Profeſſoren ber Hiftorien-Malerei, einem Profeffor der Maltechnif, 
je einem für Bildhauer«, Bau- und Kupferftecherfunft und einem 
für Kunftgefchichte, wozu noch ein Docent für Anatomie, dann ein 
zweiter für Perfpective, beferiptive Geometrie und Schattencon« 
firuction, und ein Corrector zur Aufficht im Antikenſaale kommt. 
Die Gefchäfte des Cerretärd und des Inſpectors werben von 
Profefforen beforgt®). 

Das Schuljahr an der Afademie beginnt mit Anfang Octor 
ber und fchließt mit Ende Juli des folgenden Jahrest). 

2) Sonftige öffentliche Anſtalten zur Förderung der Kunſt 
find: 

a) die Erzgießerei zu München, birect dem Winieren b. J. 
ſubordinirtꝰ), 

b} die Central⸗Gemaͤlde⸗Gallerie, wozu bie Gallerien zu München, 
dann zu Schleißheim und Luftheim, enblich in Augsburg und 

Nürnberg und das Kupferfich-Eabinet in München gehören ©), 


3) Die VBefimmung, daß auch bie Gelchäfte des Eaffen- und Rechuunge- 
Führers von Proſeſſoren zu beforgen feyen, ift inbeffen in jüngfter Zeit aufgeho- 
ben und der Akabemie ein eigener Eaffe- und Rechnungeführer beigegeben worden 
(R.-&l. v. 1855 ©. 37). 

) S. M. €. v. 21 Mai 1851 (Döll. B. XXIV. ©. 44). Die Sagun- 
gen für die Schliler an der Atademie der 6. Kinfte von 1851 f. bei Dill. 
8. XXIV. ©. 36 fi. 

9) S. 4. €. v. 13 April 1844 (DE, B. XXIV. ©. 44). 

6) Sie it eine felbflänbige Central ⸗Anſtalt. Der Direction berfelben ift 
imöbefonbere die Prüfung für die Zulaſſung zur Gemälde · Reſtauration übertragen 
EM. E v. 5 Yun. 1851 (Döll. 8. XXIV S. 49). Auch das Hof- und 
National Theater wäre wohl hier zu nennen. 

25* 
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Vierter Abfchnitt. 


Die Finanz-Verwaltung. 
8. 196. 


Die Aufgabe ber Binanz- Verwaltung im allge 
meinen!). 


Der Binanz-Berwaltung Tiegt die fichere Beiſchaſſung und 
georbnete Verwendung berjenigen Mafle von äußeren Gütern, 
namentlich von Gelbmitteln ob, welche zur Befriedigung der fämmt- 
lichen Staatsbebürfniffe, oder zur Deckung ber Staatsausgaben er» 
forderlich find2). Soll fie dieſer Aufgabe zu genügen im Stande 
ſeyn, fo muß fie 

1) ber Natur ber Sache gemäß von ben fämmtlichen Staatd- 
ausgaben vollftändige und genaue Kenntniß erhalten, fowohl von 
denjenigen, welche der laufende Dienft, als von jenen, welche die 
Vergangenheit — bie Staatsſchuld — fordert, 

2) Die Quellen, aus welchen bie Finanz Verwaltung bie 
Mittel zur Dedung fchöpft, find durch die Gefchichte des Staates, 
bann durch die Verfaſſung und Gefeggebüng besfelben bereits bes 
zeichnet und eröffnet. Die Finanze Verwaltung hat bie Pflicht, 
diefelben zu bewahren, zu verwalten, zu benügen und die Früchte das 
von zu erheben, eventuell Darauf bedacht zu fen, wie und wo bei 
ber Unzulänglichfeit der vorhandenen Quellen neue zu eröffnen feyen. 

3) Wenn auch die Verwendung der Staatseinfünfte, reſp. 
die Beftreitung ber einzelnen Staatdausgaben nicht nothwendig und 
überall zur Finanzverwaltung gehört, fo hat fie doch die Obliegen, 
heit, über die Verwendung Rechnung zu führen und Eontrole zu üben, 


4) Bergl. C. A. Freiherr v. Malchus, Politik ber inneren Stautsver- 
waltung (Heibelb. 1823. 8). Th. II. ©. 35 ff. Die einzelnen pofitiven Bor- 
feriften f. in Geret, &. $. Sammmfung berjenigen bisher mod; ungebrudten ober 
noch nicht allgemein befannten Verordnungen, Infteuctionen und Normen, welde 
über die Verwaltung und Verrechnung des Stantevermögens . . . erlaſſen 
worben find. Ansb. 4. (bis jegt 25 Bände); dazu gehört ein General- Reper- 
torium besf. Verfaſſers v. 1842 4. 

2) Sie hat ihre Einheit und ihren Leiter im Finanz Dinifterium (f. oben 
8. 3). 
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Die Regel ihrer Ihätigfeit wird ber Finanz-Verwaltung durch 
das Budget, d i. durch ben Voranfchlag der Stantsausgaben und 
Einnahmen vorgezeichnet, beffen Entwerfung felbft einen, und 
zwar ben zuerft zu betrachtenden Gegenftand der Finanzwirkfams 
keit bildet. Iſt ber Plan für den Staatshaushalt im Zufammen« 
wirfen mit ber Volföyertretung auf eine gewiſſe Zeit feſtgeſtellt, 
dann handelt es fi um befien Ausführung, — Perception der 
Einnahmen und Beftreitung der Ausgaben. — Ueber die beffallfige 
Thätigfeit Haben bie Finanz. Behörden genaue Rechnung zu führen, 
um dadurch Evidenz und Ordnung zu erhalten, und bie Finanz« 
Verwaltung einerfeits buch höhere Stellen, anderſeits durch die 
Volks⸗Vertretung überwachen und controliten zu können. 

In diefer Ordnung wollen wir benn aud im folgenden bie 
einzelnen Materien näher erörtern. 


Erſtes Capitel. 
Die Etats). 
$. 197. 
1. Arten und Eigenfchaften der, Etats. 


1) Die Etats, d. i. die Voranſchlaͤge der innerhalb einer bes 
ftimmten Friſt — des Etats-Jahres?) — zu beftreitenden Ausgaben 
unb ber dafür während gleicher Frift zu hoffenden Einnahmen find 
einerfeitö von wirthfchaftlicher — als Ausdruck des öfonomifchen 
Zuftandes bes Staates in einer gewiffen Zeit — anderſeits von 
rechtlicher Bedeutung, letzteres namentlich infoferne als fie den 
Umfang ber Berfügungsbefugnifie ber einzelnen Staats-Organe 
über die Mittel des Staates, reſp. ihrer DVerantwortlichfeit in 
biefer Beziehung bezeichnen. 

Die für den StaatsF)-Haushalt nothwendigen Etats theilen 


4) Malchus, a. a O. Th. II. ©. 152 ff. 

2) Dasjelbe läuft vom 1 Det. bis zum legten September des folgenden 
Jahres, {. 8. v. 11 Juli 1804 (R.-Bl. ©. 667). \ 

3) Neben den Staats · Ctats gibt es ſolche auch bei allen übrigen mit jelb- 
Ränbiger Thatigteit beftehenden Gemeinwefen — bei ben Kreis, Diftricts- und 
Orts Gemeinden, bann bei ben übrigen Corporationen. 
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ſich vor allem in den Ausgaben- und Einnahme-Etat, 
beren Verbindung und vergleichende Gegenüberftellung in Einer 
Urkunde den Hauptfinanz-Etat, reſp. das Budget bildet. Diefes 
in Gemäßheit ber Beftimmungen unferer Verfaffungsurfunde in 
der Regel auf 6 Jahre entworfen und unter Mitwirkung ber 
Kammern feftgeftellt, foll eine vollitändige und genaue Ueber 
fiht der Staatöbebürfniffe, ſowie ber dafür vorhandenen Deckungs⸗ 
mittel für je ein Jahr ber Bubgetperiode gewähren. 

2) Sowohl ber Ausgaben» ald der Einnahmen-Voranfchlag 
gliebert fi in feinen Unterabtheilungen — Pofitionen oder Kur 
brifen — hauptfächlich nad Maßgabe ber inneren fachlichen Zur 
fammengehörigfeit, refp. Berfchiedenheit, und zwar in folgender Weife: 

a) der Ausgaben-Etat zerfällt vor allem in zwei Haupt 
abfchnitte, wovon der eine die Ausgaben für die State 
ſchuld, der andere die für den laufenden Dienft umfaßt. Die 
unter den legteren Abfchnitt fallende Ausgabsfumme theilt 
das Budget weiter in Ausgabe für Zwede, welche nicht in 
den Wirfungsfreis der Minifterien fallen, und in folche, bei 
welchen biefes ber Fall iſt. Zu jenen gehören brei Poſitio⸗ 
nen: ber Etat bes k. Haufe und Hofes (bie Civillifte, 

Apanagen), ber bes k. Staatsrathes und bed Landtags. 

Diefe find in eilf Rubrifen ausgeſchieden und zwar vor 

zugsweiſe unter Zugrunbelegung ber Repartition ber Gefchäfte 

unter die Minifterien‘). 

b) Der Einnahme»Etat teilt fi der Natur der Sache 
entfprechend in bie Rubriken, welche die Haupteinnahme- 





%) Diefe eilf Rubriken find: 
1) Der Etat des k. St.-Minifteriums des k. Haufes umd bes Aeußern; 
2) ber Etat des k. ©t.-Minifteriums der Juftig 
3) ber Etat ber beiden Minifterien des Innern in 2 Unterrubrifen gefondert; 
4) der Etat ber Lanbgerichte (theils zu zwei, theils zu brei gehörig): 
5) ber Etat bes f. St.-Minifteriums bes Handels und ber öffentlichen Arbeiten; 
6) ber Etat bes k. St. Minifteriums ber Finanzen; 
7) ber Etat der Staatsanftalten (für Unterricht, Cultue, Geſundheit, Wohl- 
thätigfeit u. ſ. w.); 
8) die Zuſchuſſe an bie Kreisfonbe; 
9) der Militär Etat in fünf Unterabtheitungen; 
10) der Landbau · Etat (Strafen-, Brüden- und Waſſerbau fällt unter Rr. 7); 
11) bie Penfionen der Witten und Waifen ber Staatsdiener. 
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Quellen bes Staates bilden — alfo zunächft in Einnahmen 
aus den Steuern und aus dem Staatögute, wovon bie erjte 
Rubrik wieder bie Directen und inbirecten Steuern, bie legte 
die Staatd-Regalien und Anftalten und die Staatsbomänen 
in ſich begreift. An biefe vier Hauptrubriken fchließen fich 
dann noch zwei an unter bem Titel „Befondere Ausgaben 
und übrige Einnahmen">). 

Mit den bisherigen Unterfcheidungen ber Etats hängt auch 
die von General- und SpecialEtats zufammen, je nachdem 
die Voranfchläge für einen ganzen Dienftzweig entworfen, ober je 
nach den Subjecten und Objecten der Verwaltung gefondert, ans 
gelegt werben®). 

3) Die Eigenfchaften, welchen jeber Etat genügen muß, wenn 
ex feinem Zwede entfprechen fol, find insbefondere die der Boll- 
fändigfeit und die ber möglichiten Genauigkeit. Die legtere ift 
namentlich davon bebingt, daß bie Voranfchläge gehörig begründet 
und gerechtfertigt werben”). 


$. 198. 
11. Die Anfertigung derfelben. 


1) Die Anfertigung ber Etat beginnt mit dem Specials 
Etat. Jede äußere Behörde entwirft einen Voranfchlag ber bei 
ihr für bie beflimmte Frijt zu erwartenden Einnahmen und ber zu 
beftreitenden Ausgaben, und fenbet benfelben mit ben zur Bes 
gründung nöthigen Belegen an die vorgefegte Stelle — Kreisre⸗ 
glerung ober Centralftelle — ein; babei find bie fländigen und 
unftändigen Poſten ſtets getrennt zu behandeln, und bezüglich ber 
Tegteren hauptſaͤchlich if nach möglichfter Genauigkeit zu ftreben?). 


5) Bergl. über biefe Pofitionen mein Berf.-R. ©. 388 Note 5. — Eine 
eigene Pofition bilden dann die Wetivrefte der Vorjahre. 

6) S. die Verordu. über die Formation ber Miniſterien v. 9 Dec. 1826 
8.23. (H. B. UII. S. 230). Die legteren bilden natürlich die Grundlage ber 
Geueral · Eiats und bes Budgets. 

7) Bergl. v. Malchus, a. a. O. Th. II. S. 164 ff. 

4) Die erſte genauere poſitive Regelung ſ. in ber B. v. 9 Sept. 1803 (8. BL. 
©. 929— 939); vgl. noch bie Inftruction zur Anfertigung ber Etats ber allge- 
meinen Rentämter v. 1 Jul. 1812 (Gere, Samml. 8. I. ©. 7.) 
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2) Die höhere Stelle prüft die vorgelegten Entwürfe in fors 
meller unb materieller Beziehung, ſtellt fie, wenn nichts zu erinnern 
iſt, zufammen und fertigt daraus ben Kreiöhauptfinanz-Etat, reſp. 
(wenn es eine Gentralftelle if) ben Haupt-Etat des einzelnen 

Verwaltungszweiges und ſchickt biefen an das vorgefegte Staats⸗ 
minifterium mit umftänblichem Erlaͤuterungsberichte zur weiteren 
Behandlung ein?). 

3) Jedes Minifterium fertigt dann auf Grund biefer Mate: 
rialien bie Etats über den für feine untergebenen Dienftzweige er- 
forberlichen Aufwand. — Aus biefen von ben übrigen Minifterien 
entworfenen und von ihm felbft hergeftellten Voranfchlägen bes 
arbeitet enblih das Finanz-Minifterium ben Budgetentwurf für 
jede Binanz-Periode und beantragt bie in biefer Beziehung etwa 
zu erlaſſenden Gefege?). 

4) Hat das Budget nach gepflogener Berathung und Be— 
handlung im Staaterathe ) und in ben Kammern die k. Sanction 
‘erhalten d), fo werden jährlich innerhalb ber Graͤnzen desſelben bie . 
General⸗Etats in einer Minifter-Conferenz berathen, und mit 
k. Genehmigung feftgefegt, wornach fich ber einem jeden Minifter 
bei ben verfchiebenen Caſſen des Reichs zuftehende Credit beftimmt®). 

Von ben Wirkungen welche ſich an bie genehmigten Etats 
nüpfen, haben wir fon an anderen Orten gefprochen (f. oben 
$. 12). Später werden wir fie noch als bie Grundlage ber 
Finanzrechnungen fennen lernen. 


2) ©. bie Gormations-Berorbn. v. 17 Dec. 1825 8.108 (9.8, UL. ©. 978. 

5) ©. bie Formations-Berordn. v. 9 Dec, 1825. 9. 21 0.23 (9. 8. III. 
©. 230), dann $. 95 (ebend. ©. 240). 

% ©. die Juſtruction für den Staatsrat v- 18 Nov. 1825 9. 7 Nr. 5. 
(. a. O. S. 223). 

>) Bergl. mein Berj.-Reht ©. 476 ff. 

% S. Format.-Berorbn. v. 9 Der. 1825 5. 28. 
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Zweites Capitel. 


Die Sorge für die Dedung ber Staatsbebürfniffe, 
8. 199. 
A. Allgemeine Heberficht. 


4) Der Staat det feine Bebürfniffe Hauptfächlich 1) entweber 
aus feinem eigenen Vermögen, ober aus ben Erträgniffen ber Res 
galten und Otaats,Anftalten, ober endlich aus den Steuern. — 
Dasjenige Vermögen, woran dem Staatsoberhaupte als ſolchem 
das Eigenthum zufteht (das Staatövermögen), Tann aber entweber 
unmittelbar einem Staatsbebürfniffe dienen, ober es kann nur 
eine Rente abwerfen, welche Mittel zur Dedung von Staatsaus- 
gaben bietet. In beiden Fälen liegt ber Finanz - Verwaltung 
zunaͤchſt ob, für Sicherung und Erhaltung der Subftanz dieſes 
Vermögens zu forgen, Zu biefem Zwecke ift in&befondere bie Anz 
legung und Evibenthaltung genauer und vollftändiger, Inventare ges 
boten, — ein Gebot, deffen genaueren Vollzug das Finanz Minir 
ſterium zu regeln, Die Rechnungsreviſion zu controliren hat?). Zu 
ben Objecten, welche entweder unmittelbar ober doch mittelbar zur 
Realifirung der Staatszwecke benügt werden, gehören insbeſondere 
die Staatögebäude ($. 200). 

Derjenige Theil des Staatövermögens, ber zur Erzielung einer 
Rente beftimmt ift (das Domanial-Bermögen), wird von ben Finanz⸗ 
behörben entweder felbft bewirthfchaftet oder verpachtet; bie hieher 
gehörigen Vermögensobjecte find aber 

a) Staatsforften, Jagden und Triften; 
b) Delonomien (einzelne Grundſtücke oder Grubconmplere) und 

Gewerbe; 


4) Die Pofitionen V. und VI. die wit oben $. 197 angeführt haben, find 
von feiner bejonberen Bebeutung. 

2) ©. bie Format,-Berorbn. v. 9 Dec. 1825 99. 84 und 98, dann vom 
17 Dec. 1825 $. 88, ferner U, €. v. 19 März 1818 (Geret, Sammi. 8. VII. 
©. 685). — Dabei ift nicht ausgeichloffen, daß einzelne bem allgemeinen Ge- 
brauche gewidmete Beſtandtheile des Staategutes dem Staate auch eine Rente 
lieſern, wie z. B. bie öffentlichen Flüſſe (ſ. unten $. 208 Note 4). 


394 Zweites Bud. 


e) Lehen⸗ grund⸗, gerichtö®) =, zins- und zehenthertliche Rechte ; 

d) Staatsactiv-Eapitalien. — Von ber Art und Weife ihrer 
Bewirthſchaftung und Verwaltung wird im folgenden genauer ger 
fprochen werben. 

2) Die Regalien und Staatsanftalten werden zum 
Theil von Organen verwaltet, welche nicht zum Organismus 
der Finanzbehörden gehören, und baher auch nicht dem Finanz« 
Minifterium untergeorbnet find, fo daß nur bie reine Rente 
ſchließlich in bie Staatscaffe fließt und von Finanz ⸗Organen 
vereinnahmt und verrechnet wird. Sowohl von biefer befonderen 
Verwaltung ber Regalien ald von jenen, melde von Finanze 
behörben beforgt werden, wird ebenfalls weiter unten näheres 
anzugeben feyn. 

3) In Bezug auf Steuern fommt ber Finanzverwaltung 
die Anfegung, Erhebung und Verrechnung ber beftehenden Steuern auf 
Grund ber verfchiedenen Gefege zu, durch welche bie einzelne Steuer 
tegulirt iſt. Sie hat demnach dieſe Gefege in Ausführung zu 
bringen, und zu dem Ende vor allem bie einzelne Steuer nad 
Vorſchrift der Gefege anzulegen, und wenn bieß gefchehen, zu er- 
heben. — Die Erörterung der Grunbfäge, nach melden etwa 
beftehende Steuern geändert ober neue eingeführt werben follen®), 
fat daher auch nicht in unfer Bereich, da wir es hier bloß mit 
der Verwaltung ber gefeglich geregelten Steuern zu thun haben. 


$. 200. 
B. Die Stantsgebäude insbefondere. 
1) Die felbftändigen Gebäude‘), welche im Eigentfum bes 
Staates ftehen, dienen entweder unmittelbar dem öffentlichen Dienfte — 


als Amtslocalitäten, ald Unterrichteanftalten, Frohnveſten u. |. m. — 
oder fie werben zur Benügung an Staatöbiener ober an Geiftliche, 





3) Darunter find nicht bie Gerichtstagen zu fubfumiren, denn biefe zählt 
anfer Bubget zu den „indirecten Steuern". 

) Diefe Grundfüge ſchöpft der Geſetzgeber — denn er ift es, der in ſolchen 
Bällen Handelt — aus ber National-Delonomie, Finanz, Statifit u. ſ. w. 

4) Wir fehen bier zunächſt von ſolchen Gebäuden ab, welche Zugehörungen an« 
berer Bermögenscomplege, wie von Delonomien, Gemerben u. |. w. find, 
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denen bie Staatsregierung Wohnungen zu gewähren verpflichtet 
iR, überlaffen, ober wohl auch an Privaten gegen Entgelt ver- 
miethet 2). 

2) Die Gebäube ber erfteren Art find volitändig auf 
Staatsfoften im Bau und Befferung zu erhalten. Bei Gebäuden, 
welche zur Benützung am einzelne Perfonen oder Familien übers 
laſſen find, gelten dagegen folgende Regeln®): 

a) Der Nupnießer haf die Wohnung wie ein forgfältiger Hause 
vater ſtets in veinlichem Zuftande zu erhalten und ordnungs⸗ 
gemäß zu gebrauchen Aenberungen daran vorzunehmen, oder 
fremde Perfonen in bie überwiefene Wohnung mit - aufzus 
nehmen, oder Theile und Zugehörungen berfelben in Afters 
miethe zu geben, iſt unzuläffig. 

b) Die Reinigung ber bewohnten Räume, fowie die Wendung 
ber Heinen Baufäle fält dem Nugnießer zur Lat, während 
die großen Baufälle auf Staatsfoflen gewendet werden, wenn 
fie nicht etwa durch Vernachläffigung der dem Nutznießer obs 
liegenden Pflichten, insbefondere in Bezug auf Reinigung und 
Wendung ber Heinen Baufälle oder durch gemaltfame ober 
mißbräuchliche Benuͤtzung veranlaft und barum vom Nups 
nießer zu tragen find‘). — Die von Glementarereignifien 
(Dig, Hagel, Sturm u. f. w.) ober von fremder Gewalt 
that herrührenden Beichäbigungen, bei welchen ber Bewohner 
feine Schuld hat, hat ebenfalls die Staatscaſſe zu übernehmen >), 
2) Inhalilich des eben den Kammern vorliegenden Bubget-Entwurfs für 

bie VIL. Finanzperiode (1855/61) beträgt der Geldanſchlag ber Dienftwohnungen 
104,602 fl, der Miethertrag vou felbftändigen Gebäuden 65,099 fl. 

3) ©, bie Verorbn., bie Benügung und Unterhaltung ber Staatsgebäube 
betr. v. 28 Febr. 1851 (9. 2. VIL. ©. 292 ff). 

%) Die 55. 7 — 24 ber angef. Verordu. zählen bie Baufälle auf, welche 
als Heine, bie 99. 25 — 36 diejenigen, welche als große zu betrachten find, 
Zu den letzteren gehören namentlich: bie Unierhaltung der Grund» und Um« 
foffungs-, dann Scheide · Mauern ber Deden, Gewölbe, Pfeiler, der Waffergüffe 
und ber dazn gehörenden Abfallröhren und Bodenrinnen, der Abtritte und Ber- 
ſitzgruben, bie Ausbefferung der Dachftühle, Dachrinnen dann Umbeden und 
Ausbeffern ber Dachungen, die Errichtung der Blitgabfeiter u, f. w. Gemiffe 
Kategorien bes niederen Staatsdienſtperſonals find auch von ber Wendung ber 
Meinen Baufälle befreit ($. 99. ber Verordn). 

5) S. bie angef. Berorbn. 99. 3 — 6. Sinb äußere Feufterläden ange- 
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©) Die beweglichen Sachen, fo wie fonftige Einrichtungen, deren 
ber Bewohner als folcher bedarf, werben theild auf Staates 
koſten hergeftellt und erhalten, theils find fie vom Nugnießer 
au beftreiten. Zu denjenigen Koften, welche in jedem Falle 
ber legtere zu tragen hat, gehören: das Malen und Tape 
siren ber Räume, Küchen und fonftige Käften, Bleifchtlöge, 
Dfenbänfe, dann Gartenfrühbeete, Kegelbahnen, Ruhebänfe, 
Bienenftöde, Taubenfchläge, Bifchbehälter u. f. w. *). 

3) Die Oberaufficht über die Staatsgebäube liegt den k. 
Bauinfpectionen ob. Der Baubeamte, ber fie zu dieſem Behufe 
alljährlich wenigſtens einmal befichtigt, um zunächkt bie großen 
Baufälle kennen zu lernen und für deren Wendung Vorkehrung zu 
teeffen, hat gleichzeitig die Heinen Baufäle aufzunehmen und ben 
Nusnießer zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit anzuhalten. Di e 
Baubehörbe ift e8 auch, welche dem Nußnießer das einzelne Ge: 
bäude überweist. — Sie hat ferner über alle Staatögebäube ge: 
naue Inventarien anzufertigen und in Evidenz zu erhalten”). — 
Die fämmtlihen Gebäude des Staates müffen ber Feuer-Ber 
firherungs-Anftalt einverleibt werben®). 

4) Die eben unter Nr. 2 und 3. aufgeführten Vorſchriften 
finden auch Anwendung: 

a) auf die von Pfarren, Vicaren, Beneficiaten und erponixten 
Geiſtlichen bewohnten Gebäude, bei welchen das Staatsärar 
die Baulaft in Folge der Säcularifation trägt; 

b) bei den Gebäuden bes Cultus und bes Unterrichts, bei 
welchen dem Staate die Baupflicht aus einem Privatrechtd- 
titel ausfchließlich ohne Concurrenz Dritter obliegt; 

e) auf bie Hofgebäube, welche der König vorübergehend zum 
Gebrauch für Staatszwecke überläßt, dann alle k. Schlöffer 


bracht, fo hat ber Bewohner die Herftellungstoften der durch Sturm, Hagel- 
ſchlag oder fremde Gemwalthat beſchädigten Fenfter zu tragen. 

%) &. die $j. 51 — 66 der mehr erwähnten Berorbn. Zur ben Gegen 
Ränden der erſteren Arten gehören hiernach 5. 8. Winterthüren und Winterfender, 
duhnerſtuben, Schweinſtälle, Gloden und Gfodenzüge. 

7) ©. das Genauere in 8. 67 — 96 ber angef. Verordn. 

) S. das Gele bie Feuerverfiherungs-Anftalt für Gebäude betr. v. 28 
Mei 1852 Urt. 2 Ne. 19. 8. VIL ©. 205). 


. 
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außerhalb München und bie Gebäude der Hofeultus-Stiftungss 
Adminiftration. 

d) auf die vom Staate für Staatszwecke gemietheten Gebäude, 
welche Eigenthum von Privaten, Gemeinden und Stiftungen 


find‘). 


C. Die Stants-Einnahmen-Quellen im Einzelnen. 
1. Titel 
Die Staatddomänen*). 


L Die Staatsforften 
$. 201. 
1) Die Art und die Grundfäge ihrer Bewirthſchaftung. 


1) Unter den Staatsdomänen bilden bie Statsforften eine ber 
wichtigften Claffen, fowohl was ihre ErträgniffeN), als was ihre 
national-öfonomifche und politifche Bedeutung angeht. Sie werben 
von ber Staatsregierung in eigener Regie durch befonbere bafür 
beftellte technifche Organe bewirthfchaftet, denen zugleich auch die 
Berwaltung ber Jagbgerechtfame, infoweit fie dem Staate noch 
zukommt?), übertragen iſt. Wir haben biefe Organe in ihrem 
Ausgangspunfte und in ihrer Gliederung ſchon im 1. Buche 
($. 27) fennen gelernt. \ 


2) US allgemeine Orundfäge, nach welchen die Leitung und 
Führung der Staatd-Forftwirthfchaft ſich richten fol, ſtellt bas 
Borftgefeg folgende auf: 


9) Angef. Berorbn. $. 97. Sind Staatsgebäude vermietet, fo verfteht ſich 
die Anwendbarkeit ber allgemeinen Regeln von ſelbſt. 

*) Wegen ber auf den Staatsdomänen ruhenden Laften ' mein Berf.-Recht 
©. 349. 

4) Ihr Rohertrag ift einſchliehlich ber Zagbgefälle (mit 2158 fl.) in bem 
Buddget · Entwurf für 1855/61 zu 6,695215 fl., ber Reinertrag zu 3,100000 fl. 
‚per Jahr veranſchlagt, wobei jebod ber Een ber Säfinenforften (zu 116859 fi.) 
nicht mit inbegriffen if. 

2) Die Gtantsjagden find Übrigens zum größern Theil verpachtet. 
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a) Die Forſtwirthſchaft in den Staatswalbungen hat die Nach— 
haltigfeit der Nugung als oberftien Grundſatz zu befolgen 
und ihre Wirthfchaftspläne auf forgfältige Ertragsermittlungen 
zu fügen; 

b) ihre Aufgabe ift es, die höchftmögliche Production in den 
dem Bebürfniffe der Gegend und des Landes entfpredhenden 
Sortimenten zu erzielen ; 

e) bie Nebennugungen bürfen feine die Holzprobuction gefährbende 
Ausdehnung erhalten; 

d) auf die Beduͤrfniſſe der Landwirthfchaft und ber Gewerbe 
iſt möglichft Rüdficht zu nehmen 3). 

3) Die Natural,Erträgniffe der Staatswalbungen find theils 
Haupt-, theild Nebennugungen ). Aus denfelben find vor allem 
die Privatverbinblichfeiten gegen Dritte zu erfüllen. Sollten die 
Forſtberechtigungen bie nachhaltige Bewirthichaftung bes Waldes 
beeinträchtigen, fo haben bie Forſtbehörden barauf anzutragen, 
daß fie auf einen beftimmmten Zeitraum entfprechend ermäßigt 
werbend). Hiernach ift ber eigene Bedarf ber Staaatsverwaltung 
an Bau- und Brennholz zu befriedigen, ſoweit es bie Regie und 
das was ald Theil der Befoldung zu reichen ift, fordert. Erſt 
was fchlieglih noch übrig bleibt, fann verwerthet und zur Er⸗ 
zielung einer Gelb-Rente verwendet werden. — 

4) Das, was wir oben bezüglich bed Schuges ber Waldungen 
gegen wiberrechtliche Eingriffe Dritter (f. oben $. 122), jowie* über 
die Börberung ber Forſtwirthſchaft ($. 147) bemerkt Haben, gilt 
felbftverftänblich auch von ben Staatöforften. 





3) ©. das Forfigeieg ©. 28 März 1852 Art. 2— 5(9. 8. VILE. 
327). — Wegen ber auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Forft-, Streu» und 
Weiderechte j. oben $. 147. Ueber ben Vollzug ter unter c unb d genannten 
Grundfäge ſ. die Berorbn., die Abgabe und Verwerthung ber Forftproducte betr., 
v. 19 Auguft 1849 (9. 8. VI. ©. 277 ff). Art. 10 — 17 und bie Inftruetion 
dazu vom 15 Oct. 1849 (8. B. VL &.281 ff.). 

%) Zu ben Ießteren gehören: bie Waldſtren und ihre Surrogate (Schiff, 
‚Heide, Farrentrant), bie Walbweibe, Futtergras, Sand-, Lehm und Mergei. 
geuben; f. bie angef. Verordn. v. 1849 Art. 10 — 17. 

5) ©. das Forfigefeg Art. 25. "Hatjemand ein Rech auf ein fires Quantum 
von Brennholz, fo kann er darüber im Zweifel frei verfügen (B. v. 1849 Art. 
4), während das, was in Folge einer Bauholzbercchtigung abgegeben wird, mur 
zum Bau vermenbet werben darf (Forfigefeg Art. 28). 
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2) Die Yerwerthung der Sorfiprodurte und die Erhebung der 
Sorfirente. 


1) Der Berfauf des dem Staatsärar zur freien Verfügung bleie 
benden Holgmateriald hat entweder durch Abgabe gegen bie Forft- 
taxre ober meiftbietend im Verſteigerungswege zu gefchehen. 
Die Iegtere Art von Verwerthung bildet die Regel, erftere bie 
Ausnahme, ung zwar wird Brennholz gegen bie Tare_ abge 
geben : 

a) zur Dedung des möglichft genau zu bemefienden Hausbebarfs, 
fowie bed Bedarfs für den Betrieb ber Klein - Defonomie und 
Klein-Gewerbe der Bezirksbewohner; 

b) zur Dedung des Bedarfs ber Gemeinbeholzmagazine; 
fubfibiär 

e) zur Dedung des Bedarfs der Hütten und KHammerwerfe 
auf den Grund periodifcher Contracte ). 

Die Forfttare muß mindeftend von drei zu drei Jahren aus dem 
Durchſchnitt der nächften marft- ober gegendüblichen Verkaufs— 
preife mit gebührender Rüdficht auf den Abſchlag der Transports 
foften reguliert werden. Verfleigerungserlöfe in derfelben Waltung 
dürfen für fich allein die Größe der Tare nie beftimmen?). 

Die Vertheilung des zur Abgabe gegen die Tare ober unter 
ber Tare verfügbaren Brennholzquantums hat im Zufammenwirken 
ber Ortöverwaltung, der Diftrictöpolizeibehörde und des Rentamtd — 
bie Zutheiluug ber einzelnen Klaftern, Wellenhunderte u. f. w. 


1) ©. die angef. Verorbn. v. 1849 Art. 3. Bei der Würdigung ber Tar- 
holzanforderungen finb als erhebliche Momente, welche eine Ermäßigung ober Zue 
rüdweifung der Anſprüche begründen, ins Auge zu faffen: Der eigene nubbare 
Waldbeſitz, ber Beſitz eines Bezugeredites, bie Möglichkeit ber Befriedigung aus 
anderen Waldungen, fowie der Erlangung foffiler, zu ben fpeciellen Berbrauche- 
zweden tauglicher Brennftoffe (Art. 6). Wann Abgabe unter ber Tare zuläffig 
fen, ſ. At. 8. 

2 ©. bie angel. Berorbn. Art. 5. Die Tare bildet zugleich das Mazi- 
mum bes Auftourfpreifes bei ber Berfleigerung. 
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an bie verfchiebenen Empfänger durch einen von jeber Gemeinde 
oder Genoffenfchaft zu wählenden Ausſchuß zu gefchehen®). 

Die Abgabe von Baus, Nutz- und Werfhölgern um bie 
regulirte Tare kann ausnahmsweife Plag greifen: 

a) bei unverfQulbet eingetretenen, gehörig nachgetwiefenen Uns 
glüdefällen, als 3. B. Brand, Ueberſchwemmung, wenn an 
dere Bezugs⸗Gelegenheiten nicht gegeben feyn follten; 

b) zur Untertügung ber holgverarbeitenden fleinen Gewerbe 
(Dreher, Wagner, Schäffler) mit Klein, Nups und Werk⸗ 
hoͤlzern in ber Borausfegung fehr erfepnwerfen Bezugs bei 
öffentlichen Verkäufen ; 

c) in walbreichen Gegenden bemeſſene Ouantitäten von Blod- 
hölzern zur Sicherung gewerblicher Anftalten und Unter» 
nehmungen ). 

2) Die Beitreibung ber Beträge, welche bie Staatscaſſe für 
abgegebene Forftprobucte zu fordern hat, ift Sache der Rentämter, 
in beren Bezirk bie betreffenden Waldungen ganz oder größtens 
theils liegen. Gegen fäumige Schuldner fteht ihnen das Recht ber 
Execution zu, mag bie Abgabe gegen bie Tare, oder Verkauf im 
Verfteigerungswege, ober Abgabe in Folge beftehender Forftrechte 
gegen ein Gegenreichniß ftattgefunden haben’). — Die von ben 
Eorft-Strafgerichten rechtöfräftig erkannten Geldſtrafen, Werther, 
Schabenserfag- und Koftenbeträge werden, in ein Verzeichniß ges 
bracht, ben einfchlägigen Rentämtern zur executiven Beitreibung 
überwiefen ). 

3) In der Regel wird das Holgmaterial am Erzeugungsorte 
auch verwerthet, wo fich nicht etwa Gelegenheit zum Triften 


5) IH die Repartition unausführbar megen zu geringen Borraths zu, fo 
tritt Berfteigerung ein, von ber jeboch bie Walbbefiger und Forftrechteinhaber, 
fowie noioriſche Holzhandler ausgefcfoffen find (Art, 9). 

*) S. bie angef. Berorbn. v. 1849 Art. 7 und Juſtr. $. 6. 

5) ©. 8. v. 25 Sept. 1813 VE (RB, S. 1252); vergl. Bl. für 
adm. Br. 8. I. S. 9. 


9 ©. das Forſtgeſetz d. 28 März 1852 Art. 172 und 173 (9. 8. VII. 
©. 360). 


. 
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und zur Auffpeicherung ber Holzvorräthe in Holzmagazinen ober 
Holzhöfen findet”). 


$. 203. 


U. Bie Erhebung der Einnahmen aus den übrigen Staais- 
Domänen. 


4) Die im Eigenthum bed Staates befindlichen Grund» 
Rüde, ſoweit fie nicht ald Dienftgründe an Befoldungsftatt Ber 
amten überlaffen find, werben regelmäßig durch die Rentämter, 
in beren Bezirk fie Tiegen, mit Genehmigung ber Kreißregierung 
8. d. 8. verpachtet“), und an fie find daher auch die bedungenen 
Pachtſchillige zu entrichten. Nur größere ober werthvollere Grund» 
complere bewirthfchaftet bie Staatsregierung in eigener Regie 
durch befonbers beftellte Verwaltungen, welche theild unmittelbar 
dem Finanz Minifterium?), theild den Kreißregierungen, K. d. 8.9), 
untergeorbnet find, 

2) Ebenfo iſt der größere Theil der dem Stante gehören» 
ben Gewerbe und Fabriken (Bräuereien, Mühlen, Ziegel 
und Kalfbrennereien, Bierfchenfen, dann Mineralbäder und deren 
Gewerbe) verpachtet, nur ber Fleinere Theil wirb in eigener Regie 
durch befondere Adminiftrationen betrieben). 

3) Die Höchfte reine Rente liefern die dem Staate zuſtehen⸗ 
den Iehens, grund⸗, gerichtö-, zind- und zehentherrlichen Rechte; 
über bie Erhebung ber daraus fließenden Einnahmen gelten im 
wefentlichen folgende Regeln : 


7) ©. bie hieher gehörigen Borfehriften bei Geret, Samml. 8. VII. ©. 
482 und 8. XIV. ©. 44. Die Brutto-Einnapme aus Holztriften if im bem 
Bubget-Entwwurfe zu 607,205 fl., bie Netto⸗-E. zu 235,135 fl. angenommen. 

1) ©. bie Gormat,-Berorbn. v. 17 Dec. 1825 $, 95; wird ber Bisherige 
Vachtſhining nicht erzielt, fo in Minifterial-Genehmigung zu erholen, vergl. nad) 
Geret Samml. 8b. XIV. ©. 31. 

2) Wie z. B. bie Adminiſtration von Schleißheim. Das Staatsgut Weihen- 
fephan gehört zur landwirthſchaftlichen Centralſchule und ift daher dem Hanbele- 
miniſterium untergeorbnet. 

Wie ;. 8. die Adminiſtration bes Staalegutes Triesborf (in Mittelfranten). 

H Das Ießtere iſt 3. B. ber Fall bei dem Bränhaus in Münden und zu 
Nürnberg. 

Boezl, bayer. Verwaltungsrecht. 26 
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a) Die Iehenherrlihen Gefälle, feit dem Lehen-Ablöfungsgefege 
vom 4 Jun. 1848 nur noch von geringem Belange, haupt⸗ 
fächlich beftehend in ber bei Befigänderungsfällen zu entrich⸗ 
tenden Lehentare und in ben Conſensgebuͤhren, werben von 
dem Taramte des oberften Lehenhofes (alfo des k. Finanz⸗ 
Minifteriums) eingehoben und möonatlih an bie Gentrals 
ſtaatscaſſe abgeliefertd). 

b) Die übrigen Abgaben find nun, foweit fie unftänbige waren, 
faft alle firirt, und Die firen Gefälle find in Bobenzinfe 
umgewandelt). — Sowohl bie in ihrer urfprünglichen Form 
ausnahmsweife noch beitehenden als die Bodenzins- Gefälle 
werden von ben Rentämtern erhoben und verrechnet. Sind 
von Privaten, Stiftungen oder Communen bie ihnen eigens 
thümlichen Grundgefälle auf Grund von Art. 7 des Grund⸗ 
laften-Ablöfungsgefeges vom 4 Jun. 1848 an bie Ablöfunge- 
caffe bes Staates abgetreten worden, fo fallen auch dieſe 
fortan in den Wirkungskreis der allgemeinen Rentämter, 


4) Auch die Zinfen aus Staatsactivcapitalien, die der Staat 
entweber als Nachfolger ber fäcularifitten Stifter und Klöfter oder 
als Kaufſchillinge für veräußerte Domanialbeftandtheile beſitzt, 
werben von ben Rentämtern eingehoben und bem allgemeinen 
Finanzfonds verrechnet”). 


5) S. das Lehen-Edict v. 7. Jul. 1808 96: 227 und 228, dann mein 
Verf. R. ©. 162 fi. Sollten ausnahmsweile fänbige Abgaben won Lehen zu 
entrichten ſeyn, jo werben ſolche vom betr. Rentamte percipirt. — Die Lehen. 
gefälle find im YBubget-Entwurf für 1855/61 zu 2528 fl. angefegt, während fie 
no 1827 circa 30,000 fl. eiwa ein Jahrzehent früher 42,000 fl. betrugen; 
fe Rudhart, Zuſtaud Bayeıng B. IN. ©. 51. 

6) Ueber die Grmubfäge, nach denen bie Firirung und Umwandlung zu ge- 
ſqehen hat, f. mein Verf. ©. 151 ff; über bie aufgehobenen Gefäle und 
Rechte ebend, ©. 148 ff. — Die Gejammteinnahme aus Nr. 3 in 5,149,849 fl. 
Brutto beftehend, fließt zu mehr ale 4 Mill. zur Zeit aus Bodenzinfen. 

7) Seit dem Staatsſchuldengeſetz v. 28 Der. 1831 ($. 6) iſt deren Ber- 
wendung für die Staatsihuldentilgung anfgehoben; |. auch Geret, Samml. 
8. XVII. S, 139 fi. — Der öfter erwähnte Budgetentwurf führt als Zinfen 
aus eigentlichen Staatsactiveapitalien circa 70,700 fl, aus Kaufſchillingen 
51,100 fl. auf. 
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$. 204. 
1. Die Veräußerung von Staats-Nealitäten, 


Die Fälle in welchen überhaupt ausnahmsweiſe eine Ver—⸗ 
äußerung von Staatsrealitäten verfaffungsmäßig zuläffig fey, haben 
wir bereitd im Verfaffungsrechte (S. 391) kennen gelernt. Dort 
ift auch bereitö angegeben worben (S. 392), in welcher Art ber Er- 
168 aus folchen Veräußerungen zu verwenden fey. Hier handelt e8 fich 
daher nur darum, bie Vorfchriften darzulegen, welche bei ber Vers 
wirklichung der einzelnen an ſich zuläffigen Veräußerungen zu beobs 
achten find. Auch in biefer Beziehung find und übrigens bie 
Regeln, nach welchen bie Ablöfung ber lehen-, gute-, grund⸗, zind« 
und zehentherrlichen Rechte des Staates zu geſchehen hat, ſchon 
befannt!). Es find darum nur noch jene Veräußerungen zu bes 
trachten, deren Object fonftige Staatöbomänen find. Die ber 
fallſigen Beftimmungen betreffen aber einmal die Einleitung und 
BVorbreitung, dann bie Art und endlich bie Bedingungen der Ver— 
Außerung 2). 

1) Jeder Verkauf oder Tauſch eines zum Staatögute ger 
börigen Objectes fegt bie fpecielle f. Genehmigung voraus — 
eine Regel, die nur dann eine Ausnahme erleidet, wenn das 
Object nicht über 50 fl. werth, ober wenn Eile noth thut und 
aus einem Auffchub wefentliche Nachtheile entfpringen würden‘). 


Der Antrag dazu geht von ter Kreisregierung, 8. d. 8, 
aus, muß von einer genauen Grörterung der Motive des Ver— 
kaufs begleitet und mit der Angabe des Schägungs- und Ertrags⸗ 
werthes verfehen ſeyn, und es muß ber Zwed bezeichnet feyn, zu 
welchem ber Kauffchilfing verwendet werben follt), Die k. Ges 


H ©. mein Berf-Ket ©. 154 fi. und ©. 163 fi. 

) ©. Verorbn., bie Normen bei ben Beräußerungen von Stantsrealitäten 
betr. v. 20 Jul. 1851 (9. 8. VII. ©. 1 fi). 

®) Im fegteren Falle ift bie f. Genehmigung nachträglich einzuholen. 

) Angef. Verordn. v. 1851, I, 2 — 5. Machen polizeiliche Rückſichten 


em Vertauf räthlich, fo in Rüdiprade mit der K. d. I. zu nehmen. 
26* 
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nehmigungsreferipte werben vom Zinanz-Minifter contrafignirt, und 
von dem Präfidenten bes oberiten Rechnungshofes ingroffirt, ber fie 
in die Regifter des Hofes eintragen zu laſſen und über ben Volle 
zug zu wachen hatd). 

2) Der Verkauf gefchieht regelmäßig nach vorausaegangener 
öffentlicher Bekanntmachung im Verfteigerungsiwege durch bie F. Rent» 
ämter ®), in befonders wichtigen ober ſchwierigen Fällen kann er durch 
eine Regierungs-Commiffion vorgenommen werben’). — Die über 
Staatsrealitäten abgefchloflenen Verfäufe werben ber Genehmigung 
ber zuftändigen Kreisregierung, K. d. F., wenn fi nicht das 
Finanz-Minifterlum bie Ertheifung derfelben aus befonderen Grüns 
ben vorbehalten hat, unterbreitet, Der Verkauf iſt für den Staat von ber 
Zeit an verbindlich, wo biefe Genehmigung erfolgt ift; ber Meif- 
bietende ift bis dahin an fein Angebot gebunden. 

3) Das Verkaufsobject geht mit al den Rechten und Ber 
pflichtungen über, mit welchen das Aerar fie bisher befeffen hatd). 
Eine Gewähr für den Flächeninhalt wird nicht übernommen. Der 
Kauffchilling muß immer in baarem Gelbe entrichtet werben; bie 
theilweife Berichtigung besfelben in Staatspapieren ift durch bie 
Genehmigung bed Finanz-Minifteriums bedingt. Beträgt derſelbe 
nicht über 100 fl., fo iſt er ſogleich volftändig zu entrichten; 
bei höheren Summen ift die eine Hälfte fogleih Baar zu 
erlegen, während bie andere Hälfte in brei ober mehreren Friften 
abgeführt werben kann. Die Beſtimmung biefer Friften if, wenn 
fie 10 Jahre nicht überfchreiten, ber k. Kreisregierung anheimgeftellt. 
Erſt nach der Bezahlung bed ganzen, reſp. halben Kauffchillings, 
wird bie Realität ertrabirt?). — Hält ber Käufer mit ber fefte 


) &. bie Format.-Verorbn. v. 9 Dec. 1825 $. 93 Abſ. 2. 

6) Angef. Berorbn. I. 6, 7 und 13. Die Ausnahmen von ber öffentlichen 
Berfleigerung f. in Nr. 7. Abſ. 3. 

?) Ueber jeden Berfauf muß eine befonbere Berhanblung gepflogen, nament- 
lich ein beſonderes BVerfleigerungsprotofoll aufgenommen werben. (I, 9 bl. 2). 

®) Bon ben allgemein geſetzlichen Laſten (Steuern, Umlagen) ift ber Käufer 
ſelbſtverſtãndlich nicht frei; f. bie mehrerwähnte Verordn. II. 4. 

9) S. die angef Verordn. I. Nr. 1, II. 6 umd 7. Bis zur vollen Be 
richtigung wird dem Staateärar das Eigenthum vorbehalten, 
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gelegten Zahlung bed Kauffchillings nicht ein, fo wird die betreffende 
Realität ohne richterliche Dazwifchenfunft auf Gefahr und Koften 
bes erſten Käufers nochmals verfteigert. 


U. Titel. 
Die Regalien und Staatd-Anftalten. 
8. 205. 
1. Das Salzregale 1). 


4) Die Production des Salzes und der Handel mit bemfels 
ben wird ausfchlieglich von ber Regierung betrieben), ift ſonach 
Monopol. Der Grund biefer Monopolifirung liegt aber nicht 
bloß in volfswirthfchaftlichen, fondern zum minbeften eben fo ſehr 
in finanziellen Verhältniffen ; die Staatsregierung will nämlich 
dadurch bie Erhebung ber Auflage, welche fie auf bie Ealzcon- 
fumtion legt, fichern und vereinfagen. Darum iſt auch bie Ein- 
führung und ber Verkauf ausländifchen Salzes oder folder Stoffe, 
aus welchen Salz gewonnen werben Tann, bei Vermeidung ber 
Eonfiscation des Salzes ober ber Stoffe, aus denen folches zu ges 
winnen iſt, fo wie einer Gelbftrafe, welche bem doppelten Werthe 
ber confiscitten Gegenftände gleichfommt, verboten®). 

2) Den Handel mit dem von ihr erzeugten Salze überläßt 
übrigens bie Regierung gegen eine geringe Provifion auch an 
Private, und zwar find dazu befugt: 


4) Vergl. H. A. Zachariä „ber Negalien überhaupt umd das Salz- 
regale in Deutſchland insbefondere” in ber Zeitfhrift für d. Recht B. XII. 
©. 319 fi.; dann Frhr. v. Kreittmayr, Staater. ©. 369; berfelbe bemerkt, 
daß ſich die Landesherrſchaft erft feit Marimilian I. zum Meifter des ganzen . 
Salzwerfes gemacht habe. Der reine Ertrag der Salinen ift auf 2,450,000 fi. 
angenommen (Brutto 4,974000 fl.). 

2) Die zum Behufe bes Betriebes beftehenben Organe haben wir ſchon 
im J. Bude (8. 28) angegeben, 

3) Obiges ift ber Inhalt eines eben von ben Kammern angenommenen 
Geſetzentwurfs, ber ben $ 1 des Zollftrafgefeges von 1837 mobificirt, Sollte 
ber einfache Werth weniger als 7 fl. 30 fr. betragen, fo ift dieſer Betrag als 
einfacher Werth anzımehmen und darnach bie Geldftrafe zu beftimmen. 
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8) bie im Beſitze von Gewerbsrechten befindlichen Salzſtößler 
und Krämer; 

b) bie inlänbifchen Frachtfuhrleute, welche unmittelbar bei den 
Salinen Salz laden; fie haben das Recht, ſolches uͤberall im 
Lande zu verfaufen, jedoch an Orten, wo fich bereihtigte 
Salzhänbler befinden, nur in Quantitäten von mindeſtens 
50 Pfund; 

e) ſolche Berfonen, welche hiezu nach Einvernehmen mit ben ein« 
ſchlaͤgigen Salgfactoreien ober Ealzämtern bie jederzeit wibers 
rufliche polizeiliche Bewilligung erhalten ). 

Beſondere bei den Hauptſalzämtern angeſtellte Caſſiere beſorgen 
bie Perception ber aus dem Salzverfauf fließenden Einnahmen, und 
Hefern biefelben an bie Hauptcaffe ber General-Bergwerfs- und 
Salinen-Adminiftration ab. 

3) Neben dem Kochſalze ift auch ein taugliches Viehſalz auf 
den Aerarial⸗Salzniederlagen in Einer’ bem landwirthfchaftlichen 
Bebarfe entfprechenden Duantität voräthig zu halten und auf 
Begehren abzugeben). 

4) Mit den Salinen ift die Verwaltung eines nicht unbe— 
trächtlichen Areals von Staatsforften verbunden, bie nach benfelben 
forftwirthfchaftlichen und techniſchen Orunbfägen behandelt werben, 
wie die übrigen Staatsforſte. Die Salinenbehörben find feit 
1849/50 verbunden, um über beren Erträgniffe und über das zur 
Salzerzeugung verwendete Brennmaterial einen Haren Ueberblid 
möglich zu machen, die fänmtlichen Forſterträgniſſe einſchließlich 
bes auf bie Salzergeugung verwendeten Material’ Quantums und 
bes correfpondirenden Geldanfchlags in Einnahme, dagegen bie auf 
Verwaltung diefer Forften erlaufenden Koften in Ausgabe rech— 
nungsmäßig durchzuführen 6). 


%) S. Verorbn. v. 1 Nov. 1809 (RB. ©. 1777) dann, M. €. v. 23 
Dec. 1832 (Döll. 8. XIV. ©. 1593), — Der Bertauf im Kleinen wie im 
Großen fell nicht nad dem Maße, ſondern nad, bem Gewichte ftattfinden (Dil. 
8. XIV. ©. 1586). 

5) S. den Landtage⸗Abſch. v. 1846 II. B. 8. 8. (©. 8. ©. 21). 

» 9 ©. den Landtags-Abſch. v. 1850, II. 5. 30 (G. BL. ©. 261). — 
Neben dem im Terte behandelten Regale ift noch zu nennen das Salpeterregale, 
deſſen oberfte Leitung dem Kriegeminifterium zuſteht, während bie Bewahrung 
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$. 206. 
1. Das Bergregale. 


1) Das dem Lanbesheren zuftehende Bergregale unterliegt 
feit der Berg Ordnung vom 6 Mai 17841) wefentlihen Beſchraͤn⸗ 
tungen. Durch biefelbe ift nämlich der Bergbau freigegeben 
worben, fo daß jeder In» wie Ausländer auf Erze, Metalle und 
Mineralien?) bauen und bie Ausbeute bavon ziehen Tann, wenn 
er nur bie durch die Berg-Orbnung im allgemeinen vorgefchriebenen 
formellen und materiellen Bedingungen erfüllt hat ®). 

Der Grundbefiger kann das Schürfen auf feinem Eigentum 
nicht hindern; bleibt basfelbe ohne Erfolg, fo muß der Schurf wieder 
eingefült und geebnet werben. Wird der Bau begonnen, fo hat 
der Bodenbefiger Anfpruch auf einen Frei⸗-Kur, oder falls er fich 
damit nicht begnügen will, auf billige Entfchäbigung ). 

Die Regalität ber Bergproducte äußert übrigens noch immer 
gewiſſe rechtliche Wirkungen. Die Privaten, welche bie Berg 
gerechtigfeit auf vegale Objecte erwerben, find nämlich verpflichtet, 
an das Staatsärar beftimmte Abgaben — bisher ben Zehenten 
reſp. den Zwanzigften, dann die Duatembergelder und gewiffe 


amd der Schulz desſelben Sache ber Polizeibehörden iſt. Die Erzeugung von 
Salpeter ift nicht bloß freigegeben, ſondern wird fogar begänftigt und belohnt, 
Zur Gewinnung des in ber Natur vorkommenden Salpeters find beſondere 
Saliterer aufgeftellt. Der Verkauf von Salpeter ins Ausland ober an Private 
im Inlande ift verboten ; er darf nur an bieöffentligen Siedereien, reſp. Nieder- 
lagen, gegen ben feftgefegten Preis abgegeben werben; |. ®. v. 18 Zum. 1810 
(R-Bl. ©. 97). 

N ©. diefelbe in der Mayr'ſchen Gen.-Sammf. B. II. S. 1435 fi. 

2) Auegenemmen hievon iſt dem vorigen $. gemäß das Cal. 

3) Dahin gehört inabejondere bie gehörige Muthung bei bem einſchlägigen 
Bergamte, und bamn ber wirkliche unb ununterbrochene Betrieb des gemutheren 
Bertes; f. bie Berg-Orbn. Art. 4 und 13. 

) S. Berg-Orbn. Art. 2 und 8; auferbem hat auch die Schule und bie 
Kirche zuſammen einen Frei-Kur zu genießen. S. noch ben Vorbehalt zum Expropr.» 
Geſetz v. 17 Nov. 1837 (meine Samml. ©. 36 Rote). 
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fonftige Gebühren — zu entrichten?). In Anfehung ber edlen 
Metalle hat fi der Staat dad Vorkaufsrecht vorbehalten‘). 

2) Die im Eigentfum des Staates befindlichen Bergwerfe 
betreibt berfelbe zur Zeit größtentheils in eigener Regie durch bes 
fondere technifche Organe, bie wir fehon im erften Buche ($. 28) 
aufgeführt haben. Die aus benfelben erzielten Rohprobucte werden 
theils als folche veräußert, theild in den eigenen Huͤttenwerken des 
Staates weiter verarbeitet”). — Die Vorfchriften über die Art 
bes Betriebs und bie Leitung beöfelben müffen, ba fie rein technifcher 
Art find, hier außer Acht gelaffen werden®). — Die Erhebung ber 
aus bem Berg-Regale fließenden Einnahmen fteht ben angeführten 
Aemtern zu, welchen zu biefem Zwecke ein eigener Caffier, und 
wohl aud ein Materialien» und Producten- Rendant beigegeben 
wird. — Als eine ben Verkehr mit Berg: und Hüttenproducten 
erleichternde Beftimmung mag noch erwähnt werden, daß biefelben 
nach ber Berg: Orbnung (Einleitung Nr. 13 und 14) frei von 
aller Mauth⸗ und Zol-Abgabe Calfo namentlich auch von Pflafter- 
und Brüdenzell) verführt werden fönnen. 


6. 207. 
II. Die poſt. 


Seit welcher Zeit die Poft in Bayern „ein Iandeöherrliches 
Regale fey, bavon wurde fhon im Verf.-Rechte gefprochen. Eben 


5) Ein eben ben Kammern vo:gelegter Gefegentwurf „bie Abgaben von den 
Bergwerken bieffeits bes Rheins betr.” ſchlägt wor, baf ber Zehent, fowie bie 
Mehrzahl der Gebühren aufgehoben werde, und ber Bergiwerlseigenthümer fortan 
nur bie Verpflichtung babe, flatt bes Behenten eine Jahresabgabe beftehend in 
5 Procent von bem Berkaufswerthe ber geförderten rohen Mineralprobucte an 
der Grube, jedoch nad Abzug der jährlichen laufenden Gewinmungs- und För- 
berungsfoften zu entrichten (Axt, 2). 

9 ©. die Einleitung zur Berg-Orbn. Mr. 26 und 27. Wegen des Gold- 
waſchens |. Gen. v. 28 Aug. 1784 (Mayr, ©. S. 8. III. ©. 180). 

Nach Inhalt bes mehr erwähnten Budget-Entw. liefern die Bergwerfe 
dieſſeits des Rheins gar feine Rein-Einnahme, die in der Pfalz (Kohlenwerke) 
110,000 fl. 

8) Vergl. über die Dienftl-Orbn. und Gefcäftsführung bei ben Berg- und 
Hittenämtern das Reglement v. 30 Nov. 1803 (R.-Bl. v. 1804 ©. 65 ff). 
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fo haben wir oben ($. 170) ſchon angegeben, in welchem Umfange 
fie dem Staate ein auefchliegliches Recht einräume, Hier haben 
wir es nur mit ber finanziellen Seite ber Poſt zu thun. In 
diefer Beziehung bietet fie nun aber für bie Staatsregierung einen 
doppelten DBortheil, indem fie ben amtlichen Verkehr ber Staats⸗ 
regierung mit ihren Organen, bann dieſer unter fich ficher und 
ohne befondere Vergeltung!) vermittelt, und bann, indem fie ber 
Staatscaffe aus den Gebühren für die Beforgung bes Privat 
Verkehrs eine Einnahme?) liefert. Diefelbe fließt aus ben Ges 
buͤhren (Porti) für die Benügung der Briefpoft und ber f. g. 
Fahrpoſt, d. 1. derjenigen Abtheilung berfelben, welche die Pers 
fonen- und Güterbeförberung beforgt. Der Gebühren-Tarif für bie 
Briefpoft und für bie Güterverfendung (Fahrpoſt) beruht auf 
völferrechtlicher Uebereinkunft — auf ben Beftimmungen bes deutfch« 
öfterreichifchen Poſtvereins, welche auch bei bem inländifchen Vers 
fehre zur Anwendung gebracht werben®). Die Perfonentare ift bei 
ben gewöhnlichen Eilwägen auf 16 fr., bei ben Separateilmwägen auf 
24 fr. für die Stunde feftgefegt 9). 


) Die Portofreiheit der öffentlichen Stellen und Behörden in Amtsſachen, 
d. i. Überall da, wo das Porto ber Staatkcaffe zur Laft fiele, liegt in ber 
Natur der Sache Formelle Bebingungen find: 

a) bie Eorrefpondenz ober ber Act muß mit bem Amts- ober Dienffiegel ge» 

ſchloſſen 
b) es muß außen bie abſendende Behörde ꝛe, fo wie bie laufende Geſchäfts- 
Nummer genannt, und 

©) bie Eigenſchaft der Sache als Regierungsſache (R. S.) ausdrüclich angege- 
ben feyn, |. 8. v. 22 Jul. 1829 (9. 8. VI. ©. 356 und Dil. B. 
XXVIL. ©. 220 fi.). 

Fir ipre Berfon genießen ber Portofreiheit: bie Mitglieder bes 1. Haufes; 
dann jene, welchen dieſes Recht durch fpecielle k. Bewilligung in umviberruflicher 
Weile verliehen worben ift, unb melden es künftig im Intereſſe des Dienſtes 
verliehen wirb (mie ben Staatsminiftern mit Portefeuille); emblich jene, denen 
dieſes Recht auf Grund von Verträgen zukommt (mie dem fürften von Thurn 
und Taris); A. €, v. 11 April 1851 (DU. B. XXVIII. S. 217). ©. bie 
fpeciellen Veſtimmungen in Bezug auf PoRportofreigeit bei DL. B. XXVIII. 
©. 228 — 837. 

2) Nach dem Budgetentwurfe fiir 1855/61, beträgt biefelbe brutto 
2,648,000 fl., netto 300,000 fl. 

%) S. M. €. v. 28 Sept. 1853 (DU. B. XXVIII. ©. 402). 

) S. Berorbn. v. 16 März 1855 (RB. ©. 217). 
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Die Erhebung ber Gebühren gefchieht durch bie für ben Poft 
betrieb überhaupt beftellten Beamten — Erpebditoren, Officialen 
uf. w. Die aus dem Betrieb ber Poft, ſowie der übrigen Ber 
kehrs⸗Anſtalten erzielten Rente fließt in einer Gentralcaffe zus 
fammen, welche ben nad) Abzug der Verwaltungsfoften vrrbleiben⸗ 
ben Reinertrag an die Centralſtaatscaſſe abliefert. 


$. 208. 
IV. Bie Eifenbahnen und die übrigen Verkehrsanſtalten. 


1) Die vom Staate erbauten und in feinem Eigenthume 
ftehenden Eifenbahnen gewähren der Staatecaffe eben fo wie bie 
Poſt hauptfächlich dadurch eine Rente, daß dritte Perſonen für 
deren Benigung — für die Beförderung von Perfonen ober 
von Gütern — bie tarifmäßige Gebühr!) entrichten, welche wie 
bei der Poſt direct von ben mit bem Betriebe betrauten Organen 
eingehoben wird. Eine ermäßigte Tare (bie Hälfte der gewöhn- 
lichen) in ber IH. Elaffe zahlen Soldaten und Unterofficiere2); ber 
freit von ber Gütertare find: die Gegenftände, weldye für ben 
Dienft bes Königs beftimmt find; von ber Perfonentare: bie Mit 
glieder fämmtlicher zum Eifenbahnverein gehörenden Directoren und 
die unmittelbar unter ber Direction fungirenden Oberbeamten, 
ferner die Beamten und Bebienfteten ber f. Verfehröanitalten®). 

2) Die vom Staate unternommene Telegraphen-Anftalt wirft 
bisher feinen Ertrag ab, fordert vielmehr alljaͤhrlich nod einen 
Zuſchuß ˖ (von circa 40,000 fl.) 


4) Wegen bes Unterfejiebes zwiſchen ber Belimmung bes Eiſenbahntarifs 
und ber bes Poſtiarifs ſ. mein Verf-Recht S. 481. Nach bem öfter genannten 
Entwurfe würbe fi ber Brutto-Ertrag der Staats -Eiſenbahnen für ein Jahr 
ber VII. Sinanz- Periode auf circa 7 Mill., der Neinertrag auf 3 Dill. ber 
laufen, währenb bie davon zu beftreitenden Ausgaben bie Summe von 4 Mill. 
Überfteigen. 

2) S. €. v. 9 Jul. 1845 (Döll. B. XXVIII. ©. 623). Die gleiche 
Begünftigung genießen die Conferibirten, wenn bie Angehörigen eines Bezitts 
alle zufammen in einem Zuge an ben Git ber Regierung transportirt werben. 
M. €, v. 18 März 1849 (a. a. O. ©, 625). 

®) ©, bie einſchlägigen Beftimmungen in Döll. 8. XXVIH. ©. 627 — 632. 
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3) Für die Benügung des DonausMain-Canals werden 
für die Staatscaffe beftimmte Gebühren erhoben. Cie find theils 
Schifffahrtögebühren für beladene und leere Schiffe, die ſich des 
Canals bedienen, theild Gebühren für ben Gebrauch gewiſſer zum 
Canal gehöriger Einrichtungen (Hafens, Krahnen- und Waag- 
Lager-Gebüßten u. f. w.). Zur Einhebung bderfelben find am 
Canale felbft Beamte (Einnehmer) beftelt, die dem Canal-Amte 
untergeordnet find. 

4) Die, Donau» Dampffcifffahrt, auf Staatöfeften 
erworben und vom Staate felbft betrieben, bietet der Staatscaffe 
bie aus ben Schifffahrtögefällen erzielten Einnahmen). Die 
Perception berfelben geſchieht durch die dem Betriebsamt unter- 
georbueten Agenten auf Grund ber Befiimmungen bes Perfonen- 
und Waaren-Tarifs$). 


8. 209. 
V. Die fonftigen Begalien und Staatsanfalten. 


1) Zu den Regalien gehört insbefondere noch das Lotto, 
und zwar ift es das fogenannte genuefifche Lotto oder die Zahlen- 
Lotterie, was in Bayern in Uebung it‘). Die Einfäge, die nur 
in baarem Gelbe beftehen fönnen, werben bei dem vom Staate 
aufgenommenen Lotto-Eollecteur gemacht, ber darüber eine Befchei- 
nigung ausftelit, und biefelben an bie General-Lotto-Adminiftration 


*) Die Gefammteinnahme aus bem Cauale befteht in 146,464 fl., bie Aus- 
gabe in 96,464 fl. — Die damit verwendeten Erträgniffe der Rheinſchifffahrts⸗ 
octroi führt das Bubget munter ber Rubrit von „Zöllen“ auf. — &. den Tarif 
der Canalgebühren v. 1853 bei Döll. B. XXVINM. ©. 957 ff. 

5) Sie ift feit 1846 Eigenthum bes Staates; |. bau Geſetz, bie käuflliche 
Usbernahme des bayer. Donau-D.-Schifffahrts-Unternehmens von Geite bes 
Staates betr. v. 23 Mai 1846 (©. 8. ©. 77 ff.). Ueber bie Organe zu 
ihrem Betrieb |. oben $. 34. Das YBubgetproject erwartet bavon bei einer 
Bruttorente von 423,548 fl. eine reine Einnahme von 100,000 fl. 

% ©. bie Dienftesinftructionen für bie verſchiedenen Betriebs-Organe, bie 
Capitäne, Eonbuctenre, Agenten bei DEU. 8. XXVIN. ©. 1009 ff.; den Tarif 
ebend. S. 1066. 

4) S. Über die Berwaltunge-Organe oben $. 29. Ueber bie Einrichtung 
und Entftefung desfelden |. Rau, Fiuanzwiſſenſchaft (I. A.) Abth. 1. ©. 304, 
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abliefert?). — Außer ber Rente, welche der Staat durch das 
Spiel als Gewinn bezieht, liefert Das Lotto auch eine nicht un« 
beträchtliche Stempel-Einnahme, indem von jeder Einlage eine 
Stempelgebüht (von Y, — 6 Fr.) erhoben wird’). — 

Das Spielen in ausländifchen Lotterien, das Collectiren für 
diefelben, das Unternehmen einer Privat-Lotto - Anftalt oder eines 
Wettcomptoird, und das Ausfpielen von Gütern und Effecten 
buch irgendeine Lotterie if ohne befondere f. Bewilligung jeber- 
mann verboten. Wer dieſes Verbot übertritt, wird als Lottos 
defraubant mit Gefängnig ober in Geld geftraft®). 

2) Der Verlag und Verkauf des Geſetz- und Regierungss 
blatte85), fo wie der Kreis-Amtsblätters), ausſchließlich 
dem Staate zuftehend, liefert der Staatscaffe ebenfall eine freilich 
nicht beträchtliche Einnahme. Den Debit beforgen bie mit ber 
Expedition der Zeitungen betrauten Poſtbehörden. 

3) Außerdem zählt das Budget noch unter ber hier behans 
beiten Rubrif von Staatöregalien auf: bie Occupation herrenlofer 
Objecte, oder erblofen Vermögens, infoweit dieſe Befugniß nach 
dem geltenden Civilrecht dem Fiscus zugeſtanden it”); bann bie 
BVerlfifcherei und Golbwäfcherei, und bie Nachjieuer und Emigra- 
tionstaren 8), 


2) Der Collecteur erhält für feine Dienftfeiftung eine Proviſion, und hat 
der Staatscafje eine den Einnahmen ber betreffenden Collecte entſprechende 
Caution zu ftellen. 

3) ©. das Stenpelgefeg vom 11 Sept. 1825 rt. VIII. (G. 3. 
©. 175): 

) S. B. v. 14 Aug. 1810 (RB. ©. 673 fi). Die Aburtheilung 
folcher Defraubationen betr. j. die B. v. 8 Auguft 1810 $. 1 Nr. 15. 

5) Der Neinertrag besfelben, eirca 14,000 fl. betragen, fließt übrigens 
nicht bloß aus ben Prämmerations-Gebühren, ſondern auch von ben Aueſchrei- 
bimgsgebühren ber Anftellungen, Beförderungen u. f. w. 

6) Der Reine.trag derjelben zu circa 9000 fl. ift zur Bildung eines Unter- 
Rügungefonds für Staatsbiener und beren Relicten beftimmt. 

7) ©. Cod. Max. eiv. p. II. c.1. 8.7. Dafin gehört aud der An- 
theil am Schatze. 

8) Da nur mit ben meiften Staaten Freizügigkeitsverträge beftehen, fo ift 
dieſes Gefäll Taum mehr nennenswerth (44 fl. jährlich h; ſ. mein Berf.-R. S. 79, 
womit zu vergleichen ift &. 393 Note 3. 
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II. Titel. 


Die Steuern*). 
A; Die indirecten Steuern. 
I. Die Taren. 


8.210. 
1) ueberſicht. 


1) Zu den Taren, als der erftenAitt von indirecten Steuern 
welche unfere Verwaltungsgefeggebung fennt, rechnet biefelbe für 
die Kreife bieffeit6 des Rheins: 

8) bie geheimen Raths-Kanzleitaren, bie insbeſondere für Ans 
Relungen, Beförderungen im Staatsbienfte, dann auch für 
Adeldr, Ordens- und Titelverleifungen und für fonftige 
Gnaden-Ertheilungen bes Souveräns (legitimatio per re- 
seriptum, venia aetatis, Namens-Beränberung u. f. w.) zu 
entrichten ſind ); 

b) die Taren bei den Adminiſtrations-Collegien und Aemtern; 

e) die Taren durch alle Theile der Gerichtsbarkeit; 

d) die Strafgelder, wozu bie Gerichts- bie Polizei- und andere 
Strafen ders Verwaltung und bie Borftitrafen gehören”), 


*) Ueber bie früher beftanbenen Steuern ſ. emeier, Grundr. des bayer. 
Staatsr. $. 161 ff. Vergl. noch 8. H. Lang, hiſtor. Entwidelung ber teut- 
ſchen Steuerverfaffungen. Berlin 1793. 8. dann Rau, Grundſätze der Fin.-W. 
II, A. Abth. 1. ©. 337 fi. 

4) ©. barüber die V. v. 24 Febr. 1759 (Mayr, ©. ©. B. I. ©. 247) 
und bie, bie Taren ermäßigende Verordn. v. 4 Dec, 1799 (M.-Bl. v. 1800 
S. 58 ff). Hiernach beftcht die ©. R. Tage in ber Regel in 10 Proc. bes 
mit einer Anftelung verbundenen Gehaltes, vefp. in 100, ber Gehaltserhöfung, 
und fie wird, auf Verlangen in 6 Monatsfriften, von ber Eaffe erhoben, welde 
den Gehalt zu zahlen hat. — Bei Verleihung von Würden, Titeln u. f. m. find 
ebenfalls gewiſſe Zaren zu entrichten, deren Betrag flir bie einzelnen Gegenſtände 
fpeciell normitt iſt. 

2) Ws einfchlägige Polizeiſtrafen ſind z. B. zu nennen: bie Strafen 
wegen Defraudation (von Zoll, Aufſchlag, Stempel, dann bie Disciplinar- _ 
ſtrafen gegen Advocaten, Gelbftrafen wegen Berlegung ber Confcriptiong- 
pflicht u. ſ. w. — Die Worfiftrafen betr. f. das Forſtgeſetz v. 28 März 1852 
Art. 28 — 107. (9. 8. VI. ©. 335 ff). Wegen Forftpolizei-Uebertretungen 
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Diefelben find übrigens vielfach durch beſondere gefepliche 

Beftimmungen bereits beftimmten einzelnen Zwecken gewibmet, 

und infoweit biefed ber Fall if, fliegen fie nicht in bie 

Staatscaffe, fondern in die Caſſe der einfchlägigen Anz 

ftalten®). 

Hievon fordern bie unter fit. b und c genannten Arten eine 
etwas genauere Erörterung (f. 8. 211). 

2) In ber Pfalz beftehen noch jene Arten von Taren, welche 
zur Zeit ber franzöfiichen Herrſchaft bafelbft eingeführt worden 
waren, und zwar: 

a) bie Einregifttirungägebühren, je nad Beſchaffenheit ber 

Acte, theils fire, theild proportionellet) ; 

b) die Inſcriptions- und Trangferiptionsgebühren, bie ben 
bieffeitö geltenden Hhypothefengebühren analog find); 

e) bie Gerichtöfchreibgebühren, bie vorzüglich bei Verwaltung ber 
freitigen Gerichtöbarfeit zur Erhebung kommen‘). 

Bei ber folgenden genaueren Erörterung ber Lehre von ben 
Gerichtötaren werben wir bloß auf die dießrheiniſchen Beftimmun- 
gen Rüdficht nehmen. 





tann nur auf Gelbfirafe, wegen orfifrevel auf Gelbfirafe ober Polizei · Arreſt 
erfannt werben (Art. 50). Die Berhängung von Forffttafengeht won ben betrefe 
fenben Stadt» und Landgerichten, beren Erhebung von ben Rentämtern aus (Art. 172). 
3) &o fallen z. B. die gegen Parteien ober Anwälte erfannten Proceße 
" irafen beim Advocaten-, Witten. und Waifenfonde zu (f. Proceß-Nov. vom 17 
Nov. 1837 9, 69). Andere Beifpiele f. oben $. 95 Nr. 6. bann $. 104 
Note 9 und $. 164. S. bie alphebetiſche Ueberfiht dieſer Bälle bei Pröbſt, 
Handb. ©, 227 ff. Unter ben oben aufgezählten Arten von Tagen bilden bie 
unter c bie wichtigfte Art; fie ertragen circa 2,880,000 fl., während bie unter 
a)nur circa 45,000 fl., jene unter b) 465,000 fl., bie unter d) beiläufig 140,000 fl. 
abwerfen. 

) Diefelben gründen fi haupiſächlich auf das Gefeh vom 22 Frim. 
VI, das durch Vefhluß des Regierungs-Commiffärs vom 20 Nov. VIL. in ben 
Rhein-Departements publicirt wurde, wozu fpäter eine Reihe von Erläuterungen, 
Mobificationen u. f. ww. fa; |. Siebenpfeiffer, Hanbb. 2. V. &. 480 fi. 
und die Fortfegung von Luttringehaufen 8. II. ©. 786 ff. 

5) S. Siebenpfeiffer, 8. V. ©. 511. 

6) Siebenpfeiifer, a a. O. S. 501 fi. Durch Berorbn. v. 13 Den. 
1817 (ebend.. &. 508) find bie Anfäge im beutfchen Miünzfufie feftgefegt werben. 
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2 Die Gerichtätaren. 
8.111. 
8) Im allgemeinen. 


Alle Verhandlungen ber Gerichte, fowohl im Gebiet der Straf» 
als ber bürgerlichen Gerichtsbarkeit, unterliegen regelmäßig der Tare, 

41) Die Verwaltung der Strafrechtspflege veranlaßt für 
die Staatöcaffe in ber Regel nur Ausgaben, bie einerſeits 
in dem ftändigen Aufwande für Befoldung ber damit betrauten 
Beamten und für die fonftigen Eriminal-Einrichtungen beftehen, 
anderſeits aber durch Die einzelnen Straffälle veranlaßt werben‘). 
Nur dann wenn die Koften aus dem Vermögen bes Proceffirten 
beftritten werben, find für bie fämmtlichen Proceßacten die nach ber 
Eiviltarordnung in Parteiſachen zu berechnenden Gebühren und 
außerdem noch eine tägliche Sipgebühr für das Staatsärar anzu- 
fegen und zu erheben. 

2) Für die Verhandlungen in Gegenftänben ber ftreitigen 
Civilrechtspflege gilt in bem größeren Theile des Königreichs 
bie Tar-Orbnung vom 29 Jänner 17359; für die Oberpfalz gilt 
bie Tar-Orbnung v. 1750, für Unterfranken find mehrere von 
ben früheren Landesherren herrührende Ordnungen in Uebung. 

3) Fuͤr die Gegenftände ber freiwilligen Gerichtsbar— 
feit befteht nun wenigftend in ben Gebietötheilen dieſſeits bes 
Rheins eine gleichförmige Gefepgebung®), die auf folgenden allges 
meinen Principien beruht: 


4) Die befonderen Koften, welche an ſich ber Schulbige, im Falle feiner 
Unvermögenheit bie Staatecaffe zu tragen hat, erlaufen nämlich: a) auf bie 
Krretirung und Lieferung ber Verbrecher, b) auf deren Berpflegung in ber 
Frohnweſte und bie Beheizung und Beleudtung von biejer, c) auf bie Vornahme 
von gerictlichen Befihtigungen (Meife- und Tagegelder), d) auf bie ärztliche 
Hülfe für kranke Inquifiten; vergl. bie Inftruetionen über bie Eriminaltoften bei 
Doppelmayr, Samml. ber Erläuterung und Refer. IV. A. ©. 341 ff. 

2) ©. biefelbe in ber Gen. Samml. v. 1771 ©. 40 fj., dann bei Geret 
8. XI. ©. 1297. Wegen der Toren in Wecfelfagen ſ. bie beſondere 
Zar Orbnung von: 24 März 1785 bei Mays, Gen. Samml. B. III. © 74 ff. 

%) Es ift dieſe enthalten in bem Tarregulativ vom 28 Mai 1852 (9. B. 
VI. &. 318 ff.); vergl. Bf. für abm. Pr. ©. II. ©. 357 ff. und 442 ff., 
dann Pröbſt, Handb. zum praftifchen Vollzuge des Tarregufatives, Nördlingen 
1856 8. 
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a) Regelmäßig unterliegen alle Verhandlungen der Gerichte im 
Gebiete ber nichtftreitigen Rechtspflege ber Tare. Tarfreis 
heit findet nur flatt: 

a) wenn bie Verhandlung unabhängig von Anträgen ober 
Berfchulden eines Privaten im Interefle des Staates von 
Amtswegen gepflogen wird; 

A) wenn bie Tare aus ber Staatscaſſe entrichtet werden 
müßte; 

y) wenn bie tarfreie Behandlung eines Gefchäftes buch Ge 
feße ausgefprochen iſt. 

Außerdem fönnen 

6) auch Arme, welche ihre Zahlungsunfähigfeit durch Notorietät 
ober buch Zeugniffe der Polizeibehörden bewiefen haben, 
und die Armenpflegen Torbefreiung anſprechen 9). 

b) Ob ber Gegenftanb vor einer höheren ober niederen Behörde 

verhandelt wird, ift auf die Tarpflicht ohne Einfluß>). 

e) Ein Nachlaß ber Taren findet nicht ftatt. Uneinkringliche 
Taren find abzufchreiben®). 
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b) Die Taren von den Acten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


4) Die Taren, welche von ben Handlungen ber Gerichte in 
nichtftreitigen Rechtsſachen zu entrichten find, theilen ſich in 
zwei Hauptelaffen. Sie find nämlich entiweber in beftimmten unver 





%) S. das amgef. Regulatio Art. 2 und 3. Das unter Nr. 1 a) ange 
führte Veifpiel paßt nicht hieher, fonbern fällt unter ben $. 213. Der Fall, ben 
bas Geſetz unter Nr. 4 anfühet, enthält nur formell eine Befreiung; bie Tare 
wird im Stempel mit entrichtet. Ein Beifpiel zu fit. y) |. im Verf. R. S. 401. 

5) Bei ben von beu höchſten Stellen (den Minifterien) ausgehenden Ent- 
ſchließungen wird bie geheime Raths- und Kanzleitare erhoben. 

6) ©. das Regulativ Art. 4 und 5. Verſchieden von ben Taren find bie 
Gebühren, welche nicht der Staatscaffe, ſondern britten Perfonen zulommen, wie 
Zeugen, Boten, Schätzgebühren (f. Art. 7). — Inſoweit bie Gemeinde 
Organe zur Vornahme von Handlungen berechtigt find, welche ber Tare unter 
liegen, fließt biefelbe in bie Gemeinbecaffen. Bergl. BL. für adm. Pr. 8, IL 
©. 358. 
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veränberlichen Beträgen ſchon durch das Gefeg feftgefielt (fire 
Zaren), fo daß ber Betrag ſich nach dem Inhalt, bem Zwede und 
wohl auch nach ber Dauer ber Verhandlung richtet, ober es 
ift bloß der Maßftab angegeben, nad) dem fie zu entrichten find, 
fo daß ber Geldwerth ober der Geldanſchlag die Grundlage bildet, 
von dem ein gewiſſer aliquoter Theil ald Taxe erhoben wird (ver⸗ 
änberliche ober proportionelle Taxen). 
2) Fire Taren hat das Regulativ feftgefegt: 

a) Für ein Protokoll, das nicht über zwei Stunden Zeitaufs 
wand forbert, ift eine Taxe von 36 fr. zu entrichten, berrägt 
der Zeitaufwand mehr ald 2 Stunden, fo fit eine halbe 
Tagfahrt (2 fl), wenn mehr ald 4 Stunden, eine ganze 
Tagfahrt d. i. 4 fl. zuerheben‘). 

b) Für einfache Berichte, Beichlüffe, Zeugniffe und Correſpon⸗ 
denzen ift eine Taxe von 36 fr. zu zahlen, bie bei weitläufig- 
eren und verwickelten Gegenſtaͤnden auf 1 fl. 30 fr. bis 3fl. 
erhöht werben kann?). 

c) Fuͤr Abſchriften ift per Bogen eine Gebühr von 12 fr., 
für die Beglaubigung von Privaturfunden eine Tare von 
36 fr. zu entrichten. — Für Umfchreibungen im Grundbuche 
ift eine Gebühr von 6 fr. zu erheben ?). 

3) Verhältnigmäßige Taxen kommen zur Erhebung : 

a) Don Schägungen und Inventuren, wobei ein halber 
Kreuzer von jedem Gulden ber Schägungs- ober Inventurs 
fumme — wenn ein ganzes Vermögen ben Gegenftand bildet, 
find die Schulden vorher in Abzug zu bringen — als Tare 
zu erheben iſt ). 


4) Regulativ Art, 8 — 14. Vergl. K. v. Stofar, die Staatsauflagen in 
Bayern, Würzburg 1854. 8. ©. 76 ff. 

2) Regulativ Art. 15 — 18. If ein umfaſſendes Actenſtudium, hiſtori- 
ſche ober wiſſenſchaftliche Auseinanberfegung erforderlich, fo wird eine Tare von 
6 fl. erhoben. 

®) Befteht bie zu beglaubigende Urkunde aus mehr als einem Bogen, fo ift 
für jeben Bogen weiter der Betrag von 6 fr. zu Beredhuen. Dei Borlabungen 
und Zuftellungen ift nur bie bem Amtebiener zuftehende Gebühr zu entrichten 
f. Art. 38 — 40, dann Art 43, 

%) ©. das angef. Regulatio Art. 19 und 20. 

Boezl, baper. Verwaltungsrecht. 27 
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b) Bon Rechnungen. Wenn ein Gericht einer phyſiſchen 
oder juriflifchen Perfon über Einnahmen und Ausgaben in 
Bolge gefeglicher Beftimmungen oter aus Anlaß ber Bes 
theiligten Rechnung zu ſtellen hat, fo iſt bafür kr. von 
jedem Gulden ber Brutto-Einnahme nady Abzug der in der⸗ 
felben Rechnung erfcheinenden Paffivcapitalien ober Paſſiv⸗ 
zinſen als Tare zu erheben. — Handelt es fih um bie 
Prüfung einer dem Gerichte vorgelegten Rechnung, fo ift Die 
Hälfte obigen Betrags als Revifionstare zu entrichten). 

c) Bon Berträgen, und zwar ift auch hier ein halber Kreuzer 
von jedem Gulden ber Vertragsgegenftandsfumme zu zahlen, 
wobei die auf bem Objecte etwa haftenden Schulden nicht 
in Abzug gebracht werben bürfen®). 

d) Bonlegtwilligen® erfügungen und Berlaffenfchaf- 
ten. Für die Mitwirkung der Gerichte beider Errichtung von 
Zeftamenten, für die Verkündigung und Siegelung find die ger 
mwöhnlichen Protofols- und Tagfahrtötaren zu entrichten. 
Auf den Erbſchaften und Vermaͤchtniſſen haftet aber außerdem 
eine proportionelle Tare und zwar 


a) wenn bie Erben Gefchwifter, Stiefeltern oder Stiefkinder 
bes Erblaſſers find, ein halber Kreuzer vom Gulden; 

#) wenn fie Seitenverwandte dritten Grades (nach Civilrecht) 
find, ein Kreuzer, wenn vierten Grades zwei Kreuzer vom 
Gulden, während die Tare 

y) für alle fonftigen Erben und Legatarien drei Kreuzer vom 
Gulden beträgt”). 


5) Regulatio Art. 21 und 22 vergl. v. Stofar, a. a. O. ©. 82. 

6) Ob bie gerichtliche Errichtung des Vertrages nothwendig iſt ober nicht, 
macht feinen Unterfchieb. Als nothwendig wird fie vom Geſetz erflärt bei allen 
Verträgen, welche die Beſitzveränderung oder bas Eigenthum unbeweglicher Sachen 
ober Rechte, jo wie bei jenen Verträgen, welche bingliche Rechte an unbeweglichen 
Sechen betreffen; j. Art. 23 — 31; v. Stolar, a. a. D. ©, 84. 

7) Regulatio Art. 32 — 37. Frei von biefer Taxe finb: bie Defcenden- 
ten und Afcenbeuten bes Erblaſſers; bie Ehegatten in Bezug auf das, was ber 
eine vom anberen als Erbe erwirbt; bie Dienftboten bes Erblaſſers, wenn bie 
Summe nicht 300 fl. erreicht, und endlich bie Stiftungen, fo wie bie Armen, 
wenn Bermächtriffe zur unverzlgficen Austheilung unter fie befimmt find. 
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In Hypothekenſachen bleibt indeſſen das befondere Tars 
regulativ vom 26 Apr. 1824 auch ferner bei Kraft. Infoweit 
bagfelbe auf bie proviforifhe Tar-Drbnung vom 8 October 1810 
als fubfidiäre Norm hinweist, fommt jet das Tarregulativ von 
1852 zur Anwendungs). 


3 Die Zaren bei den AdminifrativEollegien und Aemtern. 
$. 213. 


1) Auch für die Verhandlungen in Gegenſtaͤnden der inneren, 
dann ber Polizei» und Finanz-Verwaltung haben bie dafür zuftäns 
digen Eollegien und Aemter (Mittelftelen und Vollzugsbehörden) 
eine regelmäßig für bie Staatöcaffe zu berechnende Tare zu ers 
heben. Es liegt übrigens in ber Natur der Sache, daß die Fälle 
der Tarfreiheit bei dieſen Gegenftänben, weil die Verhandlungen 
viel öfter von Amtswegen gefchehen, häufiger find als bei ben 
zur Gompetenz ber Gerichte gehörigen Sachen‘). Auch fommt im 
Kreife der Verwaltungsgegenftände die ausnahmsweife, auf pofi- 
tiven Gefegen beruhende Tarfreiheit zahlreicher vor, ald im Gebiete 
ber Juſtiz ?). 

2) Die Grundſaͤtze, nach welchen ſich ber Betrag ber Tare 
beftimmt, find im allgemeinen biefelben, wie wir fie eben für bie 
Gegenftände ber nichtftreitigen Rechtöpflege Fennen gelernt haben, 
mit folgenden weiteren Beftimmungen: 

3) Wenn auf den Grund gerichtlicher Beichlüffe ober Zeug 
niffe, welche bie Stelle der Erwerbsurkunden erfegen follen, 
in den Steuerfataftern und amtlichen Grundbüchern Nealis 


®) Regulatio Art. 47; v. Stofar a. a. O. S. 93 ff. 

%) In den Blüten für adm. Pr. 8. II. S. 362 ff. find mehrere Arten 
von Aeten in alphabetifcher Ordnung aufgezählt, bei welchen die Tarfreipeit etwa 
‚zweifelhaft erſcheint. 

2) Beiſpiele liefern: das Grunblafien-Ablöfungsgeieg v. 4 Jun. 1848 Art, 
19 und 35, bann das Gejeg über Ablöſung ber Weide Art. 59, das Feuer- 
Berfiherungsgejeg Art. 100, das Erpropriationsgefeg v. 17 Nov. 1837 Art, 
XXI, dann das Gejeg Über Steuernadjläffe v. 1 Jul. 1834 5. 12 u. ſ. w. 


27* 
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täten ober biefen gleich geachtete Rechte umgefchrieben werten 

ſollen, fo ift für dieſe Zeugniffe ober Beſchluͤſſe bei dem be 

treffenden Rentamte bie fonft von Verträgen zu entrichtenbe 

Tare zu erlegen. 

b) So oft in einem Steuerfatafter ober amtlichen Grundbuche 
Befigobjecte ganz ober theilweife an einer Stelle ab- und an 
einer anberen Stelle zugefchrieben werden müffen, ift ‚dafür 
eine Umfchreibgebüht von 6 fr. zu entrichten. Sind einfache 
Namensumfchreibungen öfter als einmal in dem nämlichen Katafter 
oder Grundbuche zu wiederholen, fo ift für Umfchreibung nur 
bie Gebühr von 3 fr. zu bezahlen. — Würde der Betrag 
ber Umfchreibgelber eine (halbe ober ganze) Tagfahrtstare übers 
fleigen, fo iſt bloß biefe nach Verhättniß der zur Umfchreis 
bung erforderlich getvefenen Zeit zu entrichten®). 

3) Die auf fpeciellen Vorſchriften beruhenden Taren, welche 
bei den Adminiftativ-Behörben zur Erhebung kommen, wie bie 
Zaren von Päffen und von Papfarten, dann von Jagdfarten haben 
durch das Tarregulativ feine Aenderung erlitten®). 
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4) Dad Verfahren in Tarfachen. 


1) Die Feftfegung der Tare, welche von einer einzelnen Ver⸗ 
Handlung zu entrichten ift, geht von derjenigen Unter oder Mittel- 
behörbe aus, bei welcher die Verhandlung flattgefunden hat H. 
Entfteht Streit über bie Tarpflichtigfeit oder über Die Größe ber 
zu erhebenden Taxen, fo entſcheiden barüber in I. Inftanz die k. 


5) ©. das Regulatio Art, 441 — 44; vergl. Bl. f. adm. Pr. B. I. ©. 
460 und 461. 

%) S. oben $. 81 Note 4, dann $. 141 Mote 5. 

4) Sowohl auf der Urfchrift als auf der Ausfertigung ift neben ber fort- 
faufenden Nummer des Tarregiſters der Betrag ber für bie Verhandlung zu 
entrichtenden Tar- (Stempel)- und fenfigen Gebühren zu bemerken; |. M. €. vom 
80 Aug. 1852 $. 13 ($. 8. VII. ©. 325). Wegen Tarirung ber Urkunden 
von Siegelmäßigen f. mein Berf.-Recht ©. 113 Note 9. 
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Regierungsfinanzfammern?). Gegen beren Entſcheidung fteht ben 
zur Tarentrichtung Verurtheilten die Berufung an das k. Staates 
minifterium der Finanzen zu, welche binnen 14 Tagen, von Mits 
theilung ber Entfcheidung an gerechnet, bei ber bie Regierungss 
Entfcheibung mittheilenden Behörde anzubringen iſt. Solche Bes 
rufungen haben inbeß feinen Suspenfiveffect?). — Die Berhands 
lungen ber 1 Inftanz in Tarfachen mit Einſchluß der Entſcheidung 
ber Kreiöftelle find als Officialfachen ihrerſeits tar⸗ und ſtempel⸗ 
frei. Die Berufung an die höchſte Stelle ſowie Die bepfallfigen Ver⸗ 
handlungen unterliegen bagegen als Parteifachen der Tarpflicht. 

2) Die Normen über Erhebung ber Taren, dann über Fuͤh—⸗ 
rung und Revifion ber Tarregifter‘), über Aufnahme und Be 
ſcheidung der Tarrevifionsprotofolle, fo wie über die Abrechnung 
mit ben k. Rentämtern Tann bie Staatsregierung im Berordnungss 
wege fefiftellen. Solange demnach bie bisher in ben genannten 
Beziehungen beftehenden Verordnungen nicht durch neue erfegt, 
ober verändert worben find, bleiben biefelben auch fernerhin in 
Wirkfamfeit?). 


2) Vergl. die angef., ben Vollzug bes Regulativs Betreffende Entſchließung 
v. 30 Aug. 1852 99. 14— 16. Wie wenn darüber Streit entſteht wer bie 
fefgeftellte Tare zu tragen babe? ſ. von Etofar, a. a. D. ©. 92. 

®) Wird zu Gunften bes Recurrenten erfannt, fo if natürlich bie gezahlte 
Tage zu teftituiren. 

4) Neben dem Zarregifter, das den Eollanfall an Taren conftatirt, ift noch 
ein Journal (Tarcafjebuch) bei den Tarämtern der Kreis- und Stabtgerichte und 
der Landgerichte zu führen, welches zur Evidenz bringt, was an jedem Tage 
wirffich eingenommen und ausgegeben wurbe, f. bie ange. Entfcliefung von 
1852 $. 10(Prösft a, a. O. ©. 171). 

5) Die Vollzugsentſchließung vom 30 Aug. 1852 hat vorzugsweie über bie 
Führung der Tagregifter und der Tax · Journale neue Verfügungen getroffen. — 
„Die Borfepriften und Anorbnungen über bie Perception und Abquittirung ber 
Toren, Über beren Kreiscaffen und die Eentralftantscaffe Über bie Abrechnung mit 
diefen, jo wie über bie Haftungsverbinbfichleit der Taraturbeamten bfeiben auch 
ferner in Kraft $. 12.” Bezüglich der Tarerhebung bei ven Kreis- und Gtabt«, 
dann ben Laudgerichten ſ. die 8. v. 15 Juni 1855 (R.-Bl. ©. 589 fi). 
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$. 215. 
11. Die Stempelgefälle H. 


Die dem Etaate von Urkunden und Acten zu entrichten 
den Stempelgebuͤhren find ebenfalls theild veränberliche, die ſich 
nad) dem Geldwerthe bes Objectes richten, über welches in ber 
Urkunde verfügt wird, theils fire, beren Höhe ſich nad) bem In 
halte und ber Beftimmung ber betreffenden Urfunden beftimmt. 
Die erftere Art von Gebühren begreift den Gradations- bie 
zweite bem Claffen-Stempel?). 


1) Dem Gradations-Stempel unterliegen insbefondere 
alle Urkunden über Immobilien, mögen fie das Eigenthum ober 
Dingliche Rechte daran, oder bie Nugung betreffen, dann Inven- 
tavien, leptwillige Verfügungen, Anftellungs-Urkunden, Gehalts 
QDuittungen, Urkunden über bie Verleifung von Beneficien, alle 
Geld betreffenden Verzeichniſſe, infofern bei einer öffentlichen Be 
bhörbe übergeben, oder wofür aus Staats» oder anderen öffentlichen 
Caſſen Zahlung geleiftet wird, u. f. w. Der niebrigfte Say des⸗ 
felben ift 3 fr. für einen Geldwerth von 1 — 49 fl.; er ſteigt 
dann für 50 — 99fl. auf 6 fr., für 100 — 299. auf 15, 
für 300 — 499 fl. auf 30 kr., für 500 — 999 fl. auf 1 fl, 
für 1000 — 1999 fl. auf 2 fl, und erhöht fi von ba an auf 
waͤrts in infinitum jedesmal für weitere 500 fl. um je 1 fl.®). 


2) Der laffenftempel beträgt in ber niedrigften (J.) Claſſe 
3 fr., ber in der Regel bei allen Eingaben an öffentliche Behörden, 


4) Cie beſtehen in Bayern feit 1690, Rubhart, Zuftand, TIL ©. 157. 
Die Normen, welche zur Zeit darliber geltend, find enthalten in dem Stempel» 
mandat vom 18 Dec. 1812 (9. B. IV. €. 216 ff.) und im dem Gefege, bie 
Stempel-Orbnung betr. vom 11 Sept. 1825 (H. 8. IV. ©. 229 ff). Bergl. 
Bode, bie Bayer. Stempelnormen in alphab. Ueberfiht Nörblingen 1855. 8. 

2) Außerbem gibt es noch einen befonbern Kalenber-Stempel von 2,3 und 12 kr., 
dann einen Spielfarten- Stempel von 4 und 8 fr, und einen Lotto-GStempel 
(f. oben $. 209 Note 3), erfterer auf bem Mandate von 1812, letzterer auf bem 
Geſetze von 1825 beruhend. Der durch biefes Geſetz eingeführte Erbſchafts- 
Stempel ward von 1831 wieder aufer Perception geſetzt. 

3) Angef. Gefeg vom 11 Sept. 1825 Art. VI. 
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bei Refolutionen berfelben in Parteifachen, bei Brotofollen u. ſ. w. 
zu gebrauchen ift, fleigt in der zweiten auf 15 (Conſenſe, Zeugniffe), in 
der dritten auf 30 Fr. (Bollmachten), in ber vierten auf 1 fl, 
mehrt ſich in ber fünften und fechsten je um 1 fl., erhöht ſich in 
ber fiebenten auf 10, in der achten auf 30, in ber neunten auf 
60, in ber zehenten auf 90, in ber eilften auf 120, und in ber 
zwölften und höchften auf 200 fl.). 

3) Frei von ber Stempelpflicht find alle fogenannten Regiminals 
ober amtlichen Gegenftände, dann bie Quittungen über Pen. 
ſionsbezüge und Gnabengehalte unter 99 fl., ferner bie Steuer- 
Nachlaß⸗Geſuche der Unterthanen, die Ausfertigungen und Ber 
Handlungen in Sachen der allgemeinen Beuer-Verficherung, bie 
Sachen der Armen, wenn ber Anfpruch auf das Armenrecht nach 
Vorfchrift ber Gerichts-Orbnung begründet iftd). 

4) Sämmtliche Gerichts. und Cameral-Behörben, fo wie bie 
Aemter Fönnen das benöthigte Stempelpapier ſowohl für den eiger 
nen Gebrauch als zum Verkaufe an jeden, ber deſſen bebarf, ent: 
weber direct bei ben einfchlägigen Kreis-Stempelämtern (f. oben $. 
26) gegen baare Bezahlung abnehmen, und fie erhalten dann, wie 
die Privatabnehmer, wenn ber Betrag 10 fl. erreicht, einen Ra, 
batt von 1%, Procent, oder die Gerichte und Polizeibehörden, 
fo wie bie Privaten Fönnen ihren Bedarf vom Rentamte beziehen, 
in welchem Falle ihnen ein Rabatt von 1 Procent gebührt‘), 

5) Die Nichtbeobachtung ber gefeglichen Vorfchriften über das 
Stempelwefen (bie Stempeldefraubation) ift mitnicht unbeträchtlichen 
Geldſtrafen bedroht. Die Iubicatur in Fällen folder Nichtbeobr 
achtung fteht in erſter Inftanz ben gewöhnlichen Untergerichten, wo 


%) Mandat von 1812 $. 7. Unter bie eilſte Claffe fallen z. B. Urkunden 
über Verleihung des Grafentitels, eines Kronamts, unter bie zmölfte bie über 
Erhebung in den Fürſtenſtand. 

5) Mandat ©. 10. Der Kartenftempel wird erlaffen, wenn bie im Lande 
fabricirten Karten ins Ausland bekitirt werben. 

6) ©. Berorbn. vom 27 Juli 1837 bei Geret, B. XX. S. 86 Anh. S. 5 
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der Beklagte fein Domicil hat, in zweiter Inftanz den Appellas 
tiondgerichten zu. Das Berfahren fol fummarifch feyn ). 


IM. Die Auffhlagsgefälle *). 
$. 216. 
1: Die Anlage 9. 


1) Als indie Staatscaffe fließendes Auffchlagsgefälle?)ibefteht 
zuc Zeit nur der Malzauffchlag®). Gegenſtand ber Steuer 
{ft dad Malz, mag es in Weizen, Gerſte, Roggen, ober Haber 
ober was immer für einer Getreibe-Art beftehen, und mag es zur 
Erzeugung bed braunen Biers oder bes weißen Weizen» ober 
Gerftenbierd, ober zum Branntweinbrennen‘), Eſſig- oder Germs 
Gefen)⸗ Sieden verwendet werden. — Der Auffchlag vom Flui⸗ 
dum wird erhoben, wenn auslänbifches Bier nach Bayern einger 
führt wird, 

2) Verpflichtet ben Auffchlag zu zahlen iſt jeder der fich mit 


7) Angef. Gefeg von 1825 Art, XI. Der reine Ertrag des Stempels ift 
im mehrerwähnten Bubget-Entwurfe zu 1,100,000 fl. angenommen. — Wegen 
Verwendung der Stempelgefälle j. das Geſetz über das Staatsſchuldenweſen vom 
22 Jul. 1819 Art. VII. Nr. 5. (8.8. S. 248), dann das Gejeg vom 11 
Sept. 1825 $. 4. (©. BI. ©. 194). — In der Pfalz gibt es einen Dimen- 
fion®- und Grabations- Stempel, wovon der erfiere fich mach dem For- 
mate bes Papieres, ber zweite nad) ber in ber Schrift auszubrildenden Summe 
richtet; ſ. Rudhart, Zuſt. B. II. ©. 159, dann Giebenpfeiffer, ©. V. 
©. a1 fl. 

®) Ueber ihre Entflehung f. Fehmaier, Grundr. $. 166, dann das Wert: 
Ueber Urfprung und Umfang der lantfländ. Rechte 8. II. S. 76 und 80. 

4) Rivet, Hanbb. der Malzaufiglagsverwaltung im Königreih Bayern. 
‚Heibelberg 1842. 8, Ouellen find: das Aufſchlags - Mandat vom 28 Jul. 1807 (R.- 
Bl. ©. 1273 fj.), und die Verordn. vom 11 Feb. 1811 (RB. ©. 274 fi). 

2) Einige andere Aufſchlagsgeſälle fließen in bie Gemeindecaffen; ſ. mein 
Verf.⸗Recht S. 240 Note 11. 

3) Sein Bruito / Ertrag im Budget / Entw. für 1855/61 zu 6,789,000 fl., fein 
Reinertrag zu 5,800,000 fl. angenommen. In gewiſſem Betrachte gehört hieher 
auch die Abgabe von dem im Lande erzeugten Rübenzuder. 

) Wenn Branntwein aus dem Biergeläger erzeugt wirb, jo hat ber Bren⸗ 
mer zu dem Aufſchlage fo viel beizutragen, als er zu zahlen hätte wenn er bie 
erzeugte Duantität Branutwein ans Malz herftellen wilrde. 
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Bierbrauen, Branntmeinbrennen, Eifige oder Germſieden abgibt 
und hiezu ein Malz verwendet, ohne Unterfchieb ob biefe Artikel 
zum häuslichen Selbftbedarfe ober zum Verſchleiße beſtimmt find; 
niemand ift davon ausgenommen, auch die Arartalifhen und Hof 
brauereien find ber Abgabe unterworfen). 

3) Der Betrag ber Acciſe, urfprünglih 37%, kr., ward 
durch die Verordnung vom 11 Februar 1811 auf 50 Fr. für ben 
bayer, Metzen, alfo auf 5 fl. vom Schäffel feſtgeſtellt. Bei bem 
vom Auslande eingehenden Biere richtet ſich der Betrag des Auf- 
ſchlags nad) dem, was inhaltlich der Verordnung über ben Bier 
tarif aus einem Schäffel Malz producirt wirde). — Der Auf 
ſchlag {ft immer nach Verhältnig des wirklich gebrochenen Malzes 
zu entrichten; es findet weder einen Nachlaß, noch eine Abfindung 
durch Zahlung einer Pauſchalſumme (eine Compofition) att?). 

4) Den Aufſchlag wird man in dem Momente ſchuldig, wo 
das Malz zum Brechen gegeben wird. . Zum Malzbrechen find 
aber im allgemeinen nur bie gewerböberechtigten Müller befugt, 
jedod nur unter ber Bedingung, daß ber Malzeigenthümer eine 
von dem Unterauffcgläger des Bezirkes gefertigte Polette übergibt, 
in welcher bie Quantität des eingefprengten Malzes, dad zum 
Brechen gebracht wird, genau verzeichnet ift, und welche ber Müller 
die von 14 zu 14 Tagen) bem Auffchläger, der fie ausgeftellt hat, 
wieber zurüd gibt). — Particulars Malz Mühlen, d. i. ſolche, 
welche der Brauer für ſich errichtet, und benügt, bleiben, ſoweit 
bereit6 vorhanden, zwar beftehen, müffen jedoch bei ber ein, 
fhlägigen Polizeibehörde angezeigt und in einem ordentlichen 
Katafter vorgemerkt werben. Die Berilligung neuer folder 


5) ©. das angef. Mantat $. III. 

%) Da nach der Verordn. vom 25 Apr. 1811 ans dem Schäffel an Winter- 
bier 7 Eimer erzeugt werden follen, fo wifft ein Aufſchlag von 45 fr. auf ben 
Eimer. Die Berorbn, rechnet aber 1 Es. (Urt. 9) auf bie Maß (H.-8. III. S. 480). 

7) Mandat $$. II, MI u. XV. u. Verordn. von 1811 9. 1; wegen einer 
Ausnahme, wo ber Aufſchlag abzufhreiben if, f. $. XVI. Bei der Ausfuhr 
inlandiſchen Biers wirb er rüdvergütet |. Belanntn. v. 30 Dec. 1841 (RB, v. 
1842 ©. 127). 

8) Die Erfüllung feiner beifallfigen Pflichten hat jeber Müller bei ber 
Uebernahme feines Gewerbes zu geloben ($, VII und VII). 
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Mühlen kommt, vorbehaltlich königlicher Ermächtigung, den Kreis, 
finanzfammern zu ). Die bei derartigen Mühlen angeftelten Malz« 
brecher Haben alle Berbinblichfeiten eines ordentlichen Müllers 10), 


$. 217. 
2) Die Erhebung. 


1) Die Erhebung des Malzaufſchlags beforgen bie befonderen 
diſtrictweiſe aufgeftellten Unterauffhläger ) auf Grundlage ber 
Manualien, welde fie für Die zu ihrem Bezirke gehörigen 
Bräuhäufer und Branntweindrennereien über bie von ihnen aude 
geftelten und von ben Müllern ober Malzbrechern zurückgekomme⸗ 
nen Poletten zum Malzbrechen führen. Um ſich zu vergemiflern, 
daß fein Malz ohne Polette ober daß nicht mehr als die Polette 
befagt, gebrochen oder verbraucht werde, find fie berechtigt in allen Muͤh⸗ 
Ien und Bräuhäufern zu jeder Zeit nachzufehen und ſich von bem 
Betriebe in Kenntniß zu ſetzen 2). 

Die Unterauffcläger überfenden die erhobenen Gefälle ſogleich, 
wie fie eingehen, an das vorgefegte Oberaufſchlagamt, und biefes 
an bie Staatsfchuldentilgungscaffe ein®). 

2) Die Entrihtung bes Malzaufſchlags von Seite ber 
Pfichtigen hat in folgenden Terminen zu gefchehen: 

a) Die Braunbier-Brauereien zahlen ben Aufichlag von dem 
Malze, dad vom 10 Det. — 31 Dec. zur Mühle kommt, 
zur Hälfte zwifchen dem 1 und 15 Jänner, zur anderen 
Hälfte zwiſchen bem 1 und 15 Juli von demjenigen, welches 
bis zum 31 März in die Mühle kommt, zwifchen bem 1 und 





%) S. das Mandat $. IX. und die Inftr. zum Gewerbegeſetz v. 17 Dec. 
1853 $. 210 ($. 8. VII. ©. 60). 

10) Wegen ihrer Veftrafung ſ. F. XXI, b. — Wenn der Eigenthümer 
einer Partieularmuhle einer Defraudation überwielen wirb, fo wird biefelbe abge- 
brachen, 

4) Sie find nicht als Staatsbiener, fonbern als Commilfionäre des Staates 
zu betrachten, die Vergütung für ipre Dienffeiftung befleht in ber Regel in einer 
Tantieme von %/, Proc. (j. Gert, 8. XV. ©. 7). 

2) ©. das Mandat $. X1, XII und XI. 

3) Mandat $. XVIII; vergl. mein Berf.- Recht S. 897. 
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15 April, und zwiſchen dem 1 und 15 Oct. Sollte Malz 
noch fpäter gebrochen werben, fo ift ber bafür treffende ganze 
Aufſchlag zu der Julifriſt mit zu entrichten). 

b) Die Weißbierbrauereien, dann die Branntweinbrennereien, 
unb Effigfiebereien Haben ben mandatmäßigen Auffchlag jedes» 
mal in ben DVierteljahrözielen, in welchen das Mal; zur 
Mühle fommt, zu berichtigen). 

3) Jede DVerfürzung ber Staatscaffe an biefem Gefälle, gehe 
fie aus von den Pflichtigen und ihren Dienden, oder von Müllern 
und Malzbrechern, oder von Auffcglägern und Auffchlagsbeamten 
Auffchlags-Defraubationen), find mit ſtrengen Strafen, und zwar 
zunaͤchſt mit Geld», eventuell mit Freiheitöftzafen bebroht®), Die 
Unterfuhung und Aburtheilung derfelben ift "Sache besjenigen 
Untergerichts, in deſſen Bezirk die Defraubation begangen wurde. 
Das Verfahren dabei ift öffentlich und muͤndlich mit Ausfchluß 
jeder gefeglichen Beweistheorie. Gegen bas erftrichterliche Exfennt- 
niß ſteht dem Verurtheilten und dem Staatsfiscalate binnen 30 
Tagen bie Berufung an das einfchlägige Appellations-Gericht, und 
wenn bie Befchwerbefumme wenigftens 400 fl. beträgt, an ben 
oberften Gerichtshof zu”). 


%) Bon dem Male, das etwa vor bem 1 Det. um Breden gegeben 
wird, ift ber Aufſchlag noch in demſelben Quartale zu bezahlen und fir bas 
laufende Ctaisjahr zu verrechnen, 

5) Mandat $. XIV. Ob das Malz wirkfic verbraucht wird, iſt gleichgäl- 
tig (5. XV). 

6) S. das Nähere im Mandat 99. XIX — XXL. 

7). ©. das Geſetz, die Unterfugung und Aburtheilung der Aufſchlagsdefrau - 
bationen betr. v. 10 Nov. 1848 (©. Bl. S. 398 ff). Der Denunciant er- 
Hält bie Hälfte ber Strafe; bie andere Hälfte iſt dem einſchlägigen Oberauf- 
fchlagamt zu Übermachen. 


428 Zweites Bud. 


IV. Die Böllet). 
8.218. 
1) Materielle Grundſätze. 


1) Die Grundfäge, nach welchen die Zollpflichtigfeit zu beur⸗ 
theilen tft, find durch die Zollvereinswerträge feſtgeſtellt ). Hier 
nad) iſt beim Webergange von Waaren von einem Vereinsſtaate 
in einen anderen in ber Regel fein Zoll zu entrichten!) Nur 
ſolche Waaren, welche in das Gebiet des Zollvereins eingeführt 
(und hier veräußert oder verbraucht) ober bloß durchgeführt wuͤrden, 
fowie ausnahmsweiſe folche, welche über die Zollvereinsgrängen ing 
Ausland gehen, find dem Zolle unterworfen; es gibt fonach Eins 
gangs⸗, Durchgangs- und Ausgangszölle, die gemeinfam den Zolk 
vereinsftaaten zu gute kommen und an bexen Ertrag Bayern nad 
Verhältniß feiner Bevölferung Antheil Hat. Die wichtigfte Art 
der Zölle, nicht bloß in finanzieller fondern auch in wirthfchafts- 
polizeilicher Beziehung find die Eingangs-Zölle. Ausgangs⸗ 
zölle werden nur von ben im Tarife ausbrüdlich bezeichneten 
Waaren erhoben; die Säte ber Durchgangszölle find fo niedrig, 
daß fie nur eine unbeträchtliche Rente liefern). Der aus Runfel 
rüben bereitete Zuder ift einer in allen Staaten gleichen Steuer 
unterworfen, beren Ertrag eben fo gemeinfchaftlih ift und nad 
benfelben Grunbfägen veriheilt wird, wie bie Zölles), 


1) 3. B. Albert, bayerifhes Zollweſen aus den älteſſen Bis auf unfere 
Zeiten. Diünden 1829 8. 

2) S. über diefe Verträge und bie Verfaffung des Zollvereins mein Verf, 
©. 415 fi. Duelle: das Zolgefeg v. 17 Nov. 1837 (©. 8. ©. 177 ff). 

®) Der Uebergang kann iubeffen bei einzelnen Objecten verboten werben, jo insbe» 
fenbere bei den &egenfländen, bie Regale ober Staatsmonopolien (Salz) find, und ben 
durch Gewerbsprivilegien geſchützten. Auchift ben Bereinsregierungen vorbehalten, vom 
ſolchen Berzehrungsgegenftänden, welche durch die interne Geſetzgebung mit Steuern 
belegt find, einen Eingangszoll zu erheben, refp. bie Abgabe bei ber Ausfuhr nach an» 
deren Vereinoſtacien zu erfaffen, refp. zurlidzuvergilten. ©. die Bollverträge v. 
4, April 1853 Art. 9 — 11 (R. 8. ©. 1181 fi). 

%) Nach dem Budget-Entwurf fir 1855/61 betrüge bie Bolleinnahme über» 
Haupt mit Inbegriff der Steuer von Rübenzuder (56,000 fl.) 5,987,000 fl. br., 
wovon die Ausgangs und Durchgangszölle etwa den 5üftten Theil ausmachen, — 
„Bei dem Ausgange ift die Zollfreiheit bie Regel”; |. Zollgeſetz v. 1887 $. 6. 

5) Der jüngfte darauf bezügfiche Vertrag if vom 4. April 1853 (M. BL. 
©. 793); vergl. die Belanntm. v. 19 Jul, 1855 (R. Bl. ©. 885 ff.). 
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2) Zur Entrichtung des Zolls ift dem Staate derjenige vers 
pflichtet, welcher zu ber Zeit, wo der Zoll verfält, Inhaber (nas 
türlicher Befiger) des zollpflichtigen Gegenftandes if. Dem Ins 
haber fteht derjenige gleich, welcher ben zollpflichtigen Gegenftand 
aus einer öffentlichen Niederlage entnimmt. — Für pünftliche und 
vollftändige Entrichtung des Zolls Haften ohne Ruͤckſicht auf bie 
Rechte eines Dritten bie zolpflichtigen Gegenftände, und biefelben 
fönnen baher, folange der Zoll nicht erlegt iſt, von ber Zollbe⸗ 
hörbe zurücbehalten ober mit Befchlag belegt werben. Die Ber 
abfolgung ber Waaren, auf welchen noch ein Zollanſpruch haftet, 
fann in feinem Falle, auch nicht von ben Gerichten, Gläubigern 
und Mafjacuratoren bei Concurfen eher verlangt werben, als bis 
die Abgaben davon bezahlt find. Diefelben verjähren ſowohl gegen 
ben Staat ald gegen den Zollpflichtigen binnen Jahresfrift in ber 
Art, daß nur innerhalb berfelben vom Tage ber geleiteten Ver— 
zolung an ein Anfprud auf Erſatz wegen zu viel entrichteter Ge- 
fälle angebracht, reſp. eine Nachforberung wegen zu wenig erhor 
benen Zolles geftellt werden barft). 

3) Die Erhebung bes Zolles gefchieht nach Gewicht, nach 
Map und nad Stüdzahl. Wann die eine und wann Die andere 
Art von Verzollung Platz greife, fowie in welchem Betrage ber 
Zoll zu erheben fey, barüber ift das genauere im Zolltarife ber 
fimmt. Derfelbe, auf Uebereinkunft ber zollverbündeten Staaten 
beruhend, Tann nur alle 3 Jahre im Ganzen berichtigt und muß 
fodann für die nächften 3 Jahre 8. Wochen vorher volftändig von 
neuem herausgegeben werben. — Abänderungen einzelner Zoll 
füge oder Erläuterungen über legtere follen ber Regel nah nur 
jährlich auf Einmal ausgefprochen, wenigſtens 8 Wochen vor dem 
iten Jänner zur öffentlichen Kunde gebracht und erſt von biefem 
Tage an angewendet werben ?). — 


6) ©. das Zollgeſetz v. 1837 65. 15, 16 und 17. Wegen ber Zollbefreiun- 
gen des Könige und ber Glieber bes f. Haufes, der fremden Souveräne, ber 
Stanbespercen unb ber Gefanbten ſ. dieſes Geſetz S. 28. 

7) S. das Zollgeſetz 88. 4, 11 nnd 13. Bei der Feftellung ber einpelnen 
Zolfäge iſt vorzüglich ber wirthfehaftspoligeiliche Standpunkt entfepeibend, wornach 
ber Zollverein bie inländiſche Induſtrie zu ſchützen und zu heben ſucht. Deßhalb 
find z. B. Luxuswaaren und folde Probucte, welche auch innerhalb des Vereins 
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8. 219. 
2) Die Art der Erhebung. 


1) 3um Zweck der Sicherung ber Zolgefäle und ber Erleichtes 
tung ber Auffiht auf bie zollpflichtigen Güter ift da, wo bas 
Staatsgebiet an das Ausland grängt, zunächft der Landeögränge, 
welche zugleich bie Zollgraͤnze oder Zolllinie bildet, und dieſſeits 
derfelben ein je nad; ber Dertlichfeit mehr ober minder breiter Bes 
zirk als Gränzbezirk erklärt, der durch eine befondere Linie, 
bie Binnenlinie von dem übrigen Inlande geſchieden ift. — Inner 
halb dieſes Bezirks unterliegt aller Waaren-Verfehr und Trans— 
port einer genauen und fpeciellen Aufficht, und iſt all den zoll 
orbnungsmäßigen Eontrolmaßregeln unterworfen. Insbeſondere ijt 
innerhalb berfelben ber Betrieb von Gewerben mit zollpflichtigen 
Gegenitänden nur unter Beobachtung derjenigen Vorfchriften zur 
läfjig, welche von ben oberften Verwaltungsftellen mit Berüdfichtir 
gung ber örtlichen Verhältniffe anzuordnen, ſowie durch bie gewerbs⸗ 
polizeilichen Gefege gegeben jind, um das Gewerbs⸗ und Zoll-Inters 
efle zu fichern 1, 

2) Die zollpflichtigen Güter dürfen über die Zoll-Linien nur auf 
gewiſſen als Zollſtraßen bezeichneten Land- und Wafferftraßen und 
nur bei Tageszeit ein- und auögeführt werden. Der Weg von ber 
Zoll⸗Linie bis zu dem nächften innerhalb bes Graͤnzbezirks beftehen« 
ben Zollamte muß ununterbrochen fortgefegt werben?). Hier beim 
Zollamte ift nun die Menge und Art der Waaren vollftändig und 
genau anzugeben (zu beclariren), und find diefe zur Einficht (Re— 
vifion) vorzuzeigen. Eingehende Waaren werben entweder fogleich 


verfertigt werben können, mit einem ſeht hohen Zoll, (192%, fl. per Gentner) 
belegt, während sohe Etzeugniſſe des Bodens, ober Rohſtoffe ber Induſtrie ganz 
zollfrei find oder nur einen ſeht geringen Zoll zahlen. 

4). ©. das angef. Zollgeſetz $$. 24, 34 und 35. Ueber den Gränzbezirt 
binaus findet in ber Regel keine weitere fpecielle Beauffichtigung des Waaren- 
vertehrs Matt; f. jedoch Ausnahmen in 8. 35. 

2) Da wo bas Zollamt nicht nahe genug an ber Zolllinie liegt, werben be» 
fondere Anfagepoften errichtet; ſ. Zollgefeg $. 26. Die Aufficht auf den Waaren- 
Cin- und Ausgang wird längs ber Zolilinie durch eine uniformirte und bewafl- 
nete Gränzwache geübt (6. 27); f. auch das Berf. R. ©. 418 Note 12. 
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beim GrängZollamte volftänbig abgefertigt (in freien Verkehr ger 
fest), ober von bemfelben unter Zollcontrole (mittelft Begleitichein) 
und geeigneten Falles unter Verfchluß und gegen Sicherheits» 
leitung für ben Betrag bed Zolles aneine andere Hebeftelle (Zolls 
amt ober Hallamt im Innern) zur Schlußabfertigung verwielen. — 
Bei auögehenden Waaren, wenn fie dem Zoll unterliegen, hat bie 
Ermittelung ber Menge und Art derfelben, fowie bie Erhebung 
bes Zolles nad) ber Wahl des Waarenführers entweder beim Graͤnz⸗ 
Zollamte am Ausgangspunfte, oder bei einer Hebeftelle im Innern 
mit Vorbehalt der Revifion beim Gränz-Zollamte zu gefchehen?). 


8. 220. 
3) Die Sicherung der Zoligefälle durch Strafbefimmungen. 


1) Durch die beftchenden Zollgefege ift zunaͤchſt die Ein, 
Aus: und Durchfuhr gewiſſer Gegenftände verboten. Wer es deſſen⸗ 
ungeachtet unternimmt, ſolche Güter ein-, aus- ober burchzuführen, 
macht fi der Contrebande fhuldig, und unterliegt einerfeits 
der Strafe der Eonfiscation dieſer Gegenftände, und einer Geld- 
buße, gleich dem boppelten Werthe berfelben ). 

2) Wer dem Staate die gefeplich beftehenden Eins, Auss oder 
Durchgangs-Zölle entzieht, begeht eine Zolldefraudation, welche 
mit der Eonfiscation ber betreffenden Gegenftände und mit einer 
Geldbuße, gleich bem vierfachen Betrage der bem Staate entzogenen 
Abgaben geahndet wird, ohne daß dadurch die Verbinblichkeit diefe 
zu entrichten wegfiele. Dabei follen die Güter im Zweifel als 
ein-, reſp. ausgangszolipflichtig behandelt werden?). 








9) Zollgeſetz 56. 24 — 33; über bie Bermaltung und Vertheilung ber Zölle 
f. das Berf. R. &. 418. Bon dem Ertrage der Zollgefälle ift die Summe von 
1,800,000 fl. der Penfions. Amortifationstaffe zugemiefen; f. das Geletz das Staate- 
ſchuldenweſen betr, v. 11 Eept. 1825 $. 7 (©. Bl. S. 199). — Wegen bes 
Rechis, zollpflichtige Waaren in öffenilichen Nieberlagen zu beponiren f. oben $. 179 

9 &. das Zollftrafgefetg v. 17 Nov. 1837 $. 1 (G. Bl. S. 202); wegen 
des Satzes |. oben 8. 205. Keine Contrebanbe ift gegeben, wenn jemand 
ſolche Objecte an- ober vorzeigt; ſ. das angef. Geſetz 9. 10. 

2) ©. das angef. Gef. $.2 umb$ 8. Wann bie Eontrebande, reſp. Defran- 
dation als vollbracht zu erachten fen, |. $. 6; über bie erſchwerenden Momente 
[en 
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Ber ohne die Abficht einer Gefällverunmrenung bie Formlich⸗ 
feiten verlegt, Die durch das Zollgefeg und bie Zollorduung geboten 
find, verfällt in eine Orbnungsftrafe von 1 — 15 fl. 

Für die Erflattung ber Zollgefälle, dann ber Gelbbußen und 
Proceßloſten haftet zunächft der Betretene; fubfiviär haben Handels 
und &ewerbtreibenbe hiebei für ihre Diener, Lehrlinge, Mark; 
helfer, Gewerbsgehülfen, Ehegatten, Kinder, Gefinde oberfonf in 
ihrem Dienfte oder Tagelohn ſtehende ober fich gewöͤhnlich bei ihnen 
auffaltende Individuen, andere Perfonen aber mur für ihre Kin 
ber und Ehegatten zu haften, ſoweit biefe ſich bei der Ausfüh⸗ 
rung ber ihnen befonders übertragenen, ober ein für allemal übers 
laſſenen Hanbels-, Gewerbs/ oder anderen Verrichtungen einer Ueber: 
tretung ber Zollgefege fchuldig gemacht haben ). 

Bei den Uebertretungen, auf welche nur eine Orbnungs- oder 
ihr gleichgeltende Strafe geſetzt iſt, verjährt die Strafe in Jahres 
frift, bei ben übrigen in 3 Jahren ($. 27). 

3) Die vorläufige Fefiftellung des Thatbeſtandes bei Enk 
dedung einer Uebertretung erfolgt durch die Zolfbehörben, denen es 
obliegt, ſich ber Gegenftände ber Uebertretung, und wenn es zur 
Dedung ber Abgaben, Strafen und Koften erforderlich ift, auch 
der Transportmittel durch Beichlagnahme zu verfihern?). — 

Pie Unterfuhung und Aburtheilung ber Uebertretungen ber 
ZoNgefege teht ben gewöhnlichen Untergerichten (in ben Kreifen 
dieffeitö des Rheins den Stadt» und Landgerichten, in ber Pfalz 
ben Landgerichten) zu. Das Verfahren ift fummarifch, wie 
es fonft für Polizeiſtraffaͤlle gilt‘). — Wenn die Handlung fid 
ald Verbrechen oder Vergehen Herausftellt, dann find ſowohl in 


3) ©. das angef. Gejeß $. 17; im Unvermögenefalle wirb die Gelbbuße 
im Freiheitsſtraſe verwandelt, fo daß für je 1 fl. 30 fr. eim Tag gerechnet wird. 

% A. a. O. 5. 19. Der Berluft der Gegenſtände, die confiscirt werben, 
trifft jederzeit den Eigenthümer ($. 20). — Die igoorantia juris wirb bei nie 
mauden entſchuldigt ($. 20). 

%) A. 0. Orte 9. 28 und 29; bie Befhlagnahme bleibt in der Regel in for 
lange wirtſam, bis ein rechtöfräftiges Erfenminiß vorliegt; ſ. jeboch $. 30. 

9) A. a. O. 55.31 — 34. Gegen das Erkenntniß der I. Inftanz iſt bie 
Berufung am das einfhlägige Appellations-Geriät, und falle bie Beſchwerdeſumme 
400 fl. ober mehr beträgt, am ben oberſten Gerichtehof zuläffig (8. 36). 
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Anfehung der Zuftändigfeit als des Verfahrens bie Beſtimmungen 
ber Strafproceß-Orbnung maßgebend. 

In allen Fällen jedoch, wo es ſich nicht um eine Verbrechens⸗ 
ober Vergehens⸗Etrafe handelt, fann ber Uebertreter auf Belehren 
über den Fall der Strafe ſich bei Geldftrafen und Gonfiscationen 
dem Ausfpruche ber zuftändigen Zollbehörde freiwillig unterwer⸗ 
fen). 

Bon ben Geldftrafen und dem Werthe der confischtten Waar 
ven fällt bie eine Hälfte dem Anzeiger, bie andere dem Untew 
frügungsfenbder Zollverwaltung zu. If der Anzeiger ein Zoll 
bebienfteter ober verzichtet der Aufbringer, fo fällt auch bie andere 
Hälfte diefem Fonde zus). 


B. Die directen Steuern. 
1. Die Grundſteuer. 


1) Die Anlage, 


$. 221. 
a) Allgemeine Grundfäge. 


Die Normen, nad welchen bie Grundfteuer angelegt wird 
«(und zur Zeit beinahe ım ganzen Lande angelegt if), find durch 
das Gefeg, die allgemeine Grundfteuer betr. v. 15 Aug. 18281), 
und durch einige fpätere Nachträge zu demfelben?) feſtgeſtellt. Die 


i) A. a. O. $. 33. Dem Effecte nad) gilt dieſes, z. B. bezüglich des Rüd- 
falles, einem verurtheilenben Ertenutniffe gleich. 

9X. a. O. $. 40; Über den Strafantheil entſcheidet bie oberſte Zollver- 
waltung in I., das Finan-Minifterium in II. Inflanz — Diefelben Beftim- 
mungen finden kraft ber Zollvereinsverträge aud Anwendung, wenn bie Zollge- 
fee irgend eines zollverbundeten Gtaateß, oder feit 1853, wenn bie von Defter- 
reich übertreten werben; ſ. B. v. 24. Dec. 1853 (R. BL. ©. 1847 ff). . 

4) ©. basfelbe in der 9. 8. IV. S. 11 ff. Das Geſetz bezieht fi auf 
ein k. Refer. v. 13 März 1811, durch welches zuerft bie befinitive Beftenerung 
angeorbnet, reſp. vorbereitet wurde (f. R. Bl. ©. 473). S. bie Juſtruction 
dazu v. 19 Jaun. 1830 in der 9. B. IV. ©. 84 ff. 

2) Diefe find: Geſetz, Abänberungen bes Grundſteuergeſetzes betr. v. 25. 
Aug. 1831 (9. 8. IV. ©. 23 Note), dann das Geſetz, die Ablinderungen bee 
$. 14 bes Grundſteuergeſetzes betr, v, 1. Juli 1834 (a. a. O. ©. 32 Note) 

Poenl, bayer. Berwaltungdrect. 28 
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nach biefem Gefege regulirte Steuer wird das Grunbfieuer- 
Definitivum genannt, im Gegenfagezu bem Grundſteuer— 
Proviforium, das einftweilen bis zur Durchführung des Defie 
nitivums buch F. Ediet v. 13 Mai 1808°) ins Leben gerufen 
worden war. 

Die allgemeinen Principien, nach welchen kraft ber beftehenden 
Gefege die Grundſteuer regulirt wird, reip. ift, find aber: 

1) Gegenftand der Steuer ift aller und jeder Grund und Bo- 
den innerhalb ber Gränzen Bayerns, ohne Rüdficht darauf wer 
Eigenthümer besfelben fey oder wozu berfelbe verivendet werde. 
Frei davon find nur Straßen, Wege, öffentliche Pläge, Kirchhöfe, 
kahle Felſen und durch Naturereigniffe unwieberbringlich überkieſete 
oder verfhüttete Pläge, unauegetrodnete Suͤmpfe, und die Pläge, 
welche von Bunbeöfeftungen eingenommen werben 9). 

2) Der Mapftab der Befteuerung ift beiallen Grundftüden ber 
aus ihrem Flaͤcheninhalt und nach ihrer natürlichen Ertragsfaͤhig⸗ 
feit erhobene mitteljährige Ertrag des einzelnen Grundftüdes, ber 
bei allen Culturarten bloß in dem Hauptprobucte befteht, und zwar 

3) bei Aedern in dem mitteljährigen Körner-Ertrage nach 
Abzug der Ausfant und unter Freilaffung des Strohs, ber 
Früchte ber Brache, Weide und aller fonftigen öfonomifchen 
Nebennugungen; 

b) bei Wiefen in dem mitteljährigen Extrage an Heu und 
Grummet ; 

c) bei Waldungen in bem nachhaltigen Holzertrage nach der 
der Holzart entfprechenden Wirthichaftsmethode und ünter 
Freilaffung ber Forfinebennugungen ; 

4) bei allen übrigen Grunbftüden in dem ben eben aufgeführten 
Haupteulturarten aſſimilirten Extrage. 

Die Einheit, von welcher das Geſetz dabei ausgeht, if Ye 


und tas Gefep, bie 9. 4 und 117 bes Grunbfleuergefeges betr. v. 28, März 
1852 (©. 81. ©. 165); |. auch Note 4. 
9) ©. dasfelbe im Reg. BL. v. 1808 ©. 1089 fi. 


) ©. das Grunbfteuer-Geieh $. 36 und Geſetz v. 11 April 1843 (9. 8. 
V. ©. 19 Rote). 
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Scheffel Korn im Geldanfchlage zu 1 fl.; auf dieſe Einheit find 
daher alle fonftigen Arten bes Bodenertrages zu rebuciten?). 

3) Da ber Ertrag ber Grundſtücke nicht bloß dem Grund⸗ 
befiger (dem Bauer), fondern auch dritten Perfonen als Inhabern 
von Realrechten — als Grund⸗, Zehentherren — nach ber im 
Jahre 1828 geltenden Gefeggebung zufliegen fonnte, fo hatte das 
Grundfteuergefeg auch eine doppelte Art von Grundfteuer, näms 
li eine Dominicalz, refp. Zehentfteuer undeine Ruftical- 
feuer anzulegen geboten. Da jedoch im Hinblid auf die Beſtim⸗ 
mungen des Grunblajten-Ablöfungsgefeges vom 4 Juni 1848 bald 
alle Grundgefälle entweder abgelöst oder in Bodenzinfe umgemans 
belt fegn werden, und ba in Folge deſſen ber bisher vom Real 
berechtigten getragene Antheil ber Grunbjteuer vom Grunbbefiger 
zu übernehmen ift, fo hat das Gefeg vom 28 März 1852 für die 
Zufunft biefe Ausſcheidung bei der Steuer-Regulirung (und Ethes 
bung) aufgehoben‘). 


8. 222. 
b) Die Beftimmung ded Fläceninhaltes. 


1) Der Flächeninhalt der Grundftüde, der die eine Baſis der 
Regulirung ber Grundfteuer bildet, wird durch eine allgemeine , ger 
naue Parcelar-Meffung und Berechnung ermittelt. — Die Grund- 
lage der Meffung bildet ein Netz trigonometrifch beftimmter Dreis 


5) Angef. Geſetz 56. 5 und 26. Bei dem Proviforium iſt die Grundlage 
ber reine Ertrag ber Grundftlde. Diejer beftimmt fih nah bem Enrrent- 
werthe ber Gier, unter bem nicht der wirkliche Preis bei einzelnen beſtimmien 
Berfäufen, fondern ber aus Käufen einer beftimmten Periode abftrahirte Glter- 
preis zu verfiehen ift. Der richtig geftellte Eurrentwerth eines Gutes ift das 
Steuercapital, das mit Y, Proc. ober mit 71/, fr. vom Gulden belegt 
wird (Steuerfunplum). 

% ©, das Grundſt. Gej.$. 4 Der Beſitzer ber Dominical- und Zehent- 
renten flenerte nachdem Anteile, den er am Ertrage bes Grundes und Bodens 
nimmt. Jetzt trägt die ganze Steuer ber Grunbbefiger, welder befugt ift von 
denjenigen, bie ettoa moch zum Bezug bisher fleuerbarer Reallafteı beredtigt find, 
für jeden Gulden des fteuerbaren Ertrages 4 fr. ala Steuerbeitrag in Anfpruch 
junehmen. Als Gegenftände einer befonberen Veftenerung von Realrechten erſcheinen 
me noch bie Holzrechte, bie Alpeuweide und die Fiſcherei ss, 1 57 und 60). 
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ee des erſten und zweiten Ranges, bann geometrifch beftimmter 
Dreiede (Detailneg) bes dritten Range. An diefe knüpft fih bie 
„Detailmefjung an, welche nad, Viereden (Mefblättern) gefchieht, 
bie fi) durch den Schnitt von Parallelen bilden, welche in ſenk⸗ 
rechten Abftänden von 8000 zu 8000 Fuß von dem Meridian und 
Perpenbifel durch den nörblihen Frauenthurm zu Münden gezos 
gen, die ganze Landesoberfläche (1600 Tagwerke in fich begreis 
fende) Vierecke zerlegen. Der bayerifche Fuß, in 5000 Theile 
getheilt, iſt der allgemeine Maßſtab für bie geometrifche Aufnahme H. 
Für die zum Zwede ber Meffung von dem Vermeſſungsper⸗ 
fonale aufgeftellten trigonometrifchen Signale und geometrifchen Ab- 
zeichen haften bie Gemeinden vorbehaltlich des Regreſſes an bier 
jenigen, welche biefelben umwarfen, vom Plage entfernten ober 

zerftörten?). 
2) Für jede Steuergemeinde muß ein befonberer Plan gefer- 

tigt werben, welcher 
a) auch bie Gränzen der politifchen Gemeinden und bie Orte 
fluren barftellen, fowie bie Hauptfelbabtheilungen benennen 
muß, und der 

b) bie ımveränberlich laufende Plan-Numerirung,, ſowie die poli- 

zeiliche Haus- oder Beſitznummer für jedes einzelne Grunbftüd 
anzugeben hat. 

Von dieſen Plänen erhält jede Gemeinde unentgeltlich 2 Ab» 
drüde, wovon der eine bie Fertigung der Katafterftelle erhalten 
unb unverändert im Archiv der Gemeinde aufbewahrt werden foll, 
ber andere aber zur Nachtragung ber Veränderungen bejtimmt iſt. 
Die genaueren Vorfchriften über die Meffungsmethode find in ber 
Bollzugs-Inftruction gegeben®). — Die Koften der Meffung trägt 
bie Staatsfaffe; bie Koften der Verpflodung und der Marfunges 
Vorweiſung der einzelnen Grundftüde, die vor ber Mefjung her 


4) S. das angef. Gef. 55. 7, 10 und 11. Bei ber Aufnahme von Orten 
Tann der 2500theilige Maßſtab angewendet werden, 

2) 4 a. O. 96. 12 u. 18 Den Urheber einer ſolchen Verlegung trifft cine 
Geldſtrafe von 1 — 20 fl. 

3) Angef. Gef. $. 18 unb 19; f. die einſchlägigen Vorſchriſten der Inſtrue ⸗ 
tion in 9. 8. IV. ©. 34 — 36. 
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zuſtellen und bis zur Vollendung und Revifton berfelben zu erhal 
ten ift, fallen den Grundbefigern zur Laſt 9. 


8. 223, 
© Die Bonitirung und die Glaffificirung der Grundftäde. 


1) Die Boniticung, d. i. bie Directe Ausmittlung der Ertrags⸗ 
fäigfeit gefchieht nur bei’ den Muftergründen. ALS folde 
follen nur Grundftüde bienen, welchen feine befonderen Vorzüge 
ober Gebrechen eigen find, und es fol dabei von dem Extrage auss 
gegangen werben, ber bei gewöhnlicher gemeinüblicher Bewirth⸗ 
ſchaftung gezogen wird. ALS Mittel zur Beftimmung ber Ertrags⸗ 
fähigfeit follen benügt werben: 

a) bie eiblihen Angaben ber Eigenthümer, reſp. ihrer Stellvere 

treter; 

b) die Unterfuchung der phyſiſchen Beſchaffenheit nach ihrer 
Bodengüte und Lage (Klima) ; 

©) eine hierauf fi gründende Schägung von eigens beitellten 

Taratoren !). 

Nur folhe Gründe folen als Muftergründe benügt werben, bei 
welchen die Gefammtertragsangaben ber Eigenthümer und ber Tarar 
toren nicht um Y, Metzen Korn per Tagwerk abweichen, 

2) Bei Bemeſſung der Ertragsfähigfeit ift, wie fchon bemerft 
($. 224), der wahrfceinlihe rohe Ertrag zu Grunde zu legen, 
fo daß der mittlere Ertrag von Y, Schäffel Korn vom bayerifchen 
Tagwerk (f. oben $. 175) ober eines gleichen Werthes ananderen 

Getreideſorten oder anderen Bobenprobucten eine Bonitätsclaffe bil- 
det, jebes weitere Achtelfchäffel ſolchen Ertrags die Claſſe um je 





) Angef. Gefeg 9. 15, 16 und 17. 

1) S. das angef. Gele $. 24. Die Taratoren werben in ber Art beftellt, 
daß jede Steuergemeinbe einen zum Zarator geeigneten (b. i. einen im Bezirk _ 
anfäffigen praftifchen Landwirih) Wahlmann ernennt, daß dann die Wahlmänner 
24 Taratoren wählen, woraus bie Central-Katafterfielle bie erforderliche Zahl 
beruft (8. 38). Den Obertagator, der in dem Bejirt nicht anfäffig fepn darf, 
ernennt bie Regierung ($. 39). 
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eine Einheit erhöht?). Erreichen einzelne Orundftüde den Ertrag 
ber unterften (erſten) Claffe nicht, wie z. B. Debungen, Haiden, 
Filze, Heine Gehölge, fo fönnen fie in eine Bruchelaffe gefegt werben. 


3) Sind die Muftergründe feftgeftellt — ſey e8 daß gegen 
deren Ausmittlung überhaupt Feine Erinnerung erhoben ober daß 
dieſe erledigt ift — dann werden bie übrigen Grunbjtüde des Ber 
zirkes einzeln darnach claffificirt, und zwar zunächſt für bie 
drei Hauptculturarten, benen bie fonftigen Culturen (Gärten, Parks, 
Lehm- und Mergelgruben, Teiche u. ſ. w.) angeglichen werben 3). 
Die Claſſification gefchieht unter Leitung bes Obertaratord und 
beginnt bei ben Gränz-Muftergrünben bed Bezirks unter Zugiehung 
der Schäger bes angrängenden Bezirls. Die Mehrheit der Stim— 
men ber Taratoren entfcheibet*). 


8.224. 


d) Die Teftfegung des Gteuerfimplums. 


4) Sind aufdiefe Weife die beiden Faetoren ber Grundſteuer 
ermittelt, dann wird bie auf ein einzelnes Grundftüd treffende 
Steuerlaft dadurch gefunden, daß man bie beiden erwähnten Fac— 
toren mit einander multiplicitt. Das Product bildet die Steuer 
Verhaͤltnißzahl, welche in jeder ihrer Einheiten ben Ertrag von 
4, Sch. Korn (ober von 1 fl.) bezeichnet. Bon jeder ſolchen 
Einheit, oder von jedem Steuergulden wird ein Kreuzer ald Steuer 


2) Es fommt alfo cin Tagwerk, das 2 Scäffel Korn erträgt, in bie 16te 
Claſſe. Um die Reduction ber übrigen Getreibe-Arten und fonfiigen Producte 
auf die Einheit Kein Achtel -Schäffel Korn) leicht und einfach durchuführen. if 
ber Schäffel Korn im Geldanſchlage zu 8 fl. = Y, Sch. Weizen und Kern (1 
Scäffel alfo = 12:fl.), dann 11, Sch. Gerfte (6 fl.), und 2 Sch. Haber ober 
Selen (4 fl); erift ferner=1%/, tr. Heu. Bei Holz iſt zu ergeben, welche Duan- 
tität auf dem Stamme unter ben gegebenen Berhältnifjen einem Achtelſchäffel 
Korn gleich zu achten fey ($: 26 — 28). 

9) Angef. Geſetz 56. 30 — 34. Die Grundfläche ber Gebäude und die 
Hofräume werben in die höchſte Claſſe der Ortsffur eingereiht ($. 35). 

%) Der Obertarator hat kein Stimmredt; bie Taratoren ctheluen ein Tage · 
gelb von 3 fl. ($$. 44 — 46). 
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angefegt (Steuer-Simplum)!). Diefe einfache Beitragsgröße bleibt 
unverändert, folange der Befteuerungsgegenftand eriftirt, ohne daß 
ein Wechfel der Cultur oder der Nichtanbau eine Aenderung nach 
nach ſich zöge?). 

2) Die Feftftellung der Steuer gründet fih auf eine allge— 
meine Liquidation, d. i. auf die Anerkennung ber Richtigkeit 
der für die Steueranlage erheblichen Momente von Seite 
des Grundbeſitzers). Demfelben fteht das Nedft zu, a) gegen 
fehlerhafte Flaͤchenbeſtimmung, b) gegen untichtige Claffification 
eingelner Grunbjtüde, c) gegen Irtthümer' in ber Liquibirung und 
d) gegen fehlerhafte Berechnungen und Vorträge im Katafter zu recla⸗ 
miren, und zwar gegen bie zuerft und zulegt genannten Fehler zu 

-jeber Zeit, gegen die übrigen binnen ber Frift von 15 Monaten, 
bie von dem Tage läuft, wo bie Einführung in der Gemeinde durch 
die Diftrictöpolizeibehörbe proclamirt wird. Die Entſcheidung der Res 
clamationen ift je nach Umfiänden einem Compromißgerichte ober neuen 

Sachverſtändigen übertragen, beren Ausfprüche unappellabel find 4). - 

3) Die Ergebniffe der Liquidation werben unter unmittelbarer , 
Leitung ber Katafterftelle fataftrirt. Bür jede Steuergemeinbe wirb 
ein eigenes Katafter angefertigt. Die rein abgefchloffenen Steuers 
Tatafter werden ſammt Duplicat und Plänen der oberften Verwal 
tungöftelle des treffenden Bezirks ausgeantwortet, ber bie Pflicht 
und Sorge obliegt, durch Umfchreibung Katafter und Pläne ftets 
treu der Gegenwart zu erhalten. Fuͤr jeden Steuerpflichtigen wird 
ein mit dem definitiven Katafter volftändig gleichlautender Auszug 
über beffen befteuerte Dbjecte ausgefertigt und für das erftemal 
unentgeltlich zugeſtellt, in der Folge aber durch Umfchreibung lau⸗ 
fend erhaltend). ine Umfchreibung ift aber nöthig bei allen Ber 
änderungen, welche fih entweder mit ben Perfonen ber Beſitzer 

4) Es erhält alfo 3. ®. ein Grundftüd von 3 Tagwerken in ber 10. Boni- 
tätsclaffe die Verhältnißzahl „30“, und das Steuerfimplum bavon beirägt 30 fr. 

2) Augef. Gefet $5. 3. 83 und 84. 

3), Die durch das Orundfteuergefeig angeordnete befonbere Liquidation ber 
ſteuerbaren Reallaſten iſt feit dem Geſetze vom 28 März 1852 (Art. 4) megge- 
fallen. 

4) Ungef. Geſetz $$. 85 — 111. Die Preclamation erfolgt unmittelbar 
nad) Aushändigung der Katafter-Auszüge au tie Eteuerzflihtigen; ſ. das Geſetz 

v. 1. Juli 1884 $. 6. 

94. a. O. 5. 67 — 70. 
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ober in ber Art und Weife des Befiges ober mit ben fataftrirten 
Befigungen felbft wirklich ereignen ©). 


$. 225. 
©) Die Erhebung der Grundfiener und Die Racläffe an derfeiben. 


4) Die Grundfleuer wird von ben allgemeinen Rentämtern 
nach den uber bie Erhebung ber directen Staatsauflagen geltenden Nor⸗ 
men percipit. Das jeweils geltende Finanzgeſetz beftimmt, wie 
vielmal bie einfache Orundfteuer jährlich zu entrichten ſey, ober 
wie viele Eimpla zu zahlen feyen!). Daß hiebei die frühere Aus— 
ſcheidung einer Ruftifal- und Dominical-Steuer nicht mehr vor⸗ 
lomme, warb oben fchon erwähnt. — Bon dem Eigenthum bes 
Staates wird Feine Grundſteuer erhoben, jedoch follen Hiefür, wie 
von ben übrigen Grunbjteuerobjecten, bie Verhältnißzahlen ausge⸗ 
mittelt und im Kataſter vorgetragen werben?). 

2) Unter welchen Bedingungen im allgemeinen ein Anſpruch 
auf Nachlaß an den directen Steuern begründet fey, haben wir 
ſchon an einem andern Orte (Verf. R. ©. 92) angegeben. In 
Bezug auf die Grundfteuer insbefondere gilt die Minderung des 
fteuerbaren Ertrags als beträchtlich, wenn dadurd) 

a) ber gewöhnliche Jahresertrag des gefammten fteuerbaren. 

Grundbeſitzes in einer und derfelben Gemeinde zum 4. Theil 


6) Der Eteuerpflichtige hat ſolche Veränderungen beim Rentamte anzumelden, 
wo ihm unentgeltlich ein Anmelbunge-Gertificat auszuftelien ift; . $6. TI— 82. 
Ueber bie Bedeutung bes Katafters [. Kumpf, ber $. 95 bes Grundſt. Geſetzes 
und bie Beweisftaft bes Grunbfteuer- Ratafıers. Anebad 1846. 

') Bergl. 3. B. das Finanzgefeg v. 28 Mai 1852 5. 8 (©. Bl. S. 230). 
Die durch das Finanzgefetg beftimmte Summe kann übrigens ber Pflichtige in 
Friſten — im Cratsjahre gibt es mehrere Steuer-Ziele — abtragen; |. 8. 
v. 25 Oct. 1819 (R. Bl. S. 1077), danı ®. v. 24 Jänn. 1832 (R. 8. ©. 
145). 

2) S. Grundſteuer-Geſetz 9. 118. — Die Begünftigung der Standesperren 
in Anfepung ber Grundfteuer betr. |. Beilage IV. zuc Berf. Url. 8. 58. — 
Nach dem Bubget-Entwurf für die VIL Finanz Periode foll die Grunbfteuer jäht- 
ti 9,327,491 fl. abwerfen, wäßrenb fie in der Viten Finanz «Periode nur 
6,213,000 fi. einbrachte. 
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vernichtet worden oder um foviel unter bem gewoͤhnlichen 
Jahresertrage zurückgeblieben iſt, ober 

b) ber Verluſt an ber eingebrachten Ernte dieſen Betrag erreicht; 

oder 

c) der Werth des verlorenen Viehs ein Viertheil des gefamm- 

ten Defonomie-Biehftandes beträgt; ober 

d) die zur Beftellung des fteuerbaren Gutes erforderlichen Bau- 

mannsfahrniß in ber Weile zu Grunde geht, daß die Beſchä— 
bigung den Aten Theil bes Gutsertrages erreicht ®). 

Wer Anſpruch auf Steuernachlaß machen zu fönnen glaubt, hat 
von bem eingetretenen Schaden binnen brei Tagen bei bem Amte, 
das die Steuer erhebt, Anzeige zu machen, und das Gefudh um 
Nachlaß zu ftellen. Die Größe des Schadens wird von dem ein- 
ſchlaͤgigen Amte unter Beiziehung zweier unbetheiligter, anfäfliger 
Schäger erhoben, beren einen ber Nachlaßfuchende, ben ande 
ven das Amt beftimmt. Die Schägung ber Schabensgröße wird, 
mit %Y, ober %, anfangend, von Achtel zu Achtel auffteigend feftger 
fegt. — Die Nachlaßverhandlungen find tars und ftempelfrei‘). 

Jedes Rentamt fertigt ein Verzeichniß über die von feinem 
Bezirke eingefommenen und inftruirten Nachlaßgeſuche (ein Nach— 
laß-Libell) an und fenbet dieſes zur Genehmigung an bie Kreis- 
finanzftelle ein. Die bewilligten Steuernachläffe eines jeden Jah— 
res und in jedem Kreife werben gemeindeweis durch das Kreis 
amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebrachtd). 


$. 226. 
II. Die Häuferfeuer. 


Gleichzeitig mit ber definitiven Regulirung der Grunbfteuer 
wurden auch die Normen über allgemeine KHäuferfteuer erlaffen, 


3) S. Geſetz bie Steuernachläſſe betr. v. 1. Juli 1884 $.2(9.8. IV. ©. 92). 
%) ©. das angef. Geſet $6. 4 — 12 unb die Imfiructien bazu v. 12 Juni 
185 9. 8.V.©. 5 fl). 


5%. a. O. $. 14, Ueber bie Anfertigung der Nachlahlibelle f. bie ange. 
Suftr. zu F. 14 (a. a. O. ©. 98). 
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die feitbem mehrere Mobificationen erlitten‘), Darnach ente 
ſcheiden 
1) über die Anlage der Häuſerſteuer folgende Grundſätze: 

a) Gegenſtand der Bejteuerung iſt die Nugung aus Häufern in 
Städten, Märkten und auf bem platten Lande. Brei davon 
find nur: die Staatögebäube, öffentlihe Schul- und Erzie⸗ 
hungshäufer, und jene Stiftungsgebäube , worin fich öffentliche 
Moptthätigfeiteanftalten befinden, fowie Die bewohnten Schloß⸗ 
gebäube der Stanbeöherren?). 

b) Der Mafftab für die Beſteuerung ift die Miethert rags— 
fähigkeit, welde in dem jährlichen wirklichen Miethzins 
ober in dem möglichen (gefchägten oder angeglichenen) Mieths 
ertrage erfannt wird. 

Die Auffindung des Miethertrages gefchieht aber: 

«) da wo inwirflichen Miethverhäftniffen Anhaltspunkte (Mufter- 
haͤuſer) gegeben find, Durch die Ermittelung bes wirklichen Extras 
ges vermietheter Gebäude und durch Einſchaͤtzung nad) den 
Mufterhäufern (Miethejteuer) 3); 

8) da wo genügende Anhaltspunkte zur Schägung nicht vorhan- 
ben find, durch bie Annahme einer Ertragsgröße, welche 
fich aus dem Flächeninhalte der überbauten und zu Hofräus 
-men beftimmten Pläge und ber burchgängig zu Grunde 
zu legenden 30. Bonitätsclaffe berechnet (Arealiteuer)®). 

Eine örtliche Aenderung in diefer Anwendung des Maßftabes 
fol nach Inhalt des in ber Note 1 erwähnten Gefeg-Entwurfes 
verfügt werden: 


4) S. das Gele die allgemeine Häuferfleuer betr. v. 15 Aug. 1828 (9. 
8. IV. ©. 82 ff.); dann Gef,, ten $. 5 des Häuferfleuergefeßes betr. v. 28 
Dec. 1831 (a. a. O. ©. 83 Note), ferner das Gef., ben Vollzug . . . betr. 
v. 23 Mai 1846 ($. B. IV. S. 90 Note) und Geſetz v. 25 Yuli 1850 (©, 
Bl.S. 337), wozu nod) ein bem eben verfammelten daudtage vorliegender Entwurf 
‚ben $. 33 betr. ommt, welcher bereits bie Zuſtimmung beider Kammern erhalten hat. 

2) ©. angef. Gef. v. 1828 \S. 1 und 2. Für bie Staatsgebäude wird 
Übrigens bie Verhältnißzahl ausgemittelt und Tatafteirt. 

°) Dabei ift die geringfte Eriragefähigkeit eines ber Miethſteuer unter» 
tworfenen Gebäubes durch bas Geſetz v. 1850 auf 9 fl. feſtgeſetzt. 

M Auch hiebei iſt ein Minimum (40 Tagw.) und ein Maximum (#/, 
Tagw.) der überbauten und zu Hofräumen dienenden Plätze beſtimmt. 
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oc) wenn in einer nach ber Miethe befteuerten Gemeine 
eine Veränderung des Miethfußes eingetreten ift, welche 
ben vierten Theil besfelben erreicht; 


KR) wenn bie Verhältniffe, unter welchen in einer Gemeinde 
die Miethe oder Arealfteuer eingeführt werden ift, ſich fo 
wefentlich verändern, daß eine biefer Gattungen an bie 
Stelle der andern zu treten hatd). 


e) Der hiernach gefundene, in Gulden ausgebrüdte Miethertrag 
bildet die Steuerverhaͤltnißzahl ?). Jede Einheit derfelben 
wird mit einem Kreuzer belegt (Steuer-Simplum)?). — Die 
tegulicte Häuferfteuer wird analeg wie die Grunbfteuer in 
befonderen Kataftern vorgetragen. 


2) Wie viele Simpla von ber Häuferfteuer jährlich zu erheben 
feyen, wird durch das Finanzgeſetz beftimmt. Nur das Verhältnig, 
in welchem bie Miethr und Wrealfteuern zu entrichten find, iſt 
allgemein feftgefegt, und zwar in ber Art, daß die Areaffteuer bas Dreis 
fache ber Miethfteuer zu betragen hats). — Bürneu aufgeführte Ges 
baͤude, welche fich zur Steueranlage nad) dem Miethertrage eignen, 
werben fünf, für neue nach der Area zu befteuernde Gebäude 10 
Steuerfreijahre bewilligt, von dem Tage an laufend, wo der Dadh- 
ſtuhl aufgerichtet worden iſt. — 


Die Erhebung der Häuferfteuer geſchieht durch bie allgemeinen 
Rentämter nach den für bie direeten Staatsauflagen überhaupt 
geltenden Beftimmungen?). 


) Die Häuferfleuer unterliegt bafer leichter Veränderungen, als bie Grumd- 
flener ſ. oben 8. 224 (2). 

6) Sie ift nach dem obigen bei ber Arealſteuer bas Probuct aus dem 
Slächeninhalte und 30. - 

?) Bei der Miethefteuer beträgt demnad) das Simplum in minimo 9 fr., 
bei ber Arealſteuer 3 fr. (in maximo 25%, kr.). 

5) S. das Gel. v. 1850 Art. I. Darnach ift jegt das Minimum beiber 
Arten ber Hänferftener gleich. 

%) ©. das augef. Gef. v. 1828 90. 37 umd 38. Der öfter genannte 
Bubget-Entwurf für 1855/61 nimmt ben reinen Eıtrag ber Häuferfleuer per 
Jahr zu 865,071 fl. an (Br. 896,990 fl.). 
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I. Bie Gewerbfleuer *). 
8.227. 
1) Materielle Grundſätze über die Anlage. 


1) Die Gewerbfteuer ift eine directe Staatsabgabe, zu deren 
Entrichtung jeder Ins wie Ausländer verpflichtet ift, der ein Ge— 
werbe in Bayern zu treiben berechtigt ift, gleichviel ob es ein 
reales, refp. rabieirtes, oder ein perfönliches (auf Eonceffion ober 
Privilegium beruhendes) odereine fogenannte freie Erwerbsart ift, die 
gewerbsmäßig ausgeübt wird‘), ober ein foldhes, für welches nach 
den pfaͤlziſchen Ginrichtungen ein Patent gelöst wird, — Die 
Steuerpflicht ift bei jener Finangbehörbe begründet, in deren Be 
zirk das fleuerbare Gewerbe betrieben wird. Bei herumziehenden 
Gewerben entfcheibet der Wohnort des Gewerbtreibenden?). — 

Der Betrieb ber Land» oder Forfhwirthichaft, der Jagd» und 
Fiſcherei, ſowie Die Ausbeutung von Bergwerfen ift, fowie fie ſich 
bloß auf die Gewinnung der bezüglichen Producte oder auf ben 
partienweifen Verkauf ber eigenen Probucte erſtreckt, nicht als 
Gewerbe zu betrachten (Art. 22). 

2) Der Maßſtab, nach dem die Gewerbefteuer angelegt wird, 
iſt ähnlich wie bei den bisher befprechenen birecten Steuern bie Er⸗ 
teagsfähigfeit des einzelnen Gewerbes. Um biefe zu ermitteln, 


*) Duelle: Geſetz, die Gewerbftener betr. v. 28 Mai 1852 (H. B. VIL 
&. 120), dann bie Infır. hiezu v. 16 Aug. 1852 (a, a. D. ©. 170) und ein 
Auszug aus ben Gefeesmotiven (a. a. O. ©. 185 ff.). Ueber bie erfte Ein- 
führung ber Gewveröfteuer ſ. Rudhart, Zuf. ©. III. &. 100. Ein Vorſchlag 
zur Rebifion bes Geſetzes liegt eben bem Landtage vor. 

4) Ob diefe Bedingung gegeben fey, ift nach den Berhättniffen des einzelnen 
Falles zu entſcheiden; fie iſt gegeben, wenn das Gefdäft mit Gehülfen ober in 
einem: offenen aten ober mit öffentlicher Ankündigung betrieben wird (Art. 1 
af. 3). 

2) Angef. Geſ. Art. 1, 2, und 28. Für den Gewerbebetrieb im Aus- 
fanbe zahlt ber Inländer feine Steuer. Die. Steuer von ſolchen Gemerben, 
welche der Staat auf eigene Rechnung treibt, bfeibt als durchlaufende Poft außer 
Bereinnahmung. Ob das Gewerbe wirtlich betrieben werbe, ift am fih ohne Ein- 
Muß (f. Art. 21). — Der Pächter eines Gewerbes ift dem Eigenthümer gleiche 
wuacsten; fubfieiär haftet indeß ber Verpaͤchter flir bie Steuer (Art. 17). 
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zerfällt die Gewerbfteuer in eine Normal» und in eine Be 
trieb8sAnlage. 


a) Die erftere ift unveraͤnderlich und beruht auf einer der 
Erfahrung abſtrahirten Elaffification der verfchiedenen Gattun- 
gen von Gewerben nad; dem Verhältnig ihrer Ertragsfaͤhig⸗ 
feit bei bem einfachften Betriebe, fo, daß babei nur die 
Größe ber Bevölkerung am Betriebsorte weitere Unterſchiede 
begrünbet3). 

b) Die Betriebsanlage iſt veränberlich und richtet fich nach dem 
auf beftimmte Zeitabfehnitte bemefienen, mehr ober weniger 
ſchwunghaften Betrieb eines Gewerbes. Dabei bilden nun 
folgende äußerlich fennbare Merkmale die Grundlage ber Ber 
fteuerung: 

a) die Zahl ber in einem Gewerbe- oder Geſchaͤfte verwende⸗ 
ten Gehülfen und Arbeiter), oder 

B) die Zahl und Art der zum Zivede bes Gewerbsbetriebes 

aufgeftellten und im Gebrauche befindlichen Vor⸗ und Ein, 
richtungen, Mafchinen, u. f. w.; 
) bei Bierbrauereien und Branntweinbrennereien entfcheibet bie 
Menge bes Erzeugniffes). 
Auch die Betriebsanlage wird in der Regel mit Rüdficht auf 


%) In ber Erweiterung der Claſſenzahl befteht einer ber weſentlichen Fort- 
fepritte des Geſetzes von 1852. Dasjelbe hat eine Scala aufgeftellt, bie 30 
Clafſen von Gewerben begreift, während jebe Claffe wieder vier Säge (a — d) 
umfaßt, wovon ber erfte fid auf Orte unter 1000 Seelen, ber zweite auf ſolche 
von 1000 — 4000, ber britte auf ſolche von 4000 — 20,000, ber vierte auf 
ine Bevöllerung von mehr als 20,000 Seelen ſich bezieht. Im ber I. Claſſe 
beträgt dann der Sa a) 15 fr. (nach dem Entwurfe zur Revifion 20 kr.), ber 
Sag d) 1 fl.; in ber XXX. Claſſe der Sat a) 250 fl. (nad) ber R. 338 fl. 
20 kr., ber Sat d) 1000 fl. — Im melde Claſſe das einzelne Gewerbe ger 
&öre, barllber entſcheidet der Gewwerbfleuertarif. 

%) Welche Perfonen Hieher zu rechnen feyen, |. Art, 12 — 16 bes Ge 
fees; bie Revifion fchlägt Aenberungen in Bezug auf Art. 13, 14 und 15 vor. 

5) Inhaltlich des Tarife wird nämlich in ber Regel von jebem Scheffel 
Malz der Betrag von Gfr. angeſetzt, jedoch fo daß bie erften 50 Sch. babei 
freibleiben. Die Rebifion proponirt einen Zufag, ber ſich auf die Communbrauer 
bezieht. — Vergl. über die Gewerbſteuer insbejondere v. Stofar, bie Staats - 
auflagen; &. 18 fi. 
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die Bevölferung bes Betriebsortes beftimmt. Wo ber Tarif diefe 
Rüdficht ausnahmsweiſe ausſchließt, ift der höchfte Sap (d) in Ans 
wendung zu bringen. (Art. 5). 


8. 228. 
2) Verfahren bei der Anlage. 


1) Das Verfahren bei ber Anlage der Gewerbfteuer beruht 
hauptfächlih auf der Feftftellung der Steuerliften. Zu 
dem Ende hat jeder Steuerpflichtige bei feiner Gemeindebehörbe 
eine Erflärung (Faſſion) über alle die thatfächlihen Momente ab: 
zugeben, auf welche es bei ber Anlage ber Gewerbfteuer anfommt. 
Die Gemeindebehörden übergeben biefe Erklärungen innerhalb ber 
feftgefegten Friſt dem einfylägigen Rentamte, welches biefelben 
einer vorläufigen Prüfung und Durchſicht unterzieht, und daraus 
die Steuerlifte für feinen Bezirk zufammenftellt ?). 

2) Iſt dieſe Lifte angelegt, fo tritt ein Ausſchuß zur Prüfung 
und Feſtſtellung ber Erklärungen zufammen. Diefer Ausfhuß wird 
gebildet: 

a) aus einem von ber zuftändigen Kreisregierung, K. d. J., ber 
flimmten Diftrictöpolizeibeamten, als Vorſitzer; 

b) aus dem Nentbeamien oder einem von der vorgefegten 
Sinanzftele beftimmten Stellvertreter desſelben, ald Staats 
anwalt; 

e) aus vier buch Wahl der Gemeinde-Organe des Bezirkes 
aus der Claſſe der Gewerbs- und Handelsleute beftimmten 
Mitgliedern, die ftändig für ben ganzen Rentamtsbezirk ges 
wählt werben?), wozu als fünftes Mitglied jedesmal der 


1) S. das Gewerbft-Gefe Art. 26,27 und 28. Ueber bie Strafen, welche 
bei treffen, der eine Erlärung intra terminum nicht abgibt, ober ber in ber 
Erklärung Momente verſchweigt oder unrichtig angibt, welche zum Nachtheile bes 
Aerars find, f. Art. 43 — 46. Die ertannten Strafen fallen dem Armenfonds 
am Wohnorte des Steuerpflichtigen zu (Art, 47). 

2) Die Wahl geſchiehi unter Leitung des in den Ausſchuß ernannten Diftricte- 
Polizeibeamten, Wähler find in ben dießrheiniſchen Kreiſen: 

a) die Mitglieder des Magiftrats und bes Gemeinde-Ausſchuſſes von Städten 

1. und II. Elaffe; 
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Vorfteher ber betreffenden Gemeinde, ober in Städten ber 

Diftrictövorfteher bes betreffenden Stabdtbezirkes beigezogen 

wird; 

d) aus einem vom Rentamte zu ftellenden verpflichteten Actuar. 

Dem Steuer-Ausfchuffe werden bie fänmtlichen Erklärungen 
ber Pflichtigen vorgelegt, damit er fie entweder ald unbedenklich 
beftätige oder im Falle der Beanftandung darüber nach vorgängiger 
münblicher Vernehmung bed Betheiligten entſcheide. Hat ein 
Pflichtiger Feine Erklärung abgegeben, fo fegt der Ausfhuß von 
Amtöwegen ohne deſſen Einvernahme bie Steuer feſt. — Der 
Entſcheidung des Ausfchuffes unterliegen alle jene thatfächlichen 
und gewerblichen Fragen, welche für bie Bemeffung ber Steuer 
anlage von Einfluß find. — Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes 
werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt; flimmberechtigt find babei 
nur die fünf Ausfchuß- Mitglieder). 

Hat ber Ausſchuß die Prüfung beendet, und ift die Steuer» 
"anlage hiernach in bie Liften eingetragen, dann werben diefe nach 
vorgängiger Befanntmahung 14 Tage beim Rentamt ben Bes 
theiligten zur Einficht aufgelegt. Werden Reclamationen dagegen 
erhoben, fo müffen diefe in ordnungsmäßiger Weife erledigt, d. 1. 
durch die Kreisregierungen, K. d. F. entfchieden werben 4), 


$. 229. 
3) Die Erhebung. 


1) Die nach Befcheidung ber Reclamationen und nad) vorge 
nommener vechnerifher Prüfung definitiv feftgetellten Steuerliften 


b) von Stäbten HI. Cl. je ein Mitglied von beiden Collegien; 
©) von jeber Landgemeinde der Borfteher oter fein Stellvertreter. 

Diefe Wahlverfommiung wählt 10 Perſonen, von welden bann bie 4 " 
Ausipußmtitglieder ernannt werben. Die Ausfcllffe bleiben immer 3 Jahre in 
Birlfamteit (Art. 60). 

3) ©. das angef. Gel. Art. 29 — 40. 

) Angef. Gef. Art. 41 und 42, danı 48 — 54. Die unerſtredliche Frift 
für die Erhebung einer Reclamation beträgt 30 Tage. — Das bem Landtage vor 
kurzem vorgelegte Revifionsproject will namentlich aud dem Ermeffen ber Ein- 
feuerungsbehörben durch Crmeiterung bes $. 25 einen größeren Spielraum 
eröffnen, 
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“bilden bie Grundlage ber Erhebung für je 3 Jahre. Rur von 
3zu 3 Jahren unterliegt die Betriebsanlage einer allgemeinen Revifion 
und eineı neuen Geftftellung. Nur ausnahmöweife find an der 
feftgefegten Steuergröße innerhalb ber dreijährigen Frift Aenderun- 
gen zuläffig, insbefondere 

a) wenn im Balle des Todes des Pflichtigen das Gewerbe von 
feinen Relicten nicht fortbetrieben wird, ober 


b) wenn berfelbe auf bie fernere Ausübung förmlich verzichtet; 
e) wenn ber Betrieb eingeftellt und das Gewerbe als ruhend 
verfteuert wird; 


d) wenn bie Zeit ber Berechtigung zur Gewerbsausübung abs 
gelaufen ift. 
Wird innerhalb ber dreijährigen Periode der Betrieb eines 
Gewerbes neu (ober wieber) begonnen, fo hatber Inhabermit dem 
» Beginne feine Faſſion dem geinfchlägigen Rentamte zu überges 
ben, das die Steueranlagefofort proviforifch feftftellt, und die Steuer 
mit dem bem Beginn bes Betriebes nächftfolgenden Steuerziele erhebt. — 
Am Schluffe eines jeden Finanzjahres wird der Steuer-Ausihuß 
einberufen, um auf Grund feiner Entſcheidung über ſolche Zugänge 
die Steuer bifinitiv feftzufegen 1). 

2) Die Erhebung der Gewerbfteuer gefchieht durch die allges 
meinen Rentämter und findet ratenweife an beftimmten Steuer 
Zielen ftatt, deren Termine im Verordnungswege feftgefegt find?). 
Jedem Gewerbövereine fowie jeder zu dieſem Zwed in einem 
Amtsbezirke gebildeten Gewerbsgenoſſenſchaft ift geftattet, bie auf 
die Dauer von brei Jahren feftgefegte, ben Verein ober bie Ges 
noſſenſchaft treffende Gefammtgewerbfteuer für diefe Periode nad) 
freiem Uebereinfommen unter bie einzelnen Gewerbögenofien umzu⸗ 


4) ©. das Gewerbſt.Geſ. Art. 55 — 58. Damit das Aerar hiedei nicht 
benadhtheiligt werde, finb bie einfhlägigen Polieibehörben für verbindlich erklärt, 
allmonatlid den Rentämtern ein Berzeichniß; ſammtlicher Gewerbs-Zu- u. Abgänge 
mitzuteilen (Art. 59). 

2) Die B. v. 24 Febr. 1832 befimmte ale ſolche den 15 Febr. u. 15 
Juli jeden Jahres, und biefe Termine hat bie Imftruetion von 1852 beide» 
halten (H. B. VII. ©. 182). 
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legen, wobei bann bie in biefer Zeit eintretenden Zu» und Ab- 
gänge feinen Einfluß äußern 9). 

Die Beftimmungen über Steuernachläffe find auch auf bie 
Gewerbſteuer anwendbar, und zwar ift ein Nachlaß an biefer 
Steuer dann zu gewähren‘), wenn Gewerbe wegen zerftörter Ger 
werbövorrichtungen oder anderer unabwendbarer Urfachen ein 
volles Vierteljahr oder während eines ſolchen Zeitraumes, der nach 
der Natur und bem Betrieb bes Gewerbes einem Vierteljahr 
gleichgerechnet wird, ſtille ftehen, und in ihrem Betriebe während 
eines Jahres fo zurüdhleiben müflen, daß folches einem viertel- 
jährigen Stilftande gleichfömmt, oder wenn ber vierte Theil ber 
verkäuflichen Waaren oder Betriebsvorräthe vernichtet wird. 


IV. Die Eapitalrenten- und Einkommenfleuer *), 
$. 230. 


1) Object und Naßſtab der Capitalrentenfteuer. 


4) Gegenftand der Gapitalrentenfteuer ift alles rentirende bes 
wegliche Vermögen, welches unter dem Namen von verzindlichen 


3) Gewerdfl.-Gef. Art. 64 und 65. Die Genoffenfcaft haftet für bie um« 
verkürzte Entrichtung umb vechtzeitige Ablieferung der Geſammtſteuer. — 

) S. das Gefeg, bie Steuernachläſſe betr. v. 1 Juli 1834 5. 2 lit. f. 
(9. 8. 1V. 6.92). — Die Einnahme aus der Gewerbſtener belief fih im Etats 
jahre 1852/53 rein auf 1, 027,000 fl.; ber Bubgetentrourf file bie VII. Finanz 
periobe veranfchlagt dieſelbe zu 1,145,000 fl., während fie im Budget file bie 
V. Sinanzperiobe noch mit 743,000 fl. eingeflellt war. 

*) Diefe beiden Stenerarten wurben zuerft regulirt durch Gejeg vom 4 Jun. 1848 
(8. ©. ©. 153 ff. und 169 ff.). Die zur Zeit noch geltenden Normen darüber 
enthält das Gele, bie Capitalrenten und Einkommenſteuer betr. v. 11 Jul. 
1850 (©. Bl. ©. 201 ff. mb 9. B. VI. S. 362 ff.) in ben At. 1 — 5. 
©. die Erläuterung besfelben von Wolf in Dollmanns Geſetzg. Th. II. B. 1. 
S. 151. Dem eben verfammelten Lanbtage Tiegt ein Geſetzentwurf vor, ber ein⸗ 
zelne Beſtimmungen des Geſetzes von 1850 geändert wiſſen till; bie wefent- 
uͤcheren Aenderungen, bie proponirt find, werben wie anbeuten. — Ueber bas vor⸗ 
dem beflanbene Familienſchutzgeld |. 8. v. 10 Dec. 1814 (6. 8. IV. 
S. 1fi). 
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Darlehen, Schuldbriefen, Staats» oder anderen Obligationen, 
Ewiggilten, Hypothefcapitalien, Kauſſchillingscapitalien, Actien und 
dergl.) begriffen zu werden pflegt, wobei es einerlei if, ob es 
inner, oder außer Landes anliegt, den Ball ausgenommen, in wel⸗ 
chem ſchon eine Steuerentrichtung im Auslande nachgewieſen 
werben koͤnnte ). Don ber fleuerbaren Rente dürfen jedoch bie 
von ben Pflichtigen zu zahlenden Paffiv-Capitalzinfen in Abzug 
gebracht werden®). Ausgenommen von ber Capitaltenten-Steuer 
find: 

3) ber Staat und die öffentlichen Stiftungen für Wohlthätigfeit 
ober Unterricht, dann Hülfe- und Sparcaſſen; 

b) Euftusftiftungen, wenn fie durch Entrichtung ber Steuer 
außer Stand gefegt würben, ihre Zwede vollftändig zu erfüllen, 
worüber im Zweifel die einfchlägige Kreisregierung, K. d. J., 
entfcheibet ; 

e) Anftalten und Gefellfchaften, welche fremdes Capital in Ex 
werbögefchäften verwalten, foferne die Rente ber Theilhaber 
bereitö zur Steuer gezogen iſt 9. 

Bedingt frei von ber Eapitaltentenfteuer ift derjenige, befien 
Einnahme aus Capitalrenten 20 fl. nicht erreicht, wenn fich fein 
reines Einkommen nicht wenigſtens auf 200 fl. beläuft). 

Ausländer unterliegen der Steuer nur, wenn fie in Bayern 
ihren Wohnfig haben, und nur von den Renten, welche fie aus 
Bayern beziehen. 





4) Der Entwurf von 1855 erwähnt hier noch ber Bobenzine-Eapitalien, ba 
biefe dem Ewiggelde analog ſeyen. 

2) Der augef. Entwurf geftattet für dieſen Fall mm, ben Betrag ber im 
Auslande bezahlten Steuer von ber mach unferem Geſetze treffenden Steuer 
abzuziehen (Art. 7). 

3) Der Eutw. v. 1855 will biefe Beſtimmung aufheben, ba es auch bei 
ben übrigen bireeten Steuern nicht angehe bie Paffiva abzuziehen. 

) Der mehrerwähnte Entw. nimmt noch aus: bie zur Fundation von geif- 
lichen Pfelnben beſtinunten Capilalien. 

) Der Entw. gewährt ben Beträgen unter 25 fi. unbedingte Befreiung. 
Eine theilweife Befreiung räumt berfelbe Wittwen und Waifen ein, deren Capie 
tafente die Summe von 200 fl. jahrlich micht überſteigt, falls ihr fonfliges 
Einkommen nicht über 200 fl. beträgt, 
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2) Der Mapftab der Befteuerung befteht darin, daß jeber 
Gulden bed jährlichen Ertrages ber Capitalrenten mit einem 
Kreuzer Steuer in simplo belaftet if. Bei ſolchen Steuerpflich⸗ 
tigen, beren Einnahme aus Capitalrenten zwar mehr als 20 fl. 
aber nicht 100 fl. beirägt, iſt unter berfelben Bebingung, unter 
welcher ber Betrag unter 20 fl. ganz frei bleibt, ber Gulden nur 
mit einem halben Kreuzer belegt®). 


$. 231. 
2) Object und Maßſtab ber Eintommenfteuer*). 


1) Der feit dem 4 Juni 1848 beftehenben allgemeinen Ein» 
fommenfteuer unterliegt jedes reine Einfommen, gleichviel ob es 
von einer ber übrigen Steuergattungen ſchon getroffen if oder 
nicht, Bei Berechnung bes reinen Einfommens ift alles dasjenige 
in Anſatz zu bringen, was ber Steuerpflichtige aus ber Anlegung 
feined Vermögens, dann als Refultat feiner perfönlichen Arbeit, 
endlich aus NRechtöverbindlichfeit oder dem freien Willen Dritter 
bezieht, ohne Rüdficht darauf ob ber Bezug in Geld, Geldeswerth 
ober Selbſtbenuͤtzung befteht, ſtaͤndig ober unftändig iſt, nach Abs 
zug jedoch ber auf die Production verwendeten Koften, dann ber 
öffentlichen Laften und der zu entrichtenden Schuldzinfen i). 

Bereit von ber infomimenfteuer find vorerft biefelben 


6) Der öfter genannte Entw. von 1855 regelt bie Steuer nach Claſſen- 
fügen, die bei Rentenbeträgen unter 900 fl. ein geringeres Stenerprocent als 
das bermalige Geſetz zu Grunbe legen. Es wäre hiernach z. B. für eine Iahres- 
rente von 25 fl. — 50 fl. eine jährliche Steuer von 30 kr., für eine Rente vom 
51 —Bf.onlflmf. w. zu entrichten, 

*) Ein dem Lanbtage vor kurzem (gleichzeitig mit dem in $. 230 Note ) 
erwähnten) vorgelegter Gefegentwurf will bie bisherige Einkommenſteuer völlg aufe 
heben, und fchlägt ſtatt derſelben eine „Berfonalfteuer“ vor, welcher nur jenes Ein- 
tommen unterliegen foll, von dem nicht bereits eine andere Steuer Direct entrichtet wirb. 
Sie würde haupiſãchlich bas Einkommen aus Lohnarbeit, aus künſtleriſcher und wiffen» 
ſchaftlicher Thätigkeit, ans Beſoldungen treffen, obwohl bie letzteren in ber Regel 
bereits beftenert find (f. $ 283). 

4) Gel, v. 25 Jul. 1850 Art. 6 (9. ©. VI. S. 363). Der ermähnte 
Geſetzentw. will biefen Abzug fortan nicht mehr zulaſſen. 

29* 
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Guriſtiſchen) Perfonen, welche auch von ber Capitalfteuer frei 
find); außerdem aber noch bie Gemeinden, bie conferibirten 
Armen und jene unanfäffigen Perfonen, deren Einfommen ben 
Betrag von 200 fl. jährlich nicht überfchreitet®). Hausföhne und 
Ehefrauen, wenn fie ausgefchiedenes, felbftändiges Einfommen be- 
ziehen, find von der Steuer nicht befreit. 

2) Der Mafftab, nad dem bie Einfommenfteuer angelegt 
wird, ift folgender: nachdem das jährliche reine Einfommen bes 
Steuerpflichtigen ermittelt ift, werden 

a) von bemfelben 200 fl. abgezogen als ber Steuer nicht unter- 
liegend; “ 

b) bie weiteren 800 fl. werben mit einer Steuer von Proc.z 

e) bie naͤchſten 4000 fl. mit einer Steuer von 1 Proc; 

4) die folgenden 5000 fl. mit einer folhen von 11, Proc.; 

€) endlich die weiteren Beträge mit 2 Proc. belegt. 

Ein reines Einfommen von 10,000 fl. 3. B. wird demnach 
mit einer Steuer von 119 fl. (4+40 + 75) belegt). 


2) Die Eultusftiftungen find von dieſer Steuer unbedingt frei. Der Ger 
fegentw. v. 1855 hat in Art. 9 dieſe Vefreiungen noch erweitert; darnach follen 
4 B. frei fen: bie Löhnungen der Unteroffiiere und Golbaten bes flehenden 
Heers und ber Genbarmerie, und mährenb ber Dauer eines Ausmarfches bie 
Gagen und Löhnungen ber Linien-Militärs aller Grabe. 

3) Anfäffige biefer Kategorie zahfen jägrlich 20 fr. (Art. 12). 

4) Der Entw. v. 1855 bringt bie verfhiebenen Arten von Einkommen, 
welche nad} feinem Syſtem Überhaupt ber Stener unterliegen, in 3 Abtheilungen 
und zwar weist er im biefe erfte Abtheiluug das Einkommen aus Lohnarbeit 
AXaglöpner, Dienftboten, Schreiber 2c.), in bie zweite Abtheilung das Einkommen 
aus freien Erwerbsarten, bie nicht gewerböfteuerpflichtig find, und das aus wiffen- 
ſchaftlicher oder künſtleriſcher Beſchäftigung (der Aerzte, Abbocaten, Lehrer 2c.), 
in die britte Abteilung das Eintommen aus Befoldungen, Penfionen, dann aus 
gewiſſen privatrechilihen Verhältniſſen (Witthum, Austrag, Präbenbe, Leib- 
vente), — Der Maßſtab ber Befleuerung ift bann für jede Abtheilung befon- 
ders beſimmt, unb zwar ſoll bie erfle in 3 Abftufungen (zu 20, 40 u. 60 fr.) 
befleuert werben, wozu nach ben Vorichlägen bes Ausſchuſſes noch eine Mittelftufe mit 
30 fc. fäme; in ber zweiten Mötheilung find Claſſen gebildet, für beren jede ein 
befimmter Steuerſatz feſigeſeht ift (bie I. Elaffe bis zu 200 fl. iſt mit 30 fr, 
die IL. bis zu 300 fl. mit 1 fl., bie III. bie zu 400 fl. mit 1 fl. 30 kr. bie 
IV. bis zu 500 fl. mit 2 fl. belegt u. f. w.); im ber britten Abtheifung follen bie 
erſten 600 fl. mit %/, Proc, bie nächſten 300 fl. mit %/, Proc., unb jeder 
weitere Betrag mit 1 Proc. belegt werben. 


Vierter Abſchn. Das Verfahren bei ber Anlage. 453 


$. 232. 


3) Das Berfahren bei ber Anlage und bie Erhebung ber beiden 
Steuern. 


4) Die Anlage der Eapitalrenten- ſowohl als ber Einfommens 
Steuer ift zuvörderft durch die Ermittlung des fteuerbaren Objects 
bedingt. Zu diefem Behufe wird jeder Steuerpflichtige von feiner 
Gemeinbebehörbe zur Abgabe einer Selbftfhägung (Faſſton) und 
zwar wenn bie erfie Ladung fruchtlos iſt, bei Vermeidung von 

„Strafe aufgefordert!). Die einzelnen Gemeindebehörden überfenden 
die Faſſionen dem Rentamte, welches Daraus eine allgemeine Steuers 
lifte anlegt, worauf in jedem Rentamtsbezirke ein Ausfhuß zur 
Prüfung?) der abgegebenen Fafftonen in Thätigkeit tritt, 

2) Der Steuerprüfungs-Ausfhuß beftcht aus vier für ben 
ganzen Amtsbezirk gemeinfchaftlihen Mitgliedern, welche jedesmal 
durch drei weitere Mitglieder aus ber Gemeinde ober dem Diftricte, 
um deren Saffionen es fich handelt, verftärft werden. Die Wahl 
ber ftändigen Mitglieder erfolgt in gleicher Weife wie beim Gewerbes 
feuer» Ausfchuffe ($. 228 Note 2). Wählbar (und zur Ans 
nahme ber Wahl verpflichtet) find nur unbefcholtene Staatöbürger, 
welche in bem betreffenden Rentamtsbezixfe, reſp. in ber Gemeinde 
anfäffig find. — 

Der auf folhe Weife gebildete Steuer-Ausfhuß tritt auf jedes⸗ 
malige Einladung des Rentamtes zufammen, prüft bie von ben 


4) Die Größe ber Eapitalrenten und bes jährlichen reinen Einkommens bes 
Ungehorfamen wird von Amtstwegen unterfucht unb feftgeftellt, und er hat aufer- 
dem ben Betrag ber ſich darnach berechnenden Steuer als Strafe zu entrichten 
(At. 16 und 25), womit bie Gefegentwilrfe, über melde bie Verhandlungen 
der Kammern eben begonnen haben, in Art. 11 reſp. 15, dann 20 und 24 im 

. weientlichen ülbereinſtimmen, jedoch mit ber Abweichung, daß ber Ungehorfame 
bei der Faſſion der Eapitalventen mit bem 3 — Sfachen Betrage beftraft werben 
fol. 

2) Sie wirb auf dem Lande nad) Gemeinden, in Städten nach ben bereits 
vorhandenen ober noch zu bildenden Diftricten oder Bezirken (Art. 17 — Entw. 
Art. 17) vorgenommen, " 

5) Die Beſtellung ber wechſelnden Mitglieder ift ben Gemeinbebehörben über» 
laſſen. Nach dem Entwurfe ſoll der Ausſchuß aus vier fländigen und Einem 
wechfelnden Mitgliede, analog dem Gewerbfteuer-Musfchuffe gebildet werben. 
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Steuerpflichtigen übergebenen Faſſionen, befätigt diefelben entwe⸗ 
der als unbebenflich, ober entfcheidet im Falle der Beanftandung 
unter vorgängiger Vernehmung ber Betheiligten nach abfoluter 
Stimmenmehrheit über ben Betrag der jährlichen Capitalrente, reſp. 
des jährlichen reinen Einfommens. Der Rentbeamte ober ein befon- 
ders beftimmter Vertreter des Aerars fungirt dabei als Staatsanwalt. 


Die Beſchlüſſe des Prüfungsaudfhuffes find inappellabel; 
weber bem Steuerpflichtigen noch dem Staatsanwalte ſteht eine 
Nemonftration ober fonft ein Rechtsmittel dagegen zu. Das Rent- 
amt berechnet bann auf Grund biefer Befchlüffe den Betrag ber 
jeben einzelnen Pflichtigen treffenden Jahresfteuer und rectificiet‘ 
hiernach feine Liften, ehe e8 biefelben ber Höhern Finanzſtelle vorlegt 4). 


3) Die auf biefem Wege feftgeftelten Steuerliften bilden für 
bie drei folgenden Jahre die Grundlage der Erhebung ber Steuer. 
Etwaige Aenderungen im Laufe biefer Periode werden in berfelben 
Weiſe behandelt, wie bie erſte Beftftellung; insbeſondere bleiben die 
Steuer-Ausfchüffe für biefe Zeit in Ihätigfeitd). — 

Die Steuern werden in der Pfalz in monatlichen, in den 
übrigen Kreiſen in Halbjährigen Raten, und zwar am 15 Jänner 
und 15 Juli jeden Jahres durch bie allgemeinen Rentämter er 
hoben und weiter verrechnet®). 


) Ange‘. Gef. Art. 20, 21 und 22. Im dieſer Beziehung weichen bie 
mehrerwäßnten Gefegentwärfe weſentlich von dem Bieherigen Rechte ab; fie rüu-⸗ 
men bem Ausſchuſſe bloß ein Gutachten ein, bie Entſcheidung geht vom Rente 
Beamten aus. Gegen biefelbe ift Reclamation zuläffig unb bie Regierungsfinanz- 
Tammern erkennen in zweiter Inſtanz. Der Finanz · Ausſchuß der Il. Kammer be 
amtragt den Ausſchuſſen bie Entſcheidung in I. Inſtanz einzuräumen, und gegen 
dieſelbe eine Berufung an bie Regierung R. d. F. zuzulaffen. 

5) Angef. Gef. Art. 23, Die öfter genannten Gefegentioilrfe proponiren filr 
bie Capitalventenftener eine breijährige, für bie Perfonalfteuer eine Gjährige 
Fatirungsperiobe. Die Steuerausſchüſſe follen für beide Steuern 6 Jahre in 
Tpätigteit bleiben. 

©) Angel, Gef. Act. 5 und 18. Die neuen Entwürfe verfügen: bie Ev 
hebung finbet ratenweiſe an beſtimmten Steuerzielen flatt, deren Termiue im 
Berordnungswege feſtgeſetzt werben. 


Vierter Abſchn. Die Wittwen umb Waifenfonbsbeiträge ꝛc. 455 


V. Die Wittwen- und Waifenfondsbeiträge dee Stantediener*). 
8. 233. 


4) Bon allen aus ber Staatscaffe fließenden Befoldungen, Duied- 
cenzgehalten, Penfionen, ftändigen Bunctionsbezügen. und Gehaltözus 
Tagen ') find gewiſſe Beiträge, ausgefprochen in Procenten bes Bezugs 
unterbem Namen Wittwen⸗ und Waifenfonds-Beiträge, an die Staats⸗ 
caſſe zu entrichten, welche die Beftimmung haben; diefe Caſſe, welche 
die Penſionen der Staatsbienerrelicten zu beftreiten hat, in ber Tragung 
dieſer Laft zu erleichtern?). — Die Pflicht zur Zahlung folder 
Beiträge beginnt übrigens erft mit einem Bezuge von mehr als 
600 fl.; Befoldungen ꝛc. geringeren Betrags find frei. 

2) Was das Maß betrifft, wornach bie Beiträge zu leiften 
find, fo befteht der Beitrag bei Gehalten von 601 — 2000 fl. 
in 1 Procent, bei folhen von 2004 — 4000 fl. in 1%, 


" Procent, bei 4001 — 6000 fl. in 2 Preent, bei 6001 — 


12000 fl. in 2%, Proc., unb bei allen höheren Gehalten in 3 
Procent. — Grundlage der Berechnung iſt ber ſtaͤndige Gehalt in 
Geld, wie er durch das Anftellungs » ober Beförberungs-Refeript 
bezeichnet if. Bei gewiffen Kategorien von Staatsbienern ift 
übrigens ber für Die Beftimmung ber Beiträge zu Grunde zu legende 
Betrag ſchon durch allgemeine Verordnungen beflimmt, wie insbe⸗ 
fondere bei Landrichtern und Rentbeamten®). 


*) Sie find eingeführt durch B. d. 8 Jun. 1807 (R. Bl. ©. 1105 fi. u. 
DI. 2b. XVII. ©. 879 ff); fie werben feit 1819 im Bubget unter ber 
Pofttion directe Steuern mit aufgeführt und ſtaatsrechtlich wie biefe behandelt. 

4) Gratificationen, bie bloß einmal gegeben werben, ober Bezlge, welche 
zur Beftreitung bes Dienftaufiwanbes (Regie) dienen, find demnach frei. Solche 
öffentliche Beamte, deren Gehalt ze. nicht ans ber Staatscaffe fließt (wie z. B. 
bie Unio. Profefforen), find demnach nicht dazu verpflichtet. 

2) Ob ber Pflicptige vom ber Staatscafje eine Wittwen- und Waifenpenfion 
in Zukunft wirklich beziehe, oder auch nur beziehen könne, iſt gleichgültig; daher 
werben bie Beiträge auch won CEhelofen geforbert. 

5) Sie follen nämlich regelmäßig nad) 1500 fl. angelegt werben (Lande 
richter II. Claſſe nach 1125 fl., folge HI. Claſſe nach 750 fl.). 
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3) Erhoben werden die Beiträge von denjenigen Eaffen, welche 
die Gehalte ꝛc. zu zahlen haben, und zwar in ber Art, daß fie 
bei jeber folchen Zahlung bie treffenden Raten fofort in Abzug 
bringen), , 


Drittes Capitel, 
Die Beftreitung der Staatsausgaben. 
$. 234. 


A) Im Allgemeinen. - 


1) Die Staatseinnahmen und Staats» Ausgaben follen ſich 
gegenfeitig decken. Die Regeln, wie dieſes Verhaͤltniß für eine 
beftimmte Wirthſchaftsperiode Herzuftellen und durchzuführen fey, 
find im Staatsbudget begriffen, das insbefondere auch eine voll« 
ſtaͤndige Ueberficht ber fämmtlichen Stantsausgaben für die ein- 
fchlägige Periode enthält. Die Ausgaben nun, welche die Staats= " 
regierung zu beftreiten hat, theilen fich zuvörderſt in den eigents 
lichen Staatsaufmwanb, oder die Gefammtheit jener Ausgaben, 
welche zur Deckung der wefentlichen Staatöbedürfniffe, reſp. zur 
Erfüllung der dem Staate obliegenden Verbindlichkeiten zu machen 
find, und in ben Berwaltungs-Aufwand, ober jene Ausgaben, 
welche die Verwirklichung der Staatseinnahmen, beven Bereithaltung 
u. few. erheiſcht. — Welche Ausgaben zu dem erfteren gehören, 
um ben e8 fich hier vorzugsweiſe handelt‘), davon haben wir bes 
reits oben beider Behandlung bed Etatsweſens (f. $. 197 (4) geſprochen. 
Für die Verwaltung wichtig ift Die Unterſcheidung derſelben in Auss 
gaben für den laufenden Dienft, und in Ausgaben für die aus ber 
Vergangenheit herrührenden Verbindlichkeiten (f. 8. 235 ff). 


*) Sie flellen daher bie ganze Zahlung an Gehalt 2. im Ausgabe und 
Bringen dagegen bie hievon als Wittwen- und Waifen-Fonbs-Beiträge geſchehenen 
Abzüge in Einnahme, 

4) Der Berwaltungs-Aufwand wird bei ben bie Stantsgefälle percipirenben 
Behörden fofort in Abzug gebracht, erſcheint daher nicht im Budget. — Abges 
fehen von den Beftimmungen in Bezug auf die Staateſchulden find bie Einnaf- 
men in ber Segel keiner beflimmten Ausgabe zugewendet, fonbern fließen im 
ihrem Reinertrage in bie Eentralftaatscaffe. 
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9 Sind die Generaletats der Ausgaben für das betreffende 
Etatsjahr feſtgeſetzt, ſo affignirt das Finanz-Minifterium an die 
betreffenden Caſſen ben nicht zu überfchreitenden Betrag der Etats 
fumme eined jeben einzelnen Minifteriums mit Bezeichnung ber 
Zahlungs-Hauptepochen; dieſes aber hat dann die Detail, Repartition 
und Anmeifung ohne weitere Dazmifchenfunft felbft zu ber 
forgen?). — Die Anweifung aller in ben Preifen vorkommenden 
und aus ben Sinanzcaffen zu beftreitenden, durch befondere A. 
Referipte genehmigten ober durch die Etats⸗Sanctionsreſeripte in 
beftimmten Summen bewilligten Ausgaben auf Befoldungen, Pens 
fionen, Bauerigenzen und öffentliche Anftalten, infofern fie nicht 
zum Reffort ber Kammern bes Innern gehören, ift Sache ber 
Kreistegierungen 8. d. F., während die Kammern bed Innern 
innerhalb der Grängen der feftgefegten Etatöfummen bie Anweis 
fungen zum Behufe bes für die innere Verwaltung zu machenden 
Staatdaufiwandes unmittelbar auf bie Kreiscaffen ausftelen®). 

3) Der Verbindlichkeit des Staats, bie ihn treffenden Ausgaben 
zu beftreiten, entfpricht das Recht Dritter Zahlung zu fordern. Im 
Sntereffe der Ordnung und Sicherheit bed Staatshaushaltes hat 
unfere Gefeggebung den Grunbfag ausgefprochen: Alle Forderun- 
gen an bie Staatd-, Finanz» und Militärcaffen aus Titeln jeder 
Art erlöfchen, wenn fie binnen 3 Jahren von bem Tage an gerechnet, 
wo fie zur Zahlung verfallen waren, nicht erhoben worden find, 
ober nicht eine in biefem Zeitraum an bie Caſſe gefchehene An- 
meldung zur Erhebung nachgewieſen werben fann‘), 


2) ©. die Format-Verorbn. v. 9 Der. 1825 $. 22; ber $. 89 derſelben 
verfügt: „dem Finanz · Miniſterium ſteht zu: bie obere Aufſicht und bie obere 
Leitung Über bie Berausgabung ber Staatseinkünfte unter Beobachtung ber im 
ben $$. 21 — 24 biefer Berorbn. ertheilten Vorſchriften“. 

3) S. bie Format.» Berorbn. v. 17 Dec, 1825 $. 85, dann 55. 100 — 
105 (9. B. 111. S. 272 und 276 ff). Ueber bie Befugniß ber Kreisregierun, 
gen, Ausgaben bie im Etat nicht vorgefehen ober wofür bie Etateſummen bereits 
erſchöpft find, Auweiſungen auszuftellen, ſ. den $. 106 ber angef. Berorbn. 

) ©. das Finanz-Gefeg vom 28 Dec. 1831 $. 31 (©. Bl. S. 148); ber 
$. 33 desf. fließt bie rest. i. i. gegem biefe Eriöſchung regelmäßig ans umit 
Ausnahme ber phufiih Minorennen). 
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B) Die Gtantöf@uldenBerwaltung inäbefondere‘.” 
$. 235. 
I. Geſchichtliche Einleitung. 


Die Staatsfhuldenpragmatit vom 29 Det. 18041) hatte 
neben den genaueren Beftimmungen barüber, unter welchen formel» 
len und materiellen Borausfegungen in Zufunft neue Schulden 
contrahirt werben Fönnten, zuerft namentlich für bie Verzinfung 
und Tilgung ber fhon vorhandenen Schulden dadurch Vorforge zu 
treffen gefucht, daß bafür fichere Bonds ausgemittelt und für beren 
richtige Verwendung zu bem befagten Zweck das Erforderliche an- 
georbnet wurde. Die Gewähr für bie genaue Durchführung bes 
legteren Momentes warb übrigens hauptſaͤchlich dadurch geichmälert, 
daß bie Verwaltung ber Staatsſchuld mit ber Eurrent- Finanz⸗ 
Verwaltung vereinigt blieb, und baher jede Schwanfung ber letzte⸗ 
ten auch auf die erftere nachtheilig zurlchwirfte. Um biefem Uebel- 
ftande abzuhelfen, wurde buch das organifhe Ebict vom 20 Aug. 
18112), die Errichtung einer Staats-Schulden-Tilgungs-Commilfton 
betr, verordnet, daß vom 1 Det. 1811 an bie Verwaltung ber 
Staatsſchuld von ber bed laufenden Dienftes vollfommen zu 
trennen fey. Zur Verwaltung ber einen gemeinfamen Schulden 
maffe, bie man aus ben von ber DVergangenheit herrührenden 
Paſſtvis bildete, ward eine dem Yinanz-Minikerium direct unter 
georbnete Eentralftelle, bie Staats-Schulden-Tilgungs-Eommiffion er» 
richtet®), welcher befonbere Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgabe aus⸗ 


*) Dr. fr. Maier, gefchichtliche Darftellung bes Staatsſchuldenweſens bes 
Königreichs Bayern mit Rücficht auf deſſen Emrrent-Finanz-Berwaltung. Nebft 
einer rechtlichen Erörterung ber neueren Gefege Über bie Erlbſchung von Forde ⸗ 
rungen an bas Aerar. Erlangen, 1839. 8. 

46 8. BL v. 1805 ©. 201 fi. 

2) S. R. U. v. 1811. 1068 ff.; vergl. oben $. 26. 

5) Durh 8, v. 17 Nov. 1811. (R. Bl. ©. 1697 fi.) Hatte man außer⸗ 
dem noch eine eigene Staatsfgulben-Liquibatione-Commifflon eingeſetzt, bie jedoch 
nebſt den 11 Special» Liquidations- Commiffionen duch 8. dv. 11 Dec. 1819 
wieder aufgehoben wurde (R. BI. ©. 1082). 
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gezeigt wurden. Allgemeine Normen über bie Tilgung ber bes 
Rehenden Staatsſchulden, ſowie über bie babei zu beobachtende 
Rang-Ordnung ber Gläubiger vegelten die Thätigfeit ber. neuen 
Stelle. Um die zu löfende Aufgabe überfehen zu fönnen, mußte 
man vor allem auf eine möglichft volftänbige und genaue Ermitt- 
lung und $eftftellung ber gefammten Staatsfchuld bedacht feyn, 
unb zu dem Ende gebot bad Edict, dag mit Ausnahme ber auf 
Verträgen beruhenden Anlehen alle fonftigen Paſſiva einer Revifion 
unterftellt und liquibirt würden. Nur jene Paffiva, die fih als 
liquid erwiefen, follten in die eigenen dafür angelegten Katafter ein- 
getragen und zur Verzinfung und Tilgung bei ber ilgungeeafi 
eingewieſen werben 9). 

Die Regel der Eentralifation ber Stantsfäulb-Berwaltung 
erlitt eine Ausnahme durch bie Errichtung einer befonderen Schulben- 
ZTilgungseaffe für ben Untermainkreis (reſp. für die vormals 
Würzburgifchen, Afchaffenburger, Fuldaer und Heſſiſchen Landes- 
tHeile) in Würzburg, welche feit 1815 neben ber Yaupt-Schulden- 
Zilgungs-Commiffion operirted). Erſt durch das Geſetz vom 28 Dec. 
1831 über das Staatsfchuldenwefen warb diefe Caſſe als felbftän- 
dige Schuldentilgungs-Anftalt aufgelöst, reſp. als ein Beftandtheil 
ber Haupt-Schulden-Tilgungsanftalt erflärt®). 


8. 236. 
Sortfegung. 


Die Berfaffungs-Urkunde von 1818 ſtellte die gefammte Staats» 
ſchuld unter die Gewährleiftung ber Stände. Neue Schulden konnten 
fortan nur mit Zuftimmung ber Stände contrahirt werden; bie 
Verwaltung ber beftehenden Staatsſchuld unterliegt feitdem ber ſtaͤn⸗ 
diſchen Eontrofe. An dem Schulbentilgungeplane Fann nur mit ber Zus 
ftimmung der Stände eine Aenderung getroffen, und nur unter gleicher 


%) Seit bem 11 Dec. 1819 ging auch das Geſchäft ber Liquidation zur un: 
mittelbaren Beforgung an bie St.-Sch.-Tilgunge-Tommiffion über. 

5) ©. v. Berorbn. v. 16 Aug. 1815 (R.-BL. ©, 228‘, womit zu ver 
gleichen R.-8L, 1817 ©. 99 und v. 1818 ©. 501. 

9 ©. den $. 2. bes angef. Geſetzes (G. Bl. ©. 219). 
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Borausfegung fann ein zur Schuldentilgung beftimmtes Gefäll zu 
einem andern Zwede verwendet werben‘), Dem Hauptübelflande, 
ber fi gegenüber allen biefen Berimmungen zur Herftellung ber 
Ordnung im Staatsſchuldenweſen fühlbar machte, ber Ungewißheit 
des Betrages der Staatsfhuld, fuchte das Staatöfchuldgefeg v. 
1. Jun. 1822 Art. 11. abzubelfen, indem es verordnete?) : 

„Ale Zorderungen aus Anlehen, wovon feit bem 1 Det. 
1811 noch feine Zinfen erhoben worden find, nicht minder alle 
Zahlungsrüdftände für die Zeit vor bem 1. October 1811 und 
überhaupt ale Forderungen aus Titeln vor dem erwähnten Tage 
find als erlofchen zu betrachten, wenn fie nicht bis 1 Det, 1824 
entweber bei dem Staatsminifterium der Finanzen oder bei ber 
Staatsfhulden-Tilgungscommiffion oder bei dem Forum berfelben 
angebracht feyn werben.” 


Um aud in dem Gaffes und Rechnungswefen in Bezug auf 
die befannten Staatsſchulden Ordnung halten zu Tonnen, führte 
das Staatsſchuldengeſetz v. 1825 eine abgekuͤrzte Verjaͤhrungsfriſt 
(von 3 Jahren) für alle Forderungen an die Schulbentilgungs- 
Anftalt ein ꝰ). 

Waͤhrend dieſe Verfügungen Ordnung und Sicherheit in die 
Verwaltung des Staatsſchuldenweſens zu bringen und zu erhalten 

beſtimmt waren, ward anderſeits derStaats⸗Schulden-Tilgungs ⸗Com⸗ 
miſſion buch das angeführte Geſetz vom 11 Sept. 1825 eine neue 
Laft uͤberwieſen — die Zahlung der Penfionen nämlih und zu 
dem Ende neben der Haupt» Schuldentilgungscaffe eine befondere 
Benfions-Amortifationscaffe errichtet und mit eigenen Fonds dotirt ). 


) S. Verf.Uirk. Tu. VIL 65. 11 — 16. 

2) S. basjelbe im Geſetzbl. v. 1822 S. 143, Damit feht bie Beftim- 
mung bes Finanggefeges d. 28 Dec. 1831 $. 30 im Verbindung, welche auch 
für Die zwiſchen dem 1 Det. 1811 unb 1 Det. 1830 verfallenen Forberungen 
an ben Staat eine Präckufigfrift bis 1 Oct. 1833 zur Anmelbung feſtſetzte. 

3) S. ben $. 18 bes angef. Geſehes v. 11 Sept. 1825 (GEL. ©. 202). 
Diefelbe Berjährungsfrift warb 1831 auch für Forderungen an bie Staatscaffe 
eingeführt (ſ. oben $. 234). 

) Schon durch Staatsfhuldgefeg dv. 22 Jul. 1819 Art, IV. war ber 
Schulden · Tilgungs-Anftalt die Zahlung ber Penfionen des Säcnlatifetions- und 
Mebiatifirungs-Etats überwiefen worden (©. BL. S. 246). 
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Nach den bisher erwähnten Gefegen operirte die Staatsſchulden⸗ 
Tilgungs⸗Commiſſton, um ihrer Aufgabe, bie aus der Vergangen- 
heit Herrühtenden Paſſiva zu verzinfen und zu tilgen, nach Kräfr 
ten zu entfprechen, bis durch bie neueren Zeitverhäftniffe und Er— 
eigniffe die Contrahirung weiterer Staatsanlehen nöthig ward, 
über beren Verzinfung und Tilgung befondere Normen erlaflen 
wurden. Seit diefer Zeit find in Bezug auf bie Verwaltung fol« 
gende Schuldgattungen als befondere neben ber früheren „alten 
Schuld“ und der Penfions-Amortiiationscaffe noch zu nennen: 

8) bie Eifenbahnfchuld feit bem Geſetz v. 25 Aug. 1843; 

b) die Grundrentenfchuld feit dem Gefege v. 4 Jun, 1848; 

©) die feit 1848 für politifche und militärifche Zwede contrahir- 
ten neuen Anlehen?). 

Bei jeder dieſer Schuldgattungen haben wir insbeſondere, neben 
der Beftimmung der dazu gehörigen Arten von PBaffiven, die Mits 
tel aus welchen, die Art und Weife in welcher fie verzinst und 
getilgt werben follen, einzeln zu erörtern. 


N. Die einzelnen Gattungen von Staatsſchulden. 
$. 237. 
1) Die alte Schuld. 


1) Die Verwaltung der Staatsfchuld bezieht fich der Natur ber 
Sache gemäßnur auf ſolche Forderungen, bie liquib find, die alſo entweder 
von der Staatöregierung bem Titel und Betrage nad) anerfannt, 
oder durch richterliches Urtheil feftgeftelit find. Won ber Bebin- 
gung ber Anmeldung der Forderungen bis zu einem gewiflen Ter- 
mine haben wir bereits im vorigen Paragraphen gefprochen. — 
Eine Operation, welche hauptfächlich ben Zweck hatte, die Ver— 
waltung zu vereinfachen und zu erleichtern, war die Mobilifirung 


) Nach Inhalt des Berichts, den ber ſtändiſche Schulben-Tılgunge-Eoms- 
miffär am Ende bes Jahres 1855 am bie Kammer ber Abgeorbneten er» 
flattet hat, betrug bie alte Schub Ende Sept. 1855 in runder Summe 
107,630,000 fl. Die Schuld sub a) 72,237,000 fl., die sub b) 102,755,000 fl., 
bie sub c) 26,400,000 fi. 
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der Alteren Staatöfhulden‘). Dadurch wurden die ſaͤmmtlichen 
Staatsſchulden unauffündbar von Seite bes Gläubiger6, während 
der Staat fi) dad Recht vorbehielt, fie aufzufünden oder nach dem 
Looſe heimzuzahlen. 

2) Die Aufgabe, welche die Staats⸗Schulden⸗Tilgungs⸗Commiſ⸗ 
fion in Bezug auf bie Staats-Schulden jeder Art, alfo auch ber 
alten zu löfen hat, befteht zunächft darin, daß ben Gläubigern die 
bedungenen Zinfen pünktlich entrichtet und dann daß bie Tilgung 
bem gefeglichen Plane gemäß bewerkftelligt werde. Die Tilgung 
foll in der Weife bewirkt werben, daß jährlih %, Proc. des ge 
fammten Schulbenftandes berichtigt werben?). — Um bie Zinfen» 
laſt zu vermindern, iſt die Schulden-Tilgungs-Commiffion berech⸗ 
tigt, Staatöpaffivcapitalien, wofür höhere Zinfen als fie im all 
gemeinen üblich find, bedungen waren, aufzufünden, und mit Capi⸗ 
talien zu niebrigerem Zinsfuße heimzuzahlen, falls bie Gläubiger 
nicht vorziehen, ſich mit dem geringeren Zinfe zu begnügen (Zinſen⸗ 
reduction) 3). 

Entfprechend ber erwähnten doppelten Aufgabe ber Staats, 
Schulden-Tilgungs Eommiffton beftehen bei derfelben zum Zwede ges 
orbneter Verwaltung zwei gefonberte Caſſen — bie Zinscaſſe und 
bie Tilgungsecaſſe ). 

3) Um ihren Verbindlichkeiten genuͤgen zu koͤnnen, find zus 
nächft 

a) der Zinscaffe die Erträgniffe des Malzauffchlags überwiefen, 
welche von ben percipirenden Organen an bie Oberauffchläger 
und durch dieſe unmittelbar an bie Staat3-Schulden-Tilgunges 


’) Die neuen Schulbbriefe wurden entweder auf Namen oder auf bem 
Inhaber ausgeftellt; Maier, a. a. D. S. 64 ff, dann S. 94. Die Befeitigung 
ber tünbbaren Sorberungen war am Schluſſe ber II. Finanzperiode faft voll» 
ſtãndig erreicht. (a. a. O. ©. 95). Vergl. das Staatsſchuldengeſetz vom 28 Dec. 
1889 $. 9. (©. 8. S. 223 fi). 

2) S. das Staateſchuldengeſetz v. 28 Dec. 1831 5. 3. b) (8. BL. 
©. 220). 

3) S. das Staateſchulbengeſetz v. 22 Jul. 1819 Art, X. 8. (G. 8. 
©. 252). Bergl, Belanntmachung v. 3 unb 29 April 1835 (R.-BL. ©. 441 
mb 489). 

*) &. das Siaateſchuldengeſetz v. 22 Jul. 1819 rt. VII (8. 
S 249), 
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Caſſe abzuliefern find. Aus denfelben if primär der Bedarf 
an Zinfen und Berwaltungs-Poften zu beden?). 

b) bie Tilgungscaffe erhält als Tilgumgsfonds eine jährliche Aver⸗ 
falfumme von 880,000 fl., welche zunäcft aus ben etwaigen 
Ueberfchüffen ber Zinscaffe zu fhöpfen iſt, im übrigen 
aber durch Zufchüfle aus ber Gentralftaatscaffe gebedt wird, 
indem von bem Gefammtertrage ber Stempelgefälle eine Summe 
bis zu dem Belaufe von 700,000 fl., aus ben Lottogefällen 
bis zu dem Belaufe von 150,000 fl. dahin geleiftet wird‘). 


8. 238. 
2) Die Benfions-Amortifationscaffe. 


1) Die Penfions-Amortifationscaffe‘), beftehend feit dem 1 Oct. 
1825, hat folgende Berbindlichfeiten zu erfüllen: 
a) bie fämmtlichen fdfon vor dem 4. Det. 1825 von der Haupt 
T&uibentilgungsanftalt beftrittenen Penflonen ; 
b) bie bei ber Centralſtaatscaſſe noch vorhandenen Penſionen 
des Säcularifationd. und Mebiatifirungsetatd, die eine bes 
fimmte Summe nicht überfteigen dürfen?) ; 


6) bie auf dem Penfiond,Etat der Staatscafien befindlichen Eivil- 
und Militärpenfionen, infoweit fie ihr buch bie jemei- 
ligen Finanz ⸗ ober Staatöfchulbengefege zur Zahlung über 
wiefen find ®). 


5) Diefe ſchon im älteren Staatsrechte begrünbete Beſtimmung ber Auf 
ſchlagsgefalle if durch die neueren Staateſchuldengefetze beflätigt; vergl. das Finanz. 
geſetz v. 28 Mai 1852 $. 5. Nr. I. (G. Bl. ©. 225). 

%) ©. das angef Sinanz-Geleg d. 1852 $. 5. Nr. 1 (©. 8. ©. 225). 
Dazu hat biefes Geſetz noch eine Dotationsmehrung wegen ber Entſchädigung 
für Die eingelösten Gerichtsbarfeiten von jahrlichen 90,000 fl. gefügt- 

4) Ueber ihre Begründung f. $. 236 Note 4, 

2) Im Jahre 1825 wurde hieran die Summe von 8,500,000 fl. im 
Jahre 1831 bie weitere Summe von 87,180 fl. überwieſen. 

5) Bergl. das Staatsſchuldengeſet vom 11 Sept. 1825 9. 6 (G. BI. 
©. 197 fl); dann das Gefeg gl. Betreffs v. 28 Dec. 1831 $. 5. (©. BL. 
©. 221; ferner das Geſetz desſ. Betr. v. 25 Juli 1850 $. 3 (G. 8. ©. 421), 
und das Finanggef. v. 28 Mai 1852 5. 5 Nr. 3 (G. UL. &. 227). 
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2) Als Mittel zur Erfüllung ihrer Beſtimmung waren ihr übers 

laſſen: 

8) die Summe von 1,800,000 fl. aus ben Zollgefaäͤllen, welche 
fchon durch Staatsfchuldengefeg von 1819 $. VI Nr. 4 ber 
Sculbentilgungsanftalt zugefichert ift; 

b) der Ueberfchuß ber Stempelgefälle über die ber Schuldentil- 
gung zugewiefene Summe, ber im Betrage von 192,000 fl. 
von der Staatseafle garantirt wird; 

e) ein weiterer Beitrag von 708,000 fl. aus den Staatögefällen‘). 
Inſoweit biefe Dotation ber Penfions-Amortifationscaffe (im 

Gefammtbetrage von 2,700,000 fl.) in ben erfteren Jahren nicht zus 
reichte (wie fie denn in der That nicht zugereicht hat), war bie 
Staats-Schulden-Tilgungs-Commiffion ermächtigt, ben jährlichen 
Mehrbebarf mittelft neuer Anfehen unter Mitwirkung ber ftänbifchen 
Eommifjarien zu beden, und dieſe im allgemeinen auf den ganzen 
Schuldentilgungsfonds, insbefondere aber auf die obige Dotation 
der Benfionsamortifationd-Caffe zu verſichern. 

Die Verzinfung und Rüdzahlung dieſer Anlehen gefchieht von 
ber Amortifationgfaffe, welcher zu dem Ende bie Dotation fo lange 
verbleibt, bis bie in ben erften Jahren zu contrahirende Schuld 
in Haupte und Nebenfache vollfommen getilgt feyn wird). 

Im Jahre 1850 ward die Dotation auf die Summe von 
2,500,000 fl. und im Jahre 1852 auf 1,200,000 fl, herabgefegt, 
fo daß biefelbe aus den oben bezeichneten Gefällen erhoben und 
noͤthigenfalls aus der Centralftaatscaffe ergänzt wird 9). 


*) ©. das Staateſch.Geſetz v. 11 Sept. 1825 5. 7. (G.Bl. ©. 199). 
Das Finanzgeſetz v. 28 Dec. 1831 hat im $. 4 noch hinzugefügt: das im 
Laufe der III. Finanzperiode gegen ben Voranſchlag fi ergebende Mehrein - 
kommen an Zaren (©. Bl. S. 220). 

5) Am Schluffe des Rechnungsjahres 1854 betrug bie beffallfige Schuld 
ber Penfionsamortifationscaffe an bie Schulbentilgungsfonbs noch c. 6,615,000 fl; 
f. ben Bericht des ſtäud. Commiſſärs dee I. 8. 5. 7. — Das Staatsid.- 
ef. v. 25 Jul. 1850 $. 4. hat den vom ber P. A. 8. zu entrichtenben Zins 
auf 31, Proc. herabgefegt (©. Bl. ©. 422). 

98. Stiaateſch.G. v. 1850 5.1 Nr. 3 umd Finanz v. 1852 $.5 Nr. 8 
(8. Bl. &. 240 und 226). 
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3) Die Eifenbahnſchuld. 
$. 239. 


1) Der Aufwand für ben Bau und die Einrichtung ber 
Eiſenbahnen, die auf Koften bes Staats unternommen wurden, 
warb größtentheild durch Anlehen gededt?), bie im allgemeinen 
auf den Staatsſchuldentilgungsfond, insbefondere auf bie zu biefem 
Zwede beftimmte Dotation aus ben laufenden Staatseinnahmen 
und dann auf bie reine Eifenbahnrente verfichert find?). Im 
Intereffe der Sicherung ber alten Schuld ift bei der Staatsſchulden⸗ 


Zilgungsanftalt eine eigene Caſſe gebildet, welche alle auf bie 


Verzinſung und Rüdzahlung ber fümmtlichen Eifenbahnanlehen 
begüglichen Geſchaͤfte zu beforgen hat), — Als Tilgungsfond der 
aufgenommenen Anlehen ift ebenfo wie bei der alten Schuld ber 
Betrag von %, Procent ber jeweiligen Anlehensgröße beftimmt‘). — 

2) Ms Mittel, duch welche bie Eifenbahncaffe in ben 
Stand gefegt werben fol, ihren Obliegenheiten genügen zu Fönnen, 
find bezeichnet: 

a) ber Netto-Ertrag ber Bahnrente (nad) dem jüngften Budget 
für die 4 Iegten Jahre der VI. Finanz-Periode im Jahres⸗ 
betrage von 1,130,000 fl.), aus welchem vorerft die Vers 
zinſung ber für den Eifenbahnbau aufgenommenen und noch 
aufzunehmenben Anlehen und dann bie Tilgung berfelben nach 
Vorschrift des gefeplichen Tilgungsplanes zu beftreiten iſtd). 

b) Sollte die Bahnrente für den beftimmten Zwed nicht Hin 


4) Ein Teil ber Mittel warb aus ben Erübrigungen, ein anderer aus ten 
laufenden Einnahmen geſchöpft; ſ. das Eiſenbahngeſetz v. 25 Aug. 1848 Art III. 
(8. 8. S. 91). 

2) S. das ermähnte Eifenbahngefeg v. 1843 Art, IV. (G. Bl. ©. 91) 
und bie Gejeke vom 23 Mai 1846 (©. BI. ©. 57 ff.). 

3) &. das erwähnte Geſetz v. 1843 Art. V. und vom 30 No. 1847 Art. 
V. (G. 81. v. 1847 6. 12). 

%) S. das Eifenbahngejeg v. 23 Mai 1846 Art. II. (G. BL. S. 59). 

®) ©. das finanggeieg ». 28 Mai 1852 $. 5 Nr. 4. (G. U. ©. 228). 

Boezl, Hape. Bermaltungsregt. 3 


x 
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reichen, fo iſt der Mehrbedarf aus ben übrigen Beſtaͤnden 

ber Eiſenbahnbaudotationskaſſe zu entnehmen; im entgegen. 

gefegten Falle ber Activreft dem Bahnbaue zuzuwenden ®). 

In welcher Weife die Kammern bei ber Feſtſtellung des Eifen- 
bahntarifs mitzuwirken haben, davon ift ſchon im Verfaffungsrechte 
G. 481) die Rebe gewefen. 


8.240. 
4) Die Grundrentenſchuld. 


1) Durch das Grundlaften-Alöfungsgefeg vom 4 Jun. 1848 
iſt den Inhabern von Grundgefällen, welche durch basfelbe nicht 
aufgehoben wurden, die Befugniß eingeräumt worben, ihre Rechte 
dem Staate abzutreten, welcher den 20fachen Betrag ber auf ihn 
übergehenben firen Rente in Aprocentigen Ablöfungs-Schuldbriefen 
nad dem Rennwerthe vergütet!). Die hiedurch dem Staate er⸗ 
worbenen Grundrenten bienen diefer Schuld als Unterpfand, — 


Zum Zwede ber Durchführung diefer Beftimmungen ward bei 
ber Staatöfchuldentilgungsanftalt eine eigene Ablöfungscafie errichtet, 
welche die Ablöfungsgefchäfte getrennt von ber Verwaltung ber 
(alten) Staatsfhuld und ihrer Fonds zu beforgen hat ?). 

2) Die überwiegende Mehrzahl der Privat» Grund und 
Gutsherren hat von biefer Befugniß Gebrauch gemacht und hat 
ihre Orundrenten dem Staate abgetreten. Um nun bie beffallfige 
Staatsſchuld zu verzinfen und zu tilgen, find ber Staatsfchulben- 
tilgungsfaffe folgende Mittel zur Verfügung geftellt: 


%) Der Anſwand zur käuflichen Erwerbung bes Donau-Main-Eanals (v. 
1,667,200 fl.) warb mit ber alten Schuld vereinigt, reſp. von dem Guthaben 
bes Staatorealitãtentaufſchillingefonds an bie alte Schuld abgefchrieben; ſ. das 
Geſ. v. 4 Marz 1852 Art. 1 (©. Bl. ©. 67). 

4) Ueber bie Rechte ber Stiftungen, auch wenn fie nicht abtreten, |. mein 
Berf. R. ©. 159 Note 1. 

2) Ueber bie weitere Beſtimmung biefer Caſſe ben Pflihtigen bie Tilgung 
ihrer Grumbgefällsfepulb buch Anmuitäten zu ermöglichen |. ben Art. 37 bes 
Abldfungsgefeges und meine Erläuterung besf. ©. 257. 
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a) Vor allem bie Leiftungen ber bisherigen Pflichtigen an Zinfen 
von ben in Bobenzinscapitalien umgewandelten Grundlaften 
und an biefen Capitalien felbft. Außer biefer Hauptbotation 

- find ihr noch zugewieſen 

b) die Summe von 700,000 fl. für Zinszufchüfle, dann bie 
Summe von 87,000 fl. für Verwaltungs und Erhebungs⸗ 
Toften mit Einfchluß der Koften ber Firations-Commiffäre, 
und als Referve zur Dedung des Ausfales an uneinbrings 
lichen Ausfänden, eventuell zur Verſtärkung bes Berlagds 
Capitals der Betrag von 13,000 fl.3). 

3) An biefer Grunbrentenfchuld des Staates fol alljähr⸗ 
lich durch baare Abzahlung nach dem Nennwerthe der Schuldbriefe 
getilgt werben: 

8) bie in Annuitäten eingehende Summe; 

b) bie in Baarzahlungen von ben Pflichtigen eingehenden 
Tilgungscapitale und Reftzahlungen (wenn bisher Annuitäten 
entrichtet wurben ); 

e) ber Belauf der Zinfen fämmtlicher mittelft Annuitäten und 
ihrer Reftzahlungen bereits rüdgefauften Ablöfungsfchulbs 
briefe, 

Sind unter a und b ftatt baarer Zahlung Ablöfungsfchulbbriefe einge- 
gangen, fo iſt beren Betrag von der zu tilgenden Summe biefes 
Jahres in Abzug zu bringen. — Die wirklich jedes Jahr nad) 
dem Nennwerthe zur Einlöfung gelangenden Ablöfungsfchuldbriefe 
werben durch bad Loos beftimmt®), 


3 ©. das Finanzgeſet v. 28 Mai 1852 8. 5 Wr. 5; basfelbe übermeist 
außerbem ber Grunbrentenablöfungscafje für einmal ans den Erdbrigungen ber 
IV. Sinanzperiode bie Summe von 300,000 fl, bie übrigens bis jet 
(Anfangs 1856) nad) ben Berichten ber ſtändiſchen Zilgungs-Eommiffäre noch 
nicht zealifirt zu werben brauchte; |. meine Erläuterung bes Abldfungsgejeges 
©. 237. 

%6&. das Ablöfungsgefeg vom 4 Juni 1848 Art. 38, und meine 
Crlänterung S. 47. 
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8 241. 
5) Die neue Schuld. 


Die neue Schuld befteht aus mehreren, zu verfchiebenen 
Zweden contrahirten Anlehen, nämlich: 


a) aus dem erften Subferiptions-Anlehen vom 12 Mai 1848 
im Betrage zu 7 Millionen fl., beftimmt zur Beftreitung des 
außerorbentlichen Aufwandes, ben die damaligen Zeitverhälts 
niffe veranlaßten. Dasfelbe ift zur Zeit bereitö getilgt, und 
ein näheres Eingehen darauf überflüſſig). — Das Gleiche 
gilt 

b) von dem zweiten Subferiptionsanlehen von berfelben Größe 
vom Jahre 18492), 

e) Für außerordentliche Bebürfniffe ber Armee ward durch Gefeg 
vom 22 Mai 1850 ein Anlehen von 7 Millionen Gulden auf 
genommen, bas ebenfalls im Wege ber freiwilligen Subs 
feription aufgebracht, auf bie grund⸗, zins⸗, zehent- und lehen⸗ 
herrlichen Gefälle des Staates verfichert und daraus auch vers 
sinst und getilgt werben foll, fo zwar daß bie Heimzahlung 
nach dem Looſe in ben Jahren 1855,56 und 56/57 zu er⸗ 
folgen hat®). 

d) Um ben am Ende bes Jahres 1851/52 noch ungetilgten 
Theil des 1. Subferiptionsanlehens heimzuzahlen, und das 
Anlehen, welches aufzunehmen ber Staatöminifter ber Finan- 
zen durch bad Finanzgefeg vom 25 Jul, 1850 9. 16 lit. f. 
ermächtigt worden war, zu effectuiren, wurden durch Gefeg 
vom 31 März 1852 zwei weitere Anlehen cxeitt, und in 
gleicher Art wie das unter c. verfichert, mit ber Beftimmung, 





ij S. Geſ. v. 12 Mei 1848 (©. Bl. ©. 29 ff.); Über bie Mittel zur 
Tügung ſ. unten lit. d. 

2) ©. Geſ. v. 23 Dec. 1849 (©. Bl. S. 33); vergl, unten lit. e. 

3) ©. Geſ. vom 22 Mai 1850 Art. 4 (G. Bl. ©. 156). 
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daß fie nach Aufräumung des DI, und IN. Eubferiptionsan, 
lehens nad) dem Looſe getilgt werben follen®). 

e) In ähnlicher Weife ward durch Gefeg vom 16 März 1855 
zur gefeplich verheißenen Heimzahlung bes 11. Subferiptiond« 
anlehens, foweit es bis Ende 185455 aus den primär da 
für beftimmten Fonds nicht getilgt feyn folte, und zur eins 
fligen Abführung bes II. Subferiptions-Anlehens bie Aufs 
nahme der dazu nöthigen Summen autorifirt, wobei auch 
diefe Anlehen auf biefelben Objecte wie bie früheren ver- 
fihert und nach der unter. d. angeführten Regel zur Reftitution 
angewieſen wurden d). 

M Enblich gehört hieher noch das ſogenannte Militäranlehen 
von 1855, beſtimmt bie bei ber Kriegscaſſe beſtehenden Zahlungs⸗ 
rüdftände zu beden und bie momentan erforberlichen Mittel 
für die außerordentlichen Bebürfniffe dev Armee zu befchaffen, 
im Betrage zu 6%, Millionen. Dasfelbe ift auf die Staats, 
fonds verfihert und die zur Verzinfung und Tilgung ber» 
felben nöthigen Summen, wenn das orbentlihe Budget 
Teine Mittel dazu bietet, werben durch außerordentliche, von 
Finanz zu Finanz Periode gefeplich feftzuftelende Steuerbeis 
ſchlaͤge gewonnen $). 


) S. Geſehbl. von 1852 S. 171. Die beiden Anlehen belaufen fich mach 
Inhalt des Berichts des Schulben-Tilgungs-Commiffärs ber II. Kammer (Ende 
1855) auf 7,400,000 fl, ober nach den Anfägen bei Staatsregierung nahezu 
8 Milfionen, ba dieſe auch bie Mittel für momentane Unterftügung ber gering 
befofbeten Bedienſteten biefen Anfehen entnahm. 

5) Geſetz v. 16 März 1855 (Gef.-Bl. S. 75 ff.). 

6) Geſ. v. 22 Fehr. 1855 (©. Bi. ©. 35 ff.); für das Jahr 1854/55 ber 
trug dieſer Beiſchlag 3 fr. von jebem Gulben ber bivecten Steuern, mit Aus- 
nahme ber Witten - und Waifenfondebeiträge und der Einkommenſteuer, wenn 
das Einfommen 1000 fl. nicht überfleigt. 


areie⸗ Bacı 
Biertes Eapitel, 
Das Gafla’ und Rechnungsweſen. 
8. 242. 
Algemeine Meberficht. 


1) Die wirkliche Erhebung der Staatseinnahmen, deren ſichere 
Aufbewahrung in ben dazu geeigneten Localen und Vorrichtungen 
und ihre Verwendung zu ben beftimmten öffentlichen Ziweden, b. i. 
bie Leiftung ber erforderlichen Zahlungen, ſowie die damit in Ver— 
bindung ſtehende Führung der Bücher, in welchen das was für ben 
Staat eingenommen, reſp ausgegeben warb, feinem Betrage und 
Titel nach verzeichnet wird, bildet ben Inhalt der Caſſaverwal—⸗ 
tung‘). Die verfchiebenen einzelnen Caffen, die im Intereffe des 
Staates beftehen, haben ihre Einheit in ber Eentralftaatscaffe. — 
Damit bie bei biefen Thätigfeiten unerläßliche firengfte Orbnung 
ununterbrochen unb überall beobachtet werbe, beſtehen mehrere Ans 
orbnungen, welche bazu bienen follen, bie betreffenden Beamten 
genau zu überwachen (Eaffen-Eontrole)?). 

2) Das was die Finanzbehörden innerhalb eines gewiffen 
Zeitraumes (eines Rechnungsjahres) gethan Haben, muß in ges 
orbneter und gehörig belegter Weife amtlich dargelegt und das 
Refultat in Ziffern ausgebrüdt werben; alle mit ber Perception 
von Staatseinnahmen ober mit ber Beftteitung von] Staatsaus- 
gaben betrauten Drgane find daher zur Rehnungsftellung 
verpflichtet. Aus den Rechnungen der einzelnen Finanzämter und 
Stellen bildet ſich ſchließlich die vom oberften Rechnungshofe zu 
ftellende Generalfinanzrechnung des Reiche. — 

Die Rechnung fol demnach zunächft darlegen, was bie 


4) Die einzelnen Functionen, bie wir genannt haben, können auch fir ſich 
einem Amte ober einer einzelnen Perſon übertragen feyn, fo 3. ®. baf ein Amt 
nur bie Eincaffirung beforgt, ober bloß Zahlungen leiſtet, ober bloß bie Bücher 
füget (Buchhaltung). 

2) Bon ber Berbinblichteit der Caffa-Beamten, dem Staate eine Caution zw 
ftellen, f. ſchon oben $ 25 Note 7. 
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Staatswirthſchaft wirklich geleiftet hat, und ein Urtheil barüber 
möglich machen, ob das was gefchehen follte erreicht, und was 
etwa noch zu thun übrig fft. 

3) Ob bei den einzelnen Rechnungen das, was bie Natur der 
Sache ober das pofitive Recht vom Rechnungsfteller forbert, beob⸗ 
achtet worben fey, wird durch ein befonderes Verfahren, duch bie 
Revifion ber Rechnungen ermittelt und feftgeftellt. 

Die Normen, welche nach unferer pofitiven Gefepgebung in 
den drei genannten Beziehungen für bie Finanzverwaltung maß⸗ 
geben, follen im Folgenden in ihren Hauptgrundzügen bargeftellt 
werben). 


&. Das Caſſaweſen. 
$. 243. 
1. Die Erhebung der Einnahmen. 


1) Die Staatögefälle find von den zu beren Perception berufenen 
Finanzämtern rechtzeitig zu erheben. Wann fie als fällig und alfo 
zur Erhebung als geeignet zu erachten feyen, richtet fich nach befon« 
deren gefeglichen Beftimmungen, reſp. nach ben deßfallſigen Webers 
einfünften. Sind 8 Tage feit dem Verfalltage verfloffen, fo fol 
der Pflichtige durch einen Boten zur Zahlung gemahnt werben, durch 
welchen ihm eine Friſt von 14 Tagen bei Vermeidung ber Eres 
eution vorgefteckt wird. Nach fruchtlofem BVerftreichen biefer Friſt 
wird ein Strafbote an den Säumigen gefchidt, ber wohl auch, 
wenn biefes Mittel wiederholt werden muß, ald Wartbote für 
mehrere Tage zum Bezuge feiner Gebühr ermächtigt werben kann. — 
Waren die bisher angeführten Mittel erfolglos, fo wird zur Aus, 
pfändung von Mobilien gefchritten, wobei ähnlich wie bei ber ger 
richtlichen Erecution bie entbehrlicheren Gegenftände zuerſt anzus 
greifen. Hat auch die Auspfändung nicht zu dem Ziele geführt, 


5) Berg. & 9. Geret, Materialien, zu einem Eaffen-Berwaltungs- und 
Rechmungsgeieg, ober Rechmungsret für das Königreich Bayern. Münden, 
1828. 8. Ant. Baumeifter, Grunbriß eines bayer. Zananzcaffenverwaltungs- 
und Rechnungsrechts. Münden 1854. 
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dem Aerar zu feinem Guthaben zu verhelfen, fo iſt zuletzt das 
Immobiliarvermögen in Anſpruch zu_ nehmen. Zum Zwede ber 
Abſchaͤtzung und des Verfaufs derfelben ift jedoch das Gericht ber 
gelegenen Sache zu requiriren ). 

Macht ein Zahlungspflichtiger in Bezug auf Gefälle, bei 
denen biefes im allgemeinen zuläfftg ift, auf Nachlaß Anſpruch, fo 
ift unverzüglich das geeignete Verfahren einzuleiten, um zu con 
ftativen, ob bie Vorausfegungen bes Nachlaſſes im vorliegenden 
Falle vorhanden feyen (f. 3. B. 8. 225). 

2) Die Eaffen des Staates dürfen als Zahlung nur die in« 
ländifchen Münzen und die jener Staaten annehmen, mit benen 
Bayern bie Münzconvention abgeſchloſſen hat?); außerdem ferner 
die Noten ber bayer. Hypothefen« und Wechfelbanf, vorausgefegt 
daß ber Betrag ber Zahlung wenigftend dem Nennmwerthe ber 
übergebenen Noten gleicyfommt. Befindet fich die betreffende Caſſe 
am Sig ber Bank oder einer ihren. Filialen, fo hat fie bie ein- 
gegangenen Noten fofort an biefe zur Auszählung ber Valuta 
abzugeben, fonft fie an diejenigen Gaffen zu liefern, an welche bie 
Gefälle überhaupt abzuliefern finds). 

3) Die bei den Finanzämtern eingehenden Gelder, Banknoten 
und bie Caffapapiere find in ber wohlverfchloffenen und in einer 
gegen Einbruch und fonftige Beſchaͤdigung fichern Localität aufge 
ftellten Caſſe aufzubewahren, jedoch fo daß zu feiner Zeit ein 
größerer Baarbeftand in berfelben zurüdbehalten wird, als er nach 
Verhältnig ber täglichen Einnahmen und ber zu leiſtenden 
Zahlungen unerläßlich nöthig iſt. Entbehrliche Baarfchaften und 
Effecten find fo bald als möglich unter Benügung ber geſetz⸗ 
lich zugelaffenen Communicationsmittel an die Caſſe einzufenden, 
an welche überhaupt die Ablieferung zu gefchehen hat. — Alle 


1) ©, bie- einfchlägigen einzelnen Berorbnungen in einer Zrſammenſtelung 
in den Bl. für abm. Praxis B. III. S. 27 fi. 

2) ©. oben $. 174; wegen ber Behandlung abgenügter Scheivemünzen ſ. 
MR. v. 30 Aug. 1842 (Geret, Samml. 8. XXI. ©. 122). Wegen 
falſcher Münzen ſ. M. R. v. 21 Yun. 1883 (Geret, 8. XVII. ©. 47). 

3) ©. bie Sagungen ber Bank $. 13 Abi. 2. a. E. (Döll. B. XXVIII. 
©. 1205). 


Vierter Abſchn. Die Zahlungen. 473 


Staatseinnahmen, welche bei den äußeren Aemtern eingehen, find 
aber, nach Abzug bes Verwaltungsaufwandes, dann ber a Eonto 
geleifteten Zahlungen, regelmäßig an bie Kreiscaffe, refp. an bie 
bei der einfchlägigen Centralſtelle betehende Caſſe und durch biefe 
an die Eentralftaatscaffe abzuliefern d. 

4) Jede Zahlung an eine Caſſe ift in gehöriger Form zu 
quitticen, worauf ber Pflichtige zu beftehen das Recht hat, ba ihm 
die Duittung das einzige Mittel bietet, bie geleiftete Zahlung zu bes 
weifen. Um gültig zu feyn, muß fie von dem Gaffebeamten (und 
wo ein Gontroleur beſtellt iſt, auch von biefem) oder von bem bes 
ſonders Tegitimirten Stellvertreter besfelben unterzeichnet feynd). 


8. 244. 
1. Die Bahlungen. 


Kein Binanzamt und feine Caſſe des Staates darf irgend 
eine Zahlung leiften, ohne bazu von ber zuftändigen vorgefegten 
Behörde fehriftlich und beſtimmt ermächtigt und angewieſen zu feyn. 
Diefe Ermächtigung Zahlungen anzumeifen tft zunächit in Folge 
ihres Amtes ber oberften Finanzſtelle, dem Finanzminifter übertras 
gen, ber jedoch birecte Zahlungsanweifungen nur an bie Eentrals 
Staatscaffe erläßt, zur Anweifung ber aͤußeren Gaffen und 
Aemter aber bie ihnen vorgefegten Centralftellen, vefp. die Kreide 
finanzftellen ermächtigt). Die von biefen Finanzſtellen ausgehenden 


4) 8. v. 8 Aug. 1808 (R. Bl. S. 1737); eine Ausnahme findet z. B., 
wie wir fon oben angeführt haben, ſtatt bei ben Auficlagsgefällen. Nur aus 
mahınaweife werben einzelne Einnahmen birect von ber Eeutral-Staatscaffe er- 
hoben, wie z. B. bie Contiguitäts. Entſchädigung von Oeſterreich, ober bie reine 
Einnahme der Bank in Nürnberg. 

5) Bergl, Refer. v. 31 Zul. 1821 (Geret, Samml. 8. XI. S. 1055), 
dann v. 30 Apr. 1823 (a. a. O. 8. XIH. S. 1516). — Ueber bie Stenet- 
büchel ber Unterthanen |. bie Inſtr. v. 1 De. 1816 (. a. O. B. VL 
©. 371). 

4)*Bergl, bie Format,-Berorbn. v. 9 Dec. 1825 98. 22 und 89 (9. 8. 
11. ©. 230 und 241 ); bann bie allgem. Iuftr. v. 2 März 1814 56. 1 und 
2 (Gexet, Samml. 8. IV. S. 246). Die in f. 100 ber Format.-Beroron. 
v. 17 Dec. 1825 (9. 8. 111. &. 276) vorbehaktene Revifion dieſer Inſtrucuon 
if bisher, fo viel uns belanut, micht zu Stande gelommen. 
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Zahlungsanweifungen müflen fich entweder auf eine fpecielle aller- 
böchfte Beroilligung oder auf allgemeine Verordnungen und 
Regulative, organifche Ebicte, Penſions- ober andere Rormen 
-gründen, und müffen mit dem betreffenden k. Referipte in Original 
oder in beglaubigte Abfchrift belegt fennd). — Die genaueren 
Regeln über die Befugnis Zahlungen anzuweifen, reſp. zu leiten, 
richten fich nach ber Befchaffenheit der einzelnen Ausgaböfategorienz 
in diefer Beziehung find nun zu unterfcheiben: 

1) Ständige alle Jahre in gleichem Betrage wiederkehrende 
Ausgaben an Gehalten, Penfionen, Beiträge zu öffentlichen Ans 
falten, Paffiv-Reichniffe von Staatsdomänen und bergl. bebürfen 
nur einer einmaligen allgemeinen Berwilligung bes Finanzmini⸗ 
ſteriums ) mit ausbrüdlicher Befiimmung was, an wen, wofür, 
wie viel und auf wie lange zu zahlen fey, worauf bie Caſſen die 
betreffende Summe fo lange regelmäßig in monatlichen Raten ent⸗ 
richten, als nicht ein Grund eingetreten ift, der fie zur Einfteluug 
ber Zahlung beftimmt*). 

2) Unftändige Ausgaben, bie nur unter gewiſſen bes 
fonberen Vorausfegungen und in unbeftimmter Größe zu elften 
find, wie 3. B. Gratificationen für außerordentliche Dienſt⸗ 
leiftungen, Umzugsgebühren, Ausgaben für Neubauten, Einrichtung 
von Gebäuden, Bureaur u. f. w., muͤſſen in jedem einzelnen: Falle 
ſpeciell zur Zahlung angerwiefen werbend). 

3) Die fogenannten Regie-Ausgaben®) werden durch bie 
t, Sanction ber einfhlägigen Etats, Die das Marimum des hiefür 
geftatteten Aufwandes ausbrüden, überhaupt als zahlbar erflärt; die 
fpecielle Verwendung ber betreffenden Summenift ber pflichtmäßigen 


2) Vergl. bie angef. Inftr. 98. 2, 3, 5 und 11. 

3) Das Datum bes Berwilligungsrefcriples muß im Zweifel als Anfange- 
termin gelten. 

%) Ueber bie Dauer von Gehalten, Penflonen u, ſ. w. f. mein Berf-®. 
©. 431 und 434. Die Verzehrung von Penflonen im Auslande betr. ſ. Reier. 
v. 15 Zänner 1813 (Geret, Sammt. B. II. ©. 65). 

5) Bergl. Baumeifter, a. a. O. S. 77. . 

©) Dahin gehören z. B. Ausgaben für bie Bureaubebürfnifie, wenn feine 
Tantiemen ober Averſen ausgeſprochen find, Diäten und Reiſegelder, Diurniſten ⸗ 
gebühten, Unterhaltung von Gebäuben, die Koſten ber Strafrechtapflege, bie Arbeiter- 
Wöhpne bei Fabriken u. |. w. 
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Berfügung der einfchlägigen Stellen und Aemter gegen fpätere 
rechnungsmaͤßige Nachweifung des wirklichen Aufwandes überlaſſen. 
Die für einen Regie-Zweig bewilligte Summe wird dann, je nach 
dem Bedürfniß, in ber Regel in monatlichen Raten aus der Caſſe 
erhoben, reſp. von biefer gezahlt”). 

Diefelden Grundfäge gelten im Ganzen auch bezüglich ber 
Befugniffe, die Auszahlung von Borfhüffen (a Eontozahlungen) 
anzumweifen, reſp. biefe zu leiften®). 


M. Die Eaffen-Eontrole. 
8. 245. 
1) Die baranf bezägligen Anorbnungen überhaupt. 


Um die Pünktlichkeit und Ordnung ber Cafja-Berwaltung 
zu gewährleiften, dazu beftehen vorzüglich folgende Einrichtungen 
und Anordnungen: 

4) Den Haupt» und anderen größeren Caſſen find eigene 
Eontroleure ober Buchhalter beigegeben, welche ben Gang ber 
Eaffenverwaltung und Rechnungsführung nicht nur ununterbrochen 
verfolgen und gemeinfame Caſſenſperre halten, ſondern auch alle 
vorfallenden Handlungen, Berichte und Quittungen, fowie alle 
Rechnungen, Nachweifungen und anbere Belege buch ihre Mit- 
unterfchrift befcheinigen müflen t). 

2) Die (Etats und) Caffecuratel if unter Oberaufficht des 
Regierungspräfidenten dem Director ber Kammer ber Finanzen 
unter perfönlicher Verantwortlichfeit übertragen, welcher zu biefem 
Behufe alle Zahlungs» Orbonnangen beider Regierungsfammern 
eontrafignirt, infofern ſie an bie Finanzcaffen ober Finanzämter 
gerichtet werben?). . 





?) Berwenbung zu anberen Sweden, ober Zransferirung von einer Rubrit 
auf bie anbere if unflatthaft, 

5) Bergl. Banmeifter, a, a. DO. ©, 82; f. bie Format-Berorbn. v. 17 Dec. 
1825 $. 106 (9. 8. II. ©. 278), dann Berorbn, v. 81 Aug. 1810 
(Geret, Samml. B. 11. S. 351). 

4) Bergl. bie ®. v. 8 Aug. 1808 55.13 und 14 (RB. S. 1743 u. 44). 

2) ©. bie Format. Verordu. v. 17 Dec. 1825 $. 112 (9.81. III. &. 280). 


476 Zweites Bud. 


3) Jedes Finanzamt und jede Finanzcaffe, die Staatögelder 
einnimmt und verausgabt, hat über alle Vorkommniſſe fortlaufend " 
Buch zu führen, namentlich: 

a) das Bezugs- und Heberegifter, das bie einzelnen Zahlungs» 
pflichtigen aufzählt, und bei jedem berfelben angibt, wie viel 
er und wann er ſchulde 9) ; 

b) da8 Tagebuch (Journal) und das Hauptbuh (Manual), 
von deren Führung wir im folgenden Paragraphen Handeln 
wollen. — Bon Zeit zu Zeit während des Jahres find biefe 
Bücher abzufchließen, und iſt über ben Stand ber Eafie 
fummarifche Anzeige an bie vorgeſebte Behoͤrde zu erſtatten 
aſſebuchs⸗ Extracte)). 

4) Um ſich davon Gewißheit zu verſchaffen, daß die Caſſe⸗ 
bücher und die Ertracte mit dem wirklichen Stande ber Caſſe 
übereinftimmen, find von Zeit zu Zeit theild regelmäßig wieber- 
kehrende, theils außerorbentlihe Caſſe-Viſitationen vorzu— 
nehmen. Zu dem Ende hat die Finanzkammer bei den unter ihrer 
Reſpicienz ſtehenden Caſſen vierteljährig, jedoch zu unbeſtimmter 
Zeit, den Caſſeſturz vorzunehmen. Jedes allgemeine Rentamt mit 
Inbegriff der Tarämter ſoll jaͤhrlich, ohne an beſtimmte Perioden 
ſich zu binden, durch einen Rechnungscommiſſär oder einen Finanz 
Rath, wenigftens dreimal viſitirt werben 5). 


8.246. 
2) Die Buchführung. 


Die bei jedem Caffa-Amte zu führenden Bücher find, wie oben 
ſchon bemerkt, das Tagebuch und das Hauptbuch. 

1) In das Tagebuch (Journal) find Pie fämmtlichen Ein 
nahmen und Ausgaben nad) ber Zeitfolge, in ber fie wirklich vors 
gefommen find, mit Bezeichnung der Rubrifen, unter welchen fie 


3) ©. bie Inftr. v. 8 Mai 1811 (Geret, Samml. B. II. S. 885). 

) Bergl. Geret, Rechnungsreht ©. 139 und 140 Note 1. 

5) ©. bie Format.Verordn. v. 17 Dec. 1825 99. 112 und 125 (9. B. 
III. ©. 280 und 284). 
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„im Hauptbuche und in der Rechnung erfcheinen, puͤnktlich einzus 
tragen‘). Im basfelbe ift jede Einnahme, mag fie eine volle Abtra⸗ 
gung ber Schuld des Erlegers oder eine bloße Abfchlagszahlung ſeyn, 
fowie jede Ausgabe, gleichviel ob fie zur (wollen oder theilweifen) 
Beſtreitung eines Amtsaufwandes dient, oder ob fie eine Vorfchuß- 
ober Abſchlagszahlung a Eonto anderer Eaffen bildet, fogleich eins 
zuzeichnen. Dabei genügt es übrigens, wenn für bie Einnahmen 
Heberegifter vorhanden find, bie im einzelnen bebirt werben, in 
dem Tagebuch die Summe ber an einem einzelnen Tage von einer 
beftimmten Einnahmerubrif eingehenden Beträge einzutragen. Das 
Tagebuch wird je am Anfange eines Rechnungsjahres für das 
folgende Jahr angelegt, paginirt und paraphirt; auf bem Titel- 
blatte wird bie Zahl ber Seiten amtlich beftätigt. 

Die Vorfehriften über die Führung besfelben find in formeller 
Beziehung hauptfächlich folgende?) : . 

a) die Einnahmen und Ausgaben werben einander fo gegen 
übergeftellt, daß fte für jeden Tag in einer Linie erfcheinen 
und mit Leichtigkeit die Bilance gezogen werben Tann; 

b) bei jeder Seite ift die Summe (latus) zu ziehen und auf 
die nächfte Seite zu transportiren; 

e) die Einträge bed Tagebuchs müffen auf das Folium bes 
Hauptbuchs verweifen, auf welchem fie Hier eingetragen 
find ; ° 

d) Tagebuch und Hauptbuch müffen zur felben Zeit abgefchloflen 
werben. 

2) Das Hauptbuh (Manuale) ift in Bezug auf Einnahmen 
ſowohl als Ausgaben in Rubriken abgetheilt, entfprechend dem 
Schema, das fürbie Rechnungvorgefchrieben it ®); in basfelbe werben 





4) Inſtr. v. 31 Aug. 1810 (Geret, Samml. 8. II. ©. 348). 

2) ©. bie Infir. dv. 2 März 1814 (Geret, S. B. IV. S. 256), und v. 
26 Oct. 1811 9. 19 (Geret, a. a. ©, 8. XL. ©. 1193); vergl, noch Ran, 
Finanzwiffenfh. Abth. 2 ©. 362 (der LIT. A.). Einträge auszuftreichen, ober zu 
vabiren, if unzuläffig; eftoaige irrige Einträge müffen durch beſondere nene Ein- 
träge (Ausgleihungspoften) berichtigt werben, 

3) Um das Auffinden der Rubriten zu erleichtern, ift jebem Hauptbnde 
unmittelbar nad) dem Zitelblatte eine Ueberſicht ber Abtheilungen, Rubriten 
nf. w. unter Hinweiſung anf bie Seitenzahl beizugeben. 
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nun bie nämlichen Poften, die im Tagebuch nach ihrer Zeitfolge 
vorgetragen find, gleichzeitig ben betreffenden Rubrifen unter 
ſtellt ). — Da das Hauptbuch die Grundlage, in gewiffen Sinne 
das im Laufe des Jahres fich allmählich bildende Concept ber 
Rechnung if, fo muß es namentlich die für jeben einzelnen Bors 
gang beweifenden und vechtfertigenben Urkunden (bie Belege), bie 
fortlaufende Beilagen berfelben bilden, anzeigen”). — 


Am Ende einer jeden Unterabtheilung werden bie Summen 
ber bazu gehörigen Seiten zuſammengeſtellt und abdirt (Recapitulas 
tion), ebenfo am Schluffe einer größeren oder Hauptabtheilung 
die Summen ber Unterabtheilungen, und fchlieglih die Summen 
ber einzelnen Hauptpofitionen ber Einnahmen fowohl als Ausgaben. 
Die Vergleihung ber beiden Summen, beren Refultat das nämliche 
feyn muß wie beim Tagebuch, ergibt, ob die Caſſe einen Activreft 
ober ein Deficit habe‘). — 

. 

Führt ein Finanzamt die Verwaltung mehrerer ganz vers 
fhiebenartiger Einnahmen und Ausgaben, fo if für jede ſolche 
befondere Verwaltung aud ein eigenes Journal und Manual 
anzulegen. — 

3) Sonfige amtliche Bücher und Acten, bie zur Eontrole der 
Binangverwaltung bienen, find namentlich die Inventarien über 
das bewegliche und unbewegliche Vermögen, bad ber Obhut des 
einzelnen Amtes anvertraut ift (f. oben $. 199). 


9) Ueber bie Gründe wehhalb das Syſtem ber Doppefbuchhaftung für bie 
Finanzverwaltung nicht als geeignet zu erachten if, |. Ran, a. a. D. S. 366 
4. 550). 

5) Für die Naturalien wird ein befonberes Hauptbuch geführt. 

% Daß bie Bücher nicht bloß am Schluffe des Jahres, fonbern auch im 
Laufe besfelben abzuſchließen feyen, um bie Eontrole zu üben, haben wir ſchon 
erwähnt. 
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B. Das Nechnungsweſen ). 
8.247. 
1. Son den Stantsrechnungen überhaupt. 


1) Jede Behörde, welche Stantövermögen verwaltet, ift ſchuldig 
über ihre Verwaltung Rechnung zu legen. Bei ber beträchtlichen 
Zahl von Behörden, welche fich in biefer Lage befinden, und bei 
dem ausgebehntem Wirfungöfreife, ber vielen biefer Behörden ange 
wiefen ift, gibt es ber Staatörechnungen fehr viele und mannich- 
faltige Arten, wenn es auch nur Eine Staatsrechnung geben ann. 
Die Gliederung der Staatsrechnung fügt ſich auf das für bie 
jeweilige Finanzperiode geltende Budget, fo daß alle Haupt und 
Nebenrubrifen desſelben auh in ber Rechnung wieder er- 
ſcheinen). Dabei follen vor allem die Koften der Staatsrentens 
verwaltuhg von bem eigentlichen Staatsaufwande ausgefchieden 
und gefondert vorgetragen werben. Daher zerfällt Die Staates 
rechnung im Ganzen und in ihren wichtigften Arten in zwei 
Theile, wovon ber erſte Theil „bie Finanz-Adminiſtrations— 
rechnung“, ber zweite „die Staats-Ausgabenrechnung“ ent⸗ 
halt. Der erfte Theil umfaßt die Einnahmen des Aerars fammt 
ben Verwaltungs» und Perceptionsfoften, der zweite begreift ben 
eigentlichen Staatsaufwand. Die Rechnungen fowohl über bie 
Einnahmen als über bie Ausgaben theilen ſich weiter in zwei 
Abtheilungen, in die Rechnung „über ben Beftand ber Vorjahre“ 
(Arreragen-Rechnung) und in bie „über ben Dienft des laufenden 
Jahres"?). — Ganz gefondert von ber übrigen Gtaatsrechnung 


=) Bergl, bie Iuftr. bes oberfien Rechnungéhofes v. 11 Jän, 1826 (R.-BL. 
S. 169 ff.), woran fih die Inſtr. v. 28 Sept. 1826 für die Rentämter, und 
jene vom 27 Sept. 1826 fir bie Kreiscaffen anſchließt (Beret, S. B. XIV. 
Anf.). 

2) Damit ift jedoch micht gemeint, daß bamit alle zu fellenben Rechnungen 
erſchöpft feyen; e8 gibt vielmehr Gtantsfonds, welde im WBubget nicht entfalten 
find, über deren Verwaltung aber Rechnung zu legen ift, wie 3. B. bie Staats- 
güterfaufidillinge, die Stantsactivcapitalien u. a. 

2) Jebe biefer Abtheilungen zerfällt dann in Capitel, Titel, Paragraphen, 
entfprechenb der Anorbnung im Budget, 
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iſt die Rechnung über bie Verwaltung der Staatsfhulden zu 
tellen®). 

2) Ie nad) dem Gegenſtande der Verwaltung unterfcheidet man 
eine Geld» und Materialrechnung; Beifpiele für die letztere bieten 
die Rechnung über bie Forſt-, Jagd⸗ und Triftgefäle, dann über 
bie grund» und zehenthertlichen Rechte des Staates. — 

Die allgemeinen Rentämter haben insbefondere folgende 
ſelbſtaͤndige Rechnungen zu ftellen::. 

a) die Rechnung über bie Staatsfonds nebft ber Materials 
rechnung; 

b) bie Kreisfonde-Rechnung ; 

e) Die Rechnung über verkaufte Staatsrealitäten und abgelöste 

Renten und Rechte bes Staates; 

d) die Rechnung über bie Staatdactivcapitalien; 
e) die Forſt⸗ und Jagd⸗Rechnung; 
N die Rechnung über Grunbrentenablöfungsfchillinge und über 

Annuitäten der Ablöfungscaffe, 


$. 248. 
11. Die Rednungs-Ablage. 


1) Am Schluffe eines jeden Etatsjahres ift über Das uns 
mittelbar. vorausgehende Etatsiahr Rechnung zu legen‘). Die 
Termine zur Vorlage und Revifion ber Rechnungen werden von 
dem oberften Rechnungshofe beftiimmt, ber fie ben fämmtlichen 
rechnungspflichtigen Behörden fo frühzeitig befannt zu geben hat, 
daß fie pünftlich eingehalten werben fönnen. Die mit ber, Revifion 
beauftragten Stellen find berechtigt, bie fäumigen Rechner durch 
Geldftrafen zur Erfüllung ihrer DBerbinblichfeit anzuhalten. 


3) Bergl. bie Berorbn. v. 11 Jäu. 1826 8. 5; der Grunbbiefer Sonberung 
liegt in ben Beſtimmungen ber Verf.-Urkunbe über bie SWerwaltung ber 
Staatsihulb. 

4) Ueber bie Rechnungeftellung in folden Füllen, wo im Laufe bes Jahres 
Perſonal Veränderungen ſich ergeben. ſ. ©. v. 19 Mai 1820 85. 8, 9 und 10 
(RB. ©. 414 und 416). 
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Im JFalle diefe fruchtlos bleiben, kann ein eigener Commiffär zur 
Betreibung der Rechnungsſtellung abgeorbnet, ober der Beamte bis 
zur Vollendung ber Rechnung vom Amte fuspenbirt werben?). 

2) Bei ber Stellung einer jeden Rechnung ift in Bezug auf 
Form und Inhalt alles zu beobachten, was bie beftehenden allge- 
meinen ober auf eine einzelne Art von Rechnung ſich beziehenden 
befonderen Vorſchriften fordern. 

8) Unter den formellen BVorfchriften von allgemeiner Geltung 
find vorzüglich zu nennen: 

a) baß jede Rechnung mit einem den Inhalt genau und voll- 
ftändig anzeigenden Titelblatte verfehen fen; 

0) dab das vorgefchriebene Schema — die Eintheilung nad) 
Eapiteln, Titeln u. ſ. w. — genau eingehalten ſey; 

y) daß bie Vorträge beftimmt und beutlich feyen, und daß 
namentlih Rafuren und Abänderungen ſich nicht finden 
dürfen ®). 

b) Das wichtigfte materielle Exforberniß befteht darin, daß bie 
Rechnung nachweist, es fey von dem betreffenden Beamten 
gefchehen wozu er verpflichtet war, und falls eine Abweichung 
hievon ftattfindet, daß biefe gerechtfertigt werde. Es ift 
daher 

@) bei ben etatifirten Einnahmen der Nachweis zu liefern, 
daß fie nicht mehr betragen haben, als die Rechnung ans 
gibt. Bleibt der wirkliche Ertrag darum hinter dem Sol 
zurüd, weil Nachläffe bewilligt wurden, fo müffen die eins 
ſchlaͤgigen Entfchliegungen in Bezug genommen werden‘). 

E) In Bezug auf bie Ausgaben muß einerfeits die Befugniß 


2) ©, bie®. v. 11 Jän. 1826 9. 6. Nach $. 53 derſelben Hat ber oberſte 
Rechnungshofzu wachen, daß bas gefammte Finanzrechnungsweſen bes Reichs für jedes 
unmittelbar vorher verflofiene Etatsjapr längſtens bis zum 31 Aug. eines jeden 
Jahres beenbigt und bie Generalfinangrecinung bis zum 15 Sept. bem Staats- 
Minifterium der Finanzen übergeben werde. 

5) Bergl. Geret, Rechnumngerecht, S. 148. 

J %) Wegen folder Gefälle, bie abſolut uneinbringlich find, ſ. die Juſtt. 
v. 26 Oct. 1821 9. 37 (Gerel, Samml, 8. XI. &. 1197), bann das Tar- 
regulativ v. 28 Mai 1852 Art. 5. 

Vocal, Bayer. Verwaltungorecht. 3 
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zur Ausgabe, anderſeits beren wirlliche volle Beftreitung 

erwieſen werbend). 

Diefe Beweife liefert der Rechnungsfteller buch die der Rech— 
nung beigegebenen Belege (Berificationen). Die dazu dienenden 
Urkunden (Zahlungs An- und Einweifungen, Duittungen u. ſ. m.) 
müffen ſchon im Laufe des Jahres volftändig und .pünftlich ges 
fammelt, und nad) den Hauptbucher, reſp. Rechnungs.Rubrifen ges 
ordnet, forgfältig aufberwahrt werden). 


II. Bie Prüfung der Rechnungen*). 
8. 249, 
1) Die erfie Revifion und bie Befheibung in erfter Inftanz. 


‚ 1) Ueber die bei ber Revifionsftelle eingefommenen Rechnungen 
ſteht dem Rechnungs-Eommiffariat diefer Stelle die primitive Re- 
viſion zu. Der damit beauftragte Rechnungscommiffär prüft die 
Rechnung und verfaßt über das Ergebniß feiner Prüfung ein Ber 
benfenprotofol, das durch ben mit dem Referat beauftragten Rath 
und den Vorftand ber Stelle burchgefehen und feftgeftellt wird 1). 
Diefes Protofol wird dann dem Rechner unter Feftfegung eines 
unüberfchreitbaren Termins unter der Birma „von Revifionswegen“ 
zur Beantwortung Hinausgefchloffen. Damit Fönnen zugleih bie 
etwa bemängelten Belege mit hinausgegeben werben. 

2) Mit der Beantwortung des Bebenfen-Protofols hat ber 
Rechner jederzeit ein Rechnungs-Duplicat vorzulegen, das nach 
“ befinitiver Verbefcheibung ber Rechnung mit dem Original durch 
das Rechnungs-Eommiffariat verglichen, gleichgeftelt, abcorrigirt 
und bem Rechner zurüdgeftellt wird, um es bei Amt zu bes 


5) Vergl. bie Inſtr. v. 2 März 1814 $. 10 (Geret, 8. IV. S. 255 mb 
8. X. ©. 91). 

6) Die verſchiedenen hierauf bezüglichen Beftimmungen f. bei Geret, 
Rechnungsrecht S. 160 ff.; f. aud oben $. 246. 

*) Die Hauptquelle hiefüt ift in der Note zu 8.247 angeführten Berorbn, 
v. 11 Jän. 1826; über bie hiezu competenten Stellen ſ. oben $. 30. 

4) Die hiebei gemachten Abänderungen find fo vorzunehmen, daß zwar bie 
veränderten &tellen bes Entwurfs durchſtrichen, aber noch leſerlich erhalten 
werben; f. bie augef. Berorbn. 88. 15 und 16. 
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wahren. — Die Verantwortung felbft ift von Seite bes Rechnungs⸗ 
Eommifjariatd einer umfichtigen Prüfung zu unterziehen und das 
der Sache angemeſſene Rechnungs-Erfenntniß zu entwerfen Diefes 
wird von dem betreffenden Rathe und dem Vorſtande geprüft, nach 
Gutfinden ratificirt und ſodann bis zur Anfunft des zum Abrechs 
nungs-Commiffär ernannten Rathes bes oberften Rechnungshofes 
reponirt. 

3) Dieſem Commiſſar werden bei feiner Ankunft am Sitze 
der Revifionsftelle bie revidirten Rechnungen mit ben feither ers 
laufenen Acten zur Cinficht vorgelegt. Hat derſelbe die Rechnung 
eines Amtes oder einer Caffe durchgefehen und geprüft, fo wird in 
feiner Gegenwart darüber collegiale Berathung gepflogen und 
befinitiver Beſchluß gefaßt?), der ben Rechnern in Gegenwart bes 
Abrechnungs⸗Commiſſaͤrs yerfönlich zu Protofol eröffnet wird), 
Wollen diefe oder ber Abrechnungs-Commiffär gegen ben Beſchluß 
den Recurs ergreifen, fo muß es unter Bezeichnung ber einzelnen 
Befchwerbepunfte ſogleich bei biefer Verhandlung gefhehen, und 
die Recurfe find binnen 6 Wochen auszuführen, bei ber Stelle, 
welche ben Beſchluß erließ, zu übergeben und von biefer unter 
Anlegung ber Rechnung und ihrer Belege an ben oberften Rechs 
nungshof mit Bericht einzufenden. 

4) Auf den Grund bes Definitivbefchluffes erfolgt ſodann die 
Abcorrigirung ber Rechnung, und nach Maßgabe berfelben hat der 
Rechner mit ber unmittelbar ihm vorgefegten Caſſe fehnell und pünftlich 
in dem von ber verbefcheidenden Stelle feitgefegten Termine abzus 
rechnen und volle Nichtigkeit zu pflegen. . Erft nachdem dieſes 
geſchehen, dürfen den Rechnern bie Abfolutorien zugeftellt werben‘). 





2) Unmittelbar vor ber Abſtimmung haben die Abrechnunge-Commiffäre, 
wenn es ber Borfland verlangt, abzutreten ($. 21), Der Reaffumirung ber 
Verhandlungen könuen bie einfhlägigen Rechner ebenfalls anwohnen ($. 22). — 
Eine Ausnahme von der Vorſchrift, daß der Commiffär bes ob, Rechnuugehofes 
ben Sitzungen anwohnen miffe, ſ. in $. 88. 

®) Bon ben Definitiobefhläffen find den Rechnern amtliche Ausfertigungen 
zuzuſtellen und hierüber Empfangsbeſcheinigung zu den Acten zu bringen 
4) 

%) ©. bie angef. Verorbn. v. 1826 $$. 25, 26 und 27. 

31* 
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8.250. 
2) Die Superrevifion und bie IL. und legte Rehnungs- Inftanz. 


1) Die Superrevifion der fämmtlichen Finanzrechnungen ift 
Sache bes. oberften Nechnungshofes, bie er, wie fehon bemerkt, 
duch Aborbnung ‚feiner Räthe an bie Sige ber Reviſionsſtellen 
(Kreisregierungen, Rechnungsfammer u, f. w.) ausübt!). Die 
aus feiner Mitte abgefendeten Commiſſarien haben ſich nicht als 
Vorſtaͤnde oder Mitglieber der Abrechnungsftellen, fondern als 
Staatsanwälte zu betrachten, welche im Namen bes Königs für 
die Aufrechthaltung ber Comptabilitätögefege und für das Intereffe 
bes Staatövermögens zu wachen haben. ° Kein Oberrechnungsrath 
fol in zwei auf einander folgenden Jahren in einen und benfelben 
Kreis abgeordnet werben?). — 

2) Der oberfte Rechnungshof und feine Commiffäre find dem⸗ 
gemäß insbefondere verpflichtet darauf zu fehen®), daß bie über 
das Staatsrechnungsweſen beftehenken Vorfihriften überall pünktlich 
vollzogen, die Competenzverhältniffe und bie feftgefegten Etats genau 
eingehalten, jede Ueberfchreitung berfelben rückſichtslos bemängelt 
und zurüdgetviefen, alle Staatögefälle gehörig und vollftändig ver- 
einnahmt und alle Jahre auf den Grund ber renidirten und befini- 
tiv verbefchiedenen Rechnungen von ben verrechnenben Aemtern 
und Caffen rechtzeitig bie vorfchriftmäßige Abrechnung und volle 
Nichtigkeit gepflogen werde. — Jeder Abrechnungs- Eommiflär 
führt deßhalb neben bem fortlaufenden Journal über den Vollzug 
feines Commiſſoriums ein befonberes Vormerfungsbuch, in dem er 
bie während feiner Ihätigleit wahrgenommenen Gebrechen der 
Verwaltung einträgt ). 

3) Die Vorlagen jedes einzelnen Rechnungscommiſſaͤrs läßt 


1) S. oben $. 30 Mote 4; mit ber primitiven Rebifion hat ſich derſelbe 
feit Einfegung der Rechnungslammer nicht mehr zu befaffen. 

2) Die Befimmung dariiber iſt Sache bes Monarchen auf ben Antrag 
bes Prlfibenten unb auf ben Vortrag bes Finanminifters ($. 48). 

3) Ueber bie weiteren Obliegenheiten bes oberfien Rechnungshofes ſ. oben 
$. 80. 

%) Beide Bücher fammt dem Abrechnungsbuche legt er nad ber Exlebigung 
feines Auftrags dem Collegium vor ($$. 55 unb 56). 
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der Präfident nebft den auf ben Abrechnungsact Bezug habenden 
Recurfen einem anderen Rathe zuftelen, um fie zu prüfen unb 
in collegialer Sigung darüber Bortrag zu erftatten Die Entſcheidung 
bes oberften Rechnungshofes über Die Abrechnung und die eingelegten 
Recurſe iſt fofort rechtskräftig und hat erecutive Kraft. Derfelbe 
fegt gleichzeitig das Abrechnungsbuch und die barauf gegründeten 
zur Belegung ber Generalfinanzrechnung beftimmten Ueberſichten 
feſt, und beftimmt die aus ber Verbeſcheidung der Recurfe hervor⸗ 
gehenden Veränderungen oder Vermehrungen der Pofitionen und 
Abrechnungsreſte. 


4) Auf den Grund der Abrechnungsbücher ſtellt ber oberſte 
Rechnungshof die Generalfinanzrechnung des Reiche. Eben fo 
prüft er die von ber Staatsfchuldentilgungscommifion auf ben 
Grund befinitiver Beſcheide herzuftellende Generalüberficht ber 
Refultate der Gefammtoperationen der Schuldentilgungsanitalt und 
fegt biefelbe definitiv feſt). — Die definitiv. abgefchloffene 
Generalfinanzrechnung legt der Rechnungshof mit einem umitänds 
fichen Berichte, in dem bie Rechnungspofitionen mit den Pofitionen 
bes Budgets verglichen werben, beim Miniſterium ber Finanzen 
vor; diefem Berichte müflen auch die oben angeführten Journale 
und Meberfichten und das Dualificationd-Tableau der Caſſiere, 
Rentbeamten und Rechnungscommiffäre beigefügt werden‘), — 


5) Das Finanz Miniſterium ift befugt, einen Staatsbeamten abzuorbnen, 
am vor bem Abſchluſſe und ber befinitiven Feſtſetzung ber Generalfinangrechnung 
und ber erwähnten Ueberfichten ſowohl hievon als von den benfelben zu Grunbe 
fiegenben Beſchlüſſen und Abrecinungsconfpecten Einficht zu nehmen und bie ger 
eigneten Erinnerungen dagegen erheben zu Lnnen ($. 59). 

96. $. 60 der Berorbn. Die Kronanwalte find ermächtigt von bem 
Acten des oberften Rechnungehofes jeberzeit Einſicht zu nehmen, bei demſelben 
die Stelle bes Staateärars zu vertreten und zu diefem Behufe ben Sigungen 
beiguwohnen ($. 61). 
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Fünfter Abſchnitt 
Die Militär-Verwaltung. 
8. 251. 
Aullgemeine Aeberſicht des hieher gehörigen Stoffes. 


Da wir und zur Aufgabe gemacht Haben die Orunbfäge, welche 
über bie innere Verwaltung Bayerns entfcheiden, in gebrängter 
foftematifcher Ordnung darzulegen, fo fAlt von Militär-Angelegen- 
heiten nur basjenige in ben Kreis unferer Erörterung, was bie 
bürgerlichen Behörden im Interefie bes Militärwefens und zur 
Unterftügung und Pörverung besfelben zu beforgen haben. Dazu 
gehören aber im Hinblid auf die Beftimmungen ber Formations⸗ 
Verordnung vom 9 December 18251) folgende Angelegenheiten: 

1) Gewiſſe Gefchäfte in Bezug auf das ftehende Heer, insbes 
fondere das Eonferiptionsmwefen. Der in die Armee Einges 
zeihte fteht, infolange er im Dienfte ift, unter den Militärbehörben, 
ber beurlaubte Soldat Dagegen unter ber einfchlägigen Polizeibehörbe, 
die daher auch Polizeiſtrafen gegen ihn zu verhängen und 
zu vollziehen befugt iſt. Sie ift es auch, welche bie Einberufung 
des Beurlaubten zum Dienfte vermittelt). Ebenfo iſt es Pflicht 
ber Polizeibehörben inländifche Deferteurs abzuhalten (und fremde 
zu beauffichtigen) 9). 

Ueber jene Individuen, bie zur Reſerve gehören (Verf.-Recht 
©. 95), follen die Polizeibehörden Verzeichniffe führen und evident 
erhalten. — Weiter reffortiren hieher: 

2) Das Verpflegungs-, Einquartierungs- und Borfpannss 
Wefen für die im Marfche befindlichen inländifchen Truppen im 
Benehmen mit bem Kriegd-Minifterium 4). 





2). 8. 66 derſelben (H. 8. II. S. 233). 

2) ©. bie Format.-Berorbn. v. 17 Dec. 1825 5. 29 (9. 8. UL 
©. 254). . 

540.0. $.30. Damit ſteht in Verbindung die Vorkehr gegen unbe- 
fugtes Eintreten der Unterihanen in frembe Kriegebienfte ($. 31). " 

% S. bie angef. Berorbn. vom 9 Dec. 1825 $. 66 lit. c. Bei bem 
Durchmarſche fremder Truppen iR aud bas Minifterium des Aeufern ber 
theiligt. 





Günfter Aofem. Die Herfellung ber Gonferiptioniiten. 487 


3) Die Angelegenheiten in Bezug auf bie Kriegslaſten und 
deren Ausgleichung, und zwar infoweit ein Verkehr mit fremben 
Staaten nöthig wird, benehmlih mit dem Minifterium bes 
Aeußerend). 

4) Da bie Landwehr zunächft für ben inneren Dienft bes 
ſtimmt ift, fo gehören die Landbwehr-Angelegenheiten vor 
zugsweiſe zum Wirkungskreiſe ber Polizeibehörben. 

Nach welchen Normen biefe Angelegenheiten von ben Polizei⸗ 
behörben zu verwalten feyen, foll in ben folgenden Paragraphen 
etwas genauer bargeftellt werden, 


\ A. Das Eonferiptionswefen *). 
$. 252. 
1. Die Herſtellung der Conferiptionsliften. 


1) Das erfte Geichäft, has ben Polizeibehörden in ihrer 
Eigenfchaft als Eonferiptionsbehörben obliegt, iſt die alljaͤhrliche 
Herſtellung der Eonferiptionsliften für ihren Bezirk. Sie gründet 
fich auf die Geburtsregifter und die Specialfiften der Gemeinde 
vorfteher, ſo daß alle Asia in biefelben aufzunehmen find, welche 
in dem betreffenden Jahre in das Conferiptiongalter treten (Verf.⸗ 
Recht ©. 93) und in dem Bezirke ihre gefegliche Heimarh haben. 
Mit Herftellung dieſer Liftenift, infoferne nicht ausnahmsweife von 
der Staatsregierung anders beftimmt wird, in allen Bezirken am 
A November‘) zu beginnen und das Geſetz läßt dafür 10 Tage 
zur Anmeldung offen: am 12ten Tage foll fie vollendet werben?), 


9) Auch bie Auffiht auf das Salpeterweſen ift Hier zu ermähnen; ſ. oben 
$ 205 Note 6. 

*) ©. das Geſetz, bie Ergänzung des flehenben Heeres betr. v. 15 Aug. 
1828 ($. 8. II. ©. 330 fj.) und bie Bollzugsvorſchriften dazu v. 13 März 
1830 (a. a. O. ©. 350 ff.). Mid. & Stimel, Borſchriften zur Anwendumg 
und Bollziehung obigen Geſetzes Augeb. 1831. 8. Wer von der Eonfeription 
frei feg, f. im Verf.N. ©. 98 Note 2. 

4) Wenn auf ben Aten ein Feiertag fällt, beginnt fie am dien. Der An 
fangstermin ift jebesmal 4 Wochen vorher im allen Gemeinden zu verfünden 
Cangef. Geſes 5. 24). 

2) ©. das angef. Ge. $6. 22 und 26. 
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2) Jeder Conferiptionspflichtige ift verbunden, an dem befannt 
gegebenen Termin vor ber Gonferiptionsbehörde feiner Heimath 
entweder perfönlich ober durch Bevollmächtigte zu erfcheinen, und 
zum Eintragen in die itten fih zu melden und alle Aufſchlüſſe 
und Nachweiſe zu geben, beren bie Behörde zur Anfertigung der 
Kitten bedarf. — Die Anmeldung kann inbefien auch bei ver 
Eonferiptionsbehörbde des temporären Aufenthalts gefchehen?). 

Die nicht Erſchienenen werden, abgefehen von den Strafen 
und fonftigen Nachtheilen, benen fie unterliegen‘), von Amtswegen 
eingetragen. 

3) Die vollendete Eonferiptionslifte eines jeden Bezirks ift 
fobann 8 Tage lang in einem Zimmer ber Behörde zur Einficht 
der Berheiligten aufzulegen und in jeber Gemeinde das Namends 
verzeichniß ihrer conferibirten Juͤnglinge öffentlich anzuheften. — 
Nach Ablauf dieſer Friſt find 3 Tage zur Anmeldung etwaiger 
Reclamationen freigegeben). — Innerhalb 8 Tagen feit ber Ers 
Öffnung bes Recurstermins find Die angemeldeten Reclamationen 
zu inſtruiren, worauf dann bie Behörde am Iten Tage alle Res 
elamationen nach der Reihenfolge ihrer Anmeldung muͤndlich wieder 
holen läßt, bie Verhandlung vornimmt, vefp. reafjumirt und unter 
Vorbehalt ber Berufung und Revifion entfceibet, und auf ben 
Grund dieſer Entfcheidungen die Conſcriptionsliſte berichtigt®). 


8. 253. 
II. Die Auswahl unter den Conſcribirten. 


1) Wer von ben Conſcribirten wirklich in die Armee einzus 
treten habe, hängt einerfeits von ber Zahl, beren bie Regie 


5) Angef. Geſ. 99. 21 und 22; bie Melbung bei der Behörbe des Aufent ⸗ 
haltes muß jeboch 14 Tage vor dem Normaltermine erfolgen. 

%) Sie werden ale Ungehorfame behandelt; ſ. das angef. Gef. 8. 68. 

5) Zu reclamiren berechtigt find außer bem Gonferibirten bie ſämmilichen 
Militärpflichtigen des Bezirks, fowie die Eltern und Bormünder von beiden, und 
war nicht bloß wegen angeblich unrichtiger, fonbern auch wegen unterlaffener 
Eintragung ($. 27). N 

Aa. O. 9. 28. Wie lange. bie Entſcheidung und Berichtigung bauere, 
hängt m ben Umflänben ab. 
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* zung bebarf?), und anderfeits von ber Tauglichkeit?), eventuell vom 
Looſe ab. Daher findet unmittelbar nach dem Schluffe ber eben 
erwähnten Reclamationsverhandlungen auf Grund ber berichtigten 
Liſten das Looſen ftatt, wobei auch für jene, welche bereits frei» 
willig in die Armee eingetreten find, Loofe gezogen werben). 

2) Nach Vollendung bes Loofens und Verkündigung der Er 
gebniffe besfelben wird fogleih unter Gontrole eines befonderen 
Ausſchuſſes zum Meffen ber Eonferibirten gefchritten, wobei bie 
Eonferibirten nach der Reihenfolge ihrer Loosnummern aufgerufen 
werben‘). — Bei ber Verhandlung des Meſſens haben bie ons 
feriptionspflichtigen fich fogleich zu erklären, ob fie ſich für bienfts 
fähig Halten und ob fie Anfprüche auf Zurüdftelung machen’). — 
Die Erklärung ber Dienftunfähigfeit muß mit ber Bezeichnung bes 
Gebrechend verbunden werben, worauf fogleich die ärztliche und 
wunbärztliche Vifitation anzuordnen und je nach dem Ergebniffe 
Beſchluß zu fafien iſte). Der Anſpruch auf Zurädftellung muß 
durch Angabe der dafiir fprechenden Gründe motivirt werden, wor⸗ 
auf entweder fofort bie Entfheidung zu treffen oder dem Gonferis 
bitten ber binnen 14 Tagen zu liefernde Beweis aufzulegen iſt. 

3) Die Vifitation?) gefchieht durch das aufgeftellte Arztliche 
und wunbärztlihe Perfonal nad; einer gleichmäßigen Inftruction, 
abgefondert für jeden einzelnen Eonferibirten, unter Entfernung 


\ 


4) S. hierüber mein Verf. R. $. 162 (S. 398 Nr. 2, a); außerdem hat 
noch der freiwillige Zugang Einfluß. 

2) Ueber die Gründe, aus welden Taugliche ausnahmsweiſe befreit find f. 
Verf.R. ©. 98. 

3) Der Tag, am bem das Loofen vor ſich geht, foll 3 Tage vorher in allen 
Gemeinden Bffentfidh bekannt gemacht werben; Über die Art ber Vornahme f. b. 
Bolz.-Borihr. 99. 23, 24 und 25 (9. 8. III. ©. 365). 

%) Das anzumenbenbe Maß ift bas Bayer. Normalmaß, fo daf das Mini« 
mum auf 5 F. 4. 3. fegefegt it (6. 41). 

5) Welche Gründe hiezu berechtigen, |. im Berf. R. S. 9. 

6) Ueber die Krantheiten und Gebrechen, welche bienftunfähig machen, ſ. H. 
2. II. ©. 349. 

7) Jene, welche ſich für bienftfähig erklären, umterfiegen bei der untern Con 
feriptionsbehörbe feiner Bifitation ($. 32. — Jene, welche bei der Meffung und 
Biſuation nicht erfcheinen, werben als Ungehorfame behandelt und beftraft (8. 68 
Re. 2). 
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aller übrigen, jedoch in Gegenwart des Ausſchuſſes bei verſchloſ⸗ 
fenen Thüren. — 

Ale fonfigen Verhandlungen der Eonfcriptionsbehörben gehen 
öffentlich vor fih, jedoch fo daß bie Eonferibirten und Armee» 
pflichtigen bes Bezirks, fowie ihre Eltern und Vormünder vor allen 
zu berüdfichtigen find, wenn das Local für volle Deffentlichkeit 
zu befchränft iſt b). 

Ueber die gegen bie Entfcheidbungen ber unteren Polizeibehör- 
ben in Eonferiptionsfachen eingelegten Recurfe enticheiden in letz⸗ 
ter Inſtanz und in collegialer Form bie Kreisregierungen, K. d. 
J., welche in diefer Beziehung für ben ganzen Kreis ben oberften 
Recrutirungsrath bilden‘). Die Sigungen desfelben beginnen je» 
derzeit am 15 Jänner; bie Verhandlung ift öffentlich und muͤnd⸗ 
lich w). 


8.254. 


I. Die Aushebung. 


1) Die Aushebung für den wirklichen Dienft in ber Armee 
beginnt jährlih am 1 März und fol am legten März beendet 
ſeyn. — Der Recrutirungsrath vertheilt das jeden Kreis treffende 
Contingent nach demſelben Maßſtabe, nach welchem dieſes feſt⸗ 
geſetzt worden iſt h), auf die untergebenen Bezirke. Er beſtimmt gleich- 
zeitig für jeden Bezirk den Tag und Ort der Aushebung und die 
bereit zu haltende Reſerve. 

) Die ſaͤmmtlichen armeepflichtigen Juͤnglinge ber einzelnen 
Bezirke, mögen fte zum Contingent ober zur Reſerve berufen ſeyn, 
baben ſich an dem beftimmten Orte und Tage vor dem Recruti— 
rungsrathe zu ftelen, es müßte benn ſeyn daß einige berfelben 


®) Frauen mir Ausnahme ber Mütter der Conſeribirten find ausgefchloffen 
(8. 33). . 

9) Er vefeht aus bem Negierungepräfidenten, aus 2 — 3 Eollegialmitglie» 
bern, bem Kreiomebicinalathe unb einem befonvers ernannten Gtaatsanwalte, |. 
Bollz. Vorſchr. 8. 35. 

10) ©. das angef. Gef. v. 1828 $. 36 umb bie Format. Verorduung v. 
17 Dee. 1825 5. 26 (9. ©. III. ©. 336 und 258). 

4) Bei der Feſtſetzung der Kreiscontingente bildet bas Bahlenverhältnig ber 
Conſeribirten der einclägigen Altersclaffe den Vertheilungemaßſiab ($. 37). 
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ſchon früher freiwillig in bie Armee getreten find. — Die 
Eonferibirten haben ſich vor dem Reerutirungsrathe nochmal ber 
Meſſung und fodann alle ber förperlichen Viſitation zuunterwerfen. 

3) Auf Grund ber neuen Meflung und ber Bifitation fpricht 
ber Recrutirungsrath in öffentlicher Stgung, für welche er mit 2 
— 3 vom König ernannten unb flimmberechtigten Militärperfonen 
verftärkt wirb, über die allgemeine Dienftesfähigfeit, ſowie über 
die befondere Fähigkeit zum Cavallerie- ober Artilleriebienfte aus, 
erklaͤrt, daß bie als fähig erfannten Individuen nach ber Reihen ⸗ 
folge der Loosnummern bis zur Vollzähligmachung bes Contingents 
eines jeben Bezirks in bie Armee zu treten haben, und ruft fie 
namentlich auf. — Kann ein Eonferiptionsbezixk fein Eontingent 
nicht ganz flellen, fo muß ber Abgang durch bie übrigen Bezirke 
besfelben Kreiſes geberft werben, wobei bie Vertheilung nach bems 
felben Maßſtabe erfolgt, wie bie urfprüngliche Beftimmung bes 
Eontingents®). 

4) Die von bem Recrutirungsrathe zum Dienfte in ber Ars 
mee aufgerufenen Jünglinge werben jeberzeit gleih an das zur 
Uebernahme beitimmte Militärcommando afgegeben, ſowie ihre 
Dienftesfähigfeit ausgefprochen if). 


8. 255. 
IV. Bie Einftellung und der Tauſch der Nummern. 


1) Ieber Armeepflichtige kann ftatt feiner entwweber von An- 
fang an oder im Laufe ber Dienftzeit‘) einen Erfagmann ſtellen. 
Diefer muß 

2) Sole Freiwillige werden, wenn fle das 2008 zum Eintritt trifft, bem 
Eontingente ihres Bezirkes gutgefhrieben ($. 40); vergl. Blätter für abm. Pr. 
8. I. ©. 194 mb Bb. IV ©. 368. 

®) Angef. Gef. $. 42; wegen ber Unmürbigen |. bas Berf. R. &. 94 Note 
9. — Gebrechen, die behauptet, aber nicht erwiefen find, bewirken keinen Auf- 
ſchub (5.44). — Wer der Kufforderung, ſich dor dem Recrutirungsrathe zu ftellen 
nicht entſpricht, wird als ungehorfam behanbelt (f. $ 68 Nr. 8). Bergl. wegen, 
ber Rachſtellung Blätter für abın. Pr. ©. III S. 241 und 345, 895 und Bb. 
WV. ©. 64. 

9) Angef. Geſetz $. 43; bie Richtbefolgung biefer Verfügung wird ale Wider- 
fpänftigfeit beftraft ($. 69). 

4) Angef. Geſ. 5. 52; eine Ausnahme hievon ſ. im Berf. R. S. 95 Note 
13. Wo bie Stellung eines Erſatzmannes geboten ift, |. eben da S. 94 Note 9. 
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a) ein Inländer feyn, ber ber Armeepfliht bereits entbunben 
it), 

b) in einem Alter von minbeftens 21, höchftens 36 Jahren 
Reben; 

c) bie volle Fähigkeit zum Dienfte befigen; 

d) alle jene Verpflichtungen übernehmen, welche dem Einfteller 
gegenüber ber Armee obliegen würben. 


War der Einfteler ſchon wirklich in Die Armee eingerechnet, 
dann muß ber Erfagmann zudem bereitd eine Gapitulation von 
6 Jahren in jener Waffengattung zugebracht haben, in welcher 
ber Einfteller erfegt werden muß?). 

2) Die Feffegung ber Summe für Die Uebernahme ber Dienfte 
bleibt der Privatübereinfunft der Betheiligten überlaffen?); das 
Einftandscapital muß jedoch in jedem Falle ald Caution deponirt 
werden, und zwar entweder in Staatöpapieren oder in erceptiond« 
freien Hnpothefen‘). Dasfelbe wird ganz verabfolgt, wenn ber 
Einfteher bie übernommene Dienftzeit treu vollendet hat ober waͤh⸗ 
vend berfelben ohne fein Verſchulden bienftuntauglich wird ober mit 
Tob abgeht. — Nebenverträge und geheime Verabredungen find, 
und zwar bei Strafe, verboten. 


54) Wer daher zur Zeit ber Einftelhung feine eigene Dienftzeit noch nicht vollendet 
hau, ann nicht als Erſatzmann eingefellt werden; inbefien wird bei geringen Zeit- 
unterfdieden der Einfteler zwar eingereiht, aber beurlaubt; f. das Milit. Verordn. 
Blatt von 1856. Nr. 4 ©. 20. 

2) Angef. Gejeg $. 53 und 54. Ausnahmen in Bezug auf das Alter find 
für ſchon gediente Soldaten zuläffig, jedoch darf ber Einfteher mie Über 40 Jahre 
alt feyn, 

5) In jebem Falle muß die Caution für einen Einfteher bei ber Infanterie 
150 f., bei der Eavallerie 300 fl. betragen ($. 55). Der Eitiflandsvertrag ift 
in jener Form aufzunehmen, welde bie Gelege zum Gilltigleit der Verträge über- 
haupt vorſchreiben. Die PBrotofollirung derſelben kann auf Verlangen ber Bethei- 
ligten bei jeber Behörde geſchehen, welcher die Ausiibung des Notariats zufteht 
Gollz. Vorſchr. $. 72). Der Einftands-Bertrag unterliegt neben bem Grabations- 
lempel noch einem befondern Eonferiptionsftempel zu 12 fl. (Gef. $. 90). 

) IM die Ginflandscantion vorjchriftamäßig geleiftet, fo iR der Einſteller 
feinee Armeepflicht entbunden ($. 57). — Ueber bie Anlegung ber Einflanbsen- 
pitalien ſ. das Gef. v. 25 Yuli 1850 (©, Bl. ©. 412); ſ. auch bie Belanntım. 
v. 19 Jän. 1851 (R. BL. ©. 68 fi). 
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3) Der Taufch der Nummern ift zwifchen ben bienftfähigen 
Eonferibirten ber nämlichen Altersclaſſe bis zu dem Augenblid der 
wirklichen Einreihung geftattet; jedoch barf dabei ein Eonferibirter 
ber zur Gavallerie ober Artillerie geeignet und durch ben Recrus 
tirungsrath bereitö zur Einreifung in eine biefer Waffengattungen 
beftimmt ift, nicht mit einem dazu Ungeeigneten taufchen5). 

4) Die Gefuche und Reclamationen ber Eonferibirten in Bes 
zug auf Einftellung und Tauſch ber Nummern entfeheidet ber Re— 
crutirungsrath in legter Inſtanz, und zwar in ber Regel unter Beis 
siehung der Militärbeifiger; ohne biefe dann, wenn bie Bertaus 
ſchung vor der befinitiven Berichtigung ber Eonferiptiongliften ſtatt⸗ 
fand. Handelt e8 ſich um bie Erfegung eines ſolchen, ber bereits 
in bie Armee eingetreten war, fo erfennen über bie allgemeine und 
befondere Dienftesfähigfeit der Erfagmänner ausfchließend die Mir 
Hitärbehörben®). 


5.256. 
V. Die Entlaffung. 


1) Die Armeepflicht derjenigen, welche in bie Armee einge: 
reiht wurden, endet in ber Regel erſt, wenn fie bie gefepliche 
Dienftzeit von 6 Jahren in der Armee zugebracht haben; früher 
nur dann, wenn ein Einzelner 

a) bienftuntauglich wurbe, ober . 

b) einen tauglihen Erfagmann ftellte, vefp. einen Bruder fubr 
ftituirte, ober 

c) wirklich in ben geiftlichen Stanb eingetreten iſt. 

Dasfelbe gilt analog auch von ben Erſatzmaͤnnern 1). 

2) Für jene Eonferibirten, welche nicht in bie Armee einges 
reiht wurben, erlifcht bie Armeepflicht in ber Regel während bes 





8) Angef. Geſetz v. 1828 $. 59; erleichtert if das Tauſchen umter Bräbern. 

6) Angef. Gef. 99. 56 und 60; die Verhandlungen barliber verbindet ber 
R. R. mit jenen Über die Aushebung überhaupt. 

4) Angef. Gef. 88. 61 und 62; ein Erfagmann der erftim Laufe ver Dienft- 
zeit einſteht, hat natürlich nur fo lange zu dienen, als feinem’ Einfteller noch 
obgelegen hätte. 
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2ten Jahres derfelben, unmittelbar nad) Vollendung ber Aushebung 
jener Alteröclaffe, welche im erſten Jahre der Armeepflicht ſteht?); 
früher nur dann, wenn und fowie der eine oder andere 
a) mit Gebrechen behaftet if, bie ihn bienftuntauglich machen, 
‚ober 
b) unter Beobachtung ber gefeglichen Vorfchriften einen Erſatz ⸗ 
mann ftellt; oder 
6) der Waffenehre durch begangene Verbrechen ober Vergehen 
unmürdig wird und zu ber den Dienft ſurrogirenden Arbeit 
verwendet wurbe ober in Bereitfchaft ftand. 

3) Sobald die Armeepflicht beendet ift, find bie betreffenden 
Individuen durch Ausftellung legaler Urkunden berfelben zu entlaf- 
fen), und zwar erhalten 

a) jene, welche in der Armee dienten, fürmliche von den Milis 
tärbehörben außgefertigte Abfchiebe; ’ 

b) die übrigen einfache vom Recrutirungsrathe ausgeftellte Ent- 
laffungsfcheine. 

Eine Ausnahme greift in Kriegszeiten Platz; während derfelben 
Kann eine Entlafjung aus bem ftehenden Heere nicht verlangt wer⸗ 
den. Wird fie als zuläffig erachtet, fo follen jederzeit vor allem 
bie am längften Dienenden entlafjen werben‘). 


2) Ueber ben Beginn der Militärpflicht |. Berf. #. ©. 98; mit KRiüdficht 
Hierauf gibt es alle Jahre zwei itersclaffen von Armecpflichtigen, männlich zuerft 
jene, welche in dem einfchlägigen Kalenberjahre ihr 22fles, mub als zweite jene, 
welche ihr 28ſtes Lebensjahr zurädtegt (9. 5 — 7). 

3) Daß die Entlaffung am fi feine Wirkung für die Reſerve und Landwehr- 
pflicht habe, f. Berf. R. ©. 95 Nr. 2 und 3. 

%) Judividuen, welche während ihrer Dienflzeit wegen Verbrechen oder Ber- 
gehen verurtheilt werben, ſind zwar nuverzüglich aus ber Armee zu entfernen, 
ihre Entloffung erhalten fie aber exfl, wenn fie einen Erfaßmann geftellt ober die 
noch Übrige Dienftzeit die im 8. 45 bes Geſetzes bezeichneten Arbeiten verrichtet 
haben. Wegen der Entlaffung folder, die auswandern, ſ. Verf. R. ©. 77. — 
Die Eutlaßſcheine unterliegen neben bem Claſſenſtempel zu 15 kr. (als Zeugniffe) 
noch einem befonbern Confcriptionsftempel zu 6 fl.; ſ. das Heer ⸗Erg.Geſ 5. 90. 
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B. Das Marſch⸗ und Einquartierungsweſen. 
1. In Sriedensseiten ®). 


8. 257. 
N.Allgemeine Orundfäge. 


1) Die Unterbringung und Verpflegung bes ftehenden Heeres, 
fowie die Beftreitung ber fonftigen Bedürfniffe beöfelben if eine 
Laft des Staates. Er baut und erhält zu biefem Zwecke Cafernen 
und forgt für die Verföftigung der Mannfhaft. — Diefe für 
die gewöhnlichen Verhaͤltniſſe geltende Regel leidet unter außer» 
ordentlichen Umftänden Ausnahmen — namentlih bann wenn 
Truppen auf dem Marfche begriffen find oder nur vorübergehend 
an einem beftimmten Orte ſich aufhalten?), wobei bie Gründe 
eines folchen Aufenthaltes entweder in ber Requifition einer Civil—⸗ 
behörbe ober in militärifehen Anorbnungen liegen können. 

In folchen außerorbentlichen Fällen find die Staatdangehörigen 
verpflichtet, "ben Truppen Wohnung, Koft und bie nöthige Bor 
fyann zu gewähren, fo jedoch baß die ben Untertanen zu dieſem 
Behufe von den inländifchen militärtfchen und bürgerlichen Behörs 
ben auferlegten Reiftungen in der Regel als allgemeine Landeslaften 
zu behandeln und vom Staate zu vergüten find, foferne ſie nicht 
kraft beſtehender Gefege ober aus beſtimmten Rechtstiteln uns 
mittelbar der Staatscaffe, beftimmten Gemeinden ober Perfonen 
obliegen, ober auch won ben betreffenden Truppentheilen fofort voll 
ftändig vergütet werben®). 

2) Diefe Regel leidet übrigens Ausnahmen, indem ber Staat 
für gewiſſe Leiftungen garfeine, für andere nur eine theilweife Bergü« 


*) ©. das Geſetz, bie Einguartierungs- und Vorfpannslaften- in Friedens“ 
zeiten betr. v. 25 Juli 1850 (9. 8. VI. ©. 385 ff.), dann bie Bollzugevor- 
fepriften dazu v. 31. Juli 1850 (a. a. O. &. 390 fi.) und bie Erläuterung bes 
Geſetzes von Brater in Dollmann, Geſetzg. Th. II. 8. 1. ©. 219 ff. 

4) Angef. Gef. Art, 9. 

2) Den einheimiſchen Truppen ſtehen bie Truppen verbilnbeter Staaten in 
len den Beziehungen, um bie es fid hier hanbelt, in ber Regel gleich; f. das 
angef. @ef. Art. 1 mb 2. 

®) Angef. Gefeg Art. 1 und Brater, a. a. D. S. 224 ff. 
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tung gewährt‘). Bür folche Auslagen hat bie Gemeinde einzus 
ſtehen, und fie hat bie Mittel zur Dedung berfelben zu erholen 

a) von ben fämmtlichen fteuerpflichtigen Einwohnern der Gemeinde; 

b) von jedem, ber in der Gemeinde fteuerbare Realitäten bes 
figt, ober fleuerbare Gewerbe ausübt, ohne felbft dort zu 
wohnen; 

e) von ben Stiftungen, Eorporationen und dem Staatsärar für 
ihre fteuerbaren Befigungen in ber Gemeinde, mit Ausnahme 
ber für Staats⸗, Gemeinde, und Stiftungszwede verwenbe- 
ten Gebäubed). 

Den Maßſtab zur Vertheilung biefer Laft auf bie einzelnen 
Pflichtigen bilden die fämmtlichen directen Steuern, womit jeder 
berfelben in ber Gemeinde angelegt ift, wobei in Bezug auf bie 
Form der Vertheilung, bie Beitreibung ber Beiträge u. f. w. bie 
für die Gemeinde-Anlagen geltenden Vorfchriften Anwendung fins 
den ẽ). 

In Bezug auf jene Leiſtungen, welche ber Staat vergütet, 
handelt es ſich weiter baum, wer fie zunächft zu übernehmen habe 
und nad) welchem BVerhältniffe fie zu vertheilen feyen, und bann 
welche Vergütung bafür gewährt werde. Die Beantwortung diefer 
Punkte fol die Aufgabe bes folgenden Paragraphen feyn. 


8. 258. 


9) Die Bertheilung und Vergütung der Leiftungen. 
r 


1) Zur Uebernahme ber Natural Einquartierung gegen bie 
gefegliche Vergütung find alle fteuerpflichtigen Einwohner ber 


) ©. bie Zupammenftellung biefer ben Gemeinben obliegenden Auegaben 
Bei Brater a. a. O. ©, 238 unb 239. 

5) Angef. Gefeg Art. 10 Abſ. 1, Brater a. a. O. S. 338. 

6) Angef. Geſetz Art, 11; bie Wittwen- ımb Waiſenfonds - Beiträge ber 
Stantsbiener fallen hier nicht unter bem Begriff ber birecten Gtenern; Braten 
a. 0. D. ©. 244. 
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betreffenden Gemeinden) fowie alle biejenigen verpflichtet, welche 
Wohngebäude im Gemeindebezirk befigen und anderswo ihren Wohnftg 
haben. — Den Mafftab für bie Vertheilung ber Natural Ein 
quartierung bitben bie fämmtlichen birecten Steuern, mit denen 
der Duartierpflichtige in dem Bezirke ber Gemeinde angelegt ift, 
wobei es ber Gemeinde unbenommen bleibt, auch einen ‚andern 
Mapftab dafür zumählen?), Die Bertheilung geichieht durch eine von 
ben Gemeindebehörben aus ben verfchiebenen Kategorien ber Pflichtir 
gen aufje 1 Jahr gewählte Einquartierungscommiffion, in Stäbten 
und Märkten aus 5 — 12, in Landgemeinden aus 5 Mitgliedern 
beftehend>). Diefe Hat aMjährlih die uartierträger nad 
dem gefeglichen Maßftabe in Claſſen einzutheilen, und das. Bers 
zeichniß 14 Tage lang zur Einficht ber Betheiligten aufzulegen. — 
Gegen die Befchlüffe der Commiſſion ift Reclamation an den vor 
gelegten Magiftrat ,-in Landgemeinden an bie Diftvietspoligeibehörbe 
zuläffig, und gegen bie Reclamationsbefcheide Tann binnen 14 
Tagen Berufung an bie vorgefegte Kreisregierung eingelegt werden). 

2) Die Vergütung für bie Einquartierung und Verpflegung 
„ber Truppen beträgt auf ben Mann und Tag gerechnet 

a) für das Quartier 4 fr; 
b) für Verabreichung der vollen Koft 24 fr.; 


c) für die Mittagskoſt 15, für die Abendkoſt 6, für das 
Fruͤhſtück 3 kr. 
Bezüglich der Fourage für die Pferde wird bie ſchwere Ration 


) Die Ausnahme zu Gunften der Stanbesherren f. im Berf. R. S. 190 
— Bei fogenannten „nicht flänbigen Garnifonen“ ift ben Gemeinben bie Wahl zwi» 
ſchen Einquartierung umb Eafernirung gelaffen ; f. Art. 9Abſ. 2 und 3; f. Brater 
©. 2397. 

2) Angef. Gef. Art. 10 Abf. 2 und Art. 12. Brater S. 242 und 245. 
Im Falle die Gemeinde einen andern Maßſtab wählt, fteht den Pflictigen das 
Recht der Berufung an bie höheren Stellen zu. 

3) Die Wahl in die Eommiffion kann nur aus Gründen abgelehnt werben, 
welche von der Uebernahme eine® Gemeinbenmmtes befreien: |. Art. 17 und m 
Verf. R. ©. 249. 

%) Ungef. Geſetz Art. 13 — 16; Brater S. 247 ff. 

Does, bayer. Berwaltungdrect. . 32 
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mit 25 fr., die Ration ber ſchweren Gavallerie mit 22 kr., und 
die leichte Nation mit 18 Fr. vergütet). 

Bei der Einquartierung wirbein Officer bis zum Oberlieutes 
nant einfhlieglich für 2 Mann, ein Hauptmann, Major und 
Oberfilieutenant für 3 Mann, ein Oberft für 4 Mann, ein Ge 
neralmajor für 6 Mann, jeber höhere Officer für 8 Mann ger 
rechnet. Der mit dem Officer etwa einquartierte Bebiente wird 
für einen weiteren Mann gezählt‘). 

3) uhren (Borfpann), Handfrohnen, Botengänge find von 
ben Gemeinbegliebern nach ben Normen zu leiften, welche fonft für 
bie Gemeindefrohnen gelten. — Die Entſchaͤdigung für Hands 
feoßnen und Botengänge richtet fi nach ben ortsüblichen Tage 
löhnen. Bür ben gewöhnlichen Borfpann wird für bas Pferd 30 
fe, für den Wagen 15 fr. und für bie Verpflegung des Knechtes 
10 fr. für die Meile ohne befondere Vergütung ber Rüdfahrt vers 
gütet”), . 

Bei Lieferungen bildet der accorbömäßige Preis, und wenn 
fein rechtsguͤltiger Accord befteht, ber zur Zeit der Lieferung am 
Lieferungsorte geltende Marktpreis ben Vergütungsmaßftab®). 


$. 259. 
II. Die Ariegslaften ®). 


1) Die Quartierlaſt ift auch in Kriegözeiten nach dem—⸗ 
felben Mapftabe wie in Friedenszeiten zu vertheilen!): bie Vers 


5) Gef. Art. 2. Steigt in einem Kreife ber Normalpreis bes Kornes über 
12, bes Habers über 6 fl., fo ift bie Bergütung für die Koftportion ber Mann 
haft und für die Fourage verhältnißmäßig durch die Kreisregierung zu erhöhen. 
Was der Soldat vom Quartiergeber fordern könne, f.in ber Bekanntmachung v. 
3 Juli 1850 (9. 2. VL S. 389). 

5) Angef. Gejeg Art. 3. ir eine Solbatenfrau und für je zwei Kinder 
wirb Vergütung wie für einen Mann gefeifter. 

7) Art. 5 und 6; Brater S. 232, . 

8) Art, 7; Brater ©. 233. Der Commanbivende ber einzuguartierenben 
Truppen · Abtheilung hat bas genaue Verzeichnis berfelben in ber Hegel vorher an 
die Gemeinbebehörben zu Üübermaden; |. Art. 8, 

*) ©, Geſetz, bie Peräquation ber Kriegslaſten betr. v. 22 Jul. 1819 (9. 
8. 1. S. 397 fi. 

S. das Geſetz v. 25 Juli 1850 Art. 19. 
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gütung für bie bei Durchzügen und Cantonnirungen fremder 
Truppen erwachfenen Laften richtet fi nach den Beftimmungen 
bes Kriegölaften-Beräquationsgefeges2). Dasfelbe theilt aber zum 
Behufe der Ausgleihung und Entfehädigung die Laften in allges 
meine Lanbeslaften, in gemeinfame Laften bed Kreifes, dann in" 
gemeinfame eiftungen ber Gerichts «refp. Polizei)-Bezirke?) und 
in ſolche ber Gemeinden ‚und endlich in Leiftungen ber einzelnen 
Individuen. 

8) Nur die Landlaften Haben auf allgemeine Ausgleichung ober 
auf billige Vergütung auf Koften aller Kreife Anſpruch. 
Welche Laften als ſolche zu behandeln feyen, ift im Artifel 4 
bes Gefeged duch Aufzählung ber einzelnen Arte: von 
Leiſtungen genauer beftimmt‘). 

b} Die übrigen Laften eignen ſich nur zur allenfallfigen Auss 
gleihung unter den Bewohnern des Kreifes, ber Diftricte 
oder Gemeinden, jedoch in ber Art, daß einzelne Kreife bes 
Königreiche, wenn fie bei einem Kriege allein durch - fhmere 
und bebeutenbe Laſten betroffen werden würden, von "den 
Übrigen Kreiſen, welche wenig oder nicht gelitten haben, ent 
ſchaͤdigt werben follen. Auch diefe Kategorien von Laften 
bat dad Geſetz einzeln aufgezählt und abgetheilt?). Was 
nun unter biefen gemeinfamen Laften nicht erwähnt wird, 
muß als Privatlaft ven ben Einzelnen getragen werben. 

Die Ausgleihung der Kriegslaften in den Kreifen fol halb⸗ 





?) Im Jahre 1850 hatte man bie Abficht, auch biejes Gefey einer Reviſion 
au unterziepen ; allein bis jet iſt zur Verwirllichung nichts geſchehen. 

Dieſe Bejeichnung in Art. 2 wird in Art. 8 u. 6 berichtigt, indem Gier 
„von Diftricten“ bie Rede iſt. 

„88 gejören 5. B. dahin: Lieferungen in bie vom ber oberen Regierungs- 
behörbe angeordneten Hauptmagazine inner ober auferhalb Landes und bie 
Transporte bahin, Berproviantirung der Beftungen, feindliche Requifitionen und 
Contributionen, die dem ganzen Lande auferlegt wurden u. ſ. w. 

) Als Kreislaften werben z. B. erflärt Lieferungen in Kreismagazine und 
die Transporte dahin, Berpflegung der Di ‚Generale bei Stanbquartieren 
(bie der commanbirenden Generale fält unter lit. a.; ale Difrictslaften: Bergütung 
ber auf, obrigteifichen Befehl von ben Untertpanen über ben fietreffenben Betrag abge» 
gebenen Naturalien, dann des für ben Diftrict zu leitenden Borfpanns u. |. w. 

32* 





500 Zweies Bud. 


jährlich, die in den Difricten von 3 zu 3 Monaten, in den Ge 
meinden monatlich erfolgen. 

2) Der Vergütungsmaßftab iſt durch das Geſetz feftgefegt, und 
zwar befteht er: 

a) bei Lieferungen in bie Magazine in bem bei ber Ausfchreis 
bung ober dem Accorde feftgefegten, eventuell dem Normals 
preife des Jahres; 

\b) bei Transporten in 4 fr. per Meile vom Eentner; 

e) bie vollftändige Koftportion wird mit 20 fr. für ben ge 
meinen Mann vergütet; 

d) für die Vorfpann von 2 Pferden wird für die Meile 1 fl, 
für den Wagen auf eine ganze Station 30 fr. und für den 
Knecht 30 Fr. berechnet‘). R 

Derfelbe Maßſtab gilt auch für bie Ausgleichung in ben 

Kreifen u. f. w., infoferne nicht die Betheiligten durch freiwilliges 
Einverftändniß einen anderen Mapftab wählen. 


8. 260. 
©. Die Landwehr. 


1) Wer zur Landwehr pflichtig fey, und welches im allge 
meinen bie Beftimmung unb bie rechtliche Stellung berfelben fey, ' 
davon haben wir ſchon im Verf.Rechte geſprochen . — 

Jeder Landwehrpflichtige tft in der Regel verbunden, in ber 
Landwehr perfönlich Dienft zu leiften. Die Dienftleiftung wird 
erlaſſen: 

a) denjenigen, welche wegen erwieſener Gebrechen als untaug⸗ 
lich erlannt werden ); 


6) Die Entſchädigung für Demolitionen und dergleichen beruht auf eidlicher 
Schätung von Sachverſtandigen; f. das angef. Gefeg v. 1819 Art. 9 und 10. 

4, S. Berf.Recht ©. 96 Note 18 und ©. 403; zu ben bort genannten 
Quellen ift noch hinzuzufügen: die Verordn. v. 9 Mai 1854, Abänderungen ber 
Sandwehr-Orbn, betr. (9. B. VII. ©. 103 ff.). 

2) ©. über bie Normen für bie beffallfige ärztliche Viſitation bie angef. 
Berorbn. v. 1854 95.2 — 5. 
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b) ben Hof- und Staatödienern, den Magiftratsvorftänden und 
Raͤthen, dem bei den Magiſtraten angeitellten Unterperfonal, 
den Gemeindevorftehern und Schullehrern; 

c) ben Aerzten, Advocaten und Notaren; 

d) denjenigen, bei welchen wichtige Gründe in Berug auf 
Dienft oder Häusliche Erhaltung zur Dispenfation vor 
liegen®). 

Die wegen Verbrechen ober infamivender Vergehen Verurtheil⸗ 

ten find vom Dienfte ausgefchloffen 2). 

2) Alle jene, welche vom Dienfte befreit, ober bavon aus» 
geſchloſſen (tefp. fuspendirt) find, Haben, wenn fie nicht ganz vere 
moͤgenslos find, flatt bed Dienftes eine Reluition zu leiften, 
welche 

” a) in den Städten I. Elaffe die Summe von 30 fl.; 

b) in ben Städten II. Claſſe die Summe von 20 fl; 

c) in ben Fleineren Städten und Märften bie Summe von 10 fl., 
und in Landgemeinden die Summe von 5 fl. jährlich richt 
überſchreiten darf). 

Dieſe Beſtimmungen gelten indeſſen nur ſo weit als die cend⸗ 
wehr in Activität if. Die Landwehr-Ordnung erklaͤrt nun aber 
außer ben Kreis⸗Commandos als activ für den Local und Bezirks⸗ 
bienft: 

a) die Landwehr in den Städten und Märkten mit magis 

ftratifcher Verfaffung ; 

b) die Bataillonscommandanten der Bezirke auf bem Lande mit 
ben erforberlichen Adjutanten ; 

e) in eben biefen Bezirken die fchon vorhandenen, vorfchriftmäßig 
uniformixten und bewaffneten Corps ber berittenen Ordon⸗ 
nanzen ber Cavallerie und der Schügen, infoweit bie 
Mannfchaft aus wirklichen Gemeindegliedern zuſammengeſetzt 
iſt, welche in Hinlänglicher Anzahl aus freiem Antriebe er- 
klaͤren, benactiven Dienft mit bleibender Verbindlichkeit fortfegen 
und ben Aufwand aus ihren Mitteln beftreiten zu wollen; 


9 ©. bie Sandwehr-Orbn, $. 7. Nr. 2; über ben Ieteren Fall entfheiben 
bie Kreisregierungen und bie Kreiscommanbos. 

4) Der in Auflageftand Berjetste wird fuspenbirt; f. Landwehr -Ordn. $. 6. 

%) S. bie angef. Berorbn. v. 1854 55. 6 u. 7. 
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d) unter gleichen Vorausfegungen bie ſchon gebilbeten Fuͤſilier⸗ 

compagnien in Städten und Märkten ohne Magiftrats). 

3) Die Staböofficiere ber Landwehr werben durch f. Patent 
ernannt; ber Antrag geht nach gutachtlicher Einvernahme ber Kreis⸗ 
zegierungen und Kreiscommandanten vom Minifterium bes Innern 
aus. Zur Belegung ber übrigen Officierd » und gleichgeachteten 
Stellen fteht der Vorfhlag den bei ben Landwehrcorps gebildeten 
Wahlcommiffionen zu; bie Ausfertigung ber Patente kommt ben 
Kreißregierungen unb ben Kreiscommanbanten zu‘), — Die Ers 
nennung ber Unterofficiere gehört zu ben Befugnifien der Regis 
ments und Bataillons-Eommanbanten. 

4) Jedes Lanbwehrbataillen, fowie jedes aus mehreren Bas 
taillons zufammengefegte Corps hat feine befonbere Caſſe, beren 
Einnahmen vorzugsweife fließen: 

a) aus ben freiwilligen Beiträgen ; 

b) aus ben Reluitionen ber Lanbwehrpflichtigen. 

Aus ihr find bie Ausgaben für bie Regie und für fonftige 
Bebuͤrfniſſe bes Landwehrdienſtes zu beftreiten. Die Revifion ber 
Rechnung fteht unter dem Vorfig bes Commanbanten und eines 
BVolizeibeamten einem Ausfchuffe au; ergeben fich Hierbei erheb⸗ 
liche Bedenken, fo findet eine Superrevifton durch bie Kreids 
zegierung im Benehmen mit dem Kreiscommando fatt®). 


6) &. Landiwehr-Orbn. $6. 16 und 17, 

7) Sandwehr-Orbn. 8. 25; bie Berorbn. v. 8. Nov. 1850 (R. Bl. ©. 865) 
ſtellt ben lehleren eine Zeitlang (feit 1848) anfgehobenen Modus wieder her. 

8) Landwehr-Orbn. 55. 43, 44 und 46; bie Erhebung, Verwaltung, Ber- 
wendung und Verrechnung iſt Sache einer eigenen Delonomie-Commiffton 
6. 55). 
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Die beigefügten Zahlen weifen auf bie Seiten, bie in Klammern 
eingefchloffenen Zahlen auf die Noten hin. 


A. 
Abgeordnete der Polizei bei Berfamm- 
fungen, 214, 217. 
Abtöfung der Forfirehte, 302. 
ber Grunbfaften, 285. 
der Weiderechte, 290. 
Ablsoſungscaſſe, 466. 
Abſchriften, Tare von 417. 
Acceß bei den Mittelftellen, 11. 
Accife, f. Auficlag. 
Aderbaufchulen, 58, 294. 
Activfapitalien des Staats, 402. 
Aojuncten bei ben Landgerichten, 90, 91. 
Adminiftrativ » contentiffe Gegenftänbe, 
80, 130. 
Abbocaten, 143, 
Adoocaten-Wittwwen- u. Waifen-Penfions- 
Auftalt, 146. 
Aerzte, 289. 
Armen · Aerzte, 202. 
Gerichts · Aerzte, 88. 
Agenten, diplomatiſche, 28. 
ber Feuerverſicherungs · Anſtalreu, 268. 
ber Hagelverſicherung 270. 
Alademie ber bildenden Künſte, 386. 
ber Wiſſenſchaften, 384. 
ve, bei ben Sandgerichten, 90 u. 91. 
Amortiſationse aſſe, ſ. Benfion. 
Amtsburgſchaften, 45 (7). 





Anmeldung von Forberungen am bie 
Staatscafie, 460. 

Annuitäten an bie Ablöfungscaffe, 467. 
Anſtedende Krankheiten, 236. 
Anftellung, Fähigkeit zur, 9. 
Anftelungs-Taren, 418. * 
Apotheten, 241. 
Appellation in Civilſachen. 129. 

in Straſſachen, 139. 
Appellationsgerichte, 29. 
Arbeiten, öffentliche, |. Handel, 
Arbeitshäufer, 141. 
Archiv, ſ. Haus“, Reihe, Staats: 
Arealfteuer von Gebäuden, 442, 
Armee, Minifterium ber, 64. 
Armen-Xerzte, 202. 
Armenfonde, 196 ff. 
Armenpflege, 181. 
Armenpflegijaftsrath, 189, 
Armenrecht, 148. 
Armentagen, 198, 199. 
Arceft-Strafe, 275. 
Arronbirung ber Güter, 286. 
Affecuranz-Anftalten, 259. 
Aflefioren bei dem Sanbgerichten, 91. 
Aubitoriat, 67. 
Aufenthaltslarte, 170. 
Aufgebot ber bewaffneten Macht, 228, 
Aufſchlagedefraudation, 427. 
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Auffchlagegefälle, 424. 

Aufiäläger, 46, 426, 

Aufficht, poligeifiche, 274. 

Aufflände, Abwehr der, 219. 

Unterbrildung ber, 222. 

Ausgaben-Exat, 390. 

Auegaben, Staats-, 456. 

Aushebung ber Mititärpflichtigen, 488. 

Ausländer, Behandlung der, 165. 

Anlieferung von Fremden, 171, 266. 

Ausſchlag der Brandſchadensbeiträge, 266. 

Ausiguß zur Prüfung ber Gewerbe 
Reuerfaffionen, 446. 

Ausfguß zur Prüfung ber Capitalten- 
ten- und Einkommenſteuerfaſſionen 
453, 

zur Eontrofe ber Brandverfiherung, 
264. 

zur Verwaltung ber Advocaten - Pen- 
Ronsanftalt, 147. 

Ausfpielen, 412. 

Ausweifung von Fremben, 172. 

Auszug aus dem Grunbfteuerkatafter, 
439. 

aus bem Hypothefenbuche, 121. 


Bader, 240. 

Bahn ⸗ Polizei, 341. 

Bant, bie vipotheten · und Wedhfel-, 298. 
die kgl. zu Nürnberg, 47, 359, 

Bant · Noten, 351. 

Ban-Behörbe, oberſte, 55. 

Baufall- Wendung in Stantsgebäuben, 

39. 

Baugewerlsſchule, 58. 

Bau-Infpectoren, 59. 

Bau-Bolizei, 233 (4). 282, 251. 

Baurath, 59. 

Bedenkenprotololl, 482. 

Begräbnißpläte, 236, 

Beiträge zur Armenpflege, 191. 

Bergämter, 51. 

Berg-Regale, 407. 





Bergwerls« Adminiſtration, |. General» 
Bergw. Adm. 
Berichte, überhaupt, 14. 

Jährliche der Minifter, 21. 
Berichtigungen, amtlije, 212 (10). 
Berufung, |. Appellation. 
Lefhlagnahme von  Preferzeuguiflen, 

212. 
Beſchreibung der Armen, 193. 
Beſchwerden an ben König, 100. 
Beſtätigung von NRechtsgeſchäften, 124. 
Betriebsamt-ber Donau: Dampffchifffahrt, 
62. 

Vetriebsanlage ber Gewerbeſteuer, 445. 
Bettelmandat, 174 (1), 192. 
Bewäfferungs-Anlagen, 282. 
Bezirkszerichte der Pfalz, 6, 32. 
Bezugsregifter, 476. 
Blattern, 237. 
Bligableiter, 252. 
Bonitirung ber Grunbftüde, 437. 
Boten, 343, 347. 
Börfen, 859. 
Brandverfiherungs-Anftalt, 259. 

Ausſchuß, 264. 

Imfpectoren, 60. 
Briefpoft, 345. 
Buchhaltung, 476, 
Buchhandel, 211. 
Budget, 392. 
Bureau· Syſtem, 11, 86, 98. 
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Cabinetsfecretariat, 20 (2). 
Cabettencorps, 67 (4). 
Calenderſtempel, 422 (2). 
Ganalanıt, 62, 335 (4). 
Eanalgebühren, 336. 
Capitalrentenſteuer, 449. 
Eaffationshof, 28. 
Catafter, 439. 

Auszug, 439. 

Eommiffien, 47 (4). 
Eautionen ber Beamten, 45 (7). 
Centralſchulbücher · Verlag, 41 (8) 
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Centralſchule, landwirthſchaſtliche, 293. 
Centralſtellen, 8. 
Central · Thierarzneiſchule, 258. 
Eiviljuftiz, 124. 
Claſſen der Aabemie der Wiflenfchafe 
ten, 884 
Elaffenftempel, 422. 
Eioffification ber Grunbfüde bei der 
Anlage der Grunbfeuer, 438. 
der Gebäude nach ihrer Feuergefähr · 
lichteit. 265. 
Collegialſyſtem, 11, 87, 97. 
Eommifftonen für Gewerbeprüfungen, 
318. 
Competenz-Eonflicte, 27, 29, 34, 108. 
Coneeſſion zu Gewerben, 314, 316 fi. 
Eonceffionen zu Eifenbapnen, 337 fi. 
Eoncnrrenz von Polizeübertretungen mit 
Verbrechen, 277. 
Eonferenz-Minifterium, 17. 
Eonfeffionen, Schutz ber, 228. 
Eonfeription ber Armen, 193, 
ber Militärpflichtigen, 487. 
” Eonfiftorium, 42. 
Conſuln, Ausftellung von Päflen durch 
bie, 167, 169. 
Contraſiguatur ber Minifter, 20. 
Contrebande, 431. 
Controleure bei Finanzämtern, 475 
Erebitvereine, 297. 
Culturpolizei, 281. 
Eulturftreitigfeiten, 131. 
Curatel in Bezug auf Gemeinden, 33. 
” nm Stifwungen, 40, 
über Verſchwender, 183. 


D. 


Dampfteſſel, 233. 
Definitivum ber Grundſteuern, 434. 
Deftaudation bes Aufſchlags, 427. 
des Siempels, 428. 
der Zölle, 431. 
Depofiten-Eommiffion, 122. 
Depoſitenweſen, 121. 
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Deferbit des Adocaten, 146. 
Deuthſche Schulen, 362 ff. 
Diebſtahl, Vorlehr gegen, 247. 
Dienft der Gendarmerie, 157 ff. 
Dienfiboten-Orbnung, 231. 
Dietriche, 248. 
Dimenfionsftempel, 424. (7) 
Dimiffion als Diseiplinarftcafe, 874. 
Directe Steuern, 433, 
Diecipfinargemalt der Minifter, 21. 
in Bezug auf Advocaten, 149, 
Dieeipfinar-Rath bei ber Genbarmerie, 
156. 
Diftricts- Armenpflege, 189. 
Diftrictepofizeibehörden, 35. 
Difrietsfäulinfpectoren, 96, 369. 
Diſtricioſtrahen 329. 
Dominicalfteuer, 435. 
Donaudampfſchifffahrt, Betrieb der, 62, 
al. 
Donau Main-Ganal, 335, 411. 
Dulten, 354. 


©. 
Eilwagen, 346. 
Eingangszölle, 428. 
Einkommenfteuer, 451. 
Einnahmen-Etate, 390, 
Eingnartierung, 495. 
Einftande-Berträge, 492. 
Einteilung bes Landes, 5. 
Eiſenbahn · Aemter, 62. 
Eiſenbahn · Bau, 837. 
Eifenbahnbau-Commifften, 57. 
Eifenbahnen, Betrieb ber, 340, 
Eiſenbahn · Schuld, 465. 
Ellerlichen Gewalt, Mißbranch ber, 281. 
Entlaffung der Mititärpflihtigen, 493. 
Entſchãdigung wegen Brandfchabens, 264. 
Entwäfferungs-Anlagen, 282. 
Entwendung, Verhütung ber, 247. 
Epidemie, 243, 
Epistopalgewalt, k., 40, 42. 
Epigootien, 258. 
Erbloſe Güter, 412. 
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Erbrecht der Armenpflege, 197. 
Erbſchaftotare, 418. 
Erhebung der Gewerbeſteuer. 448. 

der Grundftener, 440. 

„ Häuferftener, 443. 
Der Stantagefäle überhaupt, 471. 
Erlöfgung der Forberungen an bie 

Staatscaffe, 457. 

Erfagmänner bei ber Armeepflicht, 491. 
Erwerbsarten, freie, 315. 
Erziehung, 40, 41. 
Srichunge-Snfiun, 379. 
Etats, 20, 
—E ber Rentãmter, 471. 


5 

Fabrit, Befähigung zum Betrieb, 810. 

Verleihung der Conceffion, 317 (2). 
Gabritarbeit, Verwendung don Kindern 

für die, 235. 

Fabriktath, 326. 
Familien · Ordnung, 230. 
Fafflon des Eintommens, 453. 

des Ertrags ber Gewerbe, 446, 
Geiertage, fichliche, 228. 
Feldpolizei, 248, 
Feuerbefhan, 252, 
Feuerpofigei, 251. 
Feuerverficherungs-Anftalt, 259. 
Finanzen, Minifterium der, 43. 
Finanzlammern bei ben Kreiöregierungen, 

47, 69, 81. 

Finanzverwaltung, 388 ff. 
Fiscale, 44 (5), 82. 
Firirumg ber Forſtrechte, 301. 

der Grumblaften, 288. 
Flurwãchter, 248. 
Flußtwart, 335. 
Fluſſe, 333. 
Folien bes Hypotheleubuches, 117. 
Forflämter, 48. 
Sorfifrevel, 248. 
Forftprobuete, Verwerthung ber, 399. 
orftrecte, 301. \ 
Gorffgule, 309. 





Regiſter. 


Forſtwart, 49. 

worſtwirihſchaft, Förderung ber, 300. 
des Staates, 397. 

Tonrage-Rationen, 497, 

Freie Gewerbe, 315. 

Freiheit, Schuß ber, 245. 

Frei-Rure, 407 (4). 

Freifagen der Lehrlinge, . 

Freiwillige Gerichtebarteit, 110. 
Tagen von ter, 416. 

Brembenbüder, 170. 

‚Srembenpoligei, 165. 

Frohnen, 285. 


©. 


Gebäude bes Staates, 394. 

Gebäubeverfiherung, 260. 

Gesüßren, |. Canal, Eiſenbabn-, Por- 
nem . 

Gefängniß-Strafen, 141. 

Gegeuzeichnung der Vlinifter, 20. 

Geheime-Rath, der, 16 (1), 9. 

Geheime-Raths-Eonferenz,; 16. 

Geheime-Rathe- und Kanzleitare, 413. 

Geheimes Staatsminifterium, 17. 

Geiſtestranke, Sorge für, 244. 

Gelbweien, 350. 

Gemälde-Gallerien, 387. 

Gemeinde - Ausfhuß, Strafgewalt bes, 
278. 

Gemeinde-Behörben, ihre Zuftimmung zur 
Verhandlungen, 216. 

Gemeinden haften fir Beſchädigungen 
bei Aufruhr, 219. 

Gemeinden, Erfagpflibt bezüglich bes 
bei Tumulten gefifteten Schabens, 
20. 


Gemeinbewege, 329 fi. 
Gemiſchte Rechtefachen, 130, 
Gendarmerie, 156. 
Dienft der, 157 ff. 
Generaf-Aubitoriat, 67. 
Bergwerts⸗ und Salinen -Abmini- 
ftration, 48, 50. 
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Eonfervatorium, 385. 
Direction der Verkehrs: Anſtalten, 55, 
61. 

” Lotto Abminiftcation, 5L. 
Duaruermeiſterſtab, 66, 
Seeretär, 19 (6). 
Zollabminiftration, 62. 

Gerichte, 25, 96. 

Gerichiliche Polizei, 372. 

Gerichts· Aerzte, 38. 

Gerichiebarkeit, freiwillige, 110. 

Gerichtstagen, 415 ff. 

Geſammtminiſterium, 16, 

Geſandte, Ausftellung und Bifirung von 
Paßſen durch fie, 167, 169, 

Gefellenftand, 312. 

Geſetz und Regierungeblatt, Debit bes, 

412. 

Gefinde-Orbnung, 231 (8). 

Geſtütweſen, 299. 

Geſundheit, Schutz der, 232. 

Getreibehanbel, 206. 

Getreibemagazine, 207. 

Getreibemaß, 353. 

Gewerbe des Staates, 401: 

Gewerberath, 325. 

Gewerbs· Conceſſion, 814, 316 ff. 

Gewerbe-Rammer, 327. 

Gewerbs- Privilegien, 321. 

Gewerbſchulen, 306. 

Gewerbſteuer. 444. 

Gewerbs-Bereine, 319. 

Gewerbs · Weſen, 305 fi. 

Gewicht, Aufficht auf, 250. 

Gewicht · Syſtem, 352. 

Gifte, Auffigt auf, 236. 

Goldwaaren, Verkehr mit, 249. 

Goitesdienſt, Schu desfelben, 228. 

Grabationafempel, 422, 

Gränzbezict, 430. 

Gränzwade, 64. 

Gränzgollämter, 64. 

Grundrentenſchuld, 466. 


. Grunbfleuer, 438. 





Güterarronbirung, 286. 
Gymnafien, 376 fi. 


8. 


Hagelichaben, Verſicherung gegen, 269. 
‚Hallen, 360. 
Handel, Sorge für ben, 328. 
Handel und öffentliche Arbeiten, Mini- 
ſterium für, 55. 
Hanbels-Firma, 358. 
Handelsgremium, 858. 
Hanbelstammer, 327. 
Handelsrath, 326. 
Händlungs-Eonceffionen, 356. 
dandwerte, Förderung ber, 309 ff- 
Hauptbudy ber Finanzbehörden, 477. 
Hauptzollämter, 64 
Haus, königliches, Miniſterium des, 21,22. 
Hausardjiv, geheimes, 28. 
Saufirhanbel, 857. 
Hazarbfpiele, 226. 
Häuferfteuer, 441. 
Häusliche Orbnung, 230. 
‚Hebammen, 241. - 
Heberegifter, 476. 
Heeresergänzung, 487. 
Hegegeit ber Wieſen, 290. 
‚Heimathlofe, 172, 174 ff. 
Hochſchule, techniſche, 309. 
Hofrehnungsrevifionaftelle, 53 @). 
Hohe Polizei, 210 (4). 
Hofgreihte, 301. 
Oufbeſchlagſchule, 258 (3). 
Hunde, Aufficht auf, 233. 
Hltfebeblrftige, Verpflegung ber, 191. 
‚Hütfetaffen, 187. 
‚Hüttenämter, 51. 
Hppotfeten-Aimt, 118. 
Ovpotheten · und Weffeisant, 298. 
«Briefe, 121. 
“Bud, 117. 
«Zaren, 419. 
Weſen, 116. 
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Jagdfrevel, 289. 

Jagdkarte, 288, 

Jagdtecht, 286, 287. 

Iahrmärkte, 354. 

Impfung, 237 (2). 
ImbuftrierAusftellungen, 324. 
Imduftrie-Unterftügungsfonbe, 405. 
Inneres, Kammer für basjelbe bei ber 

nm ‚Rreißregierung, 69, 

Minifterinm für basfelbe, 32. 
Imfpectoren beim Bauweſen, 60. 

„ für bie Brandverficherung, 60. 
Inventarifation bes Nachlaſſes, 115." 
Imventuren, Taren von, 417. 
Ionrnal, 476, 

Irrenanſtalten, 244. 
Suftigminifterium, 24. 
Suftigfaden, 125 fi. 
Juſtizverwaltung, 107 fi. 


Kalenderftempel, 422 (2). 

Kammer ber Finanzen, 81. 

„des Innern bei den Kreisregierungen, 
69 fi. 

Kammern beiben Kreisregierungen, 

Kantons · Aerzte, 39. 

Kartenſtempei 14, 22 (2). 

Kaffen- und Rechnungsweſen, 740. 

Katafler Auszug, f. auch Grund- und 
Häuferfteuer, 439, 

Kiesgruben, 330 (3). 

Kinder, Sorge für, 234. 

Kinder, Bertvenbung in Fabriten, 235. 

Kirgen- und Schul · Angelegenheiten, 
des Innern für bie, 


PR PEAEN 

Kräße, 238. 

Krantenhausbeiträge, 191, 199 (8), 244. 
Krantenhänfer, 191. 
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Kreisamteblätter, 3 (4). 

„ Debit der, 412. 
Kreisbanrath, 59. 
Rreigeintheilung, 5. . 

Kreise Gewerbs- und Handelstammer, 
327. 
Kreis-Hülfscafien, 187, 298. 
Kreis-Raffe, 70. 
Kreig-Mebicinafrath, 38, 
Kreisregierungen, 35, 40, 68 ff. 
Kreis und Stabtgerichte, 30. 
Kreis-Strafien, 329. 
Kriegelaften, 498, 
Kriegeminifterium, 64. 
Kronanwälte, 44 (5). 
Kunft, Förderung ber, 886. 
Kuppler, 226. 


®. 


Land, beffen Eintpeilung für bie Ber- 
waltung, 5. 

Landeommiffariate, 36. 

Landes-Directionen, 68. 

Sanbes-Geftüt, 299. 

Landgerichte, 6, 31, 36, 89, 95. 

m ®efegung ber, 90. 

Landgerichte, Wirkungsfreis ber, 92 r 

Landgerichts. erzte, 38. 


69. | Sandfirafen, 329. 


Landſtreicher, 174, 

Landwehr, 500. 

Landwirthſchaft, Förderung ber, 282. 

Landwirthſchaftiiche Centralſchule, 293. 

Landivirthſchaftliche Schulen, 58, 293, 
806. 


Landwirthſchaftlicher Berein, 295. 
Sateinfhulen, 375 ff. 
Lebensverſicherungs Anſtalten, 186. 
Legitimations · Papiere von Fremden, 
166, 168. 

Lehenherrliche Gefälle, 402. 
Lehre bei Handwerken, 310 ff. 

bei Handelsgewerben, 855. 
Lehrer an Lateinſchulen, 374. 
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an beutfchen Schulen, 364. 
Lehrvertrag, 311. 
Leichenbeſchau, 284 
Leih · Anſtalten, 186 ff. 
Leinpfad, 334, 
Lienzen, 316. 
Liquidation bei ber Grundſteuer, 439. 
der Staatsihulden, 460, 461. 
Local-Armenpflegfcpaftsrath, 189. 
Socal-Polizei, 156. 
Local-Schulinfpector, 368. 
Sfc-Requifiten, 259. 
Lobntutſcher, 344. 
Looſen ber Eonferibirten, 489. 
Lottobehörben, 51. 
Lotto-Eollecteur, 52. 
Lotto-Oberämter, 52. 
Lotto-Regale, 411. 
Lotto-Stempel, 412. 
Aubiwigs-Canal, 335. 
Lyceen, 380. 


M. 


Mätter, 358. 
Märkte und Mefien, 354. 
Magazine, Getreide-, 207. 
Mogiftrat als Polizeibehörbe, 36, 155, 
276, 278. 
Manual, 477. 
Manualakten der Abbocaten, 149. 
Malz · Aufſchlag, 424. 
Beſtimmung des, 462. 
Muhhlen, 425. 
Marſchweſen, 495. 
Maß und Gewicht, 352. 
Aufficht auf, 250. 
Medieinal: Comite, 38. 
«Gewicht, 358. 
„Polizei, 234. 
Weſen, 34, 37. 
Meifterprüfung, 313. 
Meflen der Conferibirten, 489. 
Meffung der Grunbftüde, 435. 





Miethfteuer, 442. 

Militär, Mitwirkung besfelben für bie 
innere Orbnung, 161. 

ilitär-Anfehen, 469, 

Militär-Verwaltung, 486. 

Dineralquellen, 243. 

Minifterialtefeript, 2, 20 (4). 

Minifterien, einzelne, 21 ff. 

Minifterium, das gefammte, 16. 

Mobiliar-Feuerverficherung, 266. 

Mobilifirung der Stantefguld, 462 (1). 

Müller, Verpflihtung ber, 

Münbliges Verhör, 128. 

Münzen, Auffiht auf, 249. 

Münzwejen, 350. 


N. 


Nochliſe Sei De Gemerbefener, 449. 
m Grumbftener, 440. 
Natural-Einquartierung, 496. 
Naturwiſſenſchaſtlich - techniſche Commife 
fion, . 

Nebenzollämter, 64. 

Niederlagen, gewerbliche, 318. 
öffentliche, 860. 

Normalanlage ber Gewerbfteuer, 445. 

Notariat, 123, 

Nummerntauf, 493. 


O 


Oberämter file ben Pofl- und Eiſen⸗ 
bahnbetrieb, 62. 

Ober · Appellationsgericht, 27. 

Ober ·Aufſchlagamt, 46, 70. 

Oberconfiftorium, 42. 

Ober · Medieiual ⸗Ausſchuß, 37. 
Rath, 32, 37. 

Dberfte Baubehörde, 55, 58. 

Oberfter Rechnungshof, 53. 

Obervormundſchaft, 111. 

Obfiguation des Nachlaſſes, 115. 

Official· Anwaliſchaft, 144 (4), 148. 

Ortspolizei, 278. 

Ortstafeln, 333. 
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Vapiergeld, Aufſicht auf, 249. 

Barticnlar-Malzmühlen, 426. 

Pahlarten, 166. 

Vaßweſen, 165 fi. 

Vattonattecht, k., 40. 

Vegel, 255. 

Penfiond · Anſtalt, für die Relieten ber 
Abvofaten, 146. 

Penſions · Amortiſationscaſſe, 463. 

Kaſſe für Die Relikten ber Aerzte, 186 

Perception, |. Erhebung. 

Pfanbhäufer, 188, 

Blarr-Wittwen- u. Unterſtiltzungs-Caſſe, 
43. 

Vferdeucht, Förberung der, 299. 

Pflegſchaſtsweſen, 114. 

Pharmacopea bavar. 242. 

Pocen · Impfung, 237. 

Volizei · Aufſicht, 274. 

Direction in Münden, 36 (2), 

Gerichtsbarleit, 272. 

Strafen, 275. 

Stunde, 226. 

Berwaltung, 153 ff. 
Polytecjnifge Schulen, 308, 
Polgtegjnifcper Verein, 324. 
Porto ber Poſt, 345, 409, 

Voft als Bertepremitiel, 343. 

als Regale, 

Boftämter, 62. 
BVofbeeinträgptigung, 344. 
Praſident ber SKreisregierung, 86. 
Praluiſche Aerzte, 240, 

Praris der Rechtscandidaten, 
Vreßpolizei, 210. 

Privilegien, Gewerbs⸗, 821. 
Proeeß, ber bürgerliche, 128. 
Brofefforen an Gymnaſien, 373, 

an Lyeeen, 381. 

an Univerfitäten, 383, 
Projectirungs-Conceffion, 837. 
Brotocollstage, 417. 

o). 
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Proviſorium der Grundſteuer, 434, 485, 
Hei Kirchen und Pfarthoſbauten, 139. 
Prüfung ber Apotheler, 242. 
der Geſellen, 313. 
der Lehrlinge, 312. 
Prüfungen für bie Befähigung zum 
Staatsdienft, 10, 
für das Lehramt am lateiniſchen Schu 
len und Gymnaſien, 374, 378, 
Prufungs · Ausſchuß bei Anlage der Ger 
werbfteuer, 446. 
Eommiffionen für Gewerbe, 313. 


O. 


Qualificationsbebingungen für das Bau- 
weſen, 61. 
für den Forftbienft, 39. ’ 
für das Lehramt an den lateiniſchen 
Schulen, 374, 
für das Lehramt an den. Gymnafien, 
378. 
für das Lehramt au ben Lyceen, 381. 
zum afabemifchen Lehramte, 383. 
für bie ärztliche Prarie, 239. 
zum Schullehrer, 364. 
Dualificationsvorjgriften im Allgemeis 
nen, 9 
Quartierfaft, 495. 
Duartiermeifterftab, 66. 
Duatembergelter, 407. 


» | Ouittungen ber Finanzämter, 473, 


NR. 


Radicirte Gewerbe, 314. 

Rabfelgen, Breite ber, 331. 

Reale Gewerbe, 314. 

Real-Syftem bei ber Behörben-Drganis 
fation, 11, 17. 

Rechnung über die Armenfonds - Bere 
waltung, 200. 

Rechnungshof, oberfter, 53. 

Rechmungstammer, 53. 

Rehnungsftellung ber Finanzämter, 480. 
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Rechnungsſtellung des Vormunds, 118, 
114. 
Rechnungeweſen des Gtantes, 479. 
Recognitionsicpein, des Hnpothefen-Hn- 
tes, 121. 
Reerntirungsrath, 490. 
Rectorat ber lateiniſchen Echulen, 375. 
der Grumafien, 379. 
Recurs in Polizeiſtrafſachen, 280. 
Recurdrecht der Advocaten gegen Die- 
Gipfinarftrafbefäptüffe, 152. 
Nebaction bes Geſetz · und Regierungs- 
Blattes, 32, 35. 
von Zeitungen, 212. 
Regalien, 405 ff. 
Regierungen, ſ. Kreitregierung. 
Regierungeblatt, Debit besfelben, 412. 
Regiminalverwaltung, 33, 71, 154. 
Regifter Über Bagunten, 177. 
Reichsarchiv, 35. 
Religion, Schub der, 224. 
Reluition ber Landwehrdienſte, 501. 
Rentärnter, 224. 
Mequifition ber Gendarmerie, 159. 
bes flehenben Heeres, 223. 
Reſeript, 13. 
Revierförfter, 49. 
Revifionebehörben, 46, 52. 
„Revifion ber Staatorechnungen, 482. 
Robung, Verbot ber, 304. 
Ruftitalftener, 435. 


©. 


Salinen-Abminiftration, |. General-®. 
Behörden, 51. 
Sorte, 48. 
Galpeterregale, 406 (6). 
Salzämter, 51. 
Salzregale, 405. 
Sammlungen des Staats, 385. 
Scamitätspofizei, |. Gefunbheit. 
Schaben, ber bei Aufläufen entftehenbe, 
220. 
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Schafzucht, Förderung ter, 300. 
ES heide-Münze, 35 
Scheintodt, 234. 
Schifffahrt, Förderung der, 333 ff. 
Schließung von Vereinen, 215. 
Scholarchate, 40, 
Schubfuhrwerle. 177. (5 
Schüblinge, 177. 
Schul. Angelegenheiten, Minifterium d. 
$. für die, 39. 
Sculsücer-Berlag, 41. 
Schuldenweſen des Staats, 458 ff. 
Schulgeld, 
Säullchrer, 364 ff. 
Seminarien, 364, 
Squlpfucht 361 (1). 
Schutzwaldungen, 804. 
Seminarien für Bilbung ber Schullch- 
ver, 364. 
für Erziehung, 879. 
Senate bei ben Appell.» Gerichten, 29 (8). 
beim Ober · Appell.Gerichte, 27, 108. 
Senfale. 358, 
Sicherheitspolizei, 208. ff. 
Siegelung des Nachlaſſes, 115. 
Signal vor Einfcreitung der bemwafine- 
ten Mad, 293. 
Simplum der Grumdfteuer, 438. 
ber Hausfteuer, 443. 
Sittliceit, Schu ber, 2. 
Sparfafen, 184, 
Specialtaffen der Schuldentilgungs-An« 
ftalt, 46. 
Spiele, verbotene, 226. 
Sporteln, 418 fi. 
Staatsamwaltfchaft, 26, 138. 
Staats ⸗ Archiv, geheimes, 28. 
Ausgaben, 456. 
Coneurſe, 10. 
Dienſab piranten, 34. 
Domänen, 397 fi. 
Forften, 897 fi. 
Gebäude, 394 ff. 
Gebiet, |. Land, 
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Handbuch, 32 (2). 
Minifterium, ſ. Minifterium. 
Bolizei, 210 (4). 

Rath, 15, 9. 

Raths · Ausſchuß, 104, 

Schuldentilgungs⸗ Commiſſion, 

458. 

Säulventilgungs-Berwaltung, 458. 

Strafen, 329. 

Verbrechen, Abwehr von, 218. 
Stadteommiſſär, 36, 155 (4). 
Stabigericht, 30. 

Stabtgerichtsärzte, 38, 
Stationen ber Gendarmerie, 156. 
Statiftifihes Bureau, 55. 
Stellwagen-Inhaber, 844. 
Stempelgefälle, 422, 
Steuerbefinitioum, 484. 
Steuer-Capital, 435 (5). 

Katafter-Tommiffion, 47 (4). 

Liſten bei der Gewerbfleuer, 446, 

Vroviſorium, 435 (5) 

Prlfungs-Auefguß bei ber Gewerb⸗ 

fieuer, 446. 
Prufunge · Aueſchuß Bei der Eapital-, 
renten · und Einfommenfteuer, 453. 

Simplum bei ber Grunbfteuer, 438. 

Steuer-Simplum bei der Häuferfteuer, 
443. 

Strafanftalten, 141. 

Strafgelber, 413. 

Strafgebote ber Polizei, 163. 

Straßen, 329. 

Stubienlehrer, 374, 

Subferiptiong-Anlehen, 468. 

Sühneverſuch, 126. 

Superrevifion der Rechnungen, 484. 

Synoben, bie proteftantifchen, 42. 

Syphilis, 237. 


46, 


T. 


Zänbler, 248 
Tagebuch, 476. 
Tagfahıttage, 417. 





Regifter. 


Zanuuſit 225. - 
Zarif der Ganalgebüften, 336, 411. 

der Eifenbapnen, 340, 410, 

ber Poſt, 345, 409. 

ber Telegraphen, 349. 

der Zölle, 429. 

Taufh ber Nummern unter Couferi 
Sitten, 493. 
Taratoten beider Grundſteuer, 437 (1). 
Tare bei Abgabe von Forfiprobucten, 
39. 
für Veniltzung der Eilwägen, 409. 

für Gewerbsprivilegien, 822 (3). 

der Lebensmittel, 207, 250. 

geiiffer Dienfe, 250. 

Tagen, 413 fi. 
Tarfteiheit, 416, 419. 
Techniſche Hochſchule, 308. 
Telegraphen · Amt, 62. 

Weſen, 348, 410, 
Theuerungspolizei, 205 ff. 
Thierargneifchule, 258, 

Tilgung der Staatsjhulben, 461. 
Tilgungscaffe, 463. 
Todtenbeſchau, 234, 

Transport von Baganten, 177. . 
Trift, 400. 

Tröbler, 248. 

Tumult, 219. 

u 
Ueberſchwemmungen, Borkehr gegen, 255. 
Uferfjuß, 256. 

Umwandlung ber Forſtrechte in Gelb» 
feiftungen, 301. 

der Strafen, 276. 

Unglüdsfälle, Vorlehr gegen, 233. 
Univerfitäten, 382. 

Unmäßigfeit, 226, 

Unfittligpleit, Belämpfung ber, 225. 
Unier · Auffqhlager, 46, 426. 

Gerichte, 30, 92, 95. 
Unterrit, 40, 41. 

Religions, 227. 


Unterftügung der Armen, 190, 196 ff. 
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Unterftügungsfonds für Inbuftrie, 805. 
Unterftügungsverein fir das Amts u. 
Kanzleiperfonal, 186. 
für Oberbayern, 186 (7). 
Unterfupung in Gteaffällen, 137. 
Unterfuhungsrichter, 97. 


V. 


Baganten · Regiſter, 177. 
Weſen, 174. 
Beräuferung von Stantsrealitäten, 403, 
Verein zur Ausbilbung ber Gewerke, 324. 
landwirthſchaftlicher, 295. 
Bereine, Gewerbe, 319. 
Vereine umb Verſammlungen, Aufficht 
auf, u 
Verfahren bei abminiftratio - contentiöfen 
Sachen, 136. 
im Civitftreitfaden, 128. 
bei Dieciplinarfällen von Abbolaten, 
151. 
in Dypothelenſachen, 119. 
in Noariatsſachen, 125. 
in Polizeiſtrafſachen, 279. 
ber Sirafgerichte, 187. 
in Tarſachen, 420. 
Vergleichungsverſuch, 126. 
Verhalnißzahl bei ber Grundſteuer, 438 
a. 
bei der Häuferfiener, 448. 
Berhör, mündliches, 128. 
Bertehre-Anftalten, 348. 
General-Direction ber, 55. 
Berlaffenfepaften, Behandlung der, 
Berleihung von Gemerbsconceffionen, 
316. 
Bermägtnißtaxe, 418. 
Verpflegung Hälfebeblirftiger, 191. 
Berſammlungen, Auffiht anf, 216. 
Berfierungen, |. Gebäude, Hagel, 
Lebeng-, Mobilien-, 
Berficherungsanftaften, 259. 
Berforgungshäufer, 202. 
Verſteigerung ber Forſtnutzungen, 899, 


Poezl, bayer. Verwaltungsrecht. 
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ar Öffentliche Beglaubigung ber, 


Verwahrloste Kinder, 178. 
Beterinärwefen, 258, 
Bichfaht, 406. 
Viehſeuchen, 258. 
Biehverficieruüg, 259. 
Bittualienpofigel, 235. 
Viſirung von Päffen, 165, 170, 
Bifitation, ärztliche ber Eonfcribirten, 489, 
Vifitation ber Caffen, 476. 
Bormundſchafteweſen, 111. 
u zum Bagantentransport, 177, 
G). 
für Militärtcansport, 498, 500. 
Borunterfuhung, 92. ° “ 


W. 


Wachen, 248. 

Waffen, Verbot gewiſſer, 232. 

Waffengewalt, Anwendung ber, 
gegen Aufftand, 223. 

Wahlen, Leitung ber, 71. 

Walbbrände, 253. 

Waldſchutz, 303. 

Wanderbůcher, 167 (8). 

Waſſer, Benügung besfelben, 282 ff. 

Waſſersgefahr, Abwehr ber, 255. 

Wafferftragen, 333. 

Wechſelbank/ 298, 

Big. und Werkmeiſter, 60. 

Begmader, 60 (N). 

Weiderecht, 289. 


. |@Bitofejaben, 257, 


Wintelagenten, 145. 
Wirthſchaftapolizei, 281.- 
Wittwen und Waifen von -Advolaten, 
146. 
ber Lerzte, 186, - 
Fonds · Beiträge der Staaisdiener, 
466. 
Wohlthätigkeitoſtiftungen, X4,. 196. 
Wohnungen, Sorge für geſunde, 235. 
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